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Einleitung l 

Der Einkommensbegrlff ist unhaltbar, weil es ganz unmöglich ist die 
Gröfse des Einkommens zu ermitteln. 
Enter TeiL Einkommen and Einkommeniverteilmig im allgemeinen. 
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Die historische Entwickelung des Begriffes „Volkseinkommen**. — Die 
Merkantilisten. — Die Physiokraten. — Adam Smith. — Rioabdo. — 
J. B. Say. — Die HBBMANN-SoHMOLLSBSche Theorie. ~ Die Er- 
mittelung der Gröfse des Volkseinkommens. — Die sog. „reale 
Methode**. — Die sog. »personale Methode**. 

3. Kapitel. Einkommensverteilung in der Volkswirtschaft im 

allgemeinen 62 

Die yerschiedenen Gröfsen des (Einzel-) Einkonmiens: EUend — Ar- 
mut — Dürftigkeit — Wohlstand — Reichtum. — Die Frage nach 
den Ursachen der ungleichen Gestaltung (Gröfse) des Einkommens 
bei Ad. Smjtu und seinen Nachfolgern. — Welchen sog. Gesetzen 
unterliegt die Gestaltung der einzelnen Einkommenszweige (die Ver- 
teilung des Einkommens) ? (Cabby und Bastiat). — Welche Gestaltung 
der Einkommensverhältnisse im ganzen Volke (welche Verteilung 
des Volkseinkommens) ist die gedeihlichste? — Die Bedeutung der 
grofsen Einkommen. -— Die Frage nach der Verteilung des Volks- 
einkommens bei RoDBBBTDS und den Neueren. — Die Verteilung 
des Volkseinkommens in einem ganzkommunistischen Gemeinwesen. — 
Die Verteilung des Volkseinkommens in einem halbkommunistischen 
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Gemeinwesen. — Die Verteilong des Volkseinkommens im'^heatigen 
Staate. — Die Frage der gerechtesten Einkommensverteilung bei den 
Schriftstellern aus der Zeit der französischen Revolution (Jedem 
nach seinen BedOrfhissen — Jedem nach seinen Leistungen). 

4. Kapitel. Einkommensquellen und Einkommenszweige ... 86 
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Die günstige Lage als Ursache der Grundrente. — Ursachen, welche 
auf eine Steigerung der Grundrente hinwirken. — Ursachen, welche 
auf eine Verringerung der Grundrente hinwirken. — Die Bergwerks- 
rente nach Smith und Ricabdo. — Die Entstehung der städtischen 
Grundrente. — Die Ursache (Entstehung) der Grundrente nach 
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Das ^Hand- und Lehrbuch der Staats wissensehafteii in selbstän- 
digen Bänden*' soll — wie dies übrigens in der Natur eines derartigen 
litterarisehen Unternehmens gelegen ist — nicht die abstrakten Grund- 
sätze bestimmter wirtschaftlicher Parteien zum Ausdruck bringen, son- 
dern die betreflfenden Materien, die es behandelt, nach der gegenwär- 
tigen Sachlage und dem heutigen Stande der Wissenschaft in objektiver 
Darstellung klarzulegen bestrebt sein. Dies gilt selbstredend auch von 
dem vorliegenden Bande, der die Lehre vom Einkommen und seiner 
Verteilung zum Gegenstande hat und gewissermafsen die. communis 
opinio der heutigen Nationalökonomie über diese Partie ihrer Wissen- 
schaft zum Ausdruck bringen soll. Ich glaube jedoch dieser Tendenz 
nicht zuwider zu handeln, wenn ich mir das Recht wahre, meine Son- 
dermeinung dort, wo sich dieselbe mit jener „communis opinio*' nicht 
im Einklänge befindet, unumwunden auszusprechen, und dies gilt gleich 
von vornherein vom Begrifife des Einkommens überhaupt. 

In der heutigen Nationalökonomie, speciell in demjenigen Teile 
derselben, der sich mit der sozialen Frage beschäftigt, ist so vielfach 
vom Einkommen — vom Einkommen der Einzelnen, vom Einkommen 
der verschiedenen Bevölkerungsklassen, vom Volkseinkommen, von der 
Verteilung des Einkommens u. dgl. m. — die Rede, dafs man unwill- 
kürlich zu der Annahme gedrängt wird, die Lehre vom Einkommen 
bilde den Kern der gesamten nationalökonomischen Wissenschaft, und 
es sei demgemäfs von der allergröfsten Bedeutung, den Begriff des Ein- 
kommens richtig zu erfassen. Sieht man jedoch etwas genau zu und 
versucht man es, nur ein klein wenig unter die Oberfläche zu dringen, 
so zeigt sichs, dafs es absolut unmöglich ist, den Begriff des Einkom- 
mens derart genau zu umschreiben, dafs man ihn im praktischen Leben 
Überhaupt auch nur brauchen kann. Unbegreiflich erweise ist es bis- 
her keinem einzigen der zahlreichen nationalökonomischen Schriftsteller 
eingefallen, diese Unmöglichkeit einer genauen Feststellung des Ein- 
kommensbegriffes klar und deutlich hervorzuheben. In der gesamten 
nationalökonomischen Litteratur wird der Einkommensbegriff immer nur 
theoretisch und abstrakt erörtert. Man ist bestrebt, den Begriff des 

Klbiitwachtbb, Das Einkommen« 1 
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Einkommens von den verwandten Begriffen der ^Elnnabme^ und des 
^Ertrages*' mSgliehst scharf abzugrenzen ; man erörtert mit aller Gründ- 
lichkeit die Frage, welche Einnahmen regelmäfsig wiederkehren, welche 
nicht; welchen Teil seiner Einnahmen der Einzelne ohne Schädigung 
seiner wirtschaftlichen Existenz jährlich verzehren darf und welchen 
nicht; man streitet darüber, ob die Einnahme und das Einkommen 
nur aus materiellen oder auch aus immateriellen Gütern bestehen; ob 
die Einnahme und das Einkommen nur aus solchen Gütern bestehen, 
die von aufsen in die eigene Wirtschaft hereinkommen, oder ob hierzu 
auch diejenigen Güter zu rechnen seien, die innerhalb der eigenen 
Wirtschaft neu entstehen, — kurz man streitet über alles Erdenkliche 
und erörtert alle möglichen Fragen, aber man streitet und erörtert in 
abstracto, und kein einziger der betreffenden Schriftsteller legt sich ganz 
konkret die Frage vor, aus welchen bestimmten und namentlich be* 
nannten Gütern das Einkommen eines beliebigen Menschen (sagen wir: 
eines Gewerbetreibenden dieser Kategorie oder eines Gutsbesitzers, eines 
Advokaten, eines Beamten u. s. w., der unter diesen oder jenen Verhält- 
nissen lebt) bestehe. Legt man sich aber diese Frage vor und versucht 
man es, dieselbe ganz bestimmt zu beantworten, und hält man sich gleich- 
zeitig hierbei klar vor Augen, auf welche Weise der Begriff des Ein- 
kommens überhaupt entstand, so zeigt sich sofort, dafs es ganz un- 
möglich ist, denselben derart scharf zu formulieren, dass man ihn im 
praktischen Leben handhaben kann. 

Unter den zahlreichen nationalökonomischen Schriftstellern, die 
sich mit der Lehre vom Einkommen befassen, sind es nur zwei, die 
die Frage nach der Entstehung des Einkommensbegriffes so nebenbei 
streifen, und denen die Schwierigkeiten, welche sich seiner klaren Prä- 
oisierung entgegenstellen, in verschwommenen Umrissen vorgeschwebt 
zu haben scheinen. Es sind dies Hermann und Röscher. In seinen 
„Staatswirthschaftlichen Untersuchungen*' (2. Aufl. S.583, Anmerkung**)) 
sagt Hermann: 

„In bürgerlich entwickelten Völkern ist die Mebrzabl genötigt, den bei weitem 
gröfseren Teil ibrer BedQrfnisse yon Anderen einzatanscben. Daher die Gewohn- 
heit, den Ertrag des Erwerbs, den man verzehren darf, als von Anderen kommend, 
als Einkommen zu betrachten, ohne auf die ursprQnglicb zur eigenen Verfügung 
hergestellten Güter zu sehen, womit man jenes Einkommen im engeren Sinne 
nur eintauscht.'' 

Und in Ähnlicher Weise sagt Röscher („System*' I, § 145): 

«Eine genaue Buchführung, welche diese drei Bestandteile des Einkommens'' 
(d.i. das rohe, reine und freie Einkommen) ^sondert, wird immer gewöhnlicher 
(Wirtschaftbilanz) .... Die niederen Kulturstufen mit ibrer poetiscben Gemütlich- 
keit sind jedem solchen Kalkül feind. Und es ist auch wirklich beim Vorherrschen 
der Naturalwirtschaft ein genaues Bucbbalten kaum durchführbar . . . .* 

Beiden Autoren hat hier ein richtiger Gedanke unklar vorgeschwebt. 
Beide deuten ganz richtig an, dafs der Einkoramensbegriff erst im Laufe 
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der Zeit, und zwar mit dem Aufkommen der TauachwirtBchaft (Her- 
hakk) oder mit dem Aufkommen der Geldwirtsobaft (Boscheb) ent- 
stand. HEBMAim deutet femer ganz richtig an, dafs zum Einkommen 
nicht nur die von aufsen in die eigene Wirtschaft hereinkommenden, 
sondern auch die innerhalb der eigenen Wirtschaft neu entstehenden 
Güter gehören. Ebenso deutet Roschbb ganz richtig an, dafs zur Zeit 
vorherrschender Naturalwirtschaft eine genaue Buchführung „kaum durch- 
flüirbar^ ist, d. h. also, dafs der Einkommensbegriff, der erst mit der 
Buchführung entsteht, vorher, d. i. zur Zeit vorherrschender Natural- 
wirtschaft, gar nicht entstehen konnte bezw. mit der Naturalwirtschaft 
unvereinbar ist Keiner von beiden Autoren aber bat die richtigen 
Gedanken, die ihm vorschwebten, bis zu Ende gedacht, sonst hätten 
beide zu dem Besultate gelangen müssen, dafs mit dem Begriffe „Ein- 
kommen^ gar nichts anzufangen ist, weil er gewissermafsen wie eine 
gallertartige Masse ist, die Einem zwischen den Fingern hindurchrinnt, 
wenn man sie anfassen will. 

Das Wort „Einkommen^ bedeutet nämlich „etwas, das von auüsen 
hereinkommt^, auf die Wirtschaft bezogen, also: etwas, das von aulsen 
in die eigene Wirtschaft hereinkommt. Dasjenige, was nicht von aufsen 
hereinkommt, sondern im Innern des eigenen Hauses oder der eigenen 
Wirtschaft entsteht, erscheint demgemäfs zunächst nicht als „Einkom- 
men^. Aus diesem Grunde wird selbst der gebildete Laie, wenn man 
ihm die Frage vorlegen würde, welches „Einkommen^ etwa Bobinson 
auf seiner Insel hatte, verdutzt dreinschauen und höchstwahrscheinlich 
erwidern, dafs man bei Bobinson von einem „Einkommen^ überhaupt 
nicht reden könne, sondern dais der Mann einfach von dem Fleische 
der erlegten Tiere und von den eingesammelten Früchten lebte. Und 
was von Bobinson gilt, das gilt überhaupt von der isolierten Wirtschaft, 
d. h. von derjenigen Wirtschaft, die mit anderen Wirtschaften gar nicht 
oder doch nur ausnahmsweise im Verkehre steht Aus diesem Grunde 
ist auch der Begriff des Einkommens wilden oder halbwilden Völker- 
schaften vollkommen fremd; wie soll auch der Angehörige eines Jäger-, 
Fischer- oder Nomadenstammes zu dem Begriffe eines „Einkommens" 
gelangen? Er wird wohl davon reden, dafc etwa seine heutige Jagd- 
beute ergiebig war, dafs er heute viele Fische gefangen hat, oder 
dafs seine Herden sich in erfreulicher Weise vermehren, dafs sie ihm 
genügend Milch geben u. dergl. m., aber der Begriff eines „Einkom- 
mens" kann unter derartig einfachen Verhältnissen gar nicht entstehen, 
weil in die Wirtschaft des Betreffenden — wenn ihm überhaupt der 
Begriff der Wirtschaft schon klar geworden ist — nichts von aufsen 
„hereinkommt". Aus demselben Grunde war auch das ganze Mittel- 
alter hindurch der Begriff des Einkommens den breiten Schichten spe- 
ciell der Landbevölkerung noch ganz unbekannt Ja, selbst heute wird 
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der Bauer, wean man ihn nach der Gröfse seines Einkommens befragt, 
in den meisten Fällen in nicht geringe Verlegenheit geraten. Und 
wenn man ihn auf das geerntete Getreide und auf die Milch oder die 
Kälber seiner Kühe verweisen wollte, wird der Mann sicherlich er- 
widern, dafs dies alles doch kein „Einkommen^ sein könne, weil ja 
schon die Felder bezw. die KQhe sein Eigentum waren, d. h. mit an- 
deren Worten, der Mann wird eine unklare Vorstellung davon haben, 
dafs die fraglichen Güter nicht von aufsen in seine Wirtschaft „herein- 
kamen^, sondern innerhalb derselben neu entstanden. 

Thatsächlich taucht — nach Grimm („Wörterbuch*') — das Wort 
„Einkommen*' erst im 16. Jahrhundert in der deutschen Schriftsprache 
auf. Und wenn auch dieses Wort vorher schon in der mündlichen Rede 
in Übung gewesen sein mufste, so beweist sein spätes Eindringen in 
die Schriftsprache doch, dafs der Begriff des Einkommens im deutschen 
Volke sich erst spät herausgebildet hat. Erklärlich ist dies. Der Be- 
griff des Einkommens kann nämlich erst dann allmählich entstehen, 
wenn das Hereinkommen von Gütern in die eigene Wirtschaft so deut- 
lich sichtbar wird, dafs man es so zu sagen mit den Händen greifen 
kann. Und dies ist erst der Fall, wenn Geldstücke regelmäfsig von 
aulsen in die eigene Wirtschaft hereinzukommen pflegen ; jetzt erst wird 
das „Hereinkommen*' bemerkbar und auffallend, weil die Geldstücke Güter 
sind, die der Einzelne unter normalen Verhältnissen in seiner eigenen 
Wirtschaft gar nicht erzeugen kann. Begreiflich ist es ferner, dafs der 
Begriff des Einkommens den verschiedenen Bevölkerungsklassen oder 
Berufsständen nicht gleichzeitig zum Bewußtsein gelangen konnte, weil 
sie nicht alle gleichzeitig von der Geldwirtschaft ergriffen wurden. Der 
Erste, dem sich der Begriff des Einkommens von selbst aufdrängen 
mufste, war der Kaufmann, weil er von Hause aus mit einer bestimm- 
ten Summe Geldes ausgerüstet sein Geschäft beginnt, d. h. weil er für 
sein Geld Waren einkauft, um sie gegen mehr Geld wieder zu ver- 
kaufen, und somit gezwungen ist, seine Geldein- und -Ausgänge kon- 
tinuierlich mit der gröfsten Aufmerksamkeit zu verfolgen und zu kon- 
trollieren. In je weitere Kreise die Geldwirtschaft dann eindringt, d. h. 
jemehr jeder Einzelne gezwungen ist und sich daran gewöhnt, die 
Hauptmasse seiner Erzeugnisse oder Leistungen gegen Geld zu ver- 
kaufen und mit dem so gewonnenen Gelde seinen Lebensunterhalt zu 
bestreiten, desto mehr ist er auch genötigt, sein Hauptaugenmerk die- 
sen seinen Geldeinkünften zuzuwenden, desto mehr Verbreitung erfährt 
der Begriff des Einkommens, Mit anderen Worten; der Begriff des 
Einkommens ist einmal von Hause aus privatwirtschaftlich , d. h. 
er entsteht in der Privatwirtschaft der Einzelnen, weil zunächst der 
Einzelne (nicht etwa das ganze Volk als wirtschaftende Einheit) ge- 
nötigt ist, auf die in seine Wirtschaft von aufsen hereinkommenden 
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Geldstücke zu achten. Zum zweiten ist der Begriff des Einkommens 
ursprünglich ein geldwirtschaftlicher Begriff, ein Begriff, der erst mit 
dem Aufkommen der Geldwirtschaft entstanden ist und entstehen konnte, 
weil die von aufsen in die eigene Wirtschaft hereinkommenden Geld- 
stücke diejenigen Güter sind, bei denen eben das „Hereinkommen^ 
zuerst in die Augen fiel und beobachtet wurde. Und dieser erste Ein- 
druck hat sich dem BewuÜBtsein der Massen so fest eingeprägt, dafs 
selbst heute noch, wenn vom Einkommen die Rede ist. Jeder — und 
zwar auch der Gebildete — zunächst nur an seine Geldeinkünfte denkt. 

Auf die Dauer war allerdings die Einschränkung des Begriffes 
;,Einkommen^ auf die Geldeinkünfte nicht haltbar.*) Es mufste sich 
über kurz oder lang die Wahrnehmung von selbst aufdrängen, dafs es 
neben den Geldeinkünften auch sog. Naturaleinkünfte giebt, d. h. dafs 
es viele Personen gab und giebt, die neben einem bestimmten Geld- 
einkommen noch anderweitige Naturaleinnahmen haben, dafe beispiels- 
weise manche Kategorien von Bediensteten nicht nur ein fixes, in 
barem Gelde bestehendes Gehalt beziehen, sondern dafs sie nebenbei 
eine Natural wohnung geniefsen, dafs ihnen etwa von ihrem Dienstherrn 
das erforderliche Beheizungs- und Beleuchtungsmaterial geliefert wird ; 
ja vielleicht, dafs sie überdies Lebensmittel (wie Getreide, Kartoffeln, 
Gemüse, Milch, Butter, Käse u. s. w.), Kleider oder ähnliche Artikel in 
natura von ihrem Dienstherrn erhalten. Thatsächlich ist es auch für 
den Begriff des Einkommens ganz gleichgültig, ob der Betreffende bares 
Geld in die Hand bekommt, för welches er sich die notwendigen Le- 
bensmittel, die Kleider und die sonstigen Dinge kauft, die man im 
Leben braucht, oder ob ihm alle diese fraglichen Gegenstände in natura 
ins Haus geliefert werden, denn in beiden Fällen kommen irgend welche 
Güter von aufsen in seine Wirtschaft herein. Es war also sehr nahe- 
liegend und erklärlich, dafs man sich bald daran gewöhnte, neben dem 
Begriffe des Geldeinkommens auch den des Naturaleinkommens aufzu- 
stellen und anzuerkennen. 

Indes mufste man bald dazu kommen, den Begriff des Natural- 
einkommens in einem etwas weiteren Sinne aufzufassen. Dafs ein 
effektives Naturaleinkommen vorliege, wenn Jemandem Gebrauchsgegen- 
stände, wie Lebensmittel, Kleider, Brennholz u. s. w. von aufsen fertig 
ins Haus geliefert werden, das — wie gesagt — mufste bald klar er- 
kannt werden, weil hier greifbare Güter von aufsen in die Wirtschaft 
des Betreffenden hereinkommen und in sein unbeschränktes Eigentum 
treten. Bei fortgesetzter und genauerer Beobachtung mufste man jedoch 



1) Zur Vermeidung yon Mir&yerständnissen bemerke ich, dafs ich hier zwischen 
nEinkommen" und ^Einnahme'' noch nicht unterscheide, weil die Abgrenzung des 
Begriffes „Einkommen** von den verwandten Begriffen „Einnahme" und ^Ertrag" 
dem folgenden Kapitel vorbehalten bleibt. 
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allmfthlioh zu der Erkenntnis gelangen, daijs hftnfig Ähnliches statt- 
findet, ohne dals die fragliehen Dinge mit den Hftnden gegriffen wer- 
den können, nnd dies ist der Fall, wenn Jemandem gewisse Reehte 
eingeräumt werden. Wenn man ihm das Recht einräumt, ein fremdes 
Grundstück zu benutzen, etwa sein Vieh auf eine fremde Weide zu 
treiben oder das fragliche Grundstock zu bestellen und die gebauten 
Früchte einzuheimsen; wenn man ihm das Recht einräumt, eine Woh- 
nung in einem fremden Hause zu bewohnen, eine Loge im Theater 
oder Konzertsaale gratis zu benutzen, wenn man ihm einen Diener 
beistellt, ihm eine Dienstequipage oder ein Dienstpferd zuweist u, s. w. 
Alle diese Rechte können nicht mit den Händen gegriffen werden, 
haben aber fttr die Wirtschaft des Betreffenden einen gröfseren oder 
geringeren Wert, mit anderen Worten: es war auf die Dauer nicht 
möglich den Begriff des Einkommens auf die materiellen Güter zu 
beschränken, die von aufsen in die eigene Wirtschaft hereinkommen; 
man mufste sich wohl oder übel dazu entschliefsen, auch die imma- 
teriellen Güter — sofern sie nur von aufsen in die eigene Wirtschaft 
hereinkommen — unter den Einkommensbegriff zu subsummieren und 
gelangte auf die Weise zu der Definition, dafe unter „Einkommen*' 
nicht nur das Geldeinkommen zu verstehen sei, sondern überhaupt alle 
Güter, die von aulsen in die eigene Wirtschaft hereinkommen, und zwar 
gleichgültig, ob diese Güter mit den Händen gegriffen werden können 
oder nicht, d. h. ob sie materieller oder immaterieller Natur sind. 

Im vorstehenden wurde von der Annahme ausgegangen, dafs die 
fraglichen Güter von aufsen in die eigene Wirtschaft hereinkommen, 
allein auch bei dieser Fassung des Einkommensbegriffes konnte man 
auf die Dauer nicht stehen bleiben. Anfänglich — wie gesagt — wurde 
der Begriff des Einkommens auf das Geldeinkommen beschränkt; wenn 
also beispielsweise ein Grundbesitzer seine Grundstücke gegen eine 
Geldrente verpachtet hatte und fem von seinem Landgute in irgend 
einer Stadt von dieser Rente lebte, so unterlag es selbst nach dieser 
beschränkten Auffassung des Einkommensbegriffes keinem Zweifel, dals 
jener Mann ein regelrechtes „Einkommen" habe. Verglich man nun 
diesen Grundbesitzer mit einem zweiten, der seine Grundstücke nicht 
verpachtet, sondern selbst bewirtschaftet und vielleicht den gröfsten 
Teil von dem Ertrage seines Landgutes unmittelbar verzehrt, so muftte 
man notgedrungen zu dem Resultate gelangen, dafs auch dieser zweite 
Grundbesitzer ebenso gut wie der erste ein eigentliches „Einkommen*' 
habe. Zu demselben Resultate gelangte man übrigens aucli auf einem 
zweiten Wege. Wenn man auch anfänglich von der Anschauung aus- 
ging, dafs nur die von aufsen in die eigene Wirtschaft hereinkommen- 
den Geldstücke das eigentliche Einkommen repräsentieren, so mulste 
sich doch bald die Erkenntnis Bahn brechen, dals (wie Hermann in 
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der Eingangs eitierten Stelle andentet) die betreffenden Geldstttoke in 
der Regel (d. b. von Scbenknngen oder dergl. abgegeben) nur dann in 
die eigene Wirtsebaft von aufsen bereinkommen, wenn yorber etwas 
Entspreebendes (d. i. irgend welcbe Güter oder Leistungen) aus der 
eigenen Wirtscbaft binausgegangen ist Man konnte also auf die Dauer 
den Begriff des Einkommens nicbt auf diejenigen Güter bescbrftnken, 
welcbe von aufsen in die eigene Wirtscbaft bereinkommen, 
sondern mufste denselben notgedrungen auch auf diejenigen Güter aus- 
debnen, welcbe innerhalb der eigenen Wirtscbaft neu entstehen. 
Und da es auch hier wieder gleichgültig ist, ob diese neu entstehen- 
den Güter materieller oder immaterieller Natur sind, so gelangte man 
soblielslich mit logischer Eonsequenz dazu, unter „Einkommen^ alle 
Güter zu begreifen, welche neu in die Wirtschaft kommen, und zwar 
gleichgültig, ob sie von aufsen in die eigene Wirtschaft hereinkommen, 
oder ob sie innerhalb derselben entstehen, und gleichgültig, ob diese 
Güter materieller oder immaterieller Natur (also etwa Dienstleistungen 
oder Sachnutzungen) sind. 

Damit ist man aber an einem Punkte angelangt, wo der Einkom« 
mensbegriff schon so dünnflüssig und ätherisch geworden ist, dafs im 
praktischen Leben mit demselben absolut nichts mehr anzufangen ist. 
Und zum Beweise dessen fasse man die folgenden beispielsweise ge- 
wählten Fälle ins Auge. 

Zunächst — um ein Beispiel zu wählen, bei welchem es sich ledig- 
lich um die von aufsen in die eigene Wirtscbaft hereinkommenden, also 
nicht etwa um die innerhalb der eigenen Wii-tscbaft entstehenden Güter 
handelt — vergegenwärtige man sich zwei vermögenslose, in der glei- 
chen Charge stehende Offiziere, von denen der eine bei der Truppe 
dient und somit alles, was er braucht oder geniefst, aus seiner Gage 
bezahlen mufs, während der zweite etwa die Stelle eines Flügeladju- 
tanten bei seinem Souverän bekleidet. Der Flügeladjutant bewohnt 
eine Wohnung im fllrstlichen Residenzschlosse, die selbstredend nichts 
kostet; Beheizung und Beleuchtung kosten begreiflicherweise auch nichts; 
ein oder zwei Diener sind dem Adjutanten aus dem fürstlichen Hof- 
staate beigegeben ; er speist täglich an der fürstlichen Tafel ; allabend- 
lich sitzt er mit seinem Souverän in der Loge im Theater; er fährt in 
der Equipage und reitet auf den Pferden seines Herrn ; er begleitet den 
Landesherm auf allen Ausflügen und Reisen und nimmt an allen Hof- 
festlichkeiten teil. Kurz er führt auf Kosten der landesfllrstlicben Civil- 
liste ein Leben, wie wenn er selbst ein Prinz wäre, und kann infolge 
dessen seine ganze Gage — nach Bestreitung der Ausgaben für seine 
Toilette und einige sonstige Kleinigkeiten — eventuell zur Sparkasse 
tragen, während sein Kamerad bei der Truppe vielleicht kaum genug 
hat, um standesgemäis leben zu können. Jedes Kind wird einsehen und 
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zugeben mttssen, dafs unser Flttgeladjntant sieh in einer nnvergleiehlieb 
besseren materiellen Lage befindet, d. h. also in die Sprache der Na- 
tionalökonomen übersetzt, dais er ein viel greiseres ^Einkommen^ (oder, 
wenn man ganz korrekt reden will: dafs er viel gröfsere ^Einnahmen^) 
hat als der Truppenoffizier, — nun versuche man es aber das „Ein- 
kommen*' oder die „Einnahmen*' jenes Flogeladjutanten in Geld abzu- 
schätzen und bei Heller und Pfennig zu berechnen. Welches „Ein- 
kommen" (welche „Einnahme**) repräsentiert etwa die Teilnahme an 
einer Hoigagd oder an einer sonstigen Hoflfestliohkeit? 

Im vorstehenden wurde mit Absicht ein recht grelles Beispiel ge- 
wählt, dasselbe repräsentiert aber durchaus nicht einen Ausnahmefall, 
wie es auf den ersten Blick vielleicht scheinen möchte; im Gegenteile 
giebt es Millionen Menschen, die sich in einer ganz analogen — wenn 
auch selbstredend nicht immer so glänzenden — Lage befinden. Dies 
gilt einmal von den sämtlichen Bediensteten, die als Hausgenossen ihres 
Dienstherrn leben, also von allen Hofbediensteten der Souveräne, der 
Prinzen, der hohen Kirchenfürsten, von den sämtlichen Erziehern und 
Erzieherinnen, den Privatsekretären und Gesellschafterinnen in den 
reichen oder auch nur wohlhabenden adeligen und bürgerlichen Häusern, 
von dem eigentlichen städtischen und ländlichen Dienstgesinde, sowie 
von einem guten Teile der Handwerksgesellen und -Lehrlinge. Alle 
diese Personen haben ihr eigenes Geldeinkommen (Gehalt, Honorar, 
Lohn), repräsentieren also eine eigene Wirtschaft, geniefeen aber gleich- 
zeitig den freien Lebensunterhalt im Hause ihres Dienstherrn. Dies 
gielt ferner von den unzähligen dürftigen Verwandten, die vielfach auch 
ihr eigenes Einkommen (kleiner Nebenerwerb, Rente eines kleinen Ver- 
mögens, bescheidene Alterspension u, dgl.) haben, die also auch wieder 
in diesem Sinne eine eigene Wirtschaft repräsentieren, die aber von 
irgend einem besser situierten Angehörigen in der Weise unterstützt 
werden, dafs sie entweder ganz im Hause des Betreffenden leben oder 
etwa tägliche Mittagsgäste der Familie sind. Dies gilt weiter von den 
Tausenden und Tausenden der sog. „Lohnwerker**, d, i. von denjenigen 
kleinen Gewerbetreibenden auf dem platten Lande und in der Stadt 
(hier insbesondere die vielen Nähterinnen und Schneiderinnen), die ihr 
Gewerbe im Umherziehen, und zwar im Hause desjenigen, der ihrer 
Arbeit just bedarf, ausüben und hier auch zugleich beköstigt werden. 
Ihnen sind die unzähligen bescheidenen Privatlehrer und -Lehrerinnen 
beizuzählen, die so häufig einen Teil ihres Honorars in der Form einer 
ständigen „Einladung** zum Mittags- oder Abendtische erhalten. Millionen 
von Menschen, wie gesagt, leben unter derartigen Verhältnissen, sie 
dürften aber ausnahmslos in die peinlichste Verlegenheit geraten, wenn 
sie aufgefordert würden, dem eingangs citierten Worte Roschers zu ent- 
sprechen und über ihre „Einnahmen** der gedachten Art genau Buch 
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zu fuhren und jeden einzelnen ^Einnahmeposten*' in Mark und Pfennigen 
genau ausgedrückt in ihr Buch gewissenhaft einzutragen. 

Das Mafs der Schwierigkeiten ist aber damit noch nicht voll. Dafs 
— um auf das früher gewählte Beispiel zurückzukommen — dasjenige, 
was dem Hofkavalier am Hofe seines Fürsten bezw. dem Erzieher 
oder der Erzieherin in dem hochadeligen reichen Hause geboten wird 
(das Leben auf Kosten des Dienstherrn, die Teilnahme an den vielen 
Genüssen, die der BetreflFende nicht separat zu bezahlen braucht), 
thatsächlich ein mitunter sehr namhaftes Einkommen repräsentiert, 
steht aufser allem Zweifel, wenn es auch eine geradezu unlösbare 
Aufgabe ist, den Wert aller dieser Genüsse in Geld zu veranschlagen. 
Wie aber ist die Sache aufzufassen, wenn die gedachten „Genüsse** 
dem Betreffendem kein Genufs, sondern umgekehrt geradezu eine Qual 
sind; wenn ihm die Reisen, die er in Begleitung seines Dienstherrn 
unternehmen mufs, Beschwerden verursachen, wenn ihm der fortwährende 
Besuch von Theatern, Konzerten, Bällen, Soireen u.dgl. die gröfste Lang- 
weile bereitet, kurz, wenn er dies Alles als eine überaus lästige Amts- 
pflicht empfindet? 

Und weiter: Wenn wirklich jedes Gut — und zwar gleiohgiltig, 
ob es ein materielles oder immaterielles Gut ist — , welches von aufsen 
in die eigene Wirtschaft hereinkommt, eine „Einnahme*' repräsentiert, 
dann hat jeder, der eine freundschaftliche Einladung zu einem Mittag- 
oder Abendessen, oder der auch nur eine angebotene Cigarre annimmt, 
einen Einnahmeposten von so und so viel Mark oder Pfennigen in sein 
Buch einzutragen. Ja noch mehr, dann repräsentiert es auch eine „Ein- 
nahme*', wenn man etwa auf der Strafse von einem zufälllig vorüber- 
fahrenden Bekannten eingeladen wird, in seinen Wagen einzusteigen 
und eine kurze Strecke mitzufahren, vielleicht weil dies just eine günstige 
Gelegenheit ist, irgend eine geschäftliche oder sonstige Angelegenheit 
zu besprechen. 

Zu — wenn möglich — noch absurderen Resultaten gelangt man, 
wenn man den Einkommensbegriff nicht nur auf die von aufsen in die 
eigene Wirtschaft hereinkommenden Güter einschränkt, sondern auch 
diejenigen Güter (gleichgiltig ob materiell oder immateriell) zum Ein- 
kommen rechnet, die innerhalb der eigenen Wirtschaft erzeugt werden. 
Wie oben erwähnt wurde, wird gesagt, dafs der Landwirt, der Produkte 
seiner eigenen Wirtschaft unmittelbar verzehrt, ein „Einkommen** habe, 
weil er diese Produkte hätte um Geld verkaufen können, oder weil er 
sie umgekehrt hätte um Geld kaufen müssen. Und ebenso wird ange- 
nommen, dafs der Hausbesitzer, der im eigenen Hause eine Wohnung 
selbst bewohnt, ein Einkommen habe, weil er diese Wohnung hätte um 
Geld vermieten können, oder weil er im entgegengesetzten Falle hätte 
eine Wohnung in einem fremden Hause für Geld mieten müssen. Nun 
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werden bekanntlich heutzutage alle erdenklichen Saohgttter oder Dienst- 
leistungen für Geld gekauft und verkauft bezw. gemietet oder ver- 
mietet; man kann daher den obigen Gedankengang auf jedes beliebige 
Saehgut und auf jede beliebige Leistung anwenden und demgem&ls in 
jedem derartigen Falle ein ^Einkommen^ oder eine ^Einnahme^ heraus- 
rechnen. 

Wer also beispielsweise den ganzen Tag über so recht faul auf 
seinem eigenen Bette oder auf seinem eigenen Divan liegt und eventuell 
die elendesten Schauerromane liest (wenn nur die betreffenden Bücher 
sein Eigentum sind), der produziert sich ein ,, Einkommen^, denn er 
hätte sein Bett oder seinen Divan und seine Bücher an andere um Geld 
vermieten können, oder er hätte umgekehrt das Bett oder den Divan 
vom Möbelhändler und die Schauerromane in der Leihbibliothek mieten 
müssen. Die Mutter, die tagtäglich ihre kleinen wilden Rangen wäscht 
und kämmt, erwirbt damit ein „Einkommen^, denn entweder hätte sie 
fremde Kinder für Geld waschen und kämmen können, oder sie hätte 
einen Badediener und einen Friseur bezahlen müssen, der ihr dieses 
Geschäft an ihren Kindern besorgt. Und selbstverständlich wird dieses 
„Einkommen'' der gedachten Frau um so grö&er werden, je wilder die 
kleinen Bangen sind, d.h. je öfter am Tage sie gewaschen und gekämmt 
werden müssen. Die Familie eines kleinen vermögenslosen Beamten 
mit etwa 1200 Mark Jahresgehalt hat es dann vollkommen in der Hand, 
beliebige Millionen zu erwerben und anzusammeln. Wenn die Frau 
selbst kocht und wäscht, wenn die Töchter recht oft selbst den Fufs- 
boden scheuern, wenn der Mann für seine Frau möglichst viele Gänge 
besorgt und selbst die Kinder unterrichtet, kurz wenn die Leute sich 
gegenseitig alle erdenklichen Dienste und Gefälligkeiten erweisen, wenn 
dann der Himmel überdies so gnädig ist, ein paar schwere und lang- 
wierige Krankheiten ins Haus zu senden, während welcher die Kinder 
von der Mutter mit Aufopferung der eigenen Gesundheit gepflegt werden, 
und wenn, was die Hauptsache ist, die Leute nicht vergessen, all diese 
Dienstleistungen in ihrem Haushaltungsjournal als Einnahmeposten ge- 
wissenhaft zu buchen — denn jeder Dienst hätte um Geld fremden 
Personen geleistet werden können oder hätte umgekehrt von fremden 
Personen um Geld erkauft werden müssen — so wird das „Buch*' am 
Schlüsse des Jahres eine Einnahmesumme von mehreren Zehntausenden 
mit Leichtigkeit aufweisen. Wenn die Betreffenden dann überdies so 
vorsichtig sind, alljährlich von der auf diese Weise als „Einnahme ** 
berechneten Summe einen möglichst grofsen Betrag als „Ersparnis'' ab- 
zuschreiben und auf einem besonderen Folium in Rechnung zu stellen, 
so werden sie nach Ablauf einiger Jahre in der glücklichen Lage sein, 
eine Million oder noch etwas darüber — herausgerechnet zu haben. 

Die vorstehenden Erwägungen sind durchaus keine müfsigen Spiele- 



Digitized by 



Google 



Einleitung. 11 

reien, sondern haben im Gegenteile einen überaus praktischen Hinter- 
grund, und zwar in der modernen Einkommensteuer. Das Einkommen 
soll der Besteuerung unterworfen werden. Dies setzt aber selbstver- 
ständlich eine genaue Umschreibung des BegriflFes „Einkommen*' voraus, 
und demgemäTs versuchen es die verschiedenen Gesetze, den Einkommens- 
begriff zu definieren; der Versuch rou& aber notwendigerweise mils- 
lingen, weil der Begriff des Einkommens — wie gezeigt — un- 
definierbar und unhaltbar ist und die Folge hiervon ist, dafs man 
an der Hand jener gesetzlichen Einkommensdefinitionen zu den haar- 
sträubendsten Resultaten gelangt, die im vorstehenden auseinandergesetzt 
wurden. So bestimmt beispielsweise das Einkommensteuergesetz f&r 
Hamburg vom 26. März 1866 im § 4: 

«Die £inkommen8teuer ist von dem reinen Einkommen oder Erwerb zu ent- 
ricMen, d.h. allen in Qeld oder Qeldeswert (etwaige selbst verwohnte Miete, den 
Wert etwaiger freier Wohnang, Naturallleferungen u. s. f. hinzugerechnet) bestehen- 
den Einnahmen des Steuerpflichtigen, ohne Ausnahme, gleichgiltig aus welcher Quelle 
sie geflossen ....'' 

Ähnlich sagt das sächsische Einkommensteuergesetz vom 2. Juli 1878 
im § 15: 

„Als Einkommen gilt die Summe aller . . . Einnahmen mit Einschlufs des Miet- 
wertes der Wohnung im eigenen Hause, sowie- des Wertes der zum Haushalt ver- 
brauchten Erzeugnisse der eigenen Wirtschaft . . .'* 

Und fast mit denselben Worten, nur etwas minutiöser und genauer, 
sagt der österreichische Entwurf eines Gesetzes, betreflfend die direkten 
Personalsteuern vom Jahre 1892 im § 195: 

„Als Einkommen gilt die Summe aller in Geld oder Geldeswert bestehenden 
Einnahmen der einzelnen Steuerpflichtigen mit Einschlufs des Mietwertes der Woh- 
nung im eigenen Hause oder sonstiger freier Wohnung, sowie des Wertes der zum 
Hanshalte verbrauchten Erzeugnisse der eigenen Wirtschaft und des eigenen Ge- 
werbebetriebes, sowie sonstiger dem Steuerpflichtigen allenfalls zukommender Natural- 
eingänge.** 

Bemerkenswert ist, dafs keine dieser Gesetzesstellen die einzelnen 
Arten oder Zweige oder Bestandteile des Einkommens, die der Steuer 
unterworfen sein sollen, taxativ aufzählt, sondern dafs die in Rede 
stehenden Gesetze das „Einkommen*' ganz allgemein zu definieren be- 
strebt sind. Und der Tenor ist jedesmal: „Unter Einkommen versteht 
manalle in Geld oder Geldeswert bestehenden Einnahmen, 
gleichgiltig aus welcher Quelle sie geflossen.*' Da nun in 
unserer heutigen auf der Grundlage des Privateigentums und der Indi- 
vidualwirtschaft aufgebauten Volkswirtschaft 

!• alle erdenklichen Sachgtiter, 

2. alle erdenklichen Nutzungen dieser Sachgüter und 

3, alle erdenklichen persönlichen Dienstleistungen 

um Geld verkauft und gekauft werden können und demgemäls „Geldes- 
wert haben", so ergiebt sich, dafs der Gesetzgeber alle materiellen und 
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immateriellen Güter, die in die Wirtschaft des Einzelneu treten, nnter 
den Begriff des Einkommens subsumiert wissen will. Und da der Ge- 
setzgeber ansdrücklieb hinzuHigt: „gleichgiltig, aus welcher Quelle sie 
geflossen^, und da er zur Ulustrierung dieser Bestimmung beispielsweise 
von dem „Mietwerte der Wohnung im eigenen Hause** spricht und 
diesem den „Mietwert einer sonstigen freien Wohnung**, d. i. den Miet- 
wert einer freien Wohnung in einem fremden Hause gegenüberstellt, 
und da er ebenso von den „Erzeugnissen der eigenen Wirtschaft und 
des eigenen Gewerbebetriebes** spricht und diesen die „sonstigen 
Naturaleingänge**, d. i. also die Erzeugnisse einer fremden (Land-) 
Wirtschaft oder eines fremden Gewerbebetriebes gegenüberstellt, so 
soll damit unzweifelhaft angedeutet sein, dafs der Gesetzgeber alle in 
die Wirtschaft des Einzelnen tretenden Güter zum Einkommen gerechnet 
wissen will, und zwar gleichgiltig, ob die fraglichen Güter von aufsen 
in die Wirtschaft des Betreffenden hereinkommen, oder ob sie innerhalb 
dieser Wirtschaft neu entstehen. Das heifst also mit anderen Worten: 
der Gesetzgeber definiert den Einkommensbegriff in der nämlichen Weise, 
wie es oben definiert wurde, und zwar so, dafs unter „Einkommen** alle 
Güter verstanden werden sollen, welche entweder in die eigene Wirt- 
schaft von aufsen hereinkommen, oder welche innerhalb der eigenen 
Wirtschaft neu entstehen, und zwar gleichgiltig ob diese Güter mate- 
rielle (oder Sach-) Güter, oder ob sie immaterielle Güter (d. i. 
Nutzungen von Sachgütern oder persönliche Dienstleistungen) sind. 

Alle vorhin erwähnten Monstrositäten und Absurditäten, zu denen 
man bei dieser Definition des Einkommenbegriffes gelangt (und wohl- 
gemerkt: eine andere Definition dieses Begriffes ist nicht möglich!), sind 
somit durch die citierten Gesetze sanktioniert. 

Das Gesetz sa^t ausdrücklich, dafs der Mietwert der Wohnung im 
eigenen Hause zum steuerpflichtigen Einkommen gehört. Da nun aber 
bekanntlich nicht nur leere, sondern auch möblierte Wohnungen ver- 
mietet werden, und da nicht nur die möblierte Wohnung teuerer ver- 
mietet wird als die unmöblirte, sondern die Miete für die möblierte 
Wohnung selbstredend um so höher ist, je eleganter die Wohnung möbliert 
ist, und da ferner zu einer elegant möblierten Wohnung nicht nur die 
Tische und Stülile, sondern auch Gardinen, Spiegel, Gemälde u. dergl. 
gehören, so folgt hieraus, dafs auch die an den Wänden hängenden 
Spiegel und Bilder ihrem Eigentümer, und zwar auch dann ein steuer- 
pfliclitiges Einkommen abwerfen, wenn der Eigentümer diese Wohnung 
selbst bewohnt! Wer also zu Hause bequem auf seinem eigenen Fauteuil 
sitzt und ein ihm gehöriges an der Wand hängendes Bild eventuell gana 
gedankenlos betrachtet, der produziert sich damit ein (steuerpflichtiges) 
Einkommen, wird also auf diesem — gewifs recht bequemen — Wege 
reicher. Und ebenso unzweifelhaft repräsentiert die Einladung zu einem 
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Mittagessen in einem befrenndeten Hause ein steuerpflichtiges Ein- 
kommen n. dergl. m. 

Die Sache ist durehans nicht als Scherz aufzufassen, sondern bat 
einen überaus ernsten Hintergrund. Die Gröfse des steuerpflichtigen 
Einkommens kann nämlich nur auf dem Wege des Einbekenntnisses des 
Steuerpflichtigen ermittelt werden. Wenn nun die Gesetzgebung — wie 
dies beispielsweise in Oesterreich der Fall ist — der Unterzeichnung 
dieses Einkommens-Einbekenntnisses die Bedeutung eines Eides beilegt, 
so ist selbst der gewissenhafteste Staatsbürger und Steuerzahler der 
steten Gefahr ausgesetzt, als Meineidiger verurteilt und ins Gefängnis 
geworfen zn werden, weil es, wie gesagt, ganz unmöglich ist, eine 
brauchbare Definition des Einkommensbegriffes aufzustellen, und weil 
demgemäXs auch kein Mensch im stände ist, mit voller Sicherheit anzu- 
geben, was als steuerpflichtiges Einkommen zu gelten hat und was nicht. 

Beiläufig bemerkt, sorgt übrigens der Gesetzestext selbst dafür, dais 
auch die heitere Seite des Einkommensbegriffes zur Geltung komme. 
Wenn nämlich das Gesetz — wie dies im sächsischen Gesetze und im 
österreichischen Entwürfe geschieht — verfügt, dafs zum steuerpflichtigen 
Einkommen auch „der Wert der zum Haushalte verbrauchten Erzeug- 
nisse der eigenen Wirtschaft und des eigenen Gewerbebetriebes*' ge- 
rechnet werden solle, so folgt hieraus, das das Einkommen des Schuh- 
machers oder des Schneiders sich um so vorteilhafter gestaltet, und dafs 
der Mann demgemäfs umsomehr an Einkommensteuer zu zahlen hat, je 
fleilsiger seine Kinder die Schuhe beziehentlich die Kleider zerreifsen. 
Der Weinhändler ist der Gefahr des Bankerottes vollständig entrückt, 
er braucht seine Weine nur selbst auszutrinken und seine Geschäfts- 
bücher werden den flottesten Absatz seines Artikel verzeichnen. In 
einer beneidenswerten Lage befinden sich der Arzt und der Apotheker, 
deren „Geschäft*' ~ nach der Annahme des Gesetzes — um so glänzen- 
der geht, je mehr, je schwerere und je langwierigere Erkrankungen in 
ihren Familien auftreten. Der glücklichste aber von allen ist schon der 
Besitzer einer Leichenbestattungsanstalt, wenn er im Laufe eines Jahres 
alle seine Angehörigen begraben darf! 

Zu derartig widersinnigen Konsequenzen gelangt man durch die 
Aufstellung des Einkommensbegriffes, und man mufs zu ihnen ge- 
langen, weil der Begriff des Einkommens an sich unhaltbar und wider- 
sinnig ist. Anfänglich — d. h. ehe man den Begriff des Einkommens 
kannte — arbeiteten die Menschen und lebten von dem Ertrage ihrer 
Arbeit, und zwar lebten sie gut oder schlecht, je nachdem der Einzelne 
viel oder wenig Güter zu verzehren hatte. Als dann später das Geld 
aufkam und es immer allgemeiner wurde, dafs dem Einzelnen durch 
den Verkehr Geldstücke in die Hände gespielt wurden, erregte dies 
begreiflicherweise die Aufmerksamkeit der Betreffenden, und sie fingen 
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ao» die blanken Silberetüeke, die ihnen im Verlaufe einer bestimmten 
Periode (Tag, Woche, Monat, Jahr) in die Hände kamen, abzuzählen. 
So entstand der Begriff des Einkommens, der — wie schon mehrfach 
erwähnt — sich anfänglich anf das Geldeinkommen beschränkte. Es 
liegt jedoch anf der flachen Hand, dafs mit dem Abzählen und etwaigen 
Notieren der Silberstücke, die dem Einzelnen im Laufe eines Monates 
oder Jahres in die Hände gerieten, blutwenig gewonnen war, und dals 
diesem Abzählen und Aufzeichnen der in die eigene Wirtschaft herein- 
kommenden Geldstücke keine gröfsere Bedeutung innewohnt, wie wenn 
etwa heute eine gewissenhafte Hausfi-au abzählen und notieren wollte, 
wie viel Kilogramm Fleisch oder Mehl u. dergl. im Laufe eines Monates 
oder Jahres in ihre Wirtschaft hereinkommen. Denn die Geldstücke sind 
ebenso wie die einzelnen Gewichtseinheiten Fleisch oder Mehl immer 
nur eine einzige Sorte von Gütern, und neben dieser einen Sorte giebt 
es noch unzählige andere Sorten von Gütern, die ebenso wie das Geld 
oder das Fleisch oder das Mehl entweder von au&en in die Wirtschaft 
hereinkommen oder innerhalb der eigenen Wirtschaft entstehen. 

Diese Wahrnehmung mufste sich den Menschen im Laufe der Zeit 
von selbst aufdrängen. Man erkannte, dafs die Zahl der in die Wirt- 
schaft hereinkommenden und aus derselben hinausgehenden Geldstücke 
kein genaues und verläfsliches Bild von der wirtschaftlichen Lage des 
Betreffenden geben und begann die Aufmerksamkeit allmählich auch 
den übrigen Gütern zuzuwenden, die in natura in die Wirtschaft treten. 
Und hier unterlief der Fehler. Hätte man sich an dieser Stelle vom 
einfachen natürlichen und gesunden Menschenverstände leiten lassen, 
so hätte man sich sagen müssen: „Wir waren bisher der Ansicht, dafs 
eine genaue Aufzeichnung der ein- und ausgehenden Geldstücke ein 
genaues Bild von dem Gange und dem jeweiligen Stande der Wirtschaft 
eines Menschen gebe. Diese Anschauung erwies sich jedoch als 
irrig, denn sie giebt lediglich ein Bild von den Ein- und Ausgängen 
einer einzigen Gütersorte, nämlich der Geldstücke, während eine ge- 
nauere Betrachtung zeigt, dafs neben den Geldstücken auch noch die 
verschiedenartigsten anderen Güter in jede Wirthschaft hineingehen und 
aus derselben hinausgehen. Wollen wir daher ein genaues Bild von 
dem Gange und dem jeweiligen Stande einer Wirtschaft gewinnen, so 
dürfen wir uns nicht nur auf die Ein- und Ausgänge der Geldstücke 
beschränken, sondern müssen gleichzeitig die Ein- und Ausgänge aller 
übrigen Güter regelmäfsig aufzeichnen und kontrollieren.*' — Das, wie 
gesagt, wäre der natürliche und gesunde Gedankengang gewesen, und 
hätte man sich von diesem einfachen und klaren Gedankengange leiten 
lassen, so wäre der ganze Einkommensbegriff schon im Keime erstickt 
worden. Hätte man nämlich den Versuch unternommen, die Ein- und Aus- 
gänge aller für die Wirtschaft jedes Einzelnen in Betracht kommenden 
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Oüter zn kontrollieren und regelrecht zn buchen, so b&tte man ein Buch 
mit einer derartigen Unmasse von Rubriken anlegen müssen, dafs jeder 
schon beim blofsen Anblicke des Buches entsetzt davor zurückgeprallt 
wäre und nie wieder im Leben es gewagt hätte, an ein „Einkommen^ 
und dessen buchhalterische Darstellung auch nur zu denken. Jede Erd- 
beere, die man bei einem Spaziergange im Walde pflückt und verzehrt, 
ist ja ein Gut, das in die Wirtschaft hereinkommt, um augenblicklich 
in derselben zu verschwinden. Jedes belehrende Wort, das der Vater 
oder die Mutter etwa während eines Spazierganges zum Kinde spricht, 
ist ein Gut, und mitunter ein überaus wertvolles Gut, das in der eigenen 
Wirtschaft hervorgebracht und verbraucht wird, aber ein Gut, das schon 
verbraucht wird, noch ehe es ganz hervorgebracht war. Ja mitunter 
kommen Güter in unsere Wirtschaft herein und gehen aus derselben 
wieder hinaus, ohne dafs wir uns ihres Wertes auch nur bewufst wür- 
den. Ist es denn auch nur denkbar, alle derartigen Güterein- und Aus- 
gänge zu kontrollieren und zu buchen? Hat derjenige, der uns den 
freundschaftlichen Bat erteilt, alle unsere „Einnahmen^ und „Ausgaben ** 
genau zu buchen, auch nur eine leise Ahnung von der Gröfse der Auf- 
gabe, die er uns zumutet? Und schliefslich : was soll denn durch eine 
derartige Kontrolle und Aufzeichnung aller ein- und ausgehenden Güter 
bezweckt werden? 

Leider wurde dieser einfache und klare Gedankengang nicht er- 
kannt. Die Menschen liefsen sich blenden, und zwar liefsen sie sich 
durch den Vorgang des Geschäftsmannes blenden. Der Geschäftsmann, 
der in einer auf der Grundlage des Privateigentums und der Individual- 
vrirtschaft aufgebauten Volkswirtschaft auf eigene Rechnung und Gefahr 
Güter kauft oder produziert, um sie mit Gewinn an andere wieder zu 
verkaufen, der mufs allerdings bestrebt sein, einen klaren Überblick 
einerseits über die Geldstücke und anderseits über die betreffenden 
Güter zu gewinnen, die in seine Gesehäftswirtsehaft hereinkommen und 
aus derselben wieder hinausgehen, weil er ja wissen will, ob er mit 
Gewinn oder Verlust gearbeitet hat. Der Geschäftsmann also mufs 
buchen, und er kann buchen, 

1. weil er es mit materiellen, also greifbaren Gütern zu thun hat, 
die auch das blödeste Auge wahrnehmen mufs; 

2. weil er es mit verhältnisraäfsig wenigen Sorten von Gütern zu 
thun hat und demgemäfs in seinen Büchern nur wenige Rubriken an- 
zulegen braucht, die einen klaren Überblick gestatten; 

3. weil in seinem „Geschäfte*' nur wenige Güter (wie z. B. in 
erster Reihe das Brennmaterial) so zu sagen auf Nimmerwiedersehen ver- 
schwinden, und auch dieses Verschwinden so handgreiflich deutlich 
ist, dafs es sich der Wahrnehmung nicht entziehen kann; 

4. weil die Güter, welche durch seine Geschäftswirtschaft hindurch- 



Digitized by 



Google 



16 EinldtuDg. 

gehen, nur gegen Entgelt hereinkommen und auch nur gegen Entgelt 
nieder hinausgehen. (Ein ßohenkungsweiser Austritt von Gütern aus 
der Geschftftswirtschaft findet bekanntlieh nur ausnahmsweise statt, und 
wo er stattfindet, vollzieht er sich mit so handgreiflicher Deutlichkeit, 
dafs er sich auch wieder der Wahrnehmung nicht entziehen kann.) 

Dasjenige nun, was der Geschäftsmann in seiner Gesch&ftswirtschaft 
thut und thun mufs, glaubte man so ohne weiteres auf das private Leben 
und die Hauswirtschaft anwenden zu dürfen, und man glaubte, dies um 
so mehr thun zu müssen und die ein- und ausgehenden Güter in Geld 
veranschlagen zu sollen, als dieser Entwickelungsprozefs in eine Zeit 
fiel, da alle Welt unter dem Eindrucke der herrschenden merkantilisti- 
schen Theorien vor dem Gelde anbetend im Staube lag. Man stellte 
sich die Sache so vor, als ob die ganze Erde ein einziger grofser Börsen- 
saal und das gesamte menschliche Leben nichts als eine ununter- 
brochene Reihe von Tausch- und Handelsgeschäften wäre, die sich regel- 
recht buchen lassen. Man vergafs hierbei, dafs das private Leben, d. i. 
die personlichen Beziehungen des Menschen zum Menschen sich nie und 
nimmer in Ziffern fassen lassen, dafs es der haarsträubendste Widersinn 
ist, die Beziehungen zwischen den Familienangehörigen — zwischen 
Mann und Frau, zwischen Eltern und Kindern, zwischen den Geschwistern 
— zwischen Verwandten und Freunden als eine Kette von entgeltlichen 
Handelsgeschäften aufzufassen ; man vergafs, dals hierbei eine Unmasse 
der verschiedenartigsten immateriellen Güter in Betracht kommt, die 
sich jeder Schätzung. in G^ld entziehen; man vergafs, dafs in der Haus- 
wirtschaft oder im privaten Leben eine unabsehbare Reihe von Gütern 
sich der Wahrnehmung gänzlich entzieht, sei es weil sie unentgeltlich 
und daher unbeachtet in die Wirtschaft hereinkommen, sei es weil sie 
unentgeltlich aus der Wirtschaft hinaustreten, sei es weil sie innerhalb 
der Wirtschaft entstehen und, kaum entstanden, auch schon verbraucht 
werden, wie etwa persönliche Dienstleistungen u. dergl. m. Kurz, man 
hielt am Einkommensbegriffe fest und übersah, dafs man auf Schritt 
und Tritt mit der aufgestellten Definition in Widerspruch geriet. — Und 
mit einem derartig verschwommenen und unfafsbaren Begriffe soll der 
Nationalökonom operieren! 
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Erster Teil. 

Einkommen und Einkommensverteilung 
im allgemeinen. 



1. Kapitel Da9 Elnzelelnkommen und seine Arten. 

§1. IHeindividii^listische Auffassung des Mn2:eldnhommens. Eine 
genaue — so zu sagen aktenmäfsige — Darstellung des Entwiekelungs- 
prozesses, wie der BegriflF des Einkommens entstand, und wie er dann 
Schritt für Sehritt weiter ausgebildet wurde, ist selbstverständlich un- 
möglich. Es verhält sich nämlich mit den BegriflFen genau ebenso, wie 
mit allen menschlichen Erfindungen und Einrichtungen und ebenso wie 
mit der „Entstehung der Arten** in der äufseren Natur. Ebenso wenig 
als wir im stände sind, genau anzugeben, auf welche Weise und wann 
etwa die erste Eiche oder der erste Windhund entstand, ebenso wenig 
können wir angeben, auf welche Weise und wann etwa das erste Geld- 
stück in den Verkehr gesetzt wurde oder das erste Werkzeug entstand, 
und abermals ebenso wenig sind wir im stände genau anzugeben, in 
wessen Kopfe und zu welcher Zeit der EinkommensbegriflF oder irgend 
ein anderer BegriflF zum ersten Male aufgetaucht ist. Die DARWiNsche 
Theorie von der „Entstehung der Arten ** lehrt uns bekanntlich, dafs 
alle „Arten" der Tier- und Pflanzenwelt in der unscheinbarsten und 
unmerklichsten Weise in der Art entstehen, dafs irgend ein Individuum 
irgend eine unbedeutende und unbemerkbare Eigentümlichkeit aufweist, 
die sich im Laufe der Zeit an den Nachkommen dieses Individuums 
auf dem Wege der Vererbung und Anpassung immer schärfer entwickelt, 
bis schliefelich Individuen vorhanden sind, die sich von ihren Vorfahren 
so deutlich unterschieden, dafs wir sie als eine neue „Species" hinstellen 
zu müssen glauben. Dasselbe lehrt uns die moderne Technologie. Aus 
dem ersten Steine oder Baumaste, den der Urmensch seiner Zeit in die 
Hand nahm, um ihn als Hammer oder Keule, als Messer oder als Wurf- 
gescholfl zu verwenden, sind im Laufe der Zeit durch fortgesetzte, ganz 
unmerkliche Verbesserungen und durch immer vollkommenere Anpassung 
An den speciellen Zweck unsere sämtlichen heutigen Werkzeuge und 
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Maschinen sowie unsere sftmtliohen Waffen hervorgegangen. Dasselbe 
gilt von unseren heutigen Begriffen , die aus ganz unsoheinbaren An- 
fängen hervorgegangen sind und einem steten ^ wenn auch ganz un- 
merklichen Umwandlungsprozesse unterworfen sind. Die einzelnen Sta- 
dien dieses Entwiokelungsprozesses, und zwar auf allen drei Gebieten^ 
können wir nur in den seltensten Ausnahmefällen mit Bestimmtheit an- 
geben ; zumeist sind wir darauf angewiesen, auf dem Wege des Rück- 
schlusses eine nur annähernde Vorstellung von jenem Entwickelungs- 
gange zu gewinnen. 

Dies gilt denn auch von dem Einkommensbegriffe. Wann und wie 
derselbe entstand, wissen wir — wie gesagt — nicht. Aus der That- 
sache aber, dafs selbst heute noch der gebildete Laie, wenn vom „Ein- 
kommen** die Rede ist, in erster Reihe an das in barem Gelde be- 
stehende Einkommen denkt, können wir mit grofser Wahrscheinlichkeit 
den Sohlufs ziehen, dais der Begriff des Einkommens im Publikum erst 
entstand, nachdem das Geld in den Verkehr eingedrungen war. Und 
in dieser Annahme werden wir durch die in der Einleitung schon ge- 
streifte Thatsaehe bestärkt, dafa das Wort „Einkommen*' ein „Herein- 
kommen*' bedeutet. Das „Hereinkommen'' von Gütern in die eigene 
Wirtschaft kann aber erst dann bemerkt werden und auffallen, wenn 
in die eigene Wirtschaft Güter von auüsen hereinkommen, die der Ein- 
zelne unter normalen Umständen in der eigenen Wirtschaft gar nicht 
erzeugen kann, wie dies eben beim baren Gelde der Fall ist. 

Wie jeder Begriff (d. i. wie jedes neue Wort) mufste der Begriff 
oder das Wort „Einkommen" einige Zeit im mündlichen Verkehre cirku- 
liert haben, bevor das Wort in die Schriftsprache eindrang, und auch 
dann wieder mufste einige Zeit verstrichen sein, ehe die Theorie anfing, 
sich mit dem Einkommensbegriffe zu beschäftigen. Bekanntlich sind 
alle derartigen ersten Versuche unbeholfen und erfolgen so zu sagen 
nur tastend, und dies gilt demgemäfs auch von der Nationalökonomie 
und ihrer Untersuchung des Einkommensbegriffes. Es dauerte geraume 
Zeit, ehe die Frage, was man unter „Einkommen" zu verstehen habe, 
klar und präcis gestellt war, und ehe man zwischen dem „Einkommen 
des Einzelnen" und dem sog. „Volkseinkommen" scharf unterschied. 
Und wie jedesmal das Fernliegende den Menschen eher interessiert, 
als das Naheliegende — , wie beispielsweise die Menschen sich viel früher 
ftlr den Lauf der Gestirne interessierten, als für den Kreislauf ihres 
eigenen Blutes — , so geschah es auch hier. Der Begriff „Einkommen 
des Einzelnen" mufste den ersten Nationalökonomen, den Merkantilisten 
und Physiokraten, so selbstverständlich und klar geschienen haben, dais 
sie die Frage nach dem „Einkommen des Einzelnen" noch gar nicht 
aufwerfen, dagegen muls ihnen eine unklare Vorstellung vom „Volks- 
einkommen" in verschwommenen Umrissen vorgeschwebt haben, weil 
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ßie — die Merkantilisten — sich zum ersten Male die Frage vorlegen, 
wie man ein Volk reich machen könne. 

Znm ersten Male taucht die Frage nach dem Einkommen des Ein- 
zelnen bei Adam Smith nnd den Nationalökonomen der sog. klassischen 
Schule auf, aber auch hier wird dieselbe noch nicht ganz scharf formu^ 
liert, sondern mehr nur beiläufig gestreift, und zwar in der Weise, dafs 
der Begriff des Volkseinkommens an der Hand des — diesen Männern 
ganz klar und selbstverständlich scheinenden — Begriffes des Einzel- 
oder Privateinkommens erläutert, beziehungsweise dafs der Begriff 
„Volkseinkommen^ als ein Analogen des Begriffes „Einkommen eines 
Privatmannes** hingestellt wird. So sagt Adam Smith Bd. I, Buch II, 
Kap. 2, Alinea 2: 

„Bei dem solchergestalt gewonnenen Einkommen (gemeint ist hier das Ein- 
kommen eines ganzen Volkes) mufs indessen wiederum, gleichwie bei der Rente 
Yon einem Gute (d. i. iron einem Landgute) unterschieden werden zwischen dem 
rohen und dem reinen Einkommen. Bei einem Qute (Landgute) begreift die rohe 
Heute dasjenige, was der P&chter zahlt, die reine dasjenige, was nach Abzug der 
Yerwaltungs-, Unterhaltungs- und aller sonstigen nötigen Kosten und Ausgaben dem 
Gutsbesitzer übrig bleibt , oder was er, ohne seinem Gute zu schaden, dem zum un- 
mittelbaren Verbrauche bestimmten Teile seines Vermögens überweisen, es für seine 
Tafel, seine Equipage, die Ausschmückung und Möblierung seines Hauses, seine Ver- 
gnügungen und Zerstreuungen ausgeben kann. Sein wirkliches Vermögen ist nicht 
durch seine rohe, sondern durch seine reine Rente bedingt.** 

Da von dem 80g. Volkseinkommen im nächstfolgenden Kapitel ge- 
handelt werden soll, so interessiert uns hier an dieser Stelle nur die 
Art und Weise, wie Adam Smith sich das sog. Einzel- oder Privat- 
einkommen vorstellt. Und nach dieser Richtung hin geht wohl aus der 
citierten Stelle unzweifelhaft hervor, dafe Adam Smith dem Begriffe des 
Einzel- oder Privateinkommens noch mit vollster Unbefangenheit gegen- 
übersteht. Ihm erscheint der BegriflF „Einkommen*' (eines Privatmannes) — 
der selbstverständlich zur Zeit, da Smith schrieb, aller Welt geläufig 
war — als etwas so Natürliches und Gewohntes, dafs ihm auch nicht 
der leiseste Zweifel an der Natur und dem Umfange dieses BegriflFes 
aufsteigt. Smith denkt eben einfach an den soliden und gewissenhaften 
Geschäftsmann, der die Einnahmen und Ausgaben seines Geschäftes 
regelrecht bucht und am Jahresschlüsse die Bilanz aufstellt. Diejenige 
Summe, die sich nach der Bilanz als reiner Überschufs, als reiner Ge- 
sehäftsgewinn ergiebt, darf der Geschäftsmann mit voller Beruhigung 
seiner Geschäftskasse entnehmen. Und wenn nun der Geschäftsmann 
in seinem Eontor diese Summe in die Tasche steckt, um sie nach Hause 
zu tragen und in seiner Privatwohnung in die Haushaltungskasse ein- 
zulegen, so bildet sie dort sein „Einkommen*', welches er selbstredend 
ganz nach Belieben verwenden und verausgaben darf. Dafs diese Auf- 
fassung dem geschäftlich geschulten Geiste des englischen Volkes ganz 
besonders entspricht, bedarf keiner weiteren Auseinandersetzung. 

2* 
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Irgend welche Zweifel an der Richtigkeit dieser Anffassang oder 
weitere Detailfragen nach dem Umfange des Einkommensbegriffes, d. h. 
also, ob dies oder jenes auch als ^Einkommen^ anzusehen sei oder nicht, 
tauchen — wie gesagt — bei Adam Shith noch nicht auf. An die 
ganz nahe liegende und uns heute geläufige Thatsache, dals auch der 
Geschäftsmann irgend welche kleine Nebeneinnahmen haben kann, die 
in den ,,6eschäfts^-Büchern nicht ersichtlich gemacht werden, dals bei- 
spielsweise der „Geschäftsmann* bei seiner Privatwohnung möglicher- 
weise einen kleineren oder gröfseren Garten hat, in dem etwas Gemüse 
oder Obst flir den Hausbedarf gewonnen wird, oder dafe etwa die Frau 
des „Geschäftsmannes** (wie es auch heute noch in kleineren Orten die 
Begel bildet und zur Zeit, da Smith lebte, zweifellos auch in England 
oder Schottland vorkam) zu Hause einiges Geflügel, ein paar Schweine 
oder gar eine Kuh hält, deren Nutzungen unmittelbar in die Haushal- 
tung einfließen — , an alle diese kleineren und gröfseren Dinge und an 
die hieran von selbst sich knüpfende Frage, ob diese unmittelbar ge- 
wonnenen und im Hause verbrauchten Produkte auch als „Einkommen** 
anzusehen seien oder nicht, denkt Smith einfach nicht. Die ältere 
Nationalökonomie war eben — wie Gustav Cohn ganz richtig be- 
merkt — die „Nationalökonomie der Börse** oder die „Nationalökonomie 
des Kontors^, und speciell die Engländer hatten so ausschliefslich den 
„Geschäftsmann" mit seinen „Geschäftsbüchern" im Auge, dafs man auf 
sie das bekannte Wort: „quod non est in actis, non est in mundo" mit 
einer geringen Modifikation anwenden kann: „was in den Geschäfts- 
büchern des Kaufmannes nicht vorkommt, das existiert nicht", oder: 
Einkommen ist nur dasjenige, was die Geschäftsbücher des Geschäfts- 
mannes als solches ausweisen ; was in den Geschäftsbüchern nicht aus- 
gewiesen ist, ist überhaupt kein Einkommen. Und so ausschliefslich 
ist der Blick — auch noch Adam Smiths — auf das Kontor des Kauf- 
mannes und seine Geschäftsbücher gerichtet, dafs jene älteren National- 
ökonomen gänzlich die Existenz solcher Menschen vergessen, welche, 
wie beispielsweise der Arzt, der Beamte, der sog. „Private" u. dgl. gar 
nicht einmal in der Lage sind, regelrechte „Geschäftsbücher" (im Sinne 
des Kaufmannes) zu führen. Der Kolonialwarenhändler z. B., der ein 
paar Pfund Kaffee oder Zucker unmittelbar seinem Laden entnimmt 
und für seinen Haushalt verwendet, wird dies sicherlich in seinen Ge- 
schäftsbüchern ersichtlich machen, und demgemäfs wird denn auch der 
fragliche Zucker oder KaflFee bei ihm als „Einkommen" erscheinen. In 
welches kaufmännische „Geschäftsbuch" aber soll es eingetragen wer- 
den, wenn der Arzt seiner Frau oder einem seiner Kinder einen ärzt- 
lichen Rat ertheilt, wenn der sog. „Private" oder ein kleiner Beamter 
in seinen freien Stunden sein Kind unterrichtet, oder wenn dies gar 
die Mutter thut? Und da dies in keinem Geschäftsbuche ersichtlich 
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gemacht wird, so kommt es anoh als ^Einkommen^ absolut nicht 
in Frage. 

An alle diese und ähnliche Eragen auch nur zu denken, kommt 
Adam Smith nicht entfernt in den Sinn. Beiläufig bemerkt, hätte 
übrigens Adam Smith, der bekanntlich nur die Hervorbringung mate- 
rieller oder greifbarer Güter als „Produktion*' gelten lassen will, auch 
wenn er an die in Rede stehende Frage gedacht hätte, den Genufs von 
personlichen Dienstleistungen konsequenterweise gar nicht als „Ein- 
kommen^ auffassen können. 

Die ersten Nachfolger Adam Smiths, die sog. „klassischen ** National- 
ökonomen kamen über die SMiTHsche Auffassung des Einkommensbegriffes 
nicht hinaus. Ein wörtliches Anführen der einschlägigen Stellen aus 
den betreffenden Werken dürfte wohl zu weit fahren, und es wird daher 
hier die Bemerkung genügen, dafs die hervorragendsten modernen deut- 
schen Nationalökonomen , welche sich eingehender mit der Lehre vom 
Einkommen und ihrer Li tteraturgeschichte befassen — so Schmoller („Die 
Lehre vom Einkommen u. s. w.** in der Zeitschr. f. d. ges. Staatsw., Bd. 19), 
RoESLEß („Zur Lehre vom Einkommen** in den Jahrb. f. Nat.-Ok. u. Statist., 
Bd. 10), V. Mangoldt (Art. „Einkommen** im Deutschen Staatswörter- 
buch), Bernhardi („Versuch einer Kritik der Gründe, die ftlr grofses und 
kleines Grundeigenthum angeführt werden**, Petersb. 1849), Bob. Meyer 
(Art. „Einkommen" im CoNRAD-LEXisschen Handwörterb. d. Staatsw.) — 
übereinstimmend hervorheben, dafs die ältere Schule (die Engländer, 
die Franzosen und die älteren Deutschen) sich das Einkommen nach der 
Art eines soliden Geschäftsmannes vorstellt, der regelrecht seine Bücher 
führt und am Jahresschlüsse diejenige Summe, die sich nach der Bilanz 
als reiner Geschäftsgewinn oder als reiner Ertrag des Geschäftes er- 
giebt, als sein Einkommen (mitunter wird der Ausdruck „reines Ein- 
kommen** gebraucht) betrachtet, welches er, ohne sein Geschäft im min- 
desten zu schädigen, beliebig zur Bestreitung seines Haushaltes oder 
sonst verwenden darf. 

Ein Umstand wäre übrigens an dieser Stelle noch hervorzuheben, 
d. i. die Frage, ob Adam Smith unter „Einkommen** nur das Geldein- 
kommen versteht, oder ob er auch das sog. Naturaleinkommen als Ein- 
kommen gelten lassen will. In der vorhin citierten Stelle spricht er 
von der „Rente", die der Pächter „zahlt** ; man wäre also auf den ersten 
Blick geneigt zu glauben, dafs er bei dem Worte „Einkommen** (und 
zwar des Privatmannes) nur an das Geldeinkommen denkt. Indes dürfte 
dies doch wohl kaum richtig sein. Es ist nämlich eine bekannte That- 
sache, dafs uns die wirtschaftlichen Vorgänge — man denke beispiels- 
weise an die Bildung der sog. „Kapitale**, ferner an die Rolle, welche 
das sog. „Kapital** in der Wirtschaft eines Volkes spielt, u. dgl. — 
durch das Dazwischentreten des Geldes verschleiert werden, und dafs 
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es daher die Aufgabe der nationalökonomisohen Wissensobaft ist, jenen 
(wenn der Ausdruck gestattet ist) „Geldscbleier'' zu lüften und zu zeigen, 
wie in Wirklichkeit die Vorgänge aussehen, die sich hinter jenem „Geld- 
Schleier** abspielen. Dieser Aufgabe war sich Adam Smith im allge- 
meinen unzweifelhaft klar bewufst, und er ist denn auch thatsächlich 
allerorts bestrebt, von dem Dazwischentreten des Geldes zu abstrahieren 
und die wirtschaftlichen Vorgänge so darzustellen, wie sie (hinter dem 
„Geldschleier") in Wirklichkeit aussehen. Adam Smith als National- 
ökonom hätte daher auch ausdrücklich lehren sollen, dafs das Ein- 
kommen nicht nur in barem Gelde, sondern überhaupt aus denjenigen 
(„Natural''-)Gütern besteht, welche in die Wirtschaft hereinkommen. Es 
scheint jedoch, dafe die (JewShnung an den „G^ldschleier**, die selbst 
uns heutzutage noch tief im Blute steckt, auch ihm noch zu tief im 
Blute safs, dafs er in der oben citierten Stelle bei der Erläuterung des 
Einkommenbegriffes so zu sagen nur momentan aus der Rolle fiel, dafs 
er nur augenblicklich darauf vergafs, auch an dieser Stelle den „Geld- 
schleier*' zu lüften, und dafe er gegen seine bessere wissenschaftliche 
Überzeugung das Einkommen des Privatmannes so darstellt, als ob es 
nur aus dem eingehenden baren Gelde bestände. Indes wie dem auch 
sei, seine Nachfolger, speciell die Franzosen und die Deutschen rangen 
sich auch in diesem Punkte zur vollen Konsequenz durch und lehren 
ausdrücklich, dafs der Begriff des Einkommens nicht nur auf das bare 
Geld beschränkt werden dürfe, sondern dafs es ebenso auch die in natura 
eingehenden Güter umfasse. 

Ein neues Moment erst wurde in die Definition des Einkommens- 
begriffes aufgenommen durch Hermann und Schmoller, und zwar 
durch den Hinweis darauf, dafs der Zweck des Einkommens die Be- 
friedigung der menschlichen Bedürfnisse ist. Da sich jedoch die Her- 
vorhebung des Momentes der Bedürfnisbefiiedigung in erster Reihe auf 
den Begriff des Volkseinkommens bezieht, so soll von dieser sogen. 
HERMANN-ScHMOLLERschen Einkommensthcorie eingehender im nächst- 
folgenden Kapitel („Das Volkseinkommen") die Rede sein. An dieser 
Stelle genügt die Bemerkung, dafs die HERMANN-ScHMOLLERSche Defi- 
nition oder Auffassung des (Einzel-)Einkommens bis auf den heutigen 
Tag so ziemlich (die abweichenden Meinungen sollen weiter unten er- 
wähnt werden) die herrschende geblieben ist. Hermann (Staatswirt- 
schaftliche Untersuchungen", 2. Aufl., München 1870, S. 582 u. 583) 
definiert das (Einzel-)Einkommen wie folgt: 

^So wenig jede Ausgabe Yerbraach ist, so wenig ist jede Einnahme Einkommen. 
Dieses ist vielmebr die Summe der wirtschaftlichen oder Tauschgüter, welche in 
einer gewissen Zeit zu dem ungeschmälert fortbestehenden Stammgut einer Person 
neu hinzutreten, die sie daher beliebig verwenden kann. Dafs es ebensowohl körper- 
licher als unkörperlicher Natur sein könne, ist klar." 
Und im Anschlüsse an diese HERMANNsche Definition des Einkommens 
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sagt ScHMOLLEB (^Dle Lehre vom Einkommen n. s« w.^, in der ^Zeitsohr. 
f. d. ges. Staatsw.", Jahrg, 1863, Bd. 19, S. 1 «. speciell S. 19): 

«Einkommen ist . . . also die Summe von wirtschaftlichen Qütem, die ein Sub- 
jekt in einer gewissen Zeit zur Befriedigung seiner Bedürfnisse ohne Schm&lerung 
seines Vermögens yerwenden kann. Fflr Jeden sind die Früchte seiner Arbeit und 
seines Vermögens sein ursprüngliches Einkommen; ein abgeleitetes hat nur der, 
welcher solche Früchte nicht hat; d. h. nur er lebt yom Einkommen anderer. . . . 
Zum Einkommen gehören stets auch sämtliche unmittelbar, d. h. ohne Tausch, yer- 
brauchten oder genossenen Früchte der Arbeit und des Vermögens.** 

Hermann und Schmolleb heben ausdrücklich hervor, daft unter 
„Einkommen^ nicht nur diejenigen Güter zu verstehen seien, welche 
von aulsen in die eigene Wirtschaft hereinkommen, sondern auch die- 
jenigen Güter, die innerhalb der eigenen Wirtschaft entstehen; und 
ebenso wird in den vorstehenden Definitionen ausdrücklich gesagt, daüs 
es gleichgiltig sei, ob die in das Vermögen tretenden Güter materieller 
oder immaterieller Natur seien. Dagegen findet sich in der Hermann- 
ScHMOLLERschen Einkommensdefinition ein Moment noch nicht berück- 
sichtigt, auf welches seitens der späteren Schriftsteller ein gewisses 
Gewicht gelegt wird, dafs nämlich zum Einkommen nur solche Güter 
zu rechnen seien, welche mit einer gewissen Begelmäfsigkeit (also 
etwa alljährlich oder dergl.) in die Wirtschaft hereinkommen. 

In erschöpfender Weise hat Adolf Wagner die aus der bisher 
geschilderten Auffassung entspringenden Einkommensdefinitionen in sei- 
ner bekannten „Grundlegung^ (1. Aufl., S. 96 n. 97) zusammengefaist, 
wenn er das Einzelneinkommen definiert wie folgt: 

„Im Einkommen (einzeln in den £inkanften) werden die £innahmen oder Er- 
träge in Beziehung mit der Person, welche sie empfängt, daher mit dem Wirtschafts- 
subjekte gebracht. Das Einkommen einer Person umfafst zweierlei: 

1. Diejenige Summe wirtschaftlicher Güter, welche derselben in gewissen Pe* 
rioden .... regelmäfsig und daher mit der Fähigkeit der regelmäfsigen Wieder- 
holung als Reinerträge einer festen Erwerbsquelle neu als Vermögen hinzuwachsen. 
Dieser Teil des Einkommens einer Person rührt daher aus der Wirtschaftsführung 
überhaupt und aus einzelnen wirtschaftlichen Thätigkeiten (Arbeit, Unternehmung) 
oder aus Eigentums- oder Forderungsrechten insbesondere (SklaTeneigentum, Grund- 
eigentum, Eapitaleigentum , Forderungen aus Kreditgeschäften), endlich ans regel- 
mäfsigen unentgeltlichen Einnahmen (Almosen, Geschenk) her. 

2. Die Genüsse (Nutzungen) oder selbst nur die GenuCsmöglichkeiten , welche 
das Nutz vermögen einer Person nach Abrechnung der dabei stattfindenden Abnutzung 
und Verkohrswertvorminderung periodisch fortdauernd gestattet. 

Das Einkommen einer Person bildet zunächst den Güterfond zur Befriedigung 
ihrer Bedürfnisse. Seine Erwerbung ist das Mittel zu letzterem Zwecke. Es kann 
in derselben Periode, in der es erlangt wurde, vollständig verzehrt werden, ohne dats 
dadurch das frühere YermOgen geschmälert wird. Die Tauschwerthöhe des Ein- 
kommens einer Person entscheidet über das Mafs der letzterer möglichen dauernden 
Bedürfoisbefiriedigungen, ist daher volkswirtschaftlich von gröfster Bedeutung." 

Die WAGNERsche Definition des EinkommensbegriflFes (d. i. des 
Einzeleinkommens) repräsentiert heute die communis opinio der national- 
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ökonomischen Wisssenschaft (d. h. desjenigen Teiles der Wissenschaft, 
von dem bisher ansschliefslich die Bede war). Sie stimmt — wie man 
sieht — vollständig mit dem überein, was oben in der „Einleitung'^ 
über die Entwickelang nnd die heutige Auffassung des Einkommens- 
begriffes gesagt wurde, d. h. dafs man heute unter dem Einkommen 
einer Person versteht: 

alle Gater, welche in die Wirtschaft oder in das Vermögen einer Person treten» 
und zwar: 

1. gleichgiltig, ob diese Qater von aufsen in die eigene Wirtschaft herein- 
kommen, oder ob sie innerhalb der eigenen Wirtschaft nea entstanden sind, nnd 

2. gleicbgUtig, ob diese Güter materieller oder unmaterieUer Natur sind. 
Allerdings mflssen in diese Definition zwei weitere Momente aufgenom- 
men werden, wenn dieselbe die heutige communis opinio der Wissen- 
schaft widerspiegeln soll, zwei Momente, die ich in der „Einleitung*^ 
mit Vorbedacht unberücksichtigt gelassen habe, weil sie für den mir 
dort vorschwebenden Zweck bedeutungslos waren, nämlich: 

1. dafs die in Rede stehenden Güter mit einer gewissen Regelm&fsigkeit in die 
Wirtschaft oder in das Vermögen der betrefifcnden Person treten müssen, wenn sie 
als „Einkommen"' gelten sollen, und 

2. dafs diese Güter nur dann als ^Einkommen'' aufgefaCst werden können, 
wenn sie neu in die Wirtschaft oder in das Vermögen der betrefifendcn Person treten, 
d. h. also wenn sie zu dem bisherigen Vermögen der betreffenden Person hinzutreten, 
oder mit anderen Worten: es liegt umgekehrt kein „Einkommen'' vor, wenn Güter 
in die eigene Wirtschaft hcreinfliefsen , welche Teile des Stammvermögens dieser 
Wirtschaft sind, also beispielsweise, wenn ausstehende Forderungen zurückgezahlt 
oder ausgeliehene Vermögensobjekte zurückgestellt werden. 

Selbstverständlich aber ist es, dafs von dieser Auffassung und De- 
finition des Einkommensbegi-iflFes — des Einzeleinkommens — alles 
dasjenige gilt, was oben in der „Einleitung'^ gesagt wurde. Man- hat 
über alles Erdenkliche gestritten, man hat darüber gestritten: 

1. ob unter ^Einkommen*" nur das Geldeinkommen zu verstehen sei, oder auch 
die sonstigen in natura in das Vermögen tretenden Güter, 

2. ob unter „Einkommen** nur die von aufsen in die eigene Wirtschaft herein- 
kommenden Güter zu verstehen seien, oder auch die innerhalb der eigenen Wirt- 
schaft entstehenden Güter, 

3. ob das „Einkommen** nur die in das Vermögen tretenden materiellen Güter 
umfasse, oder auch die immateriellen Güter, 

4. ob das „Einkommen^ nur die regelmäfsig einfliefsenden Güter umfasse, oder 
auch die unregelmäfsig hereinkommenden Güter, 

5. ob unter „Einkommen" alle in die Wirtschaft einfliefsenden Güter zu ver- 
stehen seien, oder nur diejenigen, die neu zum bisherigen Vermögen hinzutreten, 
d.i. also alle einfliefsenden Güter mit Ausschlufs derjenigen, die Teile des bereits 
vorhandenen Vermögens repräsentieren, und 

6. welcher der Zweck des „Einkommens** sei, d. h. ob der Einzelne sein Ein- 
kommen beliebig verwenden — also „verzehren" — dürfe oder nicht. 

Kurz man hat, wie gesagt, über alles Erdenkliche gestritten und mit 
dem kolossalsten Aufgebote von Fleife und Scharfsinn einen Einkom- 
mensbegriflf (den vorstehend mitgeteilten) gewonnen und aufgestellt, der 



Digitized by 



Google 



1. Kapitel. Das Einzeleinkommen und seine Arten. 25 

f&r das praktische Leben absolut nnbraaohbar ist. Denn dasjenige, 
worauf es im praktischen Leben einzig und allein ankommt, ist die 
Bestimmung der GröÜBe des „Einkommens^, das der Einzelne hat. Wie 
aber soll ich im stände sein, die Gröfse meines sogen. „Einkommens*' 
zu ermitteln und anzugeben, wenn jeder mir geleistete — eventuell 
noch so unbedeutende — Freundschaftsdienst, wenn jedes an mich ge- 
richtete belehrende Wort ein „Einkommen*' repräsentiert, ja wenn sogar 
das Sitzen auf meinem eigenen Sessel oder das Schlafen in meinem 
eigenen Bette „Einkommen" ist? 

In letzter Zeit hat nur noch Robert Meyer (in seinem Buche: 
„Das Wesen des Einkommens**, Berlin 1887) sich eingehender mit der 
Lehre vom Einkommen befafst und (ebendas. §§ 2 u. 3) speciell die 
Frage der regelraäfsigen Wiederkehr des Einkommens einer näheren 
Erörterung unterzogen. Er gelangt zu dem an sich richtigen Resultate, 
dafs es „von Hause aus regelmäfeig wiederkehrende Einnahmen** eigent- 
lich gar nicht giebt, sondern lediglich regelmäfsig wiederkehrende Ar- 
beiten, deren Zweck dahin geht, regelmäfsig Güter zu produzieren, um 
unsern regelmäfsig wiederkehrenden Bedarf zu decken. Der Einzelne 
vermag sich, d. i. seiner Privatwirtschaft, allerdings bis zu einem ge- 
wissen Grade regelmäfsig wiederkehrende Einnahmen zu verschaffen, 
und zwar auf zweifache Weise. Einmal „technisch** durch eine der- 
artige Gestaltung des Produktionsprozesses, dafs derselbe in regelmäfsi- 
gem Gange erhalten wird und demgemäfs in gewissen Perioden immer 
wieder das gleiche Produktenquantum liefert (also nachhaltiger Betiieb 
der betreffenden Wirtschaft — keine Raubwirtschaft). Zweitens wirt- 
schaftlich, d. h. in der Weise, dafs der günstiger Situierte seine Macht- 
verhältnisse dazu benutzt, um sich von einem Zweiten (der wirtschaftlich 
schwächer ist) regelmäfsig wiederkehrende Leistungen oder Giebigkeiten 
zusichern zu lassen oder dieselben von ihm zu erzwingen (Zinspflicht 
des Schuldners, Frohnden, Steuern, Tribute, Sklaverei u. s. w.). Da- 
durch wird das Risiko, welches mit der regelmäfsigen Wiederkehr der 
Produktion verbunden ist, auf die Schultern des Pflichtigen abgewälzt, 
und dies erzeugt vielfache Bedrückung des Schuldners, Störungen des 
Verkehrs, wie Krisen u. dergl. Robert Meyer hat damit unstreitig 
einen sehr richtigen Gedanken von weittragender Bedeutung angeregt; 
der absolut unhaltbare und unbrauchbare Einkommensbegriff wird aber 
dadurch auch nicht um ein Atom haltbarer oder brauchbarer. 

Parallel mit der oben geschilderten Entwickelung des Einkommens- 
begriffes ging das Bestreben, den Begriff des Einkommens von zwei 
verwandten Begriffen abzugrenzen, d. i. vom Begriffe des Ertrages und 
von dem der Einnahme. 

Zunächst also der Ertrag. Das Wort „Ertrag** bezieht sich in 
erater Reihe auf die Produktion oder Produktivität der äufseren Natur 
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und bedeutet zunächst dasjenige, was das Feld oder der Baum „trägt^« 
und zwar bedeutet das Wort ursprünglich zweifellos den Naturalertrag, 
d. h. die Menge Getreide, die das Feld, die Früchte, die der Baum 
^trägt**, die Wolle, die das Schaf, die Milch, die die Kuh ergiebt oder 
„trägt^ u. dergl. m. In dem Mafee, als es dann später üblich wurde, 
die Hauptmasse der eigenen Produkte zu verkaufen, gewöhnte man 
sich daran, das Wort „Ertragt nicht mehr aussehlieblich auf den Na- 
turalertrag des Feldes oder Baumes , sondern ebensowohl auf die für 
den Naturalertrag gelöste Geldsumme, d. i. also auf den Geldertrag 
des Landgutes (oder einzelner Zweige der landwirtschaftlichen Produk- 
tion: Ertrag der Felder oder der Feldwirtschaft, Ertrag der Obst- oder 
Weingärten bezw. der Obst- oder Weinkultur, Ertrag der Milchwirtacbaft 
n. dergl.) anzuwenden. Damit war die Ausdehnung der Anwendung 
des Wortes „Ertrag" auf die übrigen Produktionszweige von selbst ge- 
geben. War man aber einmal daran gewöhnt, von dem „Ertrage" des 
Landgutes, des Forstes, des Obstgartens, des Weinberges, der Viehzucht 
u. dergl. zu sprechen, und dachte man hierbei nicht mehr an die Menge 
des geernteten Getreides, des geschlagenen Holzes, des geemteten Obstes, 
des gewonnenen Weines, der Wolle, der Milch u. dergl., sondern an 
das Iiierfür gelöste Geld, so war es überaus naheliegend, den Ausdruck 
„Ertrag" auch auf die übrigen Produktionszweige anzuwenden und — 
allerdings nur im figürlichen Sinne — von dem „Ertrage" der Fabrik, 
des Handwerksbetriebes, des Handelsgeschäftes oder gar des Bergwerkes 
zu sprechen, ungeachtet es evident ist, dafs das Geld aus der Fabrik, 
der Werkstätte, dem Eaufmannsladen oder dem Bergwerke nicht ent- 
fernt in der Weise herauswächst, wie etwa das Getreide aus dem Felde, 
der Apfel aus dem Baume oder die Wolle aus dem Rücken des Schafes. 
Heute gehen wir in der Anwendung der figürlichen Redewendung 
noch um einen Schritt weiter. Ursprünglich dachte man bei dem Worte 
„Ertrag" an irgend ein Objekt der äufseren Natur (Grundstück, Baum, 
Tier), aus dem die Früchte infolge der den Naturobjekten innewohnen- 
den sog. Produktivkraft „von selbst" — d. i. ohne menschliches Hin- 
zuthun — bervorwachsen. Später gewöhnte man sich daran, auch dort 
von einem „Ertrage" zu sprechen, wo von einem natürlichen „Hervor- 
wachsen von Früchten" zwar keine Rede ist, wo es aber dem Menschen 
gelingt, mit Hülfe von irgend welchen körperlichen Gegenständen, die 
er in der Hand hat (also mit Hülfe einer Werkstätte, einer Fabrik, 
eines Kaufmannsladens u. dergl.), Geld zu erwirtschaften. Immerhin 
aber waren dies bisher noch körperliche oder greifbare Gegenstände, 
aus denen der BetreflFende Geld „heraus wirtschaftete". Heute nun sind 
wir schon so weit, dafs wir auch dort von einem „Ertrage" sprechen, 
wo der Betreffende keine körperlichen oder greifbaren Gegenstände in 
der Hand hat, mit deren Hülfe er Geld verdient. Wir sprechen von 
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dem ^Ertrage^ der ärztlichen oder anwaltsebaftlichen Praxis, von dem 
^jErtrage" der Gastspielreise eines Schauspielers oder Sängers, von dem 
„Ertrage*' der Arbeit u. dergl. m. Das heifst wir substantiieren oder 
vergegenständlichen irgend etwas ünkörperliehes (die ärztliche oder an- 
waltsohaftliche Praxis, die Gastspielreise, die Arbeit, die Spekulation 
u. dergl. ro.) und fingieren irgend einen Stamm, aus dem die Früchte 
(das Geld) so herauswachsen, wie etwa die Apfel aus dem Baume. 

In kurzen Worten : bei dem Ausdrucke „Ertrag" werden die ge- 
wonnenen Güter auf irgend ein thatsächlich vorhandenes oder fingiertes 
Objekt bezogen, welches ähnlich dem Grundstücke oder dem Baume 
Früchte trägt. Bei dem Ausdrucke „Einkommen" hingegen wer- 
den die gewonnenen Güter auf die Person bezogen, in deren Vermögen 
oder Wirtschaft sie hereinkommen. 

Sodann die „Einnahme". Die „Einnahme" ist ein weiterer Be- 
griff als das „Einkommen". Unter „Einnahme" versteht man alle Güter, 
welche in die Wirtschaft einer Person treten, und zwar gleichgiltig, ob 
diese Güter regelmäfsig oder unregelmäfsig einflie&en, und gleichgiltig, 
ob sie Theile des Stammvermögens repräsentieren oder, ob sie als Gewinn, 
als Rente anzusehen sind. Schon der gebildete Laie, wenn er ein guter 
Wirt ist, unterscheidet nach dieser Richtung scharf. Er wird beispiels- 
weise eine Erbschaft, einen (gröfseren) Spiel- oder Lotteriegewinn, ein 
(gröfseres) Geschenk, einen (bedeutenden) Fund, den Kaufschilling für 
sein verkauftes Landgut oder Wohnhaus, für verkaufte Ware u. dergl. 
zwar als „Einnahme", aber nicht als „Einkommen" bezeichnen, weil er 
sofort darauf hinweisen wird, dafs die Erbschaft, der Spiel- oder Lotterie- 
gewinn, das Geschenk oder der Fund nicht regelmäfaig wiederkehren, 
beziehungsweise dafs der Erlös für das verkaufte Landgut oder Wohn- 
haus oder ftlr die verkaufte Ware einen Teil seines Stammvermögens 
repräsentiert, oder doch (wie in der Regel bei der verkauften Ware) ein 
Gemisch von Stammvermögen und Rente bildet. 

Allein auch hier ergeben sich sofort wieder Schwierigkeiten, welche 
dne scharfe Abgrenzung des EinkommensbegriflFes von dem BegriflFe der 
„Einnahme" absolut unmöglich machen. 

Zunächst wandeln hier Theorie und Praxis zum Teile ihre be- 
sonderen Wege. Die Theorie mag hundertmal lehren, dafs eine Ein- 
nahme, die nicht regelmäfsig wiederkehrt, kein „Einkommen" ist, so 
wird die Praxis die Befolgung dieser Lehre doch erst von der Gröfse 
des Objektes abhängig machen. Ist nämlich die betreflfende Einnahme 
„klein", so steckt man sie im gewöhnlichen Leben — und zwar thut 
dies im gegebenen Falle der gewissenhafteste Kaufmann ebenso gut wie 
der gelehrteste Nationalökonom oder wie der ängstlichste Steuerbeamte 
— einfach in die Tasche und verwendet sie je nach ihrer Natur, ohne 
auch nur im entferntesten daran zu denken, dafs dies überhaupt eine 
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Einnahme oder ein Einkommen ist. Wenn man beispielsweise im Karten- 
spiel ein paar Kreuzer gewinnt, wenn man irgend welches altes 6e- 
römpel, wie solches sich im Laufe der Zeit in jedem Haushalte an- 
sammelt (alte Kleider, leere Flaschen, Glasscherben, alte EisenstQcke, 
irgend ein schadhaft gewordenes altes Möbelstück u. dergl.) um ein 
paar Kreuzer an den Trödler verkauft, so steckt man diesen Betrag 
in die Tasche und verausgabt ihn bei nächster Gelegenheit, ohne 
sich dessen so recht bewufst geworden zu sein, dafs man überhaupt 
irgend eine Einnahme oder ein Einkommen gehabt hat. Und das Gleiche 
ist der Fall, wenn jemandem irgend eine Kleinigkeit — etwa eine 
Cigarrentasche, ein Spazierstock u. dergl. — von einem Zweiten ge- 
schenkt wird, oder wenn man von einem verstorbenen Bekannten eine 
derartige Kleinigkeit als Legat erbt; man nimmt den betreflFeuden Gegen- 
stand einfach in Gebrauch, ohne sich auch nur entfernt die Frage vor- 
zulegen, ob dies ein „Einkommen" oder eine „Einnahme" ist. Anders 
hingegen, wenn das betreffende hereinkommende Objekt so „grofs" und 
„bedeutend" ist, dafs man es als werbendes Vermögensobjekt behandelt 
oder zum Stammvermögen hinzuschlägt, sei es nun, dafs man eine „grofse" 
Geldsumme im Spiel oder in der Lotterie gewinnt, sei es, dafs man ein 
Landgut, ein Haus u. dergl. erbt, oder dafs Einem derartiges geschenkt 
wird. Und hier zeigt es sich, daJfe die Begriffe „grofs" oder „bedeutend" 
sehr relative Begriffe sind, dafs dem Einen „grols" oder „bedeutend" 
erscheinen kann, was der Andere „klein" und „unbedeutend" nennt. 
Der kleine Mann, dem eine Summe von etwa 50 oder mehr Gulden 
im Wege des Lotteriegewinnes, der Erbschaft oder des Geschenkes 
zuwächst, wird schon diese Summe grofs nennen und sie etwa zur Spar- 
kasse tragen, d. h. also sie zum werbenden Vermögen machen oder sie 
als „Einnahme" (nicht als „Einkommen") betrachten; der reiche Lebe- 
mann wird eine im Kartenspiel gewonnene Summe von mehreren Tau- 
senden weder als „Einnahme" noch als „Einkommen" behandeln, sondern 
bei nächster Gelegenheit wieder vergeuden. Der kleine Fraclitfuhrmann 
wird ein geschenktes oder ererbtes Pferd als werbendes Vermögens- 
objekt (als „Einnahme") behandeln; der reiche Lebemann wird im 
gleichen Falle das Pferd zu seinen sonstigen Luxnspferden in den Stall 
stellen und dasselbe so ansehen, wie ein gewöhnlicher Sterblicher etwa 
eine Cigan-enspitze ansieht, die ihm von befreundeter Seite zum An- 
denken verehrt wurde. 

Zum zweiten ist es zwar sehr leicht, in der Theorie den Satz auf- 
zustellen, dafs zum „Einkommen" nur die „regelmäfsig" wiederkehren- 
den Einnahmen gehören, in der Praxis hingegen ist es im einzelnen 
Falle mitunter unendlich schwer (um nicht zu sagen „unmöglich"), zu 
bestimmen, welche Einnahme zu den regelmäfsig wiederkehrenden ge- 
hört und welche nicht. Die Erbschaft, der Spielgewinn, der Fund bei- 
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spielsweise sind unter normalen Verhältnissen kein Einkommen, weil 
sie in der Eegel nicht regelmäfsig wiederkehren ; mitunter ist dies aber 
doch der Fall, und dann sind sie eben als Einkommen anzusehen und 
zu behandeln. So bezieht der Fiskus aus den alljährlich wiederkehren- 
den erbenlosen Erbschaften eine regelmäfsig wiederkehrende Einnahme, 
die demgemärs als „Einkommen^ anzusehen ist, und die Erfahrung lehrt 
sogar, dafs der Gesamtbetrag dieser erbenlosen Erbschaften von Jahr 
zu Jahr meist nur geringen Schwankungen unterworfen ist, so dafs 
diese Erbschaften für den Fiskus nicht nur ein regelmäfsig, sondern 
sogar ein ziemlich gleichmäfsig fliefsendes „Einkommen^ repräsentieren. 
Ein Gleiches gilt von dem Unternehmer einer Spielbank, dem in ähn- 
licher Weise die Spielgewinne regelmäfsig wiederkehren. In gleicher 
Weise kehren die Geschenke, die der Bettler erhält, kehrt die Jahres- 
rente, die der reiche Vater seinem grofiajährig gewordenen Sohne aus- 
wirft, regelmäfsig wieder. Ja sogar der Fund liefert für denjenigen, 
der sich berufsmäfsig mit dem Suchen beschäftigt, — flir den Gold- 
wäscher oder den Lumpensammler u. dgl. — regelmäfsig wiederkehrende 
Einnahmen, d. i. also ein „Einkommen^. 

Umgekehrt bezeichnet bekanntlich der Arzt, der Advokat, der Ge- 
werbetreibende, der Kaufmann u. s. w. diejenige Summe, die er durch 
die Ausübung seines Berufes oder durch den Beti-ieb seines Geschäftes 
alljährlich verdient, als sein „Einkommen", weil er annimmt, dafs die 
fraglichen Einnahmen von Jahr zu Jahr wiederkehren. Indes sind hier 
die Schwierigkeiten noch viel gröfser als die vorstehend erwähnten. 
Einmal behandelt der Arzt nicht jahraus jahrein dieselben, sondern zum 
guten Teile immer neue Patienten, und das Nämliche gilt mutatis mu- 
tandis vom Advokaten, vom Gewerbetreibenden und vom Kaufmanne, 
die durchgehends zum guten Teile wechselnde Klienten bezw. wechselnde 
Kunden bedienen, und demgemäfs ist strenggenommen jede einzelne 
derartige Einnahme keine regelmäfsig wiederkehrende, also eigentlich 
kein „Einkommen*'. Immerhin aber können die betreflfenden Personen 
von den Individuen ihrer Kunden absehen und die Gesamtheit derselben 
unter dem Gattungsnamen „Kundschaft*^ zusammenfassen und mit Zu- 
hilfenahme einer kleinen Fiktion sagen, dafs ihnen ihre „Kundschaft** 
(„Klientel** u. dgl.) alljährlich irgend eine Summe zu verdienen giebt, 
dafs sie also irgend ein „Einkommen** haben. Ganz unmöglich aber 
ist es, dem Advokaten, dem Arzte, dem Gewerbetreibenden oder dem 
Kaufmanne anzugeben, welche Sumnäe alljährlich wiederkehrt, da be- 
kanntlich die Einnahmen jedes derartigen Geschäftsmannes von Jahr 
zu Jahr wechseln. Nun kann der Mann von kleinen Schwankungen 
in seinen Einnahmen absehen (aber freilich, welche Schwankung ist 
„klein**?) und etwa sagen, dafs er beispielsweise „um** 5000 Gulden jähr- 
lich einnimmt, dafs also sein „Einkommen** ungefähr oder im Durch- 
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schnitt 5000 Gulden beträgt. Wie aber soll der Mann die Sache auf- 
fassen und sich verhalten, wenn zufällig einmal ein ganz besonders 
günstiges Jahr kommt, in welchem er — sagen wir — um 100000 Gulden 
mehr erwirbt als gewöhnlieh? Wenn der Mann nur einigermaüsen 
yemttnftig ist, so mufs er sieh sagen, i&b er die Einnahme von 
100000 Gulden in diesem Jahre nur dem Zusammentreffen ganz außer- 
ordentlicher Umstände verdankt (dafs er für seinen Klienten einen aufser- 
ordentlich grofsen Prozefs gewann, dafs er als Arzt das besondere Glück 
hatte, einen aufserordentlioh reichen Patienten von einem langjährigen, 
besonders schweren Leiden zu befreien, dafs ihm als Kaufmann oder In- 
dustriellen ein exceptioneller Konjunkturgewinn in denSchoss fiel, u. dgl.; 
er wird also einsehen, dafs ihm im nächsten Jahre eine derartige Extra- 
ßinnahme nicht wiederkehren wird, und dafs er daher die gedachten 
100000 Gulden vernünfligerweise nicht zur Bestreitung seines Lebens- 
unterhaltes verwenden darf, d. h. dafs er sie zurücklegen („kapitali- 
sieren**) mufs. 

Endlich drittens lehrt die Theorie, dafs Rückgewährungen des Stamm- 
vermögens zwar „Einnahmen**, aber kein „Einkommen** sind, und auch 
dies ist nur bedingungsweise richtig. Freilich, wenn dem Guts- oder 
Hausbesitzer der Kaufschilling für das verkaufte Landgut oder Haus 
ausbezahlt wird, wenn der Kaufmann den Erlös für die verkauften 
Waren einstreicht, oder wenn dem sogen. Kapitalisten eine ausstehende 
Forderung zurückgezahlt wird, so wird der Betreffende sich des Um- 
standes sehr wohl bewufst sein, dafis dies kein „Einkommen** ist, sondern 
dafs ihm lediglich sein Stammvermögen oder ein Teil desselben ein- 
bezw. zurückfliefst. Wenn aber ein älterer alleinstehender Mann gegen 
Hingabe seines sogen. Kapitales (oder Stammvermögens) eine Leibrente 
erwirbt, so wird der Mann diese seine Leibrente — ungeachtet ihm in 
der Leibrente Teile seines Stammvermögens (mit Zinsen vermischt) ein- 
fliefsen — mit der gröfsen Seelenruhe verzehren, d. h. er wird sie als 
„Einkonmien** behandeln, und er wird dies mit um so gröfserer Beruhi- 
gung und Berechtigung thun dürfen, als er sich ganz genau in der 
nämlichen Lage befindet wie ein Pensionist, dessen Pension auch nur 
so lange fliefst, als er lebt. DaOa endlich die Unionsregierung der Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika durch Jahrzehnte hindurch den Erlös 
für die (an die Einwanderer) verkauften Staatsländereien — also auch 
wieder Ersätze des Stammvermögens — als „ordentliche** oder „regel- 
mäfsig** fliefsende Staatseinnahmen und somit als „Einkommen** be- 
handelt hat, ist eine allgemein bekannte Tbatsache. 

Läfst sich aber der Begriff des Einkommens gegenüber dem der 
Einnahme nicht abgrenzen, so ist dies nur ein fernerer Beleg dafür, dafs 
das „Einkommen" ein derart verschwommener und unfafsbarer Begriff 
ist, dafs mit demselben im praktischen Leben absolut nichts anzufangen 
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ist. Die einzige Bedeutang, die ihm für das praktische Leben inne- 
wohnt, ist, daft er gewissermafeen für jeden Einzelnen eine Mahnung 
enthält, wirtschaftlich zu sein. Jeder soll sich so ungefähr ein Bild 
davon machen (ein genaues Bild sich zu machen, ist, wie gezeigt, ab- 
solut unmöglich), wie grofs die Menge der wesentlichsten Güter ist, die 
ihm alljährlich zur Bestreitung seines Lebensunterhaltes zur Verfllgung 
steht, damit er in der Lage sei, mit diesen Gütern hauszuhalten. Mehr 
kann man auch von dem allerbesten und allergewissenhaftesten Wirte 
nicht verlangen, da wie an früherer Stelle gezeigt wurde, kein Mensch 
im Stande ist, sein Einkommen mit voller Genauigkeit anzugeben und 
sein „Einkommen^' von seinen „Einnahmen^^ genau und scharf abzu- 
grenzen. Vollends für die Einkommensteuer ist der EinkommensbegrifP, 
wie er von der Theorie aufgestellt wird, absolut unbrauchbar. Soll 
derselbe für die Steuei-praxis brauchbar sein, so müfsten in den Ein- 
kommensteuergesetzen die einzelnen steuerpflichtigen Einkommensarten 
oder Einkommenszweige taxativ aufgezählt werden, da doch das Sitzen 
auf dem eigenen Sessel oder die Entgegennahme von geleisteten kleinen 
Freundschaftsdiensten billigerweise nicht als steuerpflichtiges Einkommen 
angesehen werden kann. 

§ 2. Die soziale Auffassung des EinzeleinJcommens. Die im vor- 
hergehenden Paragi-aphen geschilderte Auffassung des Einzeleinkommens 
war individualistisch. Sie fafst lediglich den Einzelnen ohne Rück- 
sicht auf die Gesellschaft ins Auge, in der dieser Einzelne lebt, 
und betrachtet die Sache so, als ob jeder Einzelne ganz isoliert ftlr sich, 
d. i. unabhängig von seinen Vorfahren und unabhändig von seinen Mit- 
menschen, ganz aus eigener Kraft Güter produzieren würde. Und da 
es den Vertretern dieser Richtung ganz unzweifelhaft und selbstver- 
ständlich erscheint, dafs Jeder ipso facto Eigentümer der von ihm her- 
gestellten Produkte wird oder ist, so erscheint es dieser Schule ganz 
unzweifelhaft und selbstverständlich, dafs Jeder, der sich in irgend 
einer Weise an der Produktion von Gütern beteiligt, auch ein Ein- 
kommen habe, und dafs die Grofse dieses seines Einkommens seiner 
Beteiligung an der Gtiterproduktion entsprechen müsse. Bekanntlich 
kann man sich an der Güterproduktion auf zweifache Weise beteiligen, 
und zwar entweder durch die persönliche Mitwirkung, d. i. also durch 
die eigene Arbeit oder durch die Widmung des Vermögens. Will man 
das Vermögen in zwei Unterabteilungen zerlegen, in den Grundbesitz 
und in das sonstige werbende Vermögen, das sogen. Kapitalvermögen, 
so kann man sagen, dafs man auf dreifache Weise sich an der Produktion 
beteiligen kann: durch Arbeit, durch die Widmung des Bodens und 
durch die Widmung des sogen. Kapitales. Und demgemäfs lehren denn 
die Anhänger jener individualistischen Auffassung des Einkommens, 
dals jeder, der sich durch seine persönliche Thätigkeit, durch die 
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Widmung seines Grundbesitzes oder durch die Widmung seines sogen. 
Eapitalbesitzes an der Produktion beteiligt, ein Einkommen bezieht, 
welches dieser seiner Beteiligung an der Produktion entspricht. 

Diese naive und harmlose Auffassung : 

t. dafs jeder Einzelne isoliert f&r sich, d. i. unabhängig von seinen 
Vorfahren und unabhängig von seinen Mitmenschen, ganz aus eigener 
Kraft Güter produziere, und 

2. dafs Jedem, der sieh in irgend einer Art — sei es als Arbeiter, 
als Grundbesitzer oder als sogen. Kapitalist — an der Produktion be- 
teiligt, nganz von selbst^ oder „naturgemäfs^ oder durch den „selbst- 
thätigen Organismus des Verkehrs" dasjenige Einkommen zugewiesen 
werde, welches seiner Beteiligung an der Güterproduktion entspricht, 
konnte allerdings auf die Dauer nicht unangefochten bleiben. Einmal 
mufste auch dem blödesten Auge sich allgemach die Wahrnehmung auf- 
drängen, dafs in unserer heutigen arbeitsteiligen Güterproduktion eigent- 
lich gar Niemand mehr sich rühmen darf, er habe irgend ein Gut „ganz 
allein" oder „ganz aus eigener Kraft" hergestellt oder hervorgebracht. 
Und zum zweiten mufste über kurz oder lang sich die Erkenntnis Bahn 
brechen, dafs der Staat durch seine Gesetzgebung (durch seine Steuer- 
gesetzgebung, durch etwaige Lohntaxen, durch die Wuchergesetzgebung 
oder etwaige Zinstaxen, durch Preissatzungen, durch seine Gewerbe- 
gesetzgebung, d. i. durch die Gewerbefreiheit oder durch Zunftordnungen, 
durch staatliche Monopole u. dgl.) die vermeintlich „naturgemäfse" oder 
„ naturgesetzliehe " Verteilung des Einkommens zu beeinflussen im stände 
sei, oder mit anderen Worten: dafe man durchaus nicht behaupten könne, 
es müsse jedem, der sich in irgend einer Weise an der Produktion 
beteiligt, nganz von selbst" ein dieser seiner Beteiligung entsprechendes 
Einkommen zufliefsen. Beispielsweise betrachtet es schon Jakob (in 
seinen 1 805 in erster Auflage erschienenen „ Grundsätzen der National- 
ökonomie", 2. Hauptstück „Von den Prinzipien der Verteilung des Na- 
tional-Einkommens ") als den normalen Fall, dafs mehrere zusammen- 
genommen ein Produkt hervorbringen, und ebenso hebt er ausdrücklich 
hei-vor, dafs der Staat durch seine wirtschaftliche Gesetzgebung die Ver- 
teilung des Einkommens wesentlich beeinflusse. 

Auf diese Weise entwickelte sich allmählich eine neuere Anschauung, 
die ich als „ die soziale Auffassung des Einzeleinkommens " bezeichnen 
möchte. Die hauptsächlichsten Vertreter derselben sind Rodbertüs, 
Hermann Roesler, Bäla Weisz, Adolf Held, Adolf Wagner u. a. 
Die Vertreter dieser Anschauung lehren ganz richtig: 

Erstens, dafs heute unter der Herrschaft der Arbeitsteilung kein 
Mensch von sich aussagen kann, er habe ganz allein oder aus eigener 
Kraft irgend einen Artikel — und wäre dieser noch so unbedeutend 
oder klein — hergestellt, weil zur Herstellung jedes Artikels das Zu- 
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sammenwirkeuü «ioar iiDab«elä>ar grofsen Zahl von Persoiieii «iJbrderUob 
war. Mit Beeht hebt Sodbebtu« hervor, dafe z. B. kein einziger Ar- 
beiter einer Madelfabrik sich rühmen darf, er habe allein eine Nadel 
oder auch nur die Spitze einer Nadel hergestellt Ja nicht einmal 4ie 
sfimtlicben in einer Nadelfabrik bediensteten Personen — yom Leiter 
der Fabrik angefangen bis hinab zum letzten Taglöhner oder bis zum 
Fabrikjangen — zusammengenommen dürfen dies behaupten, denn ziir 
Erzeugung der Nadeln war überdies einmal ein gewisser Rohstoff maoii 
waren ferner gewisse Maschinen, Werkzeuge und Vorrichtungen not- 
wendig. Es haben somit alle die unzähligen Personen, die das MetaH 
gegraben und aufbereitet, ferner alle die unzähligen Personen, die an 
der Herstellung des Fabrikgebäudes sowie der Maschinen und Werk- 
zeuge beteiligt waren, ihren Anteil an der Herstellung jeder einzelnen 
Nadel ^der jeder einzelnen Nadelspitze. Und selbst alle diese Personen 
zusammeugenommen — mögen sie nun im Bergwerke, im Walde oder 
im Felde, im Hüttenwerke, in der Maschinen- und Werkzeugfabrik oder 
in der Nadelfabrik gearbeitet haben — dürfen sich nicht dem Wahne 
hingeben, dafs sie es waren, die die Nadeln hergestellt haben. Denn 
bevor alle die gedachten Handarbeiten vorgenommen werden konnten, 
muÜBte eine unabsehbare Reihe von Erfahrungen gesammelt, von Er- 
findungen gemacht und von teehnisehen Kenntnissen erworben worden 
sein, so dafs wir im buchstäblichen Sinne des Wortes sagen müssen, 
die gesamte Menschheit seit ihren üranföngen habe mitgewirkt an jedei- 
Nadel, an jedem Zwii-nsfaden, an jedem Zündhölzchen, das wir heute 
„herzustellen" oder zu „erzeugen*^ glauben. Ja, nicht einmal Robinson 
auf seiner Insel darf sich rühmen, irgend einen Artikel selbst und allein 
hergestellt zu haben, denn er bringt auf seine Insel schon einen Schatz 
von Kenntnissen mit, die von seinen Vorfahren angesammelt und ihm 
von seinen Mitmenschen in Europa mitgeteilt worden waren, und es 
gelingt ihm überdies, einen Teil von den Vorräten des gescheiterten 
Schiffes zu bergen, an deren Herstellung die gesamte Menschheit in 
der vorhin angedeuteten Weise mitgewirkt hatte. 

Zweitens: Darf aber Niemand von sich behaupten, dafs er allein 
und selbst irgend ein Gut hervorgebracht habe, dann darf man kon- 
sequenter Weise auch nicht von den „Produkten eines Einzelnen", dann 
darf man im äufsersten Falle nur von dem „Nationalprodukte", d. i. 
von der gesamten Gütermenge sprechen, die ein Volk (um nicht zu 
sagen die gesamte Menschheit) im Laufe einer bestimmten Wirtschafts- 
periode (Jahr u. dgl.) hervorgebracht hat — vom „Nationalprodukte ", 
an dessen Herstellung der Einzelne in irgend einer Weise mitgewirkt 
oder sich beteiligt hat. Betrachtet man aber die Sache unter diesem 
Gesichtswinkel, dann beantwortet sich die Frage nach dem Einkommen 
des Einzelnen durchaus nicht so leicht und so einfach als die Vertreter 
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jener „ individualistisehen AuffassuDg" meinten. Diese glaubten — wenn 
tde sahen, dafs A etwa so nnd so viele hundert, B hingegen so und so 
viele tausend Mark erwarb oder bezog — dafs die Sache ganz klar 
und einfach sei; es habe eben A ein »Einkommen" von so und so viel 
hundert und B ein „Einkommen^ von so und so viel tausend Mark, 
und damit sei die Sache abgethan. Stellt man sich hingegen auf den 
gesellschaftlichen oder sozialen (nicht „sozialistischen^) Standpunkt, 
dann erscheint die Sache in einem ganz anderen Lichte. Fafst man 
nämlich das sogen. „Nationalprodnkf, d. i. die gesamte Gütermenge 
ins Auge, welche von einem bestimmten Volke im Laufe einer be- 
stimmten Wirtschaftsperiode hervorgebracht wurde, dann ist die Frage 
durchaus nicht so leicht und einfach zu beantworten, wie viel 
denn der Arbeiter X, der Arzt Y oder der Advokat Z zum Zustande- 
kommen eben jenes Nationalproduktes beigetragen habe, und wie viel 
ihm daher aus jenem Nationalprodukte als „sein Einkommen'' zu zu- 
weisen sei. 

Sodann entsteht die weitere Frage, auf welche Weise jener Anteil 
jedes Einzelnen am Nationalprodukte ermittelt und jedem zugewiesen 
werden soll. Und hier ergeben sich — wie die Anhänger der „sozialen 
Auffassung des Einzeleinkommens*' ganz richtig hervorheben — zwei 
Wege. Es ist nämlich möglich und kommt (wenigstens teilweise) auch 
thatsächlich vor, dafe der auf den Einzelnen entfallende Anteil am 
Nationalprodukte von der Regierung festgesetzt wird, wie dies beispiels- 
weise dort der Fall ist, wo Taxen (Lohntaxen, Zinstaxen, Preistaxen) 
existieren. Es ist aber auch möglich — und dies bildet unter der Herr- 
schaft des Prinzips der sog. Verkehrsfreiheit im grofsen Ganzen heute 
die Regel — , dafs die Regierung sich um die Verteilung so zu sagen 
„gar nicht^ kümmert und es jedem Einzelnen überläfst, von dem National- 
produkte so viel zu erbeuten als er vermag. Nun, so absolut passiv ver- 
hält sich die Regierung der Verteilung des Nationalproduktes, gegen- 
über in keinem Eulturstaate, denn die Folge einer derartigen absoluten 
„Freiheit** könnte keine andere sein, als dafs die Einzelnen mit Messern 
und Keulen über einander herfallen und sich gegenseitig totschlagen 
oder zerfleischen würden. Es giebt bekanntlich allerorts Strafgesetze, 
durch welche ein derartig unverhtiUter Kampf um den Anteil an der 
Beute, am Nationalprodukte, unmöglich gemacht wird, allein ein ver- 
hüllter Kampf um den Anteil am Nationalprodukte findet darum doch 
nicht weniger statt. Die Staatsgewalt erläfst nämlich Civilrechtsgesetze 
über das Eigentum und über die Verträge (Obligationenrecht) und nor- 
miert durch die Eigentumsordnung, was Objekt des Eigentums werden 
darf (also z. B. ob die Sklaverei gestattet ist oder nicht), und wie weit 
das Eigentum des Einzelnen (die Macht über seine Sache) reicht, und 
ebenso bestimmt die Staatsgewalt im Obligationenrecht, wie weit die 
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Vertragsfreiheit gehen soll (welche Verträge als erlaubt, welche als un- 
erlaubt gelten sollen). Mit der Schaffung dieser Civil- und Strafrechts- 
gesetzgebung giebt sich die Staatsgewalt in vielen Fällen zufrieden und 
gestattet, dafe sich nun ein verhüllter Kampf um den Anteil am National- 
produkte unter den Einzelnen abspielt, d. h. ein in die juristischen Formen 
des Eigentums und der Verträge gekleideter Kampf, bei welchem es 
jedem Einzelnen freisteht, sein Eigentumsrecht und die Freiheit, Ver- 
träge zu seinem Gunsten abzuschliefsen, so weit auszubeuten und aus- 
zunutzen, als es die bestehende Gesetzgebung gestattet. 

Unsere heutige Eigentumsordnung gestattet bekanntlich kein Eigen- 
tum mehr am Menschen, dagegen gestattet sie das Privateigentum an 
den Produktionsmitteln und speciell auch am Grund und Boden, ferner 
bestimmt dieselbe, dafs der Eigentümer eines Früchte tragenden Ver- 
mögens dadurch ipso facto Eigentümer der Früchte wird. Überdies 
gestattet die geltende Eigentumsordnung dem Eigentümer bekanntlich, 
sein Eigentum nach Belieben zu benutzen, eventuell zu vernutzen und 
jeden Zweiten von der Benutzung desselben auszuschliefsen. Anderseits 
verbietet bekanntlich unser heutiges Obligationenrecht Verträge, durch 
welche sich Jemand in eine dauernde Abhängigkeit von einem Zweiten 
begeben würde, dagegen gestattet sie jedem, seine Arbeitskraft oder 
Arbeitsleitsleistung derart zu verkaufen, dafs die Produkte seiner Lei- 
stung in das Eigentum eines Zweiten treten. Dadurch ist selbstver- 
ständlich einzelnen Klassen der Bevölkerung ein überaus wesentliches 
Machtmittel über andere in die Hand gegeben. In der günstigsten Lage 
befindet sich selbstredend der Grundbesitzer, denn er kann im äufser- 
sten Notfalle sein Grundstück oder einen Teil desselben selbst oder mit 
Hilfe seiner Familie bestellen und ist auf diese Weise mit den Seinigen 
vor dem Hungertode geschützt. Weil er aber nach der herrschenden 
Eigenturosordnung das Recht hat, jeden Zweiten von der Benutzung 
seines Grundstückes auszuschliefsen, so ist — wenn in einem Lande 
der gesamte Grund und Boden sich im Privatbesitze befindet — wenig- 
stens die theoretische Möglichkeit gegeben, dafs die sämtlichen Grund- 
besitzer just nur soviel von ihrem Boden bestellen, als sie zu ihrer und 
ihrer Angehörigen Ernährung benötigen, dafs sie jeden Anderen von 
der Benutzung ihrer Grundstücke ausschliefsen, und dafs somit die sämt- 
lichen Nichtbesitzer von Grund und Boden dem Hungertode preisgegeben 
wären. Und da der Hunger bekanntlich sehr wehe thut, so wären die 
landlosen Menschen — wenn sie sich einer derartigen Eventualität ge- 
genübergestellt sähen — durch den Hunger gezwungen, den Grundbe- 
sitzern ihr gesamte« (aus beweglichen Gütern bestehendes) Vermögen 
oder die exorbitantesten Leistungen anzubieten, nur um diejenigen Le- 
bensmittel zu erlangen, die sie vor dem Hungertode schützen. Es ist 
evident, dafs eine derartige Gefahr nicht leicht eintreten wird, und wenn 
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sie eintreten wflrde, mttfete die Staatsgewalt gegen die Grundbesitzer 
einschreiten, wenn — was das Wahrscheinlichere ist — diese von den 
hungernden landlosen Massen nicht schon vorher ersehlagen wurden. 
Allein einmal zeigt schon die blolj»e theoretische Möglichkeit, welch 
ungeheueres Übergewicht die Grundbesitzer gegenüber allen übrigen 
Volksklassen haben, und zum zweiten kann die Gefahr, die der Ge- 
samtheit der Landlosen gegenüber wohl niemals auftreten wird, sehr 
wohl gegenüber einem oder einzelnen Besitzlosen lebendig werden, und 
dann befinden sich die betreflfenden Individuen in jener verzweifelten 
Situation und sind somit der unbarmherzigsten Ausbeutung seitens der 
Grundbesitzer wehrlos preisgegeben. Allgemein ausgedrückt will dies 
besagen, dab der Grundbesitz dem Grundeigentümer die Macht verleiht, 
sich einen verhältnismäfsig gröfseren Anteil am Nationalprodukte anzu- 
eignen, als ihm nach seiner Arbeitsleistung gebührt. Und am deutlich- 
sten zeigt sich dies in der bekannten Thatsache, dafs der Grundbesitzer 
sein Landgut verpachten, d. h. dafs er ohne zu arbeiten ein Einkommen 
beziehen kann, und zwar lediglieh daftlr, dafs er seine Grundstücke 
einem Zweiten zur Benutzung überlflXst. 

Dem Grundbesitzer zunächst stehen die Besitzer sonstiger Produk- 
tionsmittel, also die Besitzer von Maschinen und Werkzeugen, von Ar- 
beits- und Hilfsstoffen. Diese sind wenigstens in der Lage, Industriepro- 
dukte herzustellen. Und da der Grundbesitzer immer Industrieprodukte 
braucht, um sich sein Leben angenehmer zu gestalten, so werden die 
Besitzer sonstiger Produktionsmittel (die sogen. Kapitalisten) bis zu einem 
gewissen Grade in den Grundbesitzern immer willige Abnehmer flir ihre 
G^werbeerzeugaisse finden. 

In der fatalsten Lage befinden sich die Besitzlosen, d. i. diejenigen, 
die weder Grund und Boden, noch sonstige Produktionsmittel besitzen, 
weil sie mit ihrer blofeen Muskelkraft gar keine materiellen Güter pro- 
duzieren können. Wollen diese Personen überhaupt leben, so bleibt 
ihnen kein anderer Ausweg, als sich an die Besitzer von Produktions- 
mitteln zu wenden und entweder diese um die leihweise Überlassung 
der erforderlichen Produktionsmittel zu bitten, oder ihnen ihre Dienste 
anzubieten. Im ersten Falle werden sie einen Teil der produzierten 
Güter als Zins für die Überlassung der geliehenen Produktionsmittel 
bergeben müssen ; im zweiten Falle werden sie leicht in die Lage kom- 
men, um einen niedrigeren Lohn arbeiten zu müssen, als ihnen mit 
Rücksicht auf ihre Leistung eigentlich gebühren würde. Oder auch 
wieder allgemein ausgedrückt: Die Besitzlosen repräsentieren in dem 
Kampfe um einen Antheil am Nationalprodukte den schwächsten Teil^ 
sie werden daher in diesem Kampfe regelmäfeig den Kürzeren ziehen, 
d. h. sie werden notwendig den verhältnismäfeig kleinsten Anteil am 
Nationalprodukte erbeuten, während den besitzenden Klassen (den Grand- 



Digitized by 



Google 



1. Kapitel. Das Einzeleinkommeii und seine Arten. 37 

bemizern und den sogen. Kapitalisten) jedesmal der relativ gröfsere 
Anteil zufallen wird. 

Indes ist es an dieser Stelle und f&r den vorliegenden Zweck ziem- 
lieb gleiebgiltig, ob diese oder jene Klasse der Bevölkernng einen gröfse- 
ren oder geringeren Anteil am Nationalprodukte erbeutet, denn die vor- 
stehende Aaseinandersetzung batte lediglich den Zweck, anzudeuten, 
unter welchem Gesichtswinkel die Vertreter der in Rede stehenden 
„sozialen Auffassung des Einzeleinkommens^ das Einkommen betrach- 
ten. Die Anhänger dieser Richtung geben sich — wie gesagt — nicht 
mehr mit der Thatsache zufrieden, dafs A soviel hundert und B soviel 
tausend Mark jährlich einnimmt, weil sie von der ganz richtigen Über- 
zeugung ausgehen, dafs heute kein Mensch von sich behaupten darf, 
er habe irgend einen Artikel ganz allein oder ganz aus eigener Kraft 
hergestellt. Aus diesem Grunde fassen auch die Anhänger dieser Rich- 
tung nicht die angeblich von irgend einem Individuum hergestellten 
Güter, sondern das sogen. Nationalprodukt ins Auge und legen sich die 
Frage vor, auf welche Weise dieses Nationalprodukt heute unter die 
Einzelnen verteilt wird, ob nicht vielleicht in früherer Zeit das National- 
produkt nach anderen Grundsätzen verteilt wurde, und ob etwa nicht 
fttr die Zukunft abermals ein anderer Verteilungsmodus denkbar oder 
wahrscheinlich wäre. Des weiteren suchen sie die Frage zu beant- 
worten, ob unter der Herrschaft des heutigen Verteilungsmodus — wo- 
nach die Verteilung des Nationalproduktes bis zu einem gewissen Grade 
als Privatangelegenheit der beteiligten Parteien gilt — die beteiligten 
Parteien einander ebenbürtig und gleich mächtig gegenüberstehen, oder 
ob nicht etwa die eine oder die andere Partei über irgend welche 
Machtmittel oder singulare Vorteile verfügt, welche es ihr ermöglichen, 
sich einen gröfseren (als den ihr sozusagen von rechtswegen gebühren- 
den) Teil vom Nationalprodukte zuzuwenden. Desgleichen wird in Er- 
wägung gezogen, auf welche Weise die Verteilung des Nationalproduktes 
durch die staatliche Besteuerung beeinflufst wird. 

Dafs eine derartige Betrachtung des Einkommens viel wissenschaft- 
licher ist als die vorhin erwähnte „individualistische*', weil sie nicht 
an einem privatwirtschaftlichen Vorgange haftet, sondern den Prozefs 
der Einkommensbildung volkswirtschaftlich (d. h. so, wie er hinter dem 
„Geldschleier" aussieht) zu erfassen und darzustellen bestrebt ist, bedarf 
keiner weiteren Auseinandersetzung. Sodann mufs anerkannt werden, 
dafs durch die „soziale Auffassung des Einzeleinkommens** das Ver- 
ständnis der sozialen Frage wesentlich gefordert wird, weil man auf 
diesem Wege einsehen lernt, dafs und warum gewisse Klassen der Be- 
völkerung an ihrem Anteile am Nationalprodukte verkürzt werden. Aber 
der höchst unglückliche und unfafsbare Begriff des Einkommens wird 
dadurch um nichts brauchbarer. Das „Nationalprodukt ** besteht näm- 
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lieh nicht nur aus materiellen, sondern gleichzeitig auch aus den sämt- 
lichen immateriellen Gütern (Dienstleistungen und Nutzungen von Sach- 
gütern), die im Laufe einer Wirtschaftsperiode innerhalb eines Volkes 
hervorgebracht werden, und die Menge und Qualität dieser Güter ent- 
zieht sich selbstredend jeder Kontrolle und Ermittelung. Die „soziale 
AufTassung^^ mag daher hundertmal lehren, dafs das Einkommen des 
Einzelnen ein Bruchteil des Nationalproduktes sei, so wird man darum 
um kein Atom kitiger als man vorher war, weil der Zähler des Bruches, 
der durch den Nenner (die Volkszahl) dividiert werden soll, ftr alle 
Ewigkeit eine unbekannte Gröfse bleibt. 

§3. Die Art&n des Einkommens, a. Geld- und Naturalein- 
kommen. Wie schon der Name andeutet, besteht das Geldeinkommen 
aus den eingehenden Geldstücken, das Naturaleinkommen aus den ein- 
gehenden sonstigen Gütern. Bereits in der „Einleitung" wurde aus- 
einandergesetzt, wie der Einkommensbegriff entstand, und wie er mit 
logischer Konsequenz weiter ausgebildet wurde, bis er sich endlich so 
weit verflüchtigte, dars mit ihm absolut nichts mehr anzufangen ist. 

Dasjenige, was zuerst in die Augen sprang und auffiel, waren die 
in die Wirtschaft einfliefeenden Geldstücke, und daher war denn auch 
der Begriff des Geldeinkommens der ursprüngliche. 

Später bei genauerer Betrachtung zeigte es sich, dafs nicht nur 
Geldstücke, sondern auch sonstige Güter in die Wirtschaft hereinkommen, 
und so entstand der Begriff des Naturaleinkommens. Und in dieser 
Beziehung mufste sich zunächst die Wahrnehmung aufdrängen, dafe in 
die Wirtschaft zahlreicher Personen greifbare oder materielle Güter von 
aulsen hereintreten, wie dies beispielsweise bei den meisten landwirt- 
schaftlichen Bediensteten und Arbeitern, bei den Dienstboten u. s. f., 
kurz bei allen Personen der Fall ist, die ihren Lohn ganz oder zum 
Teile „in natura" erhalten. 

Abermals später, bei noch genauerer Betrachtung zeigte es sich, 
dafs der Begriff des Naturaleinkommens sich unmöglich auf die von 
aufsen hereinkommenden Sachgüter beschränken lasse, weil der Genufe 
einer Natural wohnung, die Beistellung eines Dieners, die Zuweisung 
einer Gratisloge im Theater oder Konzertsaale, die Beistellung einer 
Amtsequipage, eines Dienstpferdes u, s. w. ftlr den Betreffenden ebenso 
gut ein Einkommen repräsentiert, wie wenn ihm Lebensmittel, Heiz- 
materialien, Kleider u. s. w. als Lohn geliefert werden. Man mufste 
also mit logischer Konsequenz dahin gelangen, den Begriff des Natural- 
einkommens auch auf die von aufsen hereinkommenden Sachnutzungen 
und Dienstleistungen auszudehnen. 

Wieder später, bei abermals genauerer Betrachtung zeigte es sich, 
dafs z. B. die Bodenprodukte, die der Grundbesitzer in der eigenen 
Wirtschaft selbst erzeugt und unmittelbar in der eigenen Wirtschaft 
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Wieder selbst verbraueht, doch ebenso gut ein Einkommen sind, wie 
etwa die Lebensmittel, die dem landwirtschaftlichen Bediensteten als 
Lohn verabreicht werden, und die dieser auch unmittelbar verzehrt. 
Man gelangte also mit abermals logischer Eonsequenz dazu, auch die 
in der eigenen Wirtschaft entstehenden materiellen oder Sachgttter als 
Einkommen anzuerkennen. 

Endlich bei wieder genauerer Betrachtung erkannte man, dafs man auch 
hier noch nicht stehen bleiben könne, daTs die Nutzungen der eigenen Sachen 
genau ebenso ein Einkommen repräsentieren, wie die Nutzungen einer 
fremden Sache, dafs also z. B. das Wohnen im eigenen Hause und in 
eigenen Möbeln genau ebenso ein Einkommen repräsentiert, wie die un- 
entgeltliche Benutzung einer fremden Wohnung und fremder Möbel u.s. w. 
Ferner, dafe die Entgegennahme von Dienstleistungen einer fremden 
Person (eines von Amts wegen beigestellten Dieners) ebenso gut ein Ein- 
kommen sei, wie die Entgegennahme von Diensten der eigenen Familien- 
angehörigen und wie die Entgegennahme von Diensten, die man sich 
selbst leistet. Oder mit anderen Worten, man mufste sich wohl oder 
übel dazu entschliefsen, auch noch die in der eigenen Wirtschaft ent- 
stehenden Saohnutzungen und Dienstleistungen als Einkommen anzu- 
erkennen. 

Damit war man schlicfslich an einem Punkte angelangt, wo siohs 
handgreiflich zeigt, dafs mit dem EinkommensbegrifTe gar nichts anzu- 
fangen ist. Denn der einzige praktische Zweck, der durch die Auf- 
stellung des Einkommensbegriffes erreicht werden soll, ist, die Gröfse 
des eigenen Einkommens zu ermitteln, damit man darnach seinen Haus- 
halt einrichten kann. Wie soll es aber irgend einem Menschen gelingen, 
die Gröfse seines Einkommens zu ermitteln, wenn alles, was man ge- 
niefst, ohne es bar bezahlen zu müssen, ja wenn sogar jeder Dienst, 
den man sich selbst leistet, ein „Einkommen" ist? 

Und nun kommt die Steuergesetzgebung und will das „Einkommen** 
der Steuer unterwerfen. Besteuert sie lediglich das Geldeinkommen, so 
besteuert sie zu wenig, denn es ist klar, dafs die in die eigene Wirt- 
schaft tretenden Geldstücke nur eine einzige Sorte von Gütern sind, die 
in die Wirtschaft treten, und dafs daneben noch eine ganze Reihe anderer 
Güter in jede Wirtschaft einfliefst. Und will die Einkommensteuer auch 
das sogen. Naturaleinkommen treffen, so verfolgt sie ein unmögliches 
Ziel, weil es der haarsträubendste Widersinn wäre, alles, also auch z. B. 
das Lesen im eigenen Buche, das Sitzen auf dem eigenen Sessel, das 
Betrachten einer schönen Gegend, das Kämmen des eigenen Haares, das 
Waschen der eigenen Hände u. s. w. zum „steuerpflichtigen Einkommen" 
erklären zu wollen. 

b. Rohes, reines und freies Einkommen. Als rohes oder 
Bruttoeinkommen wird das gesamte Einkommen bezeichnet, welches 
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regelmftJbig in die WirtBohaft einfiielBt. Als reines Einkommen wird 
derjenige Teil des Bruttoeinkommens bezeichnet, welcher übrig bleibt, 
wenn von demselben die zur Siehervng des Einkommens notwendigen 
Ausgaben (die Betriebs- oder Begieausgaben) abgezogen wurden. Als 
freies Einkommen endlich bezeichnet man dasjenige Einkommen, weiches 
dem Betreffenden nach Bestreitung seines Lebensunterhaltes (von dem 
sogen, reinen Einkommen) übrig bleibt. Es wird als „freies *" Einkommen 
bezeichnet, um anzudeuten, dafs der Empfänger über dasselbe ganz „frei^, 
ganz Bseh seinem Belieben verftlgen darf. Es ist nämlich evident, dafs 
der Empfänger über sein Brutto- oder rohes Einkonmien vernünftiger- 
weise nicht beliebig vei-ftigen kann, denn er mufs hiervon — wenn er 
sein Geschäft in ungestörtem Gange erhalten, d. h. wenn er künftighin 
überhaupt ein Einkommen beziehen will — zunächst die Regieauslagen, 
d. i. diejenigen Auslagen bestreiten, die notwendig sind, um sein Ge- 
schäft in ungestörtem Gange zu erhalten. Allein auch über sein ,, reines^ 
Einkommen darf der Empfänger nicht beliebig verfügen, denn er mufs 
doch leben, er mufs also von seinem „ reinen *" Einkommen zunächst seinen 
und seiner Familie Lebensunterhalt bestreiten. Erst über denjenigen 
Teil seines Einkommens, der dann noch Übrig bleibt, kann er vei*ftigen 
wie er will, er kann ihn kapitalisieren, zu seinem Vergnügen verwenden 
oder verschenken, ganz wie es ihm beliebt. 

Zu erwähnen ist an dieser Stelle ein Umstand, dessen Erkenntnis 
seinerzeit den Nationalökonomen einige Schwierigkeiten verursacht hat, 
dafs nämlich für den Einen reines Einkommen sein kann, was für einen 
Anderen rohes Einkommen wai*. Für den Arbeiter ist nämlich selbst- 
redend sein Arbeitslohn „ reines " Einkommen, für den Fabrikanten hin- 
gegen, der in dem Erlöse für seine Fabrikate auch diejenigen Beträge 
einnahm, die er seinen Arbeitern als Lohn hinauszahlen mufste, war 
dieser Teil seines Einkommens „rohes" Einkommen. 

Manche Schriftsteller — so beispielsweise auch Adolf Wagner — 
wollen die Unterscheidung von rohem und reinem Einkommen auf das 
Einkommen überhaupt nicht angewendet wissen. Es kommt nämlich 
hierbei nur auf den Standpunkt an, den man einnimmt. Stellt man sich 
auf den Standpunkt, den — wie oben angedeutet wurde — Adam Smith 
einnahm, dafs der Geschäftsmann in seiner Erwerbswirtsohaft genau Buch 
führt und gewissermafsen dort denjenigen Betrag, der sich nach der 
aufgestellten Bilanz als „Reingewinn'^ oder „reiner Ertrag des Geschäftes " 
ergiebt, in die Tasche steckt, um ihn nun nach Hause zu bringen und 
hier zur Bestreitung seines Haushaltes zu verwenden, so ist es klar, dafe 
die Ausdrücke „roh" und „rein" sich auf die Geschäfts- oder Erwerbs- 
wirtschaft beziehen. Dann spricht man eben dort von einem rohen und 
von einem reinen „Ertrage" des Geschäftes oder der Erwerbswirtschaft, 
und unter dieser Voraussetzung bildet der „reine Ertrag" der Erwerbs- 
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Wirtschaft das (reine) Einkommen der betreffenden Person, so dafs man 
dann allerdings nicht mehr von einem rohen „ Einkommen " sprechen kann. 

e. Ursprüngliches und abgeleitetes Einkommen. Als 
^jUrsprÜDglicfa^ wird dasjenige Einkommen bezeichnet, welches der- 
jenige bezieht, der sich (sei es durch seine Thätigkeit, sei es durch die 
Widmung seines Grundbesitzes oder seines sogen. Kapitales) an der 
Produktion beteiligt. „Abgeleitetes*' Einkommen nennt man dasjenige, 
welches diejenigen Personen beziehen, die sich in keiner Weise an der 
Gfiterproduktion beteiligen ; ein „ abgeleitetes'' Einkommen beziehen also 
die Kinder, die arbeitsunfähigen Personen (6i-eise, Kranke, Sieche, 
Wahn- und blödsinnige Personen), die Bettler, kurz alle Personen, die 
kein eigenes Vermögen besitzen und von anderen Personen (oder von 
der Gresamtheit) ohne irgend welche Gegenleistung von ihrer Seite er- 
halten werden.. Selbstredend ist auch das durch unredliche Handlungen 
(Betrug, Diebstahl, Raub u. dgl.) erworbene Einkommen ein abgeleitetes. 
Im Sinne der sozialistischen (sozialdemokratischen) Auffassung gilt jedes 
Einkommen als „abgeleitetes" — als auf einer (mehr oder weniger 
widerrechtlichen) Ausbeutung der arbeitenden Bürger beruhend — , wel- 
ches ohne persönliche Leistung bezogen wird. In diesem Sinne ist 
also das Einkommen des Grundbesitzers, des Kapitalisten (Unternehmers), 
der Konjunkturgewinn u. dgl. ein „abgeleitetes" Einkommen, weil es den 
arbeitenden Bürgern (die allein Einkommen produzieren; entzogen wird. 

In einem teilweise anderen Sinne gebraucht Hermann (vgl. oben) 
den Ausdruck „ursprüngliches Einkommen". Nach seiner Auffassung 
besteht das „ursprüngliche Einkommen-* in den Produkten oder Dienst- 
leistungen, welche der Einzelne unmittelbar hervorbringt, bezw. in den 
Nutzungen des eigenen Vermögens, die der Eigentümer unmittelbar 
genieist. Das Geldeinkommen wird erst im Wege des Tausches (gegen 
Hingabe der eigenen Produkte oder Leistungen bezw. der gedachten 
Vermögensnutzungen) erworben. Unter „ abgeleitetem " Einkommen hin- 
gegen versteht Hermann — in Übereinstimmung mit der oben erwähnten 
allgemein gangbaren Auffassung — dasjenige Einkommen, welches ohne 
Gegenleistung bezogen wird. 

d. Fundiertes und nicht fundiertes Einkommen. Unter 
fundiertem Einkommen versteht man dasjenige, welches aus eigenem 
Vermögensbesitz (aus dem Grundbesitz oder aus sogen. Kapitalvermögen) 
fliefst. Nicht fundiei'tes Einkommen nennt man dasjenige, welches aus 
der persönlichen Thätigkeit (aus der Arbeit) fliefst. Von Bedeutung ist 
diese Unterscheidung für die Finanzwissenschaft und für die Praxis der 
Besteuerung, weil geltend gemacht wird, einmal dafs das fundierte Ein- 
kommen sicherer ist, als das aus der Arbeit fliefsende, welches durch 
Krankheit odei- sonstige Störungen leicht eine Unterbrechung erfahren 
kann. Zweitens, dafs das aus der Arbeit fliefsende Einkommen nur so 
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lange einfliefst, als der Betreffende lebt, während das fundierte Ein- 
kommen sieh an seine Erben vererbt. Und drittens, dafs das ans einem 
Vermögen fliefsende Einkommen mtlhelos einfliefst, so dafe der Eropfllnger 
seine Arbeitskraft anderweitig verwerten kann, während das nicht fun- 
dierte Einkommen nur durch eine mehr oder weniger angestrengte 
Thätigkeit erkauft wird. Aus diesen Gründen wird mehrfach eine 
mildere Besteuerung des nicht fundierten, eine schwerere des fundierten 
Einkommens verlangt und dieser Forderung seitens der Steuergesetz- 
gebung verschiedener Staaten auch thatsächlich Rechnung getragen. 

e. Einzel- und Volkseinkommen. Da das Einzelein- 
komraen in den beiden vorhandenen Abschnitten erörtert wurde und 
das Volkseinkommen im folgenden Abschnitte einer eingehenderen Er- 
örterung unterzogen werden soll, so entfällt an dieser Stelle die Not- 
wendigkeit, auf diese Unterscheidung näher einzugehen. 

f Privates und öffentliches Einkommen. Unter r privatem" 
Einkommen versteht man das Einkommen der Einzelnen und eventuell 
das Einkommen privater Gesellschaften, wie etwa einer offenen Handels- 
gesellschaft u. dgl. (Praglich ist es allerdings, ob es nicht richtiger 
wäre, in einem derartigen Falle nur von dem „Ertrage*' einer in den 
Händen einer Erwerbsgesellschaft befindlichen Unternehmung zu sprechen, 
welcher „Ertrag" erst dann zum „Einkommen" wird, wenn er unter 
die Mitglieder oder Teilnehmer einer derartigen Gesellschaft verteilt 
wird. Da jedoch die Steuergesetzgebung verschiedener Staaten auch 
das .»Einkommen" der verschiedenen Erwerbs- und Wirtschaftsgesell- 
schaften der Einkommensteuer unterwirft, so kann man eventuell von 
dem „Privateinkommen" privater Gesellschaften sprechen.) 

Unter „ öffentlichem " Einkommen versteht man das Einkommen der 
sogen, „öffentlichen" Körperschaften (richtiger gesagt: „Körperschaften 
öffentlichen Rechtes" — juris publici), wie das Einkommen der Ge- 
meinden, des Bezirkes, des Kreises, der Provinz, des Staates sowie der 
sogen, ^überstaatlichen" Verbände (des Reiches, des Bundesstaates u.dgl.). 
Vom „Volke" und bezw. vom „Volkseinkommen" unterscheiden sich 
diese „öffentlich rechtlichen*' Körperschaften sowie ihr sogen, „öffent- 
liches** Einkommen dadurch, dafs das „Volk" bezw. das „Volksein- 
kommen" in gewissem Sinne nur ein Begriff ist, — die Summe aller 
Individuen, welche zusammengenommen das sogen. „Volk" bilden, bezw. 
das Gesamteinkommen derjenigen Individuen , welche zusammenge- 
nommen das Volk bilden. Hingegen bestehen jene „öffentlich recht- 
lichen** Körperschaften, wie der Staat, die Gemeinde u. s. w., zwar 
auch aus Individuen, sie stehen aber als juristische Einheiten, als sogen, 
juristische Personen, als Vermögenssubjekte mit ihrem besonderen Ver- 
mögen und Einkommen ihren Angehörigen und deren Vermögen und 
Einkommen ganz gesondert gegenüber. Der einzelne Staats- oder Ge- 
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meindebttrger hat sein VermSgen und sein Einkommen nnd steht dem 
Staats- oder Gemeindevermogen bezw. -Einkommen ganz fremd gegen- 
über; der einzelne Staats- oder Gemeindebtlrger ist nicht Miteigenttlmer 
des Staats- oder Gemeindevermogens und kann nicht einen Teil des 
Staats- oder Gemeindeeinkommens für sich in Anspruch nehmen. 

g. Privat wirtschaftlich es und öffentlich wirtschaft- 
liches, staatswirtschaftliches oder öffentlichrechtliches 
Einkommen. Der Unterschied liegt in der Art des Erwerbes. Privat- 
wirtschaftlich heiät dasjenige Einkommen, welches auf privatwirtschaft- 
liche Weise, d. i. durch Arbeit, durch Widmung des Vermögens zur 
Güterproduktion (eventuell auch durch eine günstige Konjunktur) er- 
worben wird. Es bildet die Regel ftlr den Privatmann, der bekannt- 
lich zumeist nur in der Weise ein Einkommen erwirbt, daft er arbeitet, 
oder dafs er sich durch die Widmung seines Vermögens an der 
Güterproduktion beteiligt. Da indessen auch eine Mehrheit von Per- 
sonen — und zwar eine private Erwerbsgesellschaft ebenso gut wie 
etwa der Staat oder die Gemeinde — sich durch die persönliche Thätig- 
keit ihrer Mitglieder oder durch die Hingabe oder Widmung ihres Ver- 
mögens an der Güterproduktion beteiligen kann, so beziehen auch die 
Körperschaften öffentlichen Rechtes „privatwirtschaftliche*' Einnahmen 
(Erträgnis der staatlichen oder kommunalen Landgüter oder sonstigen 
Unternehmungen, wie Bergwerke, Fabriken, Banken u. dgl.). 

Das öffentlichwirtschaftliche, staatswirtschaftliche oder öffentlich- 
rechtliche Einkommen hingegen wird nicht durch privat wirtschaftliche 
Th&tigkeit gewonnen, nicht „erworben", sondern im Wege des (be- 
rechtigten) Befehles und Zwanges hereingebracht. Es bildet heute be- 
kanntlich das Gros der staatlichen Einnahmen und heifst in diesem 
Falle „Abgabe** oder „Steuer**. Heute steht in der Regel dem Privat- 
manne gegenüber einem zweiten Privatmanne ein derartiges Zwangs- 
recht nicht mehr zu, wohl aber hatte in früherer Zeit ein derartiges 
Recht der Gutsherr gegenüber seinen — im übrigen zwar schon per- 
sönlich „freien**, aber — zins- und robotpflichtigen Bauern. Der sozial- 
demokratischen oder der ihr nahestehenden Auffassung, die gern von 
der „ Schuldknechtschaft ** spricht, erscheint auch das Zinseinkommen 
des Gläubigers als ein auf einem gesetzlich zuläfsigen Zwange be- 
ruhendes Einkommen. 

Als ein Mittelding zwischen dem privatwirtschaftlichen und staats- 
wirtschaftlichen Einkommen kann das sogen. „Widmungseinkom- 
men" betrachtet werden, welches dem Empfilnger bald mehr, bald 
weniger „freiwillig" dargebracht wird und eine gewisse Ähnlichkeit 
mit den Steuern hat. Hierher gehören einmal die Einnahmen der Ver- 
eine aus den Beiträgen der Mitglieder. Die Ähnlichkeit mit den Steuern 
zeigt sich einerseits darin, dafs bei vielen Vereinen (namentlich bei 
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Wohlthätigkeitsvereinen) die Mitgliederbeiträge je nach der Zahlungs- 
fähigkeit oder sozialen Stellung der Vereinsmitglieder verschieden ab- 
gestuft sind, und anderseits darin, dafs die Angehörigkeit an einen 
Verein, wenn sie auch nominell „freiwillig" ist, in Wirklichkeit 
dennoch häufig durch die Sitte — durch die soziale Stellang, durch 
die Angehörigkeit an eine politische Partei u, dgl. — erzwungen wird. 
Zum zweiten gehören hierher jene Beiträge oder „Dotationen", die 
sich die verschiedenen Körperschaften öffentlichen Rechtes gegenseitig 
mehr oder weniger freiwillig darbringen, also insbesondere die Beiträge 
der Teil- oder Bandesstaaten an das n Reich % an den „Bundesstaat^^ 
oder an den „ Gesamtstaat ", oder die sogen. Dotationen, die umgekehrt 
der Staat den Provinzen, Kreisen, Bezirken oder Gemeinden zur Be- 
streitung ihrer Ausgaben zuwendet. 

2. Kapitel. Das Volksetnkommen. 

War einmal der Begriff des Einkommens (des Einzelnen) ent- 
standen und in das Volksbewufstsein eingedrungen, d. b. allgemein 
üblich und geläufig geworden, und war gleichzeitig der Gedanke 
schon vorhanden, dafs es eine „Volkswirtschaft*' gebe, so war es über- 
aus naheliegend, jenen Begriff des Einkommens, das der Einzelne hat, 
auf die Gesamtheit des Volkes anzuwenden, oder mit anderen Worten: 
hatte man sich einmal daran gewöhnt, zu beobachten, dafs der Einzelne 
wirtschaftlieh thätig ist, um seinen Bedarf an Gütern zu decken, und 
dafs er aus dieser Thätigkeit ein Einkommen bezieht, und war sodann 
der Gedanke entstanden, dafs alle diese Einzelnen in ihrer Gesamtheit 
als Volk wirtschaftlich tliätig sind, um den Bedarf aller dieser Einzelnen 
in ihrer Gesaramtheit als Volk zu decken, so war man geradezu ge- 
zwungen, sich die Frage nach dem Resultate dieser Gesamtwirtschaft, 
d. i. nach dem Gewinne, vorzulegen, der dem Volke als Gesamtheit 
aus seiner wirtschaftlichen Thätigkeit erwächst. So entstand der Begriff 
des „Volkseinkommens". Begreiflicherweise konnte aber auch dieser Be- 
griff nicht sofort in voller Schärfe dastehen, sondern mufete sich wie 
jeder andere Begriff erst allmählich herausbilden und entwickeln. 

Die Ereten nun, die zu der Einsicht gelangten, dafs das wirtschaf- 
tende Volk eine Einheit — oder wie wir heute sagen: einen einheit- 
lichen Organismus — bilde, waren bekanntlich die Merkantilisten. Sie 
waren denn auch die Ersten, denen der Begriff des Volkseinkommens 
aufdämmerte. Allerdings sprechen die Merkantilisten noch nicht direkt 
vom „Volkseinkommen*', allein da sie die Ersten sind, die die Frage 
aufwerfen und zu beantworten versuchen, wie man ein Volk reich 
machen könne, erörtern sie implicite die Frage und den Begriff des 
Volkseinkommens. Es ist bekannt, in welch kindlich naiver Weise die 
Merkantilisten diese Frage nach dem „ Reich werden " eines ganzen Vol- 
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kes beantworten. Sie gehen von dem Satze aus, dafs ein Volk aus 
seinen einzelnen Angehörigen besteht, und gelangen so ganz folgerichtig 
zu dem Resultate, dafs das ganze Volk reich sein werde, wenn jeder 
Einzelne im Volke reich ist. Die Frage nun, wann der Einzelne reich 
ist, beantworten die Merkantilisten ganz in der nämlichen Weise, wie 
heute noch der Mann -aus dem Volke diese Frage beantwortet, nämlich: 
„der Einzelne ist reich, wenn er viel Geld hat". Und demgemäls lautet 
denn die Sehlufsantwort: „Ein Volk ist dann reich, wenn es viel Geld 
hat.'' Wir wissen heute allerdings, dafe der Reichtum eines Menschen 
oder auch eines ganzen Volkes nicht in barem Gelde, sondern in der 
Menge von Gütern besteht, über welche der betreffende Mann oder das 
betreffende Volk verfügt, und die der Mann (bezw. das Volk) zur Unter- 
haltung und Verschönerung des Lebens verwenden darf, und wir wissen 
ebenso, dafs es sehr reiche Leute giebt, die im gegebenen Augenblick 
möglicherweise nur wenige bare Groschen in der Tasche haben, allein 
soweit hatten sieh die Merkantilisten im richtigen Verständnisse der 
wirtschaftlichen Erscheinungen noch nicht durchgerungen. Ihnen galt 
nur dasjenige Individuum oder dasjenige Volk als reich, „welches viel 
Geld hat", und demgemäfs verlangen und lehi;en sie, dafs die Staats- 
verwaltung alle erdenklichen Mafsregeln ergreifen soll, welche darauf 
abzielen, ein Volk reich an Geld za machen, d. h. welche darauf ab- 
zielen, möglichst viel Gold und Silber ins Land zu bringen und im 
Lande festzuhalten. 

Die Merkantilisten gebrauchen zwar — wie gesagt — noch nicht 
den Ausdruck „Volkseinkommen", aber ein unklarer und verschwom- 
mener Begriff des Volkseinkommens schwebt ihnen schon vor, und sie 
glauben das Wesen desselben in dem Quantum Gold und Silber zu er- 
blicken, welches alljährlich ins Land gebracht wird, sei es, dafs man 
dieses Gold und Silber aus dem Innern der Erde an das Tageslicht 
fordert, sei es, dafs man dasselbe über die Landesgrenze von aufsen 
hereinbringt. Es ist diese Auffassung auch gleichzeitig das getreue Spie- 
gelbild der privatwirtschaftliohen Auffassung des Individuums. Gleich- 
wie der Kaufmann in dem Mafse reicher wird (ein umso gröfseres Ein- 
kommen hat), in welchem mehr Geld in seine Geschäftskasse hereinkommt, 
als aus derselben hinausgeht, — also wird auch ein Volk in dem Maise 
reicher (hat ein umso gröfseres „Volkseinkommen"), in welchem mehr 
Gold und Silber in das Land hereinkommt, als aus demselben hinausgeht. 

Eine eingehende Darstellung und Würdigung der merkantilistischen 
Theorie ist nicht die Aufgabe des vorliegenden Buches ; nur die nach- 
stehende Bemerkung möge hier Platz finden. Auf den ersten Blick und 
bei oberflächlicher Betrachtung erscheint das Merkantilsystem als eine 
ganz widersinnige Lehre, weil es sich als ein unstillbarer und doch 
ganz zweckloser Durst nach Gold und Silber darstellt. Indes ist dem 
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doch nicht so. Die merkantilistische Lehre birgt im Gegenteile einen 
ganz vernünftigen Kern, nur ist derselbe nach einer anderen Richtung 
hin zu suchen. Die praktischen Bestrebungen des Merkantilsjstems 
zielen nämlich dahin, die Industrie der betreffenden Länder um jeden 
Preis zu heben, und diese Bestrebungen waren zu jener Zeit umso be- 
rechtigter, als kurz vorher Amerika entdeckt worden war und an die 
europäische Lidustrie die Aufgabe herantrat, nicht nur den heimischen 
Bedarf an gewerblichen Produkten, sondern auch den des neuentdeckten 
Weltteiles zu decken. Allein auch der Durst nach Gold und Silber 
war in der damaligen Zeit nicht so widersinnig, als er auf den ersten 
Blick zu sein scheint, und zwar aus dem Grunde, weil seit dem Ende 
des Mittelalters die Geldwirtschaft (an Stelle der früheren Naturalwirt- 
schaft) in immer weitere Kreise einzudringen begann, dann weil in die 
sogen. Neue Zeit der Kampf der aufkeimenden landesfftrstlichen Ge- 
walt mit den mittelalterlichen Ständen fällt und die Landesfärsten in 
ihrem Bestreben, eine geordnete staatliche Administration in ihren Terri- 
torien herzustellen, gezwungen waren, behufs Bezahlung ihrer Beamten 
und ihrer Truppen, kontinuierlich wachsende Geldsteuern von ihren 
ünterthanen zu fordern« Infolge aller dieser umstände stieg der Geld- 
bedarf fortwährend, während anderseits der Geldmangel drückend 
war. Es war daher ein für die damalige Zeit ganz berechtigter Ge- 
danke, wenn die Vertreter der merkantilistisohen Lehre immerfort die 
Notwendigkeit betonten, die Industrie des Landes zu heben und export- 
fähig zu machen, um auf diese Weise einen Teil des von Amerika 
herüberkommenden Goldes gewissermafsen aufzufangen und in das be- 
treffende Land zu bringen. 

Allein so berechtigt auch dieser eigentliche Kern des Merkantil* 
Systems war, nach aufsen hin und für die oberflächliche Betrachtung 
präsentierte es sich als ein zweckloser und widersinniger Durst nach 
Gold und Silber. Und hier war der Punkt, wo die physiokratische Lehre 
einsetzte, um die volkswirtschaftliche Theorie der Merkantilisten zu be- 
kämpfen und zu korrigieren. Die Physiokraten erkannten ganz richtig, 
dafs der Reichtum eines Volkes nicht im Golde oder Silber bestehe, 
sondern in denjenigen Gütern, die man zum Leben und zur Verschöne- 
rung des Lebens braucht. Und da wir alle Güter, die wir zum Leben 
und im Leben brauchen, in letzter Reihe der äuiseren Natur entnehmen, 
so erschien ihnen diejenige Arbeit, welche darauf abzielt, die zum Leben 
erforderlichen (Roh-)Stoffe der Natur abzuringen, — d. i. die Boden- 
produktion oder die Landwirtschaft im weitesten Sinne des Wortes — 
als die wichtigste und vornehmste Beschäftigung. Die einzige produk- 
tive, d. i. Reichtum schaffende Arbeit ist die Landwirtschaft, weil nur 
durch sie die Menge der im Lande vorhandenen Güter (Rohstoffe) ver- 
mehrt wird. 
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Ist aber die Landwirtsohaft (im weitesten Sinne des Wortes) die 
einzige Thfttigkeit, welche den Reichtum eines Volkes schafft, so ist 
sie anoh die einzige Thätigkeit, welche das Volkseinkommen schafft, 
und demgemäfs ist denn nach der Lehre der Physiokraten das Volks- 
einkommen mit dem (Rein-)Ertrage der Landwirtsohaft des betreffen- 
den Landes identisch. Ganz klar und deutlich sagt dies der berühmte 
französische Chemiker Lavoisieb (geb. 1743, gest. 1794). Als General- 
stenerpächter und Eommissarius des Nationalschatzes schritt er an die 
Ausarbeitung eines grofsen Werkes „De la richesse territoriale du 
royaume de France". Noch vor der Beendigung der Vorarbeiten hierzu 
wurde er jedoch durch den drängenden Befehl der konstituierenden 
Versammlung veranlafst, die einstweilen gewonnenen Resultate zu ver- 
öffentlichen, und zwar geschah dies in einer im Jahre 1791 erschienenen 
Schrift: ,,Rteultats extraits d*un ouvrage intitul6 : De la richesse terri- 
toriale du royaume de France (ouvrage dont la redaotion n'est point 
achevie).** (Vergl. v. Roschmann- Hörburg, „Bericht über die Thätig- 
keit des statistischen Seminars an der k. k. üniversit&t Wien im Win- 
tersemester 1886 — 87", in der Wiener „Statistischen Monatschrift*', 
13. Jahrgg., Heft U u. 12). In dieser Schrift spricht Lavoisier von 
dem ^revenu territorial", d. i. von dem Bodenerträgnisse des ganzen Lan- 
des, und definiert im Eingange des Buches die drei Bedeutungen, in 
welchen der Ausdruck „revenu territorial" gebraucht werden soll. 

Das Bruttoerträgnis des Landes in natura (in Frankreich) definiert 
er als „le produit territorial en nature . . . . la somme de toutes les 
productions du sol . . . .*" 

Das in Geld umgerechnete Bruttoerträgnis des Bodens in Frank- 
reich nennt er: „le revenu territorial en argent, ou plutöt la portion 
du produit territorial susceptible d'ßtre convertie en argent.** 

Endlich spricht er von dem Nettoerträgnisse des Bodens in Frank- 
reich : „Le revenu net, c'est ce qui reste du revenu territorial en argent 
aprös que toutes les dipences en ont 6t6 pr61ev6es." Er berechnet 
sodann das „revenu net" für Frankreich, indem er von dem „revenu 
territorial en argent" in Abzug bringt: 1. denjenigen Teil der Boden- 
produkte, der zur Aussaat verwendet werden mufe, und 2. die Produk- 
tionskosten, d. i. denjenigen Teil der Bodenprodukte, der zum Unterhalte 
der in der Landwirtschaft beschäftigten Personen sowie der Nutztiere 
bis zur nächsten Ernte dient. 

Die Physiokraten verstehen also — wie aus den vorstehend mitgeteilten 
Worten Lavoisiers hervorgeht — unter „revenu net** dasjenige, was wir in 
unserer heutigen Ausdrucksweise als „reinen Ertrag der Landwirtschaft 
eines ganzen Landes** bezeichnen, und zwar gelangten sie zu diesem 
Resultate ungefähr auf folgendem Wege. Von der richtigen Erwägung 
ausgehend, dals der Reichtum nicht in Gold und Silber, sondern in 



Digitized by 



Google 



48 Enter Teil. 

denjenigen Gütern bestehe, die wir im Leben brauchen, Bnd daJb wir 
diese Güter einzig und allein der uns umgebenden Natur danken, kamen 
sie zu dem Ergebnisse, dafs die Landwirtschaft (im weitesten Sinne) 
die einzige Beschäftigung ist; welche Reichtum (und damit ^Volksein- 
kommen*") schafft. Und um diese Reichtum schaffende Kraft der Land- 
wirtschaft genau zu studieren, fafsten sie den einzelnen Landwirt ins 
Auge. Hier zeigt sich nun folgendes Schauspiel: Betrachtet man einen 
Landwirt, der soeben seine Ernte beendet und die gewonnenen Früchte 
in seine Speicher gebracht hat, so sieht man, dafe dieser Mann Ton 
seinen Vorräten zunächst einen Teil bei Seite legt, und zwar denjeni- 
gen, den er als Saatgut dem Schofse der Elrde sofort wieder anver- 
trauen mufs. Von dem übrigbleibenden Teile nimmt er im Laufe des 
Jahres tagtäglich soviel weg, als er zum Lebensunterhalte für sich, f&r 
seine Familie, eventuell für seine Knechte und für seine Nutztiere 
braucht. Ist nun das Jahr um und die nächste Ernte eingeheimst, so 
zeigt sichs, dafs die vorjährigen Vorräte noch immer nicht aufgezehrt 
sind, dato vielmehr noch immer ein gröfserer oder kleinerer Rest von 
denselben vorhanden ist Dieser Rest, der nun selbstverständlich zur 
Ernährung anderer Personen — der gewerbeti-eibenden oder städtischen 
Bevölkerung — verwendet werden kann, bildet den Überschufe, den 
reinen Ertrag, das „produit net*' oder „revenu net" der Landwirtschaft. 
Summiert man nun diese Jahresüberschtisse, welche die Landwirte eines 
ganzen Landes erzielen, so erhält man das (LAvoisiEBsohe) „revenu 
net" oder präciser das „revenu territorial net", d. i. den reinen Ertrag 
der Landwirtschaft eines ganzen Landes, welcher gleichzeitig das „Volks- 
einkommen" der betreffenden Nation repräsentiert 

Durch die physiokratische Lehre war die Grundlage für den Begriff 
des Volkseinkommens gewonnen, auf welcher von den Späteren weiter 
gebaut wurde, allein gleichzeitig war demselben ein Gepräge gegeben, 
von welchem er sich lange nicht befreien konnte. Der Begriff des Volks- 
einkommens, wie er implicite in der merkantilistischen Lehre liegt 
und von den Physiokraten weiter ausgebildet wurde, ist nämlich rein 
privatwirtschaftlich. Die Merkantilisten gingen — wie bereits ei-wähnt 
wurde — von dem einzelnen Kaufmanne oder Gewerbetreibenden aus. 
Wie dieser reicher wird, wenn mehr Geld in seine Geschäftskasse ein- 
fliefst, als aus derselben hinausgeht, also — meinten sie — werde ein 
Volk reicher, wenn mehr Geld in das Land hereinkommt, als aus dem- 
selben hinausgeht. Sie stellten sich das Volk als eine Gesamtperson, 
als einen Gesamtmenschen vor, der mit anderen derartigen Gesamtper- 
sonen (mit anderen Völkern) Geschäfte macht, und der selbstvarständikh 
um 80 reicher wird, je mehr Geld er von diesen Anderen erhält, und je 
weniger er an sie hinauazahlt In ähnlicher Weise wie die Merfcanti- 
listen gelangen die Physiokraten zum Begriffe des Volkseinkommens, 
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nur mit dem UnterBchiede, dafs sie nicht von dem einzelnen Eaufmanne 
oder Gewerbetreibenden, sondern vom Landwirte ausgehen. Sie fassen 
zunächst diesen ins Auge und beobachten, wie er sein „produit net", 
den oben erwähnten Übersehufs der Ernte über die Produktionskosten, 
erzielt und stellen sich sodann das ganze Volk als einea einzigen Eol- 
lektivlandwirt vor, der den gesamten Boden des Landes bewirtschaftet 
und jenes „produit net" oder „revenu net" erzielt, welches den reinen 
Ertrag des gesamten Bodens im Lande oder das Volkseinkommen darstellt. 

Das privatwirtschaftliche Moment in dieser Auffassung beider Schulen 
liegt darin, dafs sie — in sozusagen echt kleinbürgerlicher oder krämer- 
hafter Weise — das Schwergewicht auf die möglichst grofse DiflFerenz 
legen, und zwar die Merkantilisten auf die Differenz zwischen Einnahme 
und Ausgabe, die Physiokraten auf die Differenz zwischen Produktions- 
kosten und Ernte, ohne sich recht eigentlich darüber klar zu werden, 
zu welchem Zwecke dieser Überschufa streng genommen dienen soll. 
Wir heute, die wir etwas richtiger volkswirtschaftlich denken gelernt 
haben, nehmen den Standpunkt ein, dafs ein möglichst grofses National- 
produkt, d. i. ein möglichst günstiges Resultat der sogen, nationalen 
Produktion, der Thätigkeit eines ganzen Volkes wünscheswert sei, da- 
mit jeder einzelne Angehörige dieses Volkes möglichst mit allen den- 
jenigen Gütern versehen sei, die man zum Leben braucht. Die Alteren 
hingegen, also hier zunächst die Merkantilisten und die Physiokraten, 
die in ihrem nationalökonomischen Denken nicht vom ganzen Volke, 
sondern in erster Reihe vom Einzelnen ausgehen und immer nur diesen 
im Auge haben, denken zunächst an das gute „Geschäft^, an den Profit, 
den der einzelne Geschäftsmann (oder Landwirt) erzielt, und wünschen, 
das ganze Volk möge auch einen derartigen möglichst hohen „Profit^ 
erzielen. 

Dafs eine derartige kaufmännische Auffassung des Volkseinkom- 
mens dem geschäftsmännisch geschulten Geiste des englischen Volkes 
durchaus entsprechen mufste, ist begreiflich; es ist daher erklärlich, 
dafs der Begriff des Volkseinkommens von den englischen National- 
ökonomen in diesem Sinne konsequent weiter ausgebildet wurde. Adam 
Smith geht bekanntlich über die Physiokraten in der Richtung hinaus, 
dafs er nicht nur die Landwirtschaft, sondern jede gewerbliche (mate- 
rielle) Thätigkeit als produktiv erklärt. Demgemäfs erblickt er auch 
das Wesen des Volkseinkommens niclit lediglich in dem Überschusse 
des Bodenertrages über die Produktionskosten, sondern in dem Über- 
schusse der gesamten (landwirtschaftlichen und gewerblichen) Arbeit 
eines Volkes über die Produktionskosten, aber über die Vorstellung, 
dafa das Volkseinkommen in diesem Überschusse, im „Profit*', bestehe, 
kommt er doch nicht heraus« Im 2. Buche, Kap. II (Alinea 3 und 4), 
seines berühmten Werkes sagt er: 

KLBnrwACHTEB, Das Einkommen. 4 
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Die rohe Einnahme der ganzen Bevölkerung eines grofsen Landes begreift den 
gesamten Jahresertrag ihres Bodens und ihrer Arbeit, die reine Einnahme den freien 
Überrest nach Abzug der Kosten, welche die Erhaltung suerst ihres festen, sodann 
ihres umlaufenden Kapitales erfordert, oder was, ohne das Kapital anzugreifen, zu 
dem für den unmittelbaren Verbrauch bestimmten Yermögensteil geschlagen, oder f(lr 
Em&hrung, Lebensgenufls oder Vergntkgen ausgegeben werden kann. Auch ihr wirk- 
liches Vermögen ist nicht durch ihre rohe, sondern durch ihre reine Einnahme bedingt. 
Von der reinen Einnahme einer Gesellschaft mtkssen offenbar die Kosten der 
Erhaltung des festen Kapitales ausgeschieden werden; denn weder die für die Ma- 
schinen, Arbeitsgeräte, Nutzungsgebäude u s. w. erforderlichen Materialien, noch der 
Arbeitslohn ftkr die Verfertigung jener Gegenstände kann dazu gerechnet werden. 
Zwar kann der Arbeitslohn dazu gehören; indem die dabei angestellten Arbeiter den 
ganzen Betrag ihres Lohnes zu unmittelbarer Verzehrung verwenden können; bei 
anderen Arbeiten aber gehen sowohl der Preis als die Ware in den dazu bestimmten 
Vermögensteil Ober; der Preis in den des Arbeiters, die Ware in den dritter Per- 
sonen, deren Ernährung, LebensgenQsse und Vergnügungen durch die Arbeit jener 
Werkleute vermehrt werden.** 

(Alin. 6) „Die Kosten, welche die Erhaltung des festen Kapitales in einem grofsen 
Staate erfordert, lassen sich sehr wohl mit den Unterhaltungskosten für einen Privat- 
besitz vergleichen. Solche Kosten können oft notwendig sein, um den Ertrag des 
Gutes und mithin die rohe wie die reine Rente des Eigentümers herzustellen. Lassen 
sie sich aber durch eine zweckmäfsige Leitung vermindern, ohne dafs der Ertrag 
geschmälert werde, so erhöht sich notwendig die reine Rente, während die rohe die- 
selbe bleibt. ** 

Wie man sieht, und wie Schmolleb („Die Lehre vom Einkommen 
in ihrem Zusammenhange mit den Grundprineipien der Steuerlehre*' in 
der Tübinger „Zeitschr. f. d. ges. Staatsw/ Jahrgg. 1863, Bd. 19, S. 1 S.) 
richtig bemerkt, ist der Begriff des Volkseinkommens bei Adam Smith 
noch ziemlich verschwommen. Smith beginnt von der ^ Einnahme 
der ganzen Bevölkerung eines grofsen Staates" zu sprechen; er will 
also vom Volks-„Einkommen*' handeln, ohne es aber zu bemerken, ver- 
wechselt oder identifiziert er das „Volkseinkommen** mit dem „Ertrage" 
der nationalen Produktion und spricht am Schlüsse der citierten Stelle 
vom „Ertrage**, als ob „Ertrag" und „Einkommen" identische Begriffe 
wären. Und ungeachtet er im Eingange der citierten Stelle von der 
„Einnahme der ganzen Bevölkerung" sprechen will und demgemäls den 
„volkswirtschaftlichen" Standpunkt einzunehmen versucht, sinkt er — 
auch wieder ohne es zu bemerken — sehr bald auf den „privatwirt- 
schaftlichen" Standpunkt wieder herunter und erblickt (ganz wie der 
richtige Krämer) das Wesen des Volkseinkommens im „Ertrage** der 
nationalen Produktion, d. i. in der möglichst grofsen Differenz zwischen 
dem Resultate der Produktion und den Produktionskosten, oder (wie 
vorhin bemerkt wurde) in dem möglichst grofeen „Profit". Am deut- 
lichsten tritt der Unterschied zwischen dem volkswirtschaftlichen und 
dem privatwirtschaftlichen Gesichtspunkte bei der Auffassung der Ar- 
beitslöhne hervor. Wenn wir heute uns auf den volkswirtschaftliehen 
Standpunkt stellen, so halten wir — wie schon vorhin bemerkt wurde 
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— ein möglichst grofses Volkseinkommen aus dem Grunde für wün- 
schenswert, damit eine möglichst grofse Anzahl von Menschen auf einem 
gegebenen Territorium nicht nur leben, sondern gleichzeitig auch eine 
menschenwürdige (d. h. möglichst behagliche) Existenz führen könne. 
Der private Unternehmer hingegen von seinem privatwirtschaftlichen 
Standpunkte aus erblickt das Wesen seines Geschäftsbetriebes in der 
Erzielung eines möglichst grofsen Reinertrages, d. h. er wünscht seine 
Produkte möglichst teuer zu verkaufen und seine Produktionskosten 
möglicht niedrig zu gestalten. Da zu seinen Produktionskosten auch 
die Arbeitslöhne gehören, so hegt er den begreiflichen Wunsch, thun- 
lichst niedrige Arbeitslöhne zu zahlen. Ob die Arbeiter mit den nie- 
drigen Löhnen gut oder schlecht leben können, ist dem privaten Unter- 
nehmer von seinem geschäftlichen Standpunkte ziemlich gleichgiltig. 

Von dieser geschäftsmäfsigen oder krämerhaften Auffassung können 
die älteren Nationalökonomen und kann speciell auch Adam Smith sich 
nicht recht emancipieren. Es schwebt ihm zwar vor, dafs die Arbeiter 
auch Menschen sind, und demgemäfs sagt er in der citierten Stelle, dafs 
„die Arbeiter den ganzen Betrag ihres Lohnes zur unmittelbaren Ver- 
zehrung verwenden können", d. h. also in die Sprache der National- 
ökonomen übersetzt, dafs der Arbeitslohn einen Teil des Nationalein- 
kommens bildet. Anderseits aber kann er sich, wie erwähnt, doch 
wieder von der Vorstellung nicht losreifsen, dafs das Volkseinkommen 
in dem reinen „ Ertrage " der nationalen Produktion (der landwirtschaft- 
lichen wie der gewerblichen) besteht, und daJs man daher — um diesen 
reinen Ertrag zu finden — von dem Roherträge der nationalen Pro- 
duktion die Produktionskosten (und darunter selbstredend auch die Ar- 
beitslöhne) abziehen müsse, und demgemäfs sagt er in der citierten 
Stelle ausdrücklich, dafs von der reinen Einnahme einer Gesellschaft 
die Kosten der Erhaltung des festen Kapitales und darunter auch „ der 
Arbeitslohn für die Verfertigung jener Gegenstände" (i. e. aus denen 
das feste Kapital einer Gesellschaft besteht) in Abzug gebracht werden 
müsse, mit anderen Worten: Es ist, streng genommen, als eine Art na- 
tionales Unglück anzusehen, dafs die Arbeiter überhaupt existieren, und 
dafs man sie füttern mufs, denn wenn man den Ertrag der nationalen Pro- 
duktion ohne Mitwirkung der Arbeiter (durch mechanische Vorrichtungen 
u. dergl.) herstellen könnte, würde man die gesamten Arbeitslöhne er- 
sparen. Und würde man die Arbeitslöhne ersparen, so brauchte man 
sie von dem rohen Ertrage der nationalen Produktion nicht in Abzug 
zu bringen, und brauchte man sie vom rohen Ertrage der nationalen 
Produktion nicnt in Abzug zu bringen, so würde der reine Ertrag, d. i. 
das eigentliche „Volkseinkommen*', um so viel gröfser ausfallen. Adam 
Smith, der bekanntlich an verschiedenen Stellen seines Werkes sich in 
warmer Weise der Arbeiter sowie der sogen, unteren Volksklassen an- 

4* 
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oimmt, ist sich der farohtbaren Härte und Unmenschlichkeit ^ die in 
seiner Auffassung des Volkseinkommens liegt, selbstverständlich nicht 
bewuJbt. Aber wenn es gewissermafsen als eine Kalamität zu betrach- 
ten ist, dab man überhaupt Arbeitslöhne zahlen mufs, weil das reine 
Volkseinkommen um den Betrag dieser Löhne geschmälert wird, so 
folgt hieraus a contrario, dafs eigentlich das ganze reine Volkseinkom- 
men nur den Nichtarbeitern, d. i. also den besitzenden Klassen, gebühre, 
also mit anderen Worten: Die Wohlhabenden sollen noch wohlhabender 
werden; die Besitzlosen sind eigentlich ein Übel, das man hinnehmen muls, 
weil man es eben nicht ändern kann, und je weniger sie zum Leben er- 
halten, desto besser ist es, denn desto mehr entfällt auf die Besitzenden. 

Noch schärfer ausgeprägt ist diese privatwirtschaftliche Auffassung 
des Volkseinkommens bei Ricardo. Im 26. Kapitel seiner » Grundge- 
setze der VolkiBwirtschaft und Besteuerung" sagt er: 

„. . . . Für einen Einzelnen, welcher ein Kapital Yon 20 000 L. besitzt, dessen 
Gewinnst 2000 L. jährlich betr&gt, würde es höchst gleichgiltig sein, ob sein Kapital 
hundert oder tausend Menschen beschäftigt, ob das hervorgebrachte Qut um 10000 
oder 20 000 L. verkauft wird, vorausgesetzt, dafs in keinem Falle sein Gewinnst unter 
2000 L. herabginge. Ist nicht das wirkliche Interesse eines Volkes ein gleiches? 
Vorausgesetzt, sein reines wirkliches Einkommen, seine Rente und sein (Gewinnst 
seien dieselben, so ist es von gar keiner Bedeutung, ob das Volk aus zehn oder 
zwölf Millionen Einwohnern besteht Sein Vermögen, seine Flotten und Heere und 
alle Arten von nicht hervorbringender Arbeit zu erhalten, mufs im Verhältnisse 
stehen zu seinem reinen und nicht zu seinem rohen Einkommen. Könnten fünf 
Millionen Menschen so viel Nahrung und Kleidung hervorbringen, als zehn Millionen 
Menschen bedürfen, so wären Nahrung und Kleidung für fünf" (i. e. weitere) „Millionen 
Menschen das reine Einkommen. WOrde es für ein Land von irgend einem Nutzen 
sein, wenn zur Hervorbringung dieses nämlichen reinen Einkommens sieben Millionen 
Menschen erforderlich wären , d. h. wenn sieben Millionen Menschen anzuwenden 
wären, um genug Nahrung und Kleidung für zwölf Millionen Menschen hervor- 
zubringen? Die Nahrung und Kleidung für fünf*" (i. e. weitere) «Millionen Menschen 
würde doch das reine Einkommen sein. Die Anwendung einer gröfseren Menschen- 
zahl würde uns weder in Stand setzen, unsere Heere und Flotten um einen Mann 
zu vermehren, noch eine Guinee mehr zu den Steuern beizutragen." 

Noch schärfer als Smith identifiziert Ricaedo das Volkseinkommen 
mit dem reinen Ertrage der nationalen Produktion, nur mit dem Unter- 
schiede, dafe die vorstehend oitierte Stelle bei Ricardo nicht den un- 
angenehmen Beigeschmack hat, der sich bei Smith findet. Aus der 
vorstehenden Äufserung Ricardos läfst sich nämlich nicht — wie bei 
Smith — das Bedauern herauslesen, dafs Überhaupt ein Arbeitslohn ge- 
zahlt werden mufs, weil dieser das reine Volkseinkommen vermindert, 
sondern Ricardo sagt lediglich, dafs es eigentlich ein Gewinn wäre, 
wenn das Nationalprodukt, das heute von 10 Millionen Menschen her- 
gestellt wird, von 5 Millionen hergestellt werden könnte. Und gegen 
diese in abstracto hingestellte Behauptung kann beim besten Willen 
nichts eingewendet werden. Immerhin aber erblickt Ricardo wie seine 
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Vorgänger das Wesen des Volkseinkommens in dem möglichst grofsen 
^Profit**, in der möglichst grofsen Differenz zwischen dem Ertrage der 
nationalen Produktion und den Produktionskosten. 

Der wesentliche Unterschied zwischen unserer heutigen Auffassung 
und jener der älteren Ökonomen, speciell der Engländer, liegt — wie 
Theodor Bernhardi in seinem heute noch sehr heachtenswerten Buche 
„Versuch einer Kritik der Gründe, die für grofses und kleines Grund- 
eigenthum angeführt werden^ (Petersburg, 1849) zu wiederholten Malen 
mit Recht hervorhebt — darin, daüs wir, wenn wir heute von der Pro- 
duktion im allgemeinen, vom Nationalprodukte, vom Volkseinkommen 
u. dergl. reden ^ uns auf den höheren Standpunkt der ganzen Volks- 
wirtschaft stellen und an die Schaffang von Gebrauchswerten, d. h. an 
die Hervorbringung von nützlichen Dingen, denken, welche den Ange- 
hörigen des betreffenden Volkes zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse die- 
nen. Jene älteren Nationalökonomen hingegen können sich von der 
privatwirtschaftlichen Auffassung der Plusmacherei nicht losreifsen, sie 
sprechen zwar auch von der „Produktion**, denken aber dabei immer 
nur an den „Erwerb*', d. h. daran, dafs der Betreffende die Güter, die 
er erzeugt, um mehr Geld verkauft, als ihn die Herstellung kostet, oder 
— wie Bernhardi sagt — sie denken bei dem Worte „Produktion** 
nicht an die Herstellung von „Gebrauchs*'-, sondern von „Taasch**- 
Werten. Jene älteren Nationalökonomen denken — wenn sie vom Volks- 
einkommen sprechen — nicht so sehr an die nützlichen Güter, die erzeugt 
werden und den Angehörigen des betreffenden Volkes zur Verfügung 
stehen, sondern sie stellen sich unter dem Worte „Volkseinkommen*' 
die Summe der Gewinne vor, welche die einzelnen selbständigen Un- 
ternehmer im Volke beim Betriebe ihrer Geschäfte erzielen. Und weil 
in einer auf der Grundlage des Privateigentums und der Individual- 
Wirtschaft organisierten Volkswirtschaft der Gewinn des Einen in der 
Regel auf Kosten des Anderen erzielt wird, so konnte es nicht aus- 
bleiben, dafs jenen älteren, in der privatwirtschaftlichen Denkungsweise 
befangenen Nationalökonomen die Arbeiter überall als Stein des An- 
stofses hindernd im Wege standen. — Die Sache wäre so schön, das 
(vermeintliche) Volkseinkommen (d. h. richtiger: die Summe der von 
den einzelnen Unternehmern erzielten Profite) würde sich so glänzend 
gestalten, wenn diese unglückseligen Arbeiter nicht da wären, die in 
ihren Löhnen den weitaus gröfsten Teil von der „ Einnahme der ganzen 
Gesellschaft** für sich in Anspruch nehmen. 

Indes so arbeiterfeindlich und so kapitalistenfreundlich die Ein- 
kommenslehre jener älteren Nationalökonomen auch war, dieser Cha- 
rakterzug derselben erklärt sich aus dem Geiste der Zeit, in der sie ent- 
stand. Auf diesen bisher viel zu wenig gewürdigten Umstand hat in 
jüngster Zeit Karl Oldenberg (in seinem Aufsatze „Über soziale 
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Steuerpolitik" im 17. Bande des ScHMOLLEEschen „Jahrb. für Gesetzgeb., 
Verw. u. s. w. " — in erweiterter Form auch im 73. Bande der „ Prenfe, 
Jahrb." zum Abdruck gebracht) sehr richtig hingewiesen. Er sagt (bei 
Schmoller S. 452 flF.): 

Wenn n&mlich in der neuen sozialpolitischen Gesetzgebung System liegt, 

so lag in der früheren entgegengesetzten Praxis nicht minder System, und man be- 
gründete das letztere seiner Zelt mit der Schonung, die man dem Kapital aus voUu- 
wirtschaftlichen Gründen schuldig sei. Es ist die wirtschaftliche Signatur der hinter 
uns liegenden Menschenalter, dafs die ciyilisierten L&nder reich wurden durch eine 
in der Geschichte beispiellose Vermehrung der produktiven Kapitalien. Die Schaffung 
Ton Kapital rentierte sich zehnfach durch Ausnutzung der damaligen plötzlichen 
technischen und der Verkehrsfortschritte, und es wurde ein Jahrzehnte dauernder 
Wettlauf zwischen den Nationen eröffnet, um die plötzlich auf den StraCsen liegenden 
Erwerbsgelegenheiten mit kapitalbewaffneter Hand zu occupieren ....** 

Die These jener ganzen volkswirtschaftlichen Epoche ist: möglichst ungleiche 
Kinkommensverteilung, weil bei gegebenem Volkseinkommen eine reiche Minderheit, 
die über proletarische Massen herrscht, mehr Kapitalien j&hrlich zurücklegt, als eine 
Nation von mittlerem, gleichm&fsigem Wohlstande. Armut ist Zwangssparsamkeit; 
und das Opfer der Massenarmut mufste die Nation bringen im Interesse ihrer wirt- 
schaftlichen Zukunft und im Interesse ihrer nationalen Existenz. 

Die ganze ältere Nationalökonomie, von den physiokratischen AnAngen bis zum 
Ende ihres politischen Einflusses, in runden Daten von 1750 bis 1875, ist ein fort- 
gesetzter motivierter Aufruf zur Kapitalienbildung. Die Physiokraten , wenn man 
nicht die übliche Version der Handbücher, sondern die Schriften ihres Meisters 
Quesnay ansieht, gipfeln ^ nationalökonomisch — in der Forderung, dafs für die 
Landwirtschaft durch möglichst ungleiche Einkommensverteilung Meliorations-Kapi- 
talien flüssig gemacht werden sollen, um die damaligen agrikulturtechnischen Fort- 
schritte Englands nach Frankreich zu übertragen — , viel mehr, als in der ohnehin 
nicht mehr neuen und vieldeutig gewordenen Formel laissez faire. Adam Smith hat 
als Engländer diese landwirtschaftliche Einseitigkeit nicht nötig, aber die Kapitalien- 
accumulation ist für ihn neben dem Prinzipe des laissez faire die Bedingung der 
Wohlfahrt, der Eckstein seines Lehrsystems ....'* 

Unter diesem Gesichtswinkel betrachtet erscheint die damalige Ein- 
kommenstheorie allerdings in einer ganz anderen Beleuchtung. War 
die Ansammlung gröfserer Vermögensmassen (Kapitalien) in den Händen 
der einzelnen Unternehmer zu jener Zeit das einzige oder doch das 
wesentlichste Mittel, um die landwirtschaftliolie und gewerbliche Pro- 
duktion eines Landes zu heben, d. li. also um das Land vorwärts zu 
bringen, dann darf man sieh nicht wundern, wenn die damalige national- 
ökonomische Theorie — da in der Regel die Theorie den Ereignissen 
nachhinkt und dasjenige „wissenschaftlich*' zu erklären und zu „be- 
gründen** sucht, was zur Zeit not thut, oder was just „praktisch" ist — 
das Wesen des „Volks^-Einkommens in der thunlichsten Bereicherung 
der einzelnen Unternehmer erblickte. Ist dem aber so, dann erscheint 
der Arbeitslohn, den der Unternehmer an seine Leute hinauszahlen 
mufs, in der That als ein notwendiges Übel, und es ist um jeden Pfennig 
schade, der unter dem Titel „Arbeitslohn" mehr hinausgezahlt wird, 
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als nnarog&nglich notwendig ist. Damit soll nieht gesagt sein, dalB 
jene älteren Nationalökonomen persönliche Feinde oder Gegner der 
Arbeiter oder der Besitzlosen gewesen seien; im Gegenteile nimmt — 
wie bereits bemerkt — speeiell Adam Smith zu wiederholten Malen die 
Gelegenheit wahr, seine Sympathien für den armen Mann zum Aus- 
drucke zu bringen; allein jene Männer standen eben (wie alle Men- 
schen) unter dem Banne der herrschenden Ideen ihrer Zeit, und dem- 
gemäfs erschien ihnen jede Schmälerung des ünternehmerprofites als 
ein nationales Unglück. 

Die Nachfolger Adam Smiths und Ricardos, die Engländer, die 
Franzosen sowie die älteren Deutschen kommen (wie auch Schmollbb 
in seinem Aufsatze: „Die Lehre vom Einkommen in ihrem Zusammen- 
hange mit der Steuerlehre" in der Tübinger „Zeitschr. f. d. ges. Staatsw.** 
Bd. 19, Seite 1 ff. hervorhebt) über ihren Meister nicht recht hinaus. 
J. B. Say bringt zwar einen neuen Gedanken in die Lehre vom Ein- 
kommen, indem er lehii;, dafs jeder in den Diensten, die er bei der 
Güterproduktion leistet, ein ursprüngliches Einkommen bezieht, und zwar 
sagt er, dafs der Grundbesitzer sich durch die Widmung seines Grund- 
stückes, der Kapitalist sich durch die Widmung seines Kapitales und der 
Arbeiter sich durch seine (Kopf- oder Hand-) Arbeit an der Produktion 
beteilige. Während also der Arbeitslohn nach der Anschauung der 
ersten englischen Nationalökonomen fast als eine Art nationales Unglück 
anzusehen ist, weil durch denselben der Profit des Unternehmers und 
damit das Volkseinkommen geschmälert wird, lehrt Say ganz richtig, 
dafs der Arbeitslohn nicht vom Volkseinkommen in Abzug zu bringen, 
sondern dafs er ein Äquivalent ist für den Wert, welchen der Arbeiter 
dem Stoffe durch seine Thätigkeit zusetzt. Durch diese, wie gesagt, ganz 
richtige Bemerkung läfst sich jedoch Say zu dem Ausspruche verleiten, 
dafs das rohe Volkseinkommen mit dem reinen identisch sei, weil der 
Arbeitslohn — der nach der Lehre der Engländer vom rohen Volks- 
einkommen in Abzug gebracht werden mufs, wenn man das reine Volks- 
einkommen ermitteln will — von dem angeblich rohen Volkseinkommen 
eben nicht in Abzug gebracht werden darf, sondern gleichfalls zum reinen 
Volkseinkommen gehört. 

Relativ, d. h. gegenüber den Engländern hat Say unstreitig Recht, 
weil die Engländer thatsächlich Unrecht hatten, wenn sie meinten, dais 
der (Gesamt-) Arbeitslohn vom angeblich rohen Volkseinkommen in Ab- 
zug zu bringen sei. Absolut oder in Wirklichkeit aber hat Say Unrecht, 
weil er durch seine Identifizierung des rohen Volkseinkommens mit dem 
reinen sich mit dem Begriffe des Einkommens überhaupt in Widerspruch 
gesetzt und damit — wie Schmollee a. a. 0. richtig bemerkt — „ neue 
Verwirrung erzeugt" hat. Unter „ Einkommen " versteht man doch die- 
jenigen Vermögenseingänge, die man verzehren (zum Leben verwenden) 
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darf, ohne dadurch den ruhigen Fortbetrieb des Erwerbsgeschäftes zu 
gefährden. Wenn nun — wie Say lehrt — das rohe Volkseinkommen 
thatsächlich mit dem reinen identisch wäre, so dürfte das Volk sein ganzes 
Nationalprodukt verzehren, ohne den Bestand seiner Wirtschaft zu ge- 
fährden. Es ist jedoch evident, dafs dies unmöglich ist, denn wenn ein 
Volk nichts thut, um alle seine Fabriken, Maschinen, Werkzeuge, Gerät- 
schaften, Strafsen u. s. w. im Stande zu erhalten, so muis selbstredend 
seine Wirtschaft dem Verfalle entgegengehen. Oder umgekehrt: Wenn 
ein Volk seine Wirtschaft nicht zurückgehen lassen will und demgeroäfs 
alljährlich so und so viele Maschinen, Werkzeuge und Gerätschaften 
herstellt, um den Gesamtbestand dieser Gegenstände ungeschmälert zu 
erhalten, wenn es ferner alljährlich so und so viel Reparaturarbeit auf- 
wendet, um seine Werkgebäude, Strafsen u. s. w. im Stande zu erhalten, 
so liegt es auch wieder auf der platten Hand, dafs alle diese Güter nicht 
^verzehrt*', d. h. nicht zur Fristung und Verschönerung des Lebens (nicht 
zum persönlichen Gebrauche oder Verbrauche) verwendet werden können. 
Eine thatsächliche Erweiterung oder Ausgestaltung erfuhr die Lehre 
vom Einkommen (präciser: vom Volkseinkommen) erst durch v. Hermann 
in seinen „ Staatswirtschaftlichen Untersuchungen " und durch Schmoller, 
der in seinem hier wiederholt citicrten Aufsatze die Entwickelungsge- 
schichte der Einkommenslehre behandelt und sich der HERMANNschen 
Ansicht anschliefst (die sogen. HERMANN-ScHMOLLERSche Einkommens- 
lehre). Schon vorher hatte der deutsche Nationalökonom Büqüoi (in 
seiner „Theorie der Nationalwirtschaft", Leipzig 1815, S. 310) gegen- 
über den älteren Nationalökonomen den Satz aufgestellt: „Nicht die 
möglichst grofse Netto-Nationaleinnahme an Geld ~ nach Colberts 
Systeme — , nicht die möglichst grofse Produktion an Getreide und 
anderen rohen Produkten — nach dem Systeme der Physiokraten — , 
auch nicht blos das Maximum des Überschusses der Produktion über 
die Konsumtion — nach Adam Smith — können als letzter Endzweck 
der Nationalökonomie betrachtet werden. Als dieser läfst sich blofs an- 
nehmen: die nationale Konsumtion, und zwar die summarisch grölste, 
dauerhafteste und bis zur Grenze des bürgerlichen Wohlstandes ver- 
teilteste.*' Damit war zum erstenmale der Bann jener krämerhaften, 
aber gleichzeitig verschwommenen Vorstellung gebrochen, dafs es der 
Zweck des Volkseinkommens sei, das Volk nach dieser oder jener Rich- 
tung liin zu „bereichern^, und damit hatte Büquoi den ganz nüchternen 
und vernünftigen Gedanken ausgesprochen, dafs die Menschen Güter 
produzieren, um ihre Bedürfnisse zu befriedigen, und dafs daher der 
Zweck des sogen. Volkseinkommens lediglich der sei, den Bedarf der 
in einem Lande lebenden Menschen zu decken. Der Gedanke Büqüois 
blieb jedoch in der Litteratur unbeachtet, bis er von Hermann neuer- 
lich vorgetragen wurde. 
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„In wahrhaft eingreifender Weise*' — sagt Schmoller in seinem 
öfter erwähnten Aufsatze S. 19 — „hat aber erst Hermann .... die 
Einkommenslehre umgestaltet .... Wie ihm das Ziel aller Wirtschaft 
die Bedürfnisbefriedigung des Menschen ist, so führt er auch den Be- 
griff des Einkommens .... hierauf zurück. Einkommen ist ihm also 
die Summe von wirtschaftliehen Gütern, die ein Subjekt in einer ge- 
wissen Zeit zur Befriedigung seiner Bedürfnisse ohne Schmälerung seines 
Vermögens verwenden kann. Für jeden sind die Früchte seiner Arbeit 
und seines Vermögens sein ui-sprüngliches Einkommen; ein abgeleitetes 
hat nur der, welcher solche Früchte nicht hat, d. h. nur er lebt vom Ein- 
kommen anderer. Die Arbeiter sowohl wie die Beamten leben so gut von 
ihrem Einkommen als die Kapitalisten ; jedes Land lebt von seinem Ein- 
kommen, nie von dem Einkommen oder dem Kapitale eines anderen. Zum 
Einkommen gehören stets auch sämtliche unmittelbar, d. h. ohne Tausch, 
verbrauchten oder genossenen Früchte der Arbeit und des Vermögens.*' 

Die HERMANN-ScHMOLLERSche Theorie ist heute die herrschende, 
und zwar versteht man heute unter Volkseinkommen analog dem Einzel- 
einkommen diejenigen Güter oder denjenigen Teil des Nationalproduktes, 
den ein Volk jährlich verzehren darf, ohne dadurch den ungestörten 
Fortgang seiner Wirtschaft zu gefährden. 

Diese Definition erscheint auf den ersten Blick ganz klar und zu- 
treffend, in Wirklichkeit ist aber mit derselben gar nichts gewonnen, 
weil es absolut unmöglich ist, dasjenige, um was es sich handelt, zu 
erfassen. Dies gilt zunächst von demjenigen, was die älteren National- 
ökonomen als den „rohen Ertrag der gesamten Volkswirtschaft*' be- 
zeichnen, oder was Rodbertus mit einem Worte kurz und bündig das 
„Nationalprodukt" eines bestimmten Volkes nennt. Auch dieser Begriff 
erscheint auf den ersten Blick ganz klar und präcis ; das Nationalpro- 
dukt besteht eben in der gesamten Masse der Güter, welche ein be- 
stimmtes Volk (also etwa das deutsche, das östeiTcichische, das fran- 
zösische, englische u. s. w. Volk) im Laufe einer bestimmten Periode 
(eines Jahres) erzeugt. Ruft man ein wenig die Phantasie zu Hilfe, so 
kann man sich recht wohl vorstellen, dafs beispielsweise das ganze 
deutsche Volk (d. i. die gesamten Angehörigen des Deutsches Reiches) 
ein Jahr hindurch wie gewöhnlich Güter produziert, dafs es von allen- 
diesen Gütern das ganze Jahr hindurch auch nicht ein Atom verbraucht, 
weil es — auf ein bischen Phantasie mehr kommt es ja hierbei nicht 
an — von einer gütigen Fee das ganze Jahr hindurch mit allem, was 
es zum Leben braucht (mit Lebensmitteln, Kleidern, Beheizungs- und 
Beleuchtungsmaterial u. s. w.), von aulsen her (aus irgend einem Zauber- 
land) versorgt wird, und dafs endlich dieses deutsche Volk zum Jahres- 
schlüsse alle diese Produkte auf irgend einer grofsen Ebene, etwa in der 
Nähe von Berlin, nach Gruppen geordnet, wie auf einer riesigen Aus- 
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Stellung, zusammenträgt und aufstellt. Eine derartige Aus- oder Auf- 
stellung, auf welcher selbstredend auch alle in dem betreffenden Jahre 
ausgeführten Bauten (alle eigentlichen Gebäude, Brücken, Eisenbahnen, 
Strafsen, Kanäle, Dämme, Gräben und sonstigen Erdarbeiten) Platz 
finden müfsten, würde begreiflicherweise eine nach Qnadratmeilen 
zählende Fläche bedecken, trotzdem aber würde sich einer ungeheueren 
Täuschung hingeben, wer da glauben wollte, dafs diese Ausstellung ein 
auch nur annähernd richtiges Bild von dem Nationalprodukte des deut- 
schen Volkes gebe. 

Auf dieser Ausstellung könnten nämlich nur Platz finden diejenigen 
Arbeitsprodukte, die einmal mit den Händen gegriffen werden können, 
und die zweitens ein für sich bestehendes Objekt bilden. Es könnten 
somit nicht zur Aus- oder Aufstellung gelangen: 

1. erstens die sämtlichen — an Wert Millionen repräsentierenden 
— Reparaturarbeiten, und zwar von den Reparaturen an den Gebäuden, 
Brücken, Strafsen u. dergl. angefangen bis hinunter zu den geflickten 
Strümpfen und angenähten Knöpfen, 

2. die sämtlichen Transportleistungen, und zwar von den Eisen- 
bahnen und Schiffahrtslinien, von der Post und dem Telegraphen an- 
gefangen bis hinunter zum Dienstmanne, zum Laufburschen des Kauf- 
mannes und zum Handwerkslehrlinge, der dem Kunden die gelieferten 
Artikel zuträgt, 

3. die sämtlichen Reinigungsarbeiten (Reinigung der Wohnungen, 
der Arbeitsstätten, der Strafsen, der Kanäle, der Kamine, der Maschinen 
und Werkzeuge, der Kleider u. s. w.), 

4. die Leistungen sämtlicher Beamten und Militärs, 

5. die Leistungen sämtlicher Kaufleute, 

6. die Leistungen aller im Sanitätsdienste beschäftigten Personen 
sowie der hierher gehörigen Anstalten, 

7. die Leistungen sämtlicher im Dienste der Wissenschaft und des 
Unterrichtswesens beschäftigten Personen, 

8. die Leistungen sämtlicher Schauspieler und Musiker aller Schat- 
tierungen und Grade, sowie die Leistungen der sogen. „Artisten*' (Kunst- 
reiter, Seiltänzer, Akrobaten u. s. w.), 

9. die Leistungen der Dienstboten, 

1 0. die unzähligen Dienste, die jeder sich selbst leistet, sowie die ebenso 
unzähligen Dienste, welche die Familienangehörigen, die Verwandten, die 
Freunde, die Bekannten und mitunter auch Freunde sich gegenseitig leisten. 

Und nun versuche man es, dieses sogen. Nationalprodukt irgend 
eines bestimmten Volkes in Ziffern zu fassen, d. h. die Grobe oder den 
Wert desselben ziffernmälsig oder statistisch zu ermitteln oder festzu- 
stellen. Was sich statistisch annähernd — aber wohlgemerkt: auch nur 
annähernd — ermitteln läfst, das ist: 



Digitized by 



Google 



2. Kapitel. Das YolkBeinkommen. 59 

1. die Quantität und der Wert der Stapelprodukte der Landwirtschaft, 

2. die Quantität und der Wert der hauptsächlichsten Bergwerks- 
produkte, 

3. die Quantität und der Wert der hauptsächlichsten Produkte der 
Grofsindustrie und 

4. die Quantität und der Wert der Leistungen der Eisenbahnen, 
der SchiflFahrtslinien, der Post und der Telegraphen. 

Auf einige Genauigkeit werden lediglich die Daten über die Lei- 
stungen der Posten und Telegraphen sowie der Eisenbahnen und teil- 
weise der Schiffahrtslinien Anspruch machen können ; vielleicht werden 
auch noch die Daten über die Bergwerksproduktion annähernd richtig 
sein. Geradezu lächerlich aber wäre es, annehmen zu wollen, dass es 
unter den heutigen Verhältnissen (so lange noch nicht „Alles venstaat- 
licht** ist) je gelingen könnte, die Gröfse der landwirtschaftlichen Pro- 
duktion eines Landes auch nur einigermaüsen genau zu ermitteln. Man 
kann Schätzungen des Bodenertrages vornehmen, man wird vielleicht 
einen Teil der in den grofsen Handel gelangenden Bodenprodukte er- 
mitteln können, aber die riesige Menge der Bodenprodukte, die vom 
Bodenbebauer (speciell vom eigentlichen Bauer) in der eigenen Wirt- 
schaft unmittelbar verzehrt wird, die ferner vom Produzenten unmittel- 
bar an den Konsumenten übergeht, endlich die nur in den kleinen Ver- 
kehr gelangt, die wird sich jedesmal jeder Kenntnisnahme und stai«= 
tistischen Ermittelung entziehen. In noch viel höherem Mafse gilt dies 
von der gewerblichen Produktion. Die Menge und der Wert der der 
Verzehrungssteuer unterliegenden Produkte ist annähernd bekannt (d. h. 
so weit keine Steuerhinterziehung stattfindet); desgleichen wird man 
die Menge und den Wert der hauptsächlichsten Erzeugnisse der Grofs- 
industrie so ziemlich ermitteln können, allein schon die Erzeugnisse der 
minder hervorragenden Zweige der Grofsindustrie bleiben in der Kegel 
ganz unbekannt, und vollends unbekannt bleiben die sämtlichen Er- 
zeugnisse des Kleingewerbes. Alle übrigen — in der vorstehenden 
Aufzählung genannten — Teile des Nationalproduktes entziehen sich 
jeglicher Kontrolle und statistischen Ermittelung. Und mit einer der- 
artigen Gröfse, die nur zum geringsten Teile ziffernmäfsig bekannt ist, 
deren weitaus gröfserer Teil ftlr alle Ewigkeit ein riesiges unbestimm- 
bares X bleiben wird, soll operiert werden! 

Im Vorstehenden war von dem sog. Nationalprodukte oder von dem 
sog. rohen Ertrage der nationalen Produktion die Rede, Will man nun 
ein annäherndes Bild vom „Volkseinkommen*', d. h, ein Bild von dem- 
jenigen Theile des Nationalproduktes gewinnen, den das Volk verzehren 
darf, ohne den ruhigen Fortbetrieb seiner Wirtschaft zu gefährden, so 
mub einerseits zu dem Nationalprodukte etwas hinzuaddiert werden und 
anderseits etwas von demselben subtrahiert werden. 
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Zu dem Nationalprodukte muft hinzuaddiert werden: 

1. diejenige Gtltermenge, welche aus irgend einem Titel aus dem 
Auslände ins Inland hereinkommt, und 

2. die Summe der Nutzungen des inländischen Gebrauohsvermogens 
(die Nutzungen der Wohnhäuser, Kleider, Möbel, Bücher, Bilder u. s. w.). 
Wie es je möglich werden soll, die Gröfse dieser Nutzungen zu ermitteln, 
mögen Andere beantworten, (Adolf Wagnee zählt die Nutzungen des 
Gebrauchsvermögens unter den Bestandteilen des „Rohertrages der Volks- 
wirtschaft" auf.) 

Umgekehrt mufs von dem Nationalprodukte in Abzug gebracht werden : 

1. diejenige Gütermenge, welche aus irgend einem Titel aus dem 
Inlande ins Ausland hinausgeht, und 

2. der Ersatz des alljährlich vernutzten nationalen Kapitales und 
des alljährlich vernutzten nationalen Gebrauchsvermögens. Wie die 
Gröfse dieses Ersatzes ermittelt werden soll, mögen auch wieder An- 
dere angeben. 

Also mit anderen Worten : Das Nationalprodukt ist eine unbekannte 
Gröfae, ein X; zu dieser Unbekannten mufs eine zweite unbekannte 
Gröfse, ein Y, hinzuaddiert werden, und sodann muss von dieser Summe 
eine abermals unbekannte Gröfse, ein Z, subtrahiert werden. Das Re- 
sultat dieser Rechnung ergiebt ganz genau die Gröfse des Volksein- 
kommens einer bestimmten Nation! 

Die Frage, wie die Gröfse des Volkseinkommens ermit- 
telt werden könne, wird von den modernen Lehrbüchern überein- 
stimmend dahin beantwortet, daft hierfür zwei Wege offen stehen, und zwar : 

1. die Summierung der von einem Volke produzierten Güter, die 
sog. ^reale Methode'', und 

2. die Summierung der Einzeleinkommen aller einzelnen Angehörigen 
eines Volkes, die sog. „personale Methode **. 

Adolf Wagner (in seiner „Grundlegung" 1. Aufl., § 86, S. 102flf.) 
sagt über die sog. „reale Methode" folgendes: 

„Der Rohertrag der Volkswirtschaft'' (d. i. also das sog. Nationalprodukt) »wird 
in einer Periode (einem Jahre) gebildet: 

a. von der Gesamtheit der in dieser Zeit neu im Inlande erzeugten wirtschaft- 
lichen Gater*/ (in der Anmerkung fügt Wagnsb ausdrücklich hinzu : „Sachgüter wie 
Dienstleistungen gehören dahin.*" — Die Reparaturarbeiten werden von Waonbb nicht 
ausdrücklich genannt, indes liegt es in der Natur der Dinge, dafs dieselben gleich* 
falls hierher gehören und an dieser Stelle zu nennen sind. — Selbstverständlich 
müssen, wie Wagnbr auch wieder in der Anmerkung bemerkt, Doppelzählungen ver- 
mieden werden, und die gewonnenen Rohstoffe müssen daher nach ihrem vollen Werte 
in die Rechnung eingestellt werden, während bei den aus diesen Rohstoffen her- 
gestellten Industrioprodukten nur die Werterhöhung berücksichtigt werden darf.) 

b. von der Einfuhr von Gütern (Sacbgütern, Geld) aus dem Auslande aus dem 
Titel der Renten von Forderungsrechten des Inlandes aus Kreditgeschäften oder von 
Kapitalanlagen inländischer Staatsangehöriger im Auslande; 
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c. von dem mittelst Einfuhr ansl&ndiBcher Güter reell bezahlten Frachterwerbe 
der inländischen Rhederei im auswärtigen Handel and Zwischenverkehre; 

d. von den in bar und in Waren bestehenden Einfuhren des Auslandes ins 
Inland, welche als Kimessen für die im Inlande sich aufhaltenden Fremden dienen 
oder Yon solchen mitgebracht werden — unter heutigen Verhältnissen eine stehende 
Babrik in unseren Volkswirtschaften; 

e. von der gleichen Einfuhr aus dem Titel unentgeltlicher Qaben, z. B. Kon- 
tributionen des Auslandes an das Inland, Einwanderungsvermögen, sobald diese Ein- 
fahr einigermafsen regelmäfsig stattfindet; 

f. vom etwaigen Wertüberschufs der im internationalen Handel erfolgenden 
Waren- und Geldeinfuhr aus dem Auslande über die bezügliche Ausfuhr. Wird der 
ganze Betrag der Einfuhr hier eingesetzt, so mufs bei dem ersten Posten (a) von 
dem inländischen Gütererzeugnis die daraus stattfindende Ausfuhr abgezogen werden; 

g. vom Wertbetrage der Nutzungen des Nutzvermögens. 

Der Reinertrag der Volkswirtschaft (d. 1. eben nach Adolf Wagnbb das eigent- 
liche „Volkseinkommen)" ergiebt sich alsdann dadurch, dafs folgende Posten Yom 
Rohertrage abgezogen werden: 

a. die ... . eigentlichen oder natürlichen volkswirtschaftlichen Produktions- 
kosten: die Verwendungen für die Mitwirkung der Natur bei der Produktion, nicht 
aber die blofs einzelwirtschaftlichen Produktionskosten, welche für irgend jemand 
ein Einkommen bilden, daher namentlich nicht, wie Raü annahm, ,der Lebensbedarf 
der hervorbringenden Arbeiter und Unternehmer mit ihren Familien', Posten, welche 
Yielmehr durchaus einen Teil (und bei weitem den Hauptteil) des Reinertrages der 
Volkswirtschaft oder des Volkseinkommens bilden; 

b. die Ausfuhr von Gütern (Sachgütem, Geld) nach dem Auslande, aus dem 
Titel der Renten von Kapitalanlagen und von Forderungsrechten des Auslandes aus 
Kreditgeschäften im Inlande; 

c. die Güterausfuhr als Bezahlung für Frachterwerb fremder Rhederei; 

d. Bar- und Warensendungen ins Ausland als Rimessen für dort sich aufhal- 
tende Inländer ; von solchen mit hinausgenommene Güter und Gelder (Reiseverkehr) ; 

e. die Güter- und Geldausfuhr aus dem Titel unentgeltlicher, periodischer Gaben 
ans Ausland (Tribute, nicht Aus Wanderungsvermögen); 

f. der etwaige Wertüberschufs der Handelsausfuhr über die Einfuhr im aus- 
wärtigen Verkehre; 

g. der Wertbetrag der Abnutzung des Nutzvermögens." 

Ueber die sog. „personale Methode'' der Ermittelung des Volks- 
einkommens sagt Adolf V^Tagner (a. a. 0. S. 105 flf.): 

^Die Darstellung und Berechnung des Volkseinkommens oder, wieder damit zu- 
sammenfallend, des (wahren) Reinertrages der Volkswirtschaft auf die zweite oben 
genannte Weise erfolgt einfach in der Art, dafs die sämtlichen Einkommen inlän- 
discher Einzelwirtschaften, aus in- wie ausländischem Erwerbe, summiert und yon 
dieser Summe, um Doppelrechnung zu vermeiden, die von anderen inländischen 
Wirtschaften an den Staat und die übrigen Gemeinwirtschaften entrichteten Beiträge 
und Steuern in Abzug gebracht werden. Die Schuldzinsen und ähnliche Zahlungen 
erscheinen hier bei dem Einkommen des Empfängers eingesetzt, wie sie ja auch 
nicht zum Einkommen des zahlenden Schuldners gehören. Die an Ausländer ge- 
langenden Schuldzinsen, daher auch diejenigen, welche der inländische Staat ins 
Ausland zu zahlen hat, müssen dabei ebenfalls schon, dem Einkommensbegriffe ge- 
mäfs, abgezogen worden sein. Diesem Begriffe gemäfs sind die Nutzungen des Nutz- 
vermögens auch im Einkommen der Einzelnen schon enthalten, brauchen also bei 
dieser Berechnung des Volksvermögens nicht mehr besonders aufgeführt za werden.' 
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Adolf Waoner giebt übrigens selbst zu, dafs alle theoretischen 
Auseinandersetzungen über das Volkseinkommen, seine Gröfse und die 
Art der Ermittelung der letzteren von keiner praktischen Bedeutung 
sind. Er sagt nämlich (a. a. 0. S. 10 in der „Anmerkung l^j: „Im 
tlbrigen ist es richtiger, das offene Zugeständnis zu machen, daüs die 
Statistik mit ihren gegenwärtigen Hilfsmitteln und Daten keine brauch- 
bare Übersicht des Volkseinkommens und Volksvermögens im ganzen 
und nach den einzelnen Bestandteilen und deren Tauschwert geben kann^. 

Beiläufig bemerkt ist von der sog. „personalen Methode*' noch viel 
weniger ein Resultat zu erwarten, als von der sog. „realen Methode*', 
der Ermittelung der Grölse des Volkseinkommens. Es wurde vorhin 
erwähnt, dafs es nach der sog. „realen Methode" wenigstens möglich 
ist, einige wenige halbwegs zuverlässige Daten zu erlangen, wie bei- 
spielsweise über die Leistungen der Eisenbahnen, der Posten und der 
Telegraphen, über die Produktion der Verzehrungssteuerpflichtigen Ar- 
tikel u. dgl. Bei dem Versuche jedoch, die Gröfse des Volkseinkom- 
mens nach der sog. „personalen Methode*' zu ermitteln, ist es absolut 
unmöglich, auch nur eine einzige brauchbare Ziffer zu erlangen. Wie 
nämlich oben in der „Einleitung** nachgewiesen wurde, giebt es auf 
Gottes weiter Welt keinen einzigen Menschen, der im stände wäre, die 
Gröfse seines Einkommens — in dem Sinne, wie die Wissenschaft diesen 
Begriff definiert — auch nur annähernd richtig anzugeben; und da 
glaubt man zu einem Besultate zu gelangen und die Gröfse des Ein- 
kommens eines ganzen Volkes ermitteln zu können, wenn man die 
Einkommen aller seiner einzelnen Bürger, das heifst also, wenn man 
einige zehn oder zwanzig Millionen absolut unbekannter Gröfsen addiert 1 

3. Kapitel. ElnkommensTertellnng; In der Yolkswirtsehaft 
Im allgemeinen. 

An früherer Stelle (in der „Einleitung**) wurde zu zeigen versucht, 
wie der Begriff „Einkommen** sich allmählich entwickelte, und wie man 
dazu kam, unter „Einkommen im weiteren Sinne des Wortes** (d. i. 
gleichbedeutend mit „Einnahme**) alle Güter zu verstehen, welche in 
die Wirtscliaft einer Person treten, und zwar gleichgiltig, ob diese Güter 
von aufsen in die betreffende Wirtschaft hereinkommen, oder ob sie 
innerhalb derselben entstehen, und gleichgiltig, ob die fraglichen Güter 
materieller oder immaterieller Natur sind. Im Laufe der Zeit fing man 
dann an zwischen „Einnahme** und „Einkommen** zu unterscheiden und 
diese beiden Begriffe gegeneinander abzugrenzen. Das Wort „Ein- 
nahme** bezeichnet heute den weiteren (soeben definierten), das Wort 
„Einkommen** den engeren Begriff, und man versteht unter „Einkom- 
men** (im engeren Sinne des Wortes) denjenigen Teil der Einnahmen, 
der regelmäfsig wiederkehrt, und den der Betreffende verzehren darf. 
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ohne seine wirtsohaftliehe Existenz zu gefahren, oder mit anderen Wor- 
ten: unter „Einkommen** versteht man alle in die Gewalt einer Person 
tretenden Güter, welche diese Person für sich verwenden darf, ohne 
ihre wirtschaftliche Existenz zu gefährden; das Einkommen bildet also 
die Grundlage der physischen und wirtschaftlichen Existenz eines Men- 
schen. Damit ist die Frage nach der Grölse des Einkommens, d. i. nach 
der Menge von Gütern, welche dem Einzelnen zur Bestreitung seines 
Lebensunterhaltes zur Verfügung stehen, von selbst gegeben, denn ein 
vergleichender Blick auf die verschiedenen Menschen lehrt sofort, dafs 
die Gröfse des Einkommens bei den Einzelnen sehr ungleich ist 
Die Sprache schon bringt die Gröfse des Einkommens in Klassen, und 
man unterscheidet bekanntlich zwischen Elend, Armut, Dürftigkeit, 
Wohlstand und Reichtum. 

„Elend** bedeutet denjenigen Zustand, bei welchem es sogar an 
den zur physischen Existenz notwendigen Dingen (Nahrung, Kleidung, 
Wohnung) fehlt. 

Unter „Armut** versteht man denjenigen Zustand, bei welchem 
das zur physischen Existenz Erforderliche zwar vorhanden ist, aber 
nichts darüber. 

Der „Dürftige** hat schon etwas mehr als der Arme, er kann 
nicht nur essen, sich kleiden und wohnen, sondern darf sich schon ein 
Mehreres gönnen, aber er bewegt sich — um einen LASALLEschen Aus- 
druck zu gebrauchen — am Rande eines Abgrundes. Er kann (in der 
heutigen Sprache ausgedrückt) noch nichts „ersparen** und mufs immer 
beftlrchten, dafs er bei der kleinsten wirtschaftlichen Kalamität in den 
Zustand der Armut oder des Elendes hinuntersinkt. 

Der „Wohlstand** beginnt dort, wo der Betreffende sich schon 
einer gewissen „behäbigen** Existenz erfreut, wo er also nicht nur stan- 
desgemäis leben, sondern auch noch etwas erübrigen kann. 

„Reich** endlich ist derjenige, der viel mehr hat, als er zur standes- 
gemälsen Existenz benötigt, der sich also schon die Befriedigung ziem- 
lich weitgehender Luxusbedürfnisse gestatten darf. 

Vergleicht man diese verschieden grofsen Einkommen der verschie- 
denen Menschen und beobachtet man, dafs die Einen ein grolses, die 
Anderen ein geringes Einkommen haben, so ist ftlr den nationalökono- 
misch denkenden Menschen die Frage nach der Ungleichheit des Ein- 
kommens oder allgemeiner ausgedrückt, die Frage nach den Grün- 
den oder Umständen, welche fllr die Gestaltung des Einkommens der 
verschiedenen Bevölkerungsklassen maisgebend sind, naheliegend. 
Thatsächlich wurde auch die Frage nach der Gestaltung der Höhe der 
einzelnen Einkommenszweige (Grundrente, Kapitalszins, Arbeitslohn) 
schon von Ad. Smith und seinen Nachfolgern aufgeworfen, allein die 
ganze Auffassung dieser Frage trug — wenn man so sagen darf — 
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einen fatalistischen Charakter an sich. Das ewige nnd unwandelbare 
^Gesetz^ von Angebot nnd Nachfrage entschied — nach der damaligen 
Auffassung — in allen Fällen über die Höhe des Preises, und da die 
Grundrente bezw. der Kapitalzins und der Arbeitslohn nichts anderes 
ist als der Preis, der für die Nutzung eines Grundstückes, eines Kapi- 
tales oder der Arbeitskraft gezahlt wird, so war es a priori klar, dafs 
die Höhe dieser verschiedenen Einkommenszweige einzig und allein 
von der Gestaltung des Verhältnisses von Angebot und Nachfrage ab- 
hänge. Von den wirtschaftlichen Zusammenhängen oder davon, dals 
das wirtschaftlich thätige Volk — wie wir heute sagen — einen leben- 
digen Organismus bildet, hatte die damalige individualistische und na- 
tionalistische Auffassung noch nicht die leiseste Ahnung. Sie sah in 
dem wirtschaftlich thätigen Volke nichts weiter als eine Reihe von von- 
einander ganz unabhängigen Individuen, lauter ökonomische Robinsons, 
deren jeder entweder ein Grandstück, ein Kapital oder auch nur seine 
Arbeitskraft besitzt und sich in seiner Art, unbekümmert um die An- 
deren, an der Produktion beteiligt. Und da jeder dieser Robinsons sein 
Produktionsmittel in den Verkehr einwirft, so erschien es nach der da- 
maligen Auffassung als ganz selbstverständlich und natürlich, dafs jeder 
aus dem Verkehre denjenigen Anteil am Gewinn wieder herauszog, der 
ihm nach dem „Gesetze^ von Angebot und Nachfrage mit Rücksicht 
auf seinen Einwurf zugebilligt wurde. 

Es war dies jene individualistische Auffassung des Einzelnein- 
kommens, die oben (S. 31, im Eingange des „Die soziale Auffassung 
des Einzelneinkommens*' überschriebenen Abschnittes) geschildert wurde. 
Und da nach der Auffassung der damaligen Zeit der Staat von wirt- 
schaftlichen Dingen nichts versteht und dort, wo er mit seiner täppischen 
Hand eingreift, nur schaden, aber niemals nutzen oder fordern kann, 
so erschien es als das einzig Richtige, dafs der Staat sich von jedem 
Eingriflfe in das wirtschaftliche Leben fernhält und die Dinge so gehen 
läfst, wie sie sich unter der Herrschaft der ewigen und unabänderlichen 
„Naturgesetze ** (Physiokratie — die „Natur** soll herrschen 1) von selbst 
entwickeln. Unter der Herrschaft dieser Weltanschauung erschien es 
somit als ganz selbstverständlich: 

erstens, dafe jeder Einzelne sein Einkommen ganz für sich, d. i. 
ohne Rücksicht auf die Übrigen, kraft seiner Beteiligung an der Produktion 
(als Grundbesitzer, Kapitalist oder Arbeiter) beziehe, und 

zweitens, dafs die Höhe dieses seines Einkommens einzig und allein 
durch das Walten jener ewigen und unabänderlichen Naturgesetze (An- 
gebot und Nachfrage, natürliche Ent Wickelung der Dinge u. dergl.) und 
zwar gleichzeitig auch in der gerechtesten Weise bestimmt werde. 

Für denjenigen, der unter dem Banne dieser Weltanschauung steht, 
ist der Gedanke einer künstlichen oder willkürlichen Steigerung des 
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Einkommens dieser oder jener Volksklasse (speciell also der Arbeiter- 
klasse) a priori ausgeschlossen, denn gegen die ewigen Naturgesetze 
läist sich nicht ankämpfen. Die einzigen zwei Wege, die zur Steige- 
rung der Arbeitslöhne fahren können, sind einmal die Steigerung der 
Nachfrage nach Arbeitskräften infolge der Ausdehnung der Produktion. 
Diese letztere kann aber auch wieder nicht willkürlich herbeigeführt 
werden, sondern ist nur möglich, wenn die Nachfrage nach den be- 
treffenden Produkten steigt, sei es, weil die Bevölkerung sich vermehrt 
hat, sei es, weil die Erfindung neuer Maschinen oder eines vervoll- 
kommneten Produktionsverfahrens die Herabsetzung der Preise gestattet. 
Überdies profitieren die Arbeiter als Konsumenten, wenn die Preise der 
Industrieerzeugnisse sinken. Der zweite Weg ist die Beschränkung des 
Angebotes von Arbeitskräften oder — wie die Engländer sagen — von 
„Händen**. Demgemäfs lautet denn auch die stereotype Antwort jener 
älteren individualistisch denkenden Schule (der Freihandelsschule) auf 
alle Klagen tlber die Niedrigkeit der Arbeitslöhne: Man möfste einer- 
seits trachten, durch technische Verbesserungen des Produktionsprozesses 
(Einführung von Maschinen) die Preise der Industrieerzeugnisse zu er- 
mäfsigen, um auf diese Weise die Produktion auszudehnen, und ander- 
seits mögen die arbeitenden Klassen die MALTHUSschen Lehren befolgen 
und sich in der Eheschliefsung und Kinderzeugung die gröfstmögliche 
Beschränkung auferlegen. Ist aber die willkürliche Steigerung dieses 
oder jenes Einkommenszweiges — wie die ältere Schule der National- 
ökonomie (die Freihandelsschule) lehrt — nicht wohl möglich, dann 
sind bezüglich der Gestaltung der Einkommensverhältnisse nur zwei 
Fragen zulässig. Nämlich: 

1. die Frage, welche Tendenz offenbart sich in der Gestaltung 
der verschiedenen Einkommenszweige im Laufe der Zeit, oder mit an- 
deren Worten: welchen sogen. Gesetzen unterliegt die Gestaltung der 
verschiedenen Einkommenszweige; und 

2. die Frage, welche Gestaltung der Einkommensverhältnisse im 
ganzen Volke die gedeihlichste ist. 

Beide Fragen wurden denn auch thatsächlich gestellt. Die erste 
derselben wurde von dem Amerikaner Carey und von dem Franzosen 
Bastiat in folgender Weise beantwortet: Die Grundrente hat die Ten- 
denz, absolut und relativ zu sinken, weil die Erfahrung lehrt, dafs die 
Menschen allerorts zuerst die leichter zu bestellenden, aber weniger 
fruchtbaren Ländereien (die Höhenzüge) in Kultur genonmien haben, 
und später erst in die Niederungen hinabgestiegen sind, wo der Boden 
schwerer zu bearbeiten ist, aber gröfeere Erträge liefert. Das Erträgnis 
der Kapitalien in ihrer Gesamtheit steigt zwar absolut, weil die Menge 
der Kapitalien in einem Lande fortwährend vermehrt wird ; relativ aber 
sinkt das Gesamterträgnis der Kapitalien, d. h. es sinkt das Erträgnis 
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der einzelnen Kapitale (der ZinsfuCs), weil die Herstellung der neuen Kapitale 
um 80 leichter wird, je mehr und je vollkommenere Produktionswerkzeuge 
schon vorhanden sind. Der Arbeitslohn hingegen steigt sowohl absolut 
(seinem Gesamtbetrage nach im ganzen Lande) als relativ (seiner Höhe nach). 
Die zweite Frage nach der wtlnschenswertesten Gestaltung der 
Einkommensverhältnisse im ganzen Volke wurde von denjenigen Na- 
tionalSkonomen, die mehr oder weniger als Anhänger der sogen, ortho* 
doxen Lehre bezeichnet werden können, im allgemeinen ungefähr in 
folgender Weise beantwortet: Selbstverständlich wäre es am erfreulich- 
sten, wenn jeder Mensch ein möglichst grofses Einkommen hätte, um 
alle seine Bedtlrfnisse im reichlichsten Mafse befriedigen zu können. 
Da es aber (wenigstens unter den heutigen Verhältnissen) ein Ding der 
Unmöglichkeit sei, dafs alle Menschen reich sind, so bliebe nur die 
Frage übrig, ob es besser wäre, wenn alle Menschen ein gleichgrofses 
Einkommen hätten , oder, da es auch wieder undenkbar sei, dafs 
alle Menschen bei Heller und Pfennig ein ganz genau gleichgrolses 
Einkommen hätten, ob es besser sei, wenn die Einkommen der Einzelnen 
keine gar zu grofsen Unterschiede aufwiesen, oder ob es vorteilhafter 
sei, wenn neben kleinen und mittleren auch recht grofse Einkommen 
im Volke vorkämen. Und die Antwort auf diese zweite Frage lautet 
übereinstimmend ungefilhr: Wenn es möglich wäre, die grofsen Ein- 
kommen der Reichen zu konfiszieren und gleiohmäfsig unter alle Ein- 
zelnen im Volke zu verteilen, so würde es sich — da die grofse Mehr- 
zahl der Menschen arm ist — herausstellen, dafs zwar jeder Einzelne 
im Jahre um ein paar Groschen mehr bekäme, aber diese Steige- 
rung seines Einkommens wäre ganz unfühlbar, und der SchlufseflFekt 
dieser Mafsregel wäre, dafs nunmehr alle Angehörigen dieses Volkes 
gleich arm sein würden. Die Folge hiervon wäre ein allgemeiner kul- 
tureller Stillstand und Rückschritt, denn einmal wäre es jetzt keinem 
mehr möglich, sich ausscliliefslich den Wissenschaften und Künsten zu 
widmen, weil jeder Einzelne gezwungen wäre, körperlich zu arbeiten, 
um nur notdürftig sein Leben zu fristen, und zweitens würde der Wett- 
eifer fortfallen, der heute einen ungemein wohlthätigen Antrieb zum 
Fortschritte bildet, weil jedesmal der wirtschaftlich minder günstig 
Situierte, der da täglich beobachte, wie der günstiger Situierte sich 
diesen oder jenen Genufs gönnen dürfe, alle seine Kräfte anspanne, um 
mehr zu erwerben, damit er es dem Wohlhabenderen gleiehthun könne. 
Anderseits habe aber schon Aristoteles auf die gro&en Gefahren des 
übergrofsen Reichtumes auf der einen und der krassen Armut auf der 
anderen Seite hingewiesen. Es sei also diejenige Gestaltung der Ein- 
kommensverhältnisse die günstigste, bei welcher die mittleren Einkom- 
men überwögen, aber auch grofse Einkommen vorkämen, weil diese 
den Fortschritt repräsentierten und ermöglichten. 
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Die grofsen Einkommen, oder vielleicht noch richtiger gesagt, die 
grofsen Vermögen haben in der heutigen Volkswirtschaft unstreitig ihre 
grofee wirtschaftliche und kulturelle Bedeutung und Berechtigung, nur 
wäre ich geneigt, dieselbe nach einer teilweise anderen Richtung hin 
zu suchen. Der Fortschritt, die Kultur und das materielle Wohlbefinden 
der Menschen hängen ab von der Unterwerfung der Natur unter den 
Willen des Menschen. Sollen aber die Naturkräfte dem Menschen dienst- 
bar gemacht werden, so bedarf es hierzu vielfacher und mitunter groft- 
artiger technischer Anlagen, die nur durch das Zusammenwirken zahl- 
reicher Menschen hergestellt werden können, und zwar ist es hierbei 
unumgänglich notwendig, dafs diese zusammenwirkenden Menschen sich 
den Anordnungen des leitenden Kopfes unterwerfen, d. h. dafs sie bei 
der Arbeit seinen Befehlen gehorchen. Leider stehen heute die weitaus 
meisten Menschen noch nicht auf einer so hohen Bildungsstufe, dafs sie 
sich freiwillig den Befehlen eines Zweiten unterwerfen. Sie müssen 
zum Gehorsam (zum Zusammenwirken nach einem einheitlichen Plane) 
gezwungen werden, und dieser Zwang wird heute — nachdem die 
Sklavenpeitsche nicht mehr angewendet werden kann — durch das Ver- 
sprechen einer Bezahlung ausgeübt. Zur Bezahlung von Leuten braucht 
man selbstverständlich disponibles Geld ; disponibles Geld hat aber heute 
nur derjenige, der mehr hat, als er zum Leben braucht, d. h. also der- 
jenige, der ein „gröfseres** Einkommen hat. Hierin liegt in erster Reihe 
die Bedeutung der „grofsen*' Einkommen, und dieselbe wird Einem 
handgreiflich klar, wenn man in einem sogen, „armen*' Lande lebt, in 
einem Lande, das nicht vorwärts kommen kann, in welchem keine 
gröfseren Unternehmungen ins Leben gerufen werden können, weil 
Niemand da ist, der die hierzu erforderlichen Mittel besitzt, d. h. weil 
Niemand da ist, der mehr Geld hat, als er zur Bestreitung seines Lebens- 
unterhaltes notwendig braucht. 

Zum zweiten liegt die Bedeutung der grofsen Einkommen darin, 
dafs sie ihren Besitzer im politischen Leben unabhängig von der Gunst 
oder Ungunst seiner Mitmenschen machen, und zwar nicht nur unab- 
hängig nach „oben", sondern — was vielleicht in unseren modernen 
Gemeinwesen noch wichtiger ist — auch unabhängig nach „unten", 
d. h. unabhängig von den etwaigen Wählern. Und auch dies wird 
demjenigen handgreiflich klar, der in einem „armen" Lande lebt, in 
welchem kaum eine Handvoll Menschen zu finden ist, die man zur Not 
reich nennen kann. Unsere heutige sogen. Autonomie erzeugt einen 
sehr grofsen Bedarf an gewählten Funktionären in der Gemeinde (Ge- 
meinderat, Stadtrat, Bürgermeister), im Bezirk, im Kreis, in der Provinz 
und schliefslich im Staate oder gar im überstaatlichen Verbände, im 
„Reich". Die Ausübung dieser Funktionen kostet selbstverständlich 
Zeit und hindert den Betreffenden, sich seinem eigentlichen Berufe zu 
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widmen. Wo es daher an reichen und demgemäfs unabhängigen Leuten 
fehlt, liegt jedesmal die Gefahr vor, entweder daft die Gewählten die 
ihnen übertragene Funktion mifsbrauohen, um auf dem Wege des un- 
redlichen Erwerbes (der Bestechung) dasjenige wieder hereinzubringen, 
was sie zu Hause in der Ausübung ihres eigentlichen Berufes verlieren, 
oder dafe sie — wenn ihre Funktion bezahlt wird — durch eine 
weitgehende Konnivenz nach allen Seiten hin sich die Gunst ihrer 
Wähler zu erhalten trachten, damit sie bei der nächsten Wahl ihre 
Funktion nicht verlieren. Wie eine derartige „autonome*' Verwaltung 
dann aussieht, kann sich Jeder — bei nur einiger Phantasie — selbst 
ausmalen. 

Ich habe im Vorstehenden mit Vorbedacht immer nur von der „Ge- 
staltung" des Einkommens oder der einzelnen Einkommenszweige ge- 
sprochen, weil es sich — ganz präcis ausgedrückt — bisher thatsäch- 
lich nur um die Frage gehandelt hat, wie sich das Einkommen des 
Einzelnen oder der betreffenden Bevölkerungsklasse „gestaltet**. Man 
pflegt aber in einem derartigen Falle sehr häufig statt von einer „Ge- 
staltung", von einer „Verteilung" zu sprechen, und thatsächlich haben 
auch die Nationalökonomen der sogen, orthodoxen Richtung in all den 
vorstehenden Fällen von einer „Verteilung" des Einkommens gesprochen. 
Gegen die Anwendung dieses Ausdruckes ist selbstverständlich gar nichts 
einzuwenden, nur mufs man sich stets gegenwärtig halten, dafs der Aus- 
druck „Verteilung des Einkommens" hier nur in einem figürlichen Sinne 
gebraucht wird. Man spricht dann von einer „Verteilung des Einkom- 
mens" oder von einer „distribntion des richesses" in ähnlicher Weise, 
wie man etwa davon spricht, dafs die Natur ihre Gaben (Geist, Witz, 
Schönheit, Gesundheit u. dgl.) sehr ungleich „verteilt" oder „ausstreut". 
Von einer „Verteilung" im eigentlichen und strengen Sinne des Wortes 
aber darf man nur dort reden, wo eine einheitliche Menge eflFektiv in 
so und so viele Teile zerlegt wird. Dies konnten aber die Vertreter 
der älteren Nationalökonomie nicht thun, weil nach ihrer Auffassung 
jeder Einzelne sein Einkommen ganz allein für sich und unabhängig 
von den Übrigen produziert, weil also nach dieser Auffassung kein Gre- 
samteinkommen des ganzen Volkes vorliegt, welches erst nachträglich 
in so und so viele Einzelnportionen zu zerlegen wäre. 

In diesem eigentlichen Sinne des Wortes dürfen von einer „Ver- 
teilung des Einkommens" erst die an früherer Stelle genannten Ver- 
treter der dort erörterten „sozialen Auffassung" des Einkommens reden. 
Erst wenn man, wie Rodbertüs, vom Nationalprodukte, d. i. von der 
Überzeugung ausgeht, dafs kein Mensch auf Gottes weiter Welt von 
sich behaupten darf, dafs er für sich allein, ganz aus eigener Kraft, 
Güter produziere, sondern dafs nur durch das organische Zusammen- 
wirken aller einem Volke angehöriger Menschen eine Produktenmenge 
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hergestellt wird, die man als das Nationalprodukt dieses Volkes be- 
zeichnen mufs — , dann erst darf man die Frage aufwerfen, wie sieh 
denn jenes Nationalprodukt, an dessen Herstellung sich Alle beteiligt 
haben, unter die einzelnen Angehörigen dieses Volkes „verteilt*'. Dann 
gewinnt aber auch diese „Verteilung^ des Nationalproduktes sofort ein 
ganz anderes Aussehen, als jene sogenannte „Verteilung^ (reote „Ge- 
staltung*') des Einkommens, von der die älteren Nationalökonomen 
sprachen, wenn sie die Frage erörterten, ob etwa der Arbeitslohn will- 
ktlrlich gesteigert werden könne, oder ob es wünschenswert sei, dafs 
neben den kleinen und mittleren auch grofse Einkommen vorkommen. 
Der grofse Irrtum, den jene älteren Nationalökonomen sich zu 
Schulden kommen liefsen, bestand darin, dafs sie meinten, die Höhe 
der einzelnen Einkommenszweige (Grundrente, Kapitalzins, Arbeitslohn) 
und damit die Höhe des Einkommens, welches jeder Einzelne erwirbt, 
werde nicht durch menschliche Einrichtungen, sondern durch gewisse 
ewige und unabänderliche Naturgesetze (wie Angebot und Nachfrage 
u. dgl. m.) bestimmt. Sie gingen bekanntlich von der Annahme aus, 
dafs der Staat lediglich die Aufgabe habe, die Ordnung nach innen 
und den Frieden nach aufsen zu wahren, und dafs er im übrigen sich 
um das Erwerbsleben der Menschen nicht weiter bekümmern möge, weil 
dieses schon von selbst und in viel vollkommenerer Weise durch das 
„freie Spiel der wirtschaftlichen Kräfte" geregelt werde. Die guten 
Leutchen vergafscn aber total, dafs ihr „freies Spiel der wirtschaftlichen 
Kräfte** die Anarchie im verwegensten Sinne des Wortes bedeutete, und 
dafs sie durch diese ihre Forderung mit sich selbst in Widerspruch ge- 
rieten, weil schon der Staat, von dem sie ausgingen, jenem „freien 
Spiel der wirtschaftlichen Kräfte** sehr wesentliche, und zwar willkür- 
lich von Menschenhand geschaffene Schranken zog. . Soll nämlich jenes 
„Spiel der wirtschaftlichen Kräfte** in Wahrheit vollkommen „frei** sein, 
so mufs Mord, Todschlag, Plünderung, Raub, Diebstahl, Betrug, kurz es 
müssen alle Verbrechen gestattete Handlungen sein, und wenn dieselben 
gestattete Handlungen sein sollen, wenn der Kampf ums Dasein unter 
den Menschen ebenso schrankenlos wüten soll, wie er in der Tier- und 
Pflanzenwelt wütet, dann braucht man eben keinen Staat, der die sog. 
„Ordnung** aufrecht hält. So weit aber wollten jene älteren National- 
ökonomen denn doch nicht gehen, sie wollten den Staat und verlangten 
ausdrücklich, dafs der Staat durch seine Straf- und Civilrechts-Gesetz- 
gebung einen gewissen Rechtszustand schaffe, innerhalb dessen sich der 
Einzelne frei und sicher bewegen kann. Sie verlangten also eine ge- 
wisse Rechtsordnung, allein diese Rechtsordnung sollte nur bis zu einem 
bestimmten Punkte gehen, von da ab sollte die weitere Einkommens- 
verteilung dem „freien Spiel der wirtschaftlichen Kräfte** überlassen 
bleiben. Dabei wurde total übersehen, dafs unter solchen Umständen 
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von irgend welchen ewigen und unwandelbaren ^Naturgesetzen*' keine 
Rede mehr sein kann, denn jeder unbefangen Denkende wird sofort die 
Frage aufwerfen, warum denn die staatliche Gesetzgebung just nur bis 
zu dem Punkte gehen solle, den die Vertreter der älteren National- 
ökonomie der staatlichen Einmischung als Grenze gesetzt wissen woll- 
ten. Warum soll die staatliche Gesetzgebung nicht weiter gehen? Und 
wenn sie weiter geht, dann ist der den „ewigen und unabänderlichen 
Naturgesetzen" eingeräumte Spielraum weiter eingeengt; und wenn die 
staatliche Gesetzgebung noch weiter geht, so bleibt vielleicht den „ewigen 
und unabänderlichen Naturgesetzen" gar kein Spielraum mehr tlbrig, 
und dieselben erscheinen gänzlich über Bord geworfen. Sogenannte 
„Gesetze" aber, die man ganz über Bord werfen kann, sind keine 
„Naturgesetze", 

Jene neueren Nationalökonomen — Rodbertus und seine Anhän- 
ger — haben sich denn auch von der älteren Anschauung, als ob die 
Verteilung des Nationaleinkommens nach irgend welchen blind walten- 
den „Naturgesetzen" erfolgen würde, losgesagt und lehren gerade um- 
gekehrt, dafs für die Verteilung des Volkseinkommens unter die ver- 
schiedenen Bevölkerungsklassen (Grundbesitzer, Kapitalisten und Ar- 
beiter) und unter die Einzelnen ausschliefslich die bestehenden staat- 
lichen Institutionen und Gesetze mafsgebend seien. Thatsächlich lehrt 
auch ein näheres Eingehen auf diese Frage, dafs — je nach der Ge- 
scUschafts- und Wirtschaftsordnung des betreffenden Staates — die Ver- 
teilung des sog. Volkseinkommens nach den verschiedensten Grundsätzen 
nicht nur erfolgen kann, sondern auch thatsächlich erfolgt. 

Zunächst ist nach dieser Richtung hin ein ganzkommunistisohes 
Gemeinwesen ins Auge zu fassen und die Frage zu beantworten, nach 
welchen Prinzipien hier die Verteilung des Nationalproduktes oder 
Nationaleinkommens erfolgen würde. Unter „vollem" oder „ganzem" 
Kommunismus verstehe ich diejenige Rechtsordnung, nach welcher ein- 
mal gar kein privates, sondern lediglich gemeinschaftliches Eigentum 
existiert. In einem „ganz"-kommunistischen Gemeinwesen stehen also 
nicht nur die sämtlichen Produktionsmittel (der gesamte Grund und 
Boden, alle Bergwerke, Strafsen und Koramunikationsanstalten, alle 
Fabriken und Werkstätten mit den darin befindlichen Maschinen, Werk- 
zeugen und Gerätschaften, endlich alle Arbeits- und Hilfsstoflfe), sondern 
auch die sämtlichen Genufsgüter (Wohnhäuser, Möbel, Kleider, Lebens- 
mittel u. s. w., kurz alle dem persönlichen Gebrauche und Genüsse die- 
nenden Gebrauchs- und Verbrauchsgegenstände) im gemeinsamen Eigen- 
tum der Gesamtheit. Zum zweiten ist in einem ganzkommunistischen 
Gemeinwesen die gesamte Wirtschaft, und zwar sowohl die Wirtschaft 
bei der Güterproduktion, als die Wirtschaft im Hause (d. i. der Haus- 
halt), gemeinsam. Ganzkommunistisch ist also beispielsweise das Ge- 
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meinwesen der ütopier, der Sonnenbürger, der Sevarambier, der Ikarier 
n. dgl. m. 

Ein unter einer derartigen Wirtsohaftsverfassung lebendes Volk 
wirtschaftet wie eine einzige grofse Familie, d. h. die Regierung setzt 
zunftchst fest, was produziert werden soll, und läfst sodann die pro- 
jektierten Arbeiten durch die Bürger ausführen. Die Regierung wird 
also beispielsweise zunächst festsetzen, welche Arbeiten ausgeführt wer- 
den müssen, um die Wirtschaft im ungestörten Fortgang zu erhalten; 
sie wird also bestimmen, welche Strafsen, Werkgebäude, Maschinen, 
Werkzeuge und Gerätschaften neu hergestellt, welche ausgebessert wer- 
den sollen, oder mit anderen Worten: die Regierung wird bestimmen 
müssen, welche Arbeiten notwendig sind, um das sog. Nationalkapital 
im Stande zu erhalten und den Anforderungen der Wirtschaft gemäfe 
zu vergröfsern. Es bedarf wohl keiner weiteren Auseinandersetzung, 
dafs dieser Teil des Nationalproduktes gar nie zur „Verteilung** unter 
die einzelnen Bürger gelangen kann. Sodann wird die Regierung be- 
stimmen, welche Genufsgüter (Gebrauchs- und Verbrauchsgegenstände) 
behufs Versorgung ihrer Bürger mit den zum Leben erforderlichen Gütern 
erzeugt werden müssen. Diese Produkte werden zunächst in die ge- 
meinsamen Magazine kommen, um sodann an die Bürger nach Bedarf 
(d. i. nach einem gewissen Mafsstabe) verteilt zu werden. Die Regierung 
wird also Vorsorge dafür treflFen müssen, dafs die notwendigen Wohn- 
gebäude vorhanden seien und im Stande erhalten werden; dafs dieselben 
mit den erforderlichen Möbeln und Einrichtungsgegenständen versehen 
seien; dafe täglich in die diversen Küchen, in denen die gemeinsamen 
Mahlzeiten für die Bürger bereitet werden, die notwendigen Lebens- 
mittel geliefert werden; dafs jeder Bürger periodisch mit den erforder- 
lichen Kleidern versehen werde u. s. w. 

Eine derartige Wiiischaftsverfassung ist keineswegs ein Hirngespinst, 
eine „Utopie", sondern kommt in Wirklichkeit in unzähligen Fällen 
vor. Zunächst lehrt Charles Nordhopp in seinem im Jahre 1875 in 
New- York erschienenen Werke: „The communistic societies in the United 
States**, dafs — wenigstens zur Zeit, da dieses Werk erschien — in 
Nordamerika eine ganze Reihe von Koramunistengemeinden existierte, 
welche in der geschilderten Weise lebten und wirtschafteten. Femer 
ist die Wirtschaftsordnung eines jeden Klosters und jeder Kaserne nach 
innen derartig kommunistisch. Und schliefslich repräsentiert jede Familie 
bis zu einem gewissen Grade ein kommunistisches Gemeinwesen. 

Betrachtet man nun aber die „Einkommensverteilung** in einem 
derartigen ganzkommunistischen Gemeinwesen, so zeigt sichs, dafs von 
einem Walten irgendwelcher unabänderlicher oder eventuell auch ab- 
änderlicher „Naturgesetze** auch nicht die leiseste Spur zu finden ist. 
Die Verteilung des „Nationalproduktes** findet hier vielmehr einfach 
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nach dem simplen MensehenTerstande statt, der den näheren Modus so 
oder 80 festgesetzt hat. Mit einem Worte: die Einkommensverteilung 
ist hier nicht entfernt „naturgesetzlich**, sondern vielmehr willkürlich 
gemacht. 

Ein Gleiches gilt von einem „halh*' -kommunistischen Gemeinwesen. 
Unter ^jhalbem** Kommunismus verstehe ich diejenige Rechtsordnung, 
nach welcher lediglich die Produktionsmittel im gemeinsamen Eigentum 
stehen, während das Privateigentum am Genufsvermögen (vielleicht mit 
Ausnahme an den Wohnhäusern) fortbesteht. Desgleichen ist lediglich 
die Wirthschaft bei der Güterproduktion gemeinsam, während der 
Haushalt gesondert und privat bleibt. Es ist dies also jene Rechts- 
ordnung, die der heutigen Sozialdemokratie als Idealzustand vor- 
schwebt, jene Rechtsordnung, von der Rodbeetüs in seiner Schrift „Das 
Kapital*' (aus dem litterarischen Nachlasse von Dr. Karl Rodbebtüs- 
Jagetzow, herausgegeben von Adolf Wagner und Theofil Kozak, 
Berlin, 1884) handelt, jene Rechtsordnung, die Schäffle in seiner 
prachtvollen „Quintessenz** so anschaulich schildert, jene Rechtsordnung, 
die heute Jedem, der den BELLAMYschen „Rückblick" gelesen hat, ganz 
geläufig ist. Auch hier ist von irgend welchen „Naturgesetzen**, welche 
die Einkommensverteilung angeblich regeln sollen, nicht die leiseste 
Spur zu entdecken. Auch in einem derartigen Gemeinwesen hätte die 
Regierung die gesamte Produktion in der Hand und mtifste bestimmen, 
was und wie viel produziert werden soll. 

Der Unterschied gegenüber dem ganzkommunistischen Gemein- 
wesen liegt darin, dafs im halbkommunistischen Gemeinwesen formell 
kein Bürger gezwungen wäre, zu arbeiten, aber freilich müfete der- 
jenige, der nicht arbeiten will, aufs Essen verzichten, denn wer nicht 
arbeitet, erwirbt auch nichts. Wer also essen will, mufs arbeiten. Da 
aber der Staat der alleinige Besitzer aller Produktionsmittel ist, so mufs 
Jeder, der arbeiten will, beim Staate Arbeit suchen und diejenigen 
Leistungen verrichten, welche die Regierung fordert. Die Arbeiter 
würden von der Regierung nach Mafsgabe ihrer Leistungen bezahlt, 
und die hergestellten Produkte würden (ebenso, wie sie heute Eigen- 
tum des Arbeitgebers werden) Eigentum des Arbeitgebers, d. i. der 
Regierung, und kämen in die Magazine des Staates, wo jeder Bürger 
dasjenige und so viel kaufen könnte, was ihm beliebt, und so weit sein 
Geld reicht. Was der Einzelne im staatlichen Magazine kauft, wird — 
ebenso wie heute — • sein volles und unbeschränktes Privateigentum, 
über welches er nach Belieben verfügen darf. 

Für die Verteilung des Volkseinkommens oder Nationalproduktes 
im halbkommunistischen Geraeinwesen wären somit folgende Grundsätze 
mafsgebend. Formell würde jeder Bürger für seine Leistung bezahlt, 
und zwar gleicbgiltig, ob er etwa Brot bäckt, oder ob er beim Strafsen- 
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bau beschäftigt ist. Allein da anoh im balbkommanistischen — genau 
wie im ganzkommunistiscben — Gemeinwesen die Regiemng (die Ge- 
samtheit) sich im Besitze der sämtlichen Produktionsmittel, des gesamten 
Nationalkapitals befindet, so mtifste die Regierung in erster Reihe ihr 
Augenmerk darauf richten, dafs die Wirtschaft ihren regelrechten und 
ungestörten Gang nimmt, und dafs daher das Nationalkapital nicht nur 
in seinem Bestände erhalten, sondern auch den Anforderungen ent- 
sprechend vergrofsert werde. Die Regierung mtifste also alljährlich neue 
Strafsen, Fabrik- und Werkgebäude, Maschinen, Werkzeuge u. s. w. 
bauen und anfertigen und die vorhandenen ausbessern lassen, und es 
ist begreiflich, dafs dieser Teil des Nationalproduktes — auch wieder 
wie im ganzkommunistischen Gemeinwesen — nie und nimmer unter 
die Borger „verteilt" werden kann. Da aber, wie erwähnt, auch die- 
jenigen Bürger, die diese Arbeiten verrichten, bezahlt werden müssen, 
so mute ihr Lohn auf die übrigen Arbeiter (welche unmittelbare Genufs- 
güter herstellen) repartiert werden. Das heifst mit anderen Worten: die 
Regierung müfste ermitteln, welcher Teil der nationalen Arbeiten not- 
wendig wäre, um das Nationalkapital, wie angedeutet, zu erhalten und 
zu vergrSfsern, und wenn sie beispielsweise zu dem Resultate gelangte, 
dafs zehn Prozent (der zehnte Teil) der nationalen Arbeitskraft jährlich 
hierzu erforderlich seien, so müfste jedem Bürger ein zehnprozentiger Ab- 
zug an seinem Lohne gemacht werden, und es würde dem Bürger, der 
zehn Tage oder zehn Stunden gearbeitet hat, nur ein Lohn für neun 
Tage bezw. neun Stunden ausgezahlt. Wie man sieht, wäre hier die 
Verteilung des Nationaleinkommens oder Nationalproduktes nicht ent- 
fernt „naturgesetzlich", sondern lediglich Sache eines (allerdings ziem- 
lich komplizierten) Rechenexempels. Im einzelnen wäre dem Bürger 
eine gewisse Freiheit gewahrt; ob derselbe sich im staatlichen Magazin 
für sein Geld Wein oder Bier kaufen, oder ob er Wasser trinken will, 
wäre seine Sache. 

Beiläufig bemerkt, ist übrigens in einem halbkommunistischen Ge- 
meinwesen noch ein zweiter Modus der Verteilung des Nationaleinkom- 
mens denkbar. Bellamy geht nämlich — wie beispielsweise auch Bebel 
in seiner „Frau^ — von der Überzeugung aus, dafs im Boston des 
Jahres 2000 das Nationalprodukt eine ganz aufserordentliche Steigerung 
erfahren haben wird, und zwar einmal aus dem Grunde, weil es dort 
keine Müfsiggänger giebt, sondern alle Menschen arbeiten, dann weil 
in der Zwischenzeit unendlich vervollkommnete Maschinen erfunden 
worden sind, und demgemäfs erhält dann bekanntlich im BELLAMYSchen 
Lande jeder Bürger eine auf den gleich hohen (und überaus reichlich 
ausgemessenen) Betrag lautende Kreditkarte. Ob das Nationalprodukt 
nach 100 oder 200 Jahren wirklich so aufserordentlich gewachsen sein 
wird, ist allerdings fraglich, aber denkbar ist es, und dann ist es auch 
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ganz wohl denkbar, dafs jeder Bürger einen gleich grofsen Teil des 
Nationalproduktes, und zwar ohne Rücksicht auf die von ihm geleistete 
Arbeit, zugewiesen erhielte. — Also auch wieder keine Verteilung des 
Nationalproduktes nach irgend welchen Naturgesetzen, sondern lediglich 
nach menschlichem Gutdünken oder staatlicher Satzung. 

und abermals ein Gleiches gilt mutatis mutandis vom heutigen, 
bezw. vom wirklichen Staate; auch hier war seit jeher und ist heute 
noch die Verteilung des Volkseinkommens von den staatlichen Gesetzen 
und Einrichtungen abhängig. Und hätten die Vertreter jener älteren 
Richtung der Nationalökonomie nur ein klein wenig historischen Sinn, 
nur etwas Verständnis für historische Erscheinungen besessen, so hätten 
sie nie und nimmer das Ammenmärchen von den Naturgesetzen, 
welche die Verteilung des Volkseinkommens regeln sollen, erfunden 
und in Umlauf setzen können. Zunächst ist schon die Geschichte und 
speciell die Geschichte des Altertums nicht arm an Beispielen von 
tyrannischen Herrschern, welche ihre Volker in der grausamsten Weise 
mit Steuern bedrückten und das so unmenschlich Erprefste in der un- 
verantwortlichsten Weise verprafsten und vergeudeten. Oder meinen die 
Herren, dafs etwa im alten Egypten, zur Zeit der Erbauung der Pyra- 
miden, oder dafs in Frankreich unter Ludwig XIV. und XV. die Ver- 
teilung des Nationaleinkommens nach „ewigen und unwandelbaren Natur- 
gesetzen ** erfolgte? Wir leben heute unter geordneten Verhältnissen, 
und demgemäfs können derartige Dinge in der Gegenwart nicht mehr 
vorkommen, aber trotzdem geschieht ähnliches auch heute noch und 
wird lioffentlich noch recht lange geschehen. Der Staat fordert bekannt- 
lich Steuern von seinen Bürgern und bezahlt aus dem Erträgnisse dieser 
Steuern seine Funktionäre, die Beamten und das Militär, und ebenso 
werden bekanntlich die Funktionäre der verschiedenen Kirchen aus 
öffentlichen Mitteln honoriert. Die Bezahlung aller dieser Funktionäre 
erfolgt aber, Gott sei Dank, nicht nach dem Gesetze von Angebot 
und Naclifrage, sondern nach richtigen menschlichen Erwägungen 
(so dafs der Betreffende unabhängig und standesgemäfs leben könne 
und nicht der Versuchung ausgesetzt sei, sich bestechen zu lassen 
u. dgl. m.). 

Die Vertreter jener älteren Richtung in der Nationalökonomie tiber- 
sahen ferner gänzlich, dafs die Gesetzgebung eines jeden Staates sich 
im Laufe der Zeit ändert, und dafs ein Gleiches von den wirtschaft- 
lichen Verhältnissen und von der Entwickelung der Technik gilt. So 
mufs ja selbstverständlich die Verteilung des Volkseinkommens eine 
andere sein dort, wo die Gesetzgebung das Eigentum am Menschen, die 
Sklaverei zuläfst, und wieder eine andere dort, wo die Sklaverei, Leib- 
eigenschaft oder Hörigkeit nicht zulässig ist, wo also freie Menschen 
als Kontrahenten einander gegenüberstehen. In einem noch viel höheren 
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Mafse vielleicht mufs die Agrarvcrfassung auf die Einkommensverteilung 
zurückwirken. In einem Lande, in welchem der gesamte Grund und 
Boden ^frei" ist, wo man also jedes einzelne Grundstück beliebig ver- 
kaufen und kaufen kann, und wo auch thatsächlich die Grundstücke 
kontinuierlich verkauft und gekauft werden, gestaltet sich der Wert der 
Grundstücke thatsächlich nach dem Verhältnisse von Angebot und Nach- 
frage und demgemäfs ganz anders als in einem Lande, in welchem die 
grofse Masse des Bodens „gebunden'' ist, wo also die Landgüter nur im 
Wege des Erbganges ihren Besitzer wechseln und lediglich in seltenen 
Ausnahmsiällen zum Verkaufe gelangen. Und wieder anders gestalten 
sich die Einkommensverhältnisse in einem Lande, in welchem lehen- 
artige Verhältnisse herrschen, in welchem also die Nutzungs- oder Unter- 
eigentümer ihre Güter nicht verschulden dürfen, aber zu irgend welchen 
fixen Dienstleistungen und Giebigkeiten gegenüber ihren Obereigen- 
tümern oder Lehensherren verpflichtet sind, als in einem Lande, in welchem 
die freie Verschuldbarkeit des Bodens und die Wucherfreilieit existiert, 
wo also die „freien" Grundbesitzer in Wirklichkeit nur Schuldknechte 
ihrer wucherischen Gläubiger sind. 

In nicht geringerem Mafse — und zwar selbst bei unverändertem 
Stande der Gesetzgebung — ist die Einkommensverteilung von der je- 
weiligen wirtschaftlichen und technischen Gestaltung der Produktions- 
verhältnisse abhängig. Anders gestaltet sich beispielsweise die Ein- 
kommensverteilung in einem Lande, in welchem sich der Grund und 
Boden im Besitze freier Bauern befindet, und anders in einem Lande, 
in welchem einige wenige Latifundienbesitzer einer Schar von Pächtern 
und ländlichen Tagelöhnern gegenüberstehen. Und ebenso war die 
Einkommensverteilung eine andere im Mittelalter, wo die gesamte ge- 
werbliche Produktion in den Händen einer verhältnismäfsig grofsen Zahl 
kleiner, aber selbständiger Handwerker lag, und sie ist heute eine andere, 
wo durch die Dampfmaschine die Anlage grofser Etablissements hervor- 
gerufen wurde, wo also eine relativ geringe Zahl grofser Unternehmer 
einem ganzen Heere besitzloser und demgemäfs abliängiger Lohnarbeiter 
gegenübersteht. Und wieder anders würde sich die Einkommensver- 
teilung gestalten, wenn — wie dies mehrfacli behauptet wird — in 
Zukunft durch weitere technische Fortschritte, etwa durch die Anwendung 
der Elektricität als Triebkraft, billige Kleinmotoren möglich würden, 
durch welche eine Auflösung der heutigen grofsen industriellen Etablisse- 
ments in zahlreiche Kleinbeti-iebe herbeigeführt würde. 

Was nun schliefslich die Verteilung des Einkommens im heutigen 
Staate anbelangt, so war nach der bestehenden Rechtsordnung bis vor 
kurzem noch alles Erdenkliche „frei'' und ist auch heute noch so ziem- 
lich alles „frei". Der Grund und Boden ist in dem vorhin angedeuteten 
Sinne „frei", d. h. er kann auch heute noch beliebig veräufsert, ver- 
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teilt, verschuldet und vererbt werden. Der Betrieb der Gewerbe 
ist auch heute noch in der Hauptsache ,,frei^. Die Wucherfreiheit 
wurde erst vor wenigen Jahren ein wenig eingeschränkt. Die Frei- 
zügigkeit und die Freiheit der Eheschliefeung existiert noch heute, und 
ebenso gewährt uns das geltende Obligationenrecht eine ziemlich weit- 
gehende Freiheit in der Abschliefsung von Verträgen. Trotzdem würde 
sich aber einer gewaltigen Täuschung hingeben, wer da wähnen würde, 
dafs heute die Verteilung des Nationalproduktes in Wirklichkeit voll- 
kommen „frei*', d. h. durch keine gesetzlichen Vorschriften einge- 
schränkt sei. Wirklich „frei" in diesem Sinne wäre die Verteilung 
des Volkseinkommens, des Nationalproduktes nur dann, wenn man sich 
vorstellt, dafs die gesamten Angehörigen eines Volkes das National- 
produkt herstellen, und dafs dann, gewissermafsen wenn es hergestellt 
ist, der Staat sich weiter um gar nichts kümmert und ruhig zusieht, 
wie nun die sämtlichen Bürger über das Nationalprodukt herfallen und 
sich darum raufen. Es wäre dies, wie schon angedeutet, derselbe un- 
eingeschränkte Kampf ums Dasein, wie er in der Tier- und Pflanzen- 
welt herrscht, wo auch jedesmal das stärkere Individuum mit aller Kraft 
dahin strebt, sich diejenige Nahrung anzueignen, die es zum Leben 
braucht, ohne Rücksicht darauf, ob es einem zweiten Individuum die 
Existenzbedingungen entzieht, und ob dieses zweite Individuum infolge 
dessen zu Grunde geht oder nicht. Ein derartiger Vorgang ist — - wie 
die Naturforscher uns lehren — „naturgesetzlich*', und seine not- 
wendigen und „naturgesetzlichen" Konsequenzen sind die „natürliche 
Auslese und Zuchtwahl", deren Einzelheiten die modernen Naturwissen- 
schaften zu verfolgen und zu ergründen bestrebt sind. 

Trotzdem hat aber bis heute noch kein einziger Kulturstaat es ge- 
wagt, bis zur Höhe einer derartig „naturgesetzlichen" Verteilung des 
Volkseinkommens sich aufzuschwingen. Jeder civilisiertc Staat hat seine 
Civilrechts-, Verwaltungs- und Strafgesetzgebung, welche bestimmt, was 
im Eigentum stehen darf, wie weit die Befugnisse des Eigentümers 
reichen, wie weit man sich durch Verträge verpflichten und binden darf, 
und welche die Verletzung einer zweiten Person und die Aneignung 
fremden Besitzes mit schweren Strafen ahndet. Und beispielsweise haben 
gerade die letzten Jahre in der Fabrik- und Arbeitei Schutzgesetzgebung 
eine ziemlich weitgehende Beschränkung der Vertragsfreiheit für den 
Arbeitgeber und den Arbeiter gebracht, weil dem Unternehmer eine 
Reihe von Pflichten gegenüber seinen Arbeitern auferlegt wurde, denen 
er sich nicht mit dem Hinweise auf den mit seinem Arbeiter geschlossenen 
Vertrag (in welchem der Arbeiter vielleicht auf die ihm vom Gesetze 
zugestandenen Begünstigungen und Wohlthaten „freiwillig" verzichtet) 
entschlagen kann. Trotzdem bleibt aber auch nach unserer heutigen 
Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung ein gutes Stück der Einkommens- 
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Verteilung der privaten Abmachung unter den Beteiligten, d. i. jenem 
,,freien Spiel der wirtschaftlichen Kräfte*' tiberlassen. 

Die wesentlichen Punkte nun, in welchen sich nach dieser Rich- 
tung hin unser heutiger Staat von einem „ganz**- oder „halb^'-kommuni- 
stischen Gemeinwesen unterscheidet, sind (wie speciell auch Rodbeetüs 
in seiner vorhin erwähnten Schrift „Das Kapital^ ausfährt) die folgenden: 

1. In einem ganz- oder halbkommunistischen Gemeinwesen befindet 
sich die Gesammtheit (der Staat, die Regierung) im Besitze der sämt- 
lichen Produktionsmittel; im heutigen Staate hingegen existiert be- 
kanntlich das private Eigentum, und zwar nicht nur am Genufever- 
mögen, sondern insbesondere auch an den Produktionsmitteln. Die 
beiden wesentlichsten juristischen Konsequenzen dieser Institution des 
Privateigentums sind: 

a. dafs der Eigentümer einer Sache das Recht oder die Befugnis 
hat (allerdings abgesehen von den ihm durch das sog. öflFent- 
liche Recht gezogenen Schranken), die betreflfende Sache nach 
Belieben zu gebrauchen oder zu verbrauchen und jeden Zweiten 
von der Benutzung derselben auszuschliefsen, und 

b. dafe der Eigentümer der Hauptsache von selbst schon Eigen- 
tümer der Früchte derselben, und zwar, um den Ausdruck des 
römischen Rechtes zu gebrauchen, sowohl der „fructus naturales** 
(der eigentlichen Früchte, wie etwa des auf dem Boden wachsen- 
den Getreides u. dgl., der Milch oder des Kalbes der Kuh) als der 
„fructus civiles" (des sog. Geld-„ Ertrages** einer Sache, wie etwa 
der Zinsen eines Staatspapieres u. dgl.) wird. 

2. In einem ganz- oder halbkommunistischen Gemeinwesen mtifste 
die Gesamtheit (der Staat, die Regierung) bestimmen, was produziert 
werden soll, d. h. der Staat müfste erstens durch seine Funktionäre er- 
heben lassen, wie grofs der Bedarf an jedem einzelnen Artikel ist; 
zweitens müfste der Staat nach den Angaben und unter der Oberleitung 
anderer Funktionäre (der Techniker) die betreflfenden Arbeiten von den 
Bürgern vornehmen lassen ; endlich müfste der Staat durch wieder andere 
(und zwar kaufmännisch gebildete) Funktionäre die fertigen Artikel 
tibernehmen und in die Magazine bringen lassen, um sie daselbst zu 
verwahren und schliefslich den Einzelnen in irgend einer Weise zuzu- 
weisen. Der heutige Staat bektimmert sich bekanntlich im allgemeinen 
(von einzelnen Ausnahmen abgesehen) um alle diese Dinge nicht, son- 
dern überläfet es jedem, für sich selbst zu sorgen, indem er von der 
Annahme ausgeht, dafs es dem Einzelnen schon gelingen wird, sich 
diejenigen Produktionsmittel zu beschaffen, deren er bedarf, um sich 
die zum Leben notwendigen Gtiter selbst herzustellen. Nun ist aber 
die Herstellung derjenigen Gtiter, die man zum Leben bedarf, eine 
Sache, die nicht unter allen Umständen so einfach und glattweg zu 
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bewerkstelligen wäre. Da nämlich die Natur nur in wenigen Aus- 
nahmefilllen die Güter in solcher Gestalt hervorbringt, dafs der Mensch 
sie sofort in Gebrauch nehmen könnte und die weitaus gröfste Mehr- 
zahl der von der Natur gelieferten Rohstoffe noch einer weiteren Ver- 
oder Bearbeitung bedarf, so kann man sagen, dals zur Herstellung fast 
aller Güter zweierlei notwendig ist, nämlich einmal ein gewisses, gröfseres 
oder kleineres Quantum von Produktionsmitteln (Werkzeuge und Ar- 
beitsstoflfe) und sodann eine gewisse menschliche Arbeit. Wenn nun 
aber in einer menschlichen Gesellschaft das Institut des Privateigentums 
an den Produktionsmitteln besteht und zwar seit längerer Zeit besteht, 
so kann es im Laufe der Zeit nicht ausbleiben, dafs diese Produktions- 
mittel sich in sehr ungleicher Weise verteilen, d. h. dals es Personen 
giebt, welche ein sehr grofses Quantum von Produktionsmitteln be- 
sitzen, und Personen, die nur wenig an Produktionsmitteln besitzen, 
und wieder andere Personen, die gar keine Produktionsmittel besitzen. 
Hierzu kommt von der anderen Seite die natürliche Beschaffenheit des 
Menschen, dafs nämlich seine Kraft, d. i. seine Arbeitskraft, be- 
schränkt ist, und dafs er demgemäfs mit seiner eigenen Kraft nur ein 
beschränktes Quantum von Produktionsmitteln zur Herstellung von Gütern 
verwenden kann. 

Auf diese Weise gelangt man in einer Gesellschaft, die das private 
Eigentum an den Produktionsmitteln zuläfst, im Laufe der Zeit mit 
Notwendigkeit dazu, dafs auf der einen Seite Personen vorhanden sind, 
die ein viel gröfseres Quantum von Produktionsmitteln besitzen, als sie 
auszunutzen im stände sind, während ihnen anderseits eine grolse Zahl 
von Personen gegenübersteht, die nichts produzieren können, weil sie 
zwar ihre Arbeitskraft, aber keine materiellen Produktionsmittel be- 
sitzen. Über diese Schwierigkeit kann man nur in der Weise hinweg- 
kommen, dafs entweder derjenige, der keine oder nicht genug Pro- 
duktionsmittel besitzt, sich dieselben von einem Besitzer im Wege der 
Leihe, Pacht oder Miete beschafft, oder umgekehrt, dals der Besitzer 
von Produktionsmitteln die zur Ausnutzung derselben erforderlichen 
Arbeitskräfte dingt und durch dieselben nun Güter produzieren läfet 
Und hierin liegt 

3. das charakteristische Merkmal unserer heutigen Wirtschafts- 
ordnung: 

a. sie gestattet die Miete, und zwar sowohl der Produktionsmittel 
als der Arbeitskräfte, 

b. sie bestimmt, dafs die Produkte in das Eigentum desjenigen 
treten, dem die Verfügung über die Produktionsmittel zusteht, und 

c. sie räumt den beiden vertragschliefsenden Teilen (von einigen 
Beschränkungen abgesehen) eine ziemlich weitgehende Freiheit 
in der Festsetzung der Vertragsmodalitäten ein. 
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Hieraus ergeben sieh weitgehende wirtschaftliche Konsequenzeiu 
Demjenigen, der Güter für seinen Bedarf erzeugen möchte (ob er sie 
selbst verbrauchen oder an andere verkaufen will, ist gleichgiltig), der 
aber keine oder nicht genug Produktionsmittel besitzt, wird (von seinem 
privatwirtsohaftlichen Standpunkte betrachtet) unstreitig ein Vorteil zu- 
gewendet, wenn ihm die benötigten Produktionsmittel leihweise tiber- 
lassen werden. Es ist daher nur recht und billig, wenn er hierftir 
irgend ein Entgelt leistet. Hier sind nun verschiedene Modalitäten 
möglich: Der Besitzlose kann zu dem Besitzenden hingehen, von ihm 
die gewünschten Produktionsmittel (Werkzeuge und StoflFe) gegen Be- 
zahlung mieten, dieselben sodann zu sich nach Hause bringen und hier 
die Güter produzieren, die er später für eigene Rechnung verkauft. 
Der Besitzlose kann zweitens zu dem Besitzenden hingehen, die Pro- 
duktionsmittel gegen Bezahlung mieten und gleich dort im Hause des 
Besitzenden die gewünschten Güter herstellen, die er dann für eigene 
Rechnung verkauft. Das Übereinkommen kann aber auch derart ge- 
troffen werden, dafs der Besitzende dem Besitzlosen die erforderlichen 
Werkzeuge und Stoffe nominell unentgeltlich überläfst, dafs jedoch die 
angefertigten Güter nicht in das Eigentum des Besitzlosen, sondern in 
das des Besitzenden treten, welcher sie verkauft und dem Besitzlosen 
den Erlös, aber nach Abzug der Leihgebühr für die Produktionsmittel, 
oder aber einen im voraus verabredeten fixen Betrag ausfolgt. Der ver- 
abrede fixe Betrag (der „Arbeitslohn**) wird selbstverständlich derart 
bemessen werden, dafs dem Besitzenden (dem „Kapitalisten*' oder „Unter- 
nehmer**), der die angefertigten Güter verkauft, das Entgelt für die Über- 
lassung der Produktionsmittel an den Besitzlosen (an den „Arbeiter**) 
verbleibt. 

Der in Bede stehende Vertrag kann begreiflicherweise unter den 
verschiedensten Modalitäten verabredet und geschlossen werden; — eines 
aber steht unter allen Umständen fest, dafs nämlich dasjenige, was 
dem Besitzenden (dem Grundbesitzer, dem Kapitalisten oder dem Unter- 
nehmer) unter dem Titel „Entgelt flir die Überlassung der Produktions- 
mittel an den Besitzlosen** zufliefst, formell von dem Arbeitenden her- 
rührt, der es entweder (wenn er Eigentümer der Produkte wird) her- 
geben mufs, oder dem es (wenn er gegen Lohn arbeitet) von seinem 
(formellen) Arbeitserträgnisse abgezogen wird. Ob dies recht oder un- 
recht, billig oder unbillig ist, davon soll später die Rede sein; hier 
genügt es, konstatiert zu haben, dafs dasjenige, was dem Besitzenden 
als Entgelt für die Überlassung der Produktionsmittel an einen Anderen 
zuflielBt, scheinbar oder formell aus dem Arbeitserträgnisse des Arbei- 
tenden herrühi-t. 

Auf diese Weise erfolgt heute die Herstellung und Verteilung des 
Nationalproduktes, und zwar sind hier drei typische Modalitäten möglicli: 
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1. Der Besitzer voa Produktionsmitteln arbeitet selbst und produ- 
ziert Güter. Nach unserem geltenden Rechte wird er in diesem Falle 
ausschlielslicber Eigentümer seiner Produkte. Er stellt also ein Stüok 
des Nationalproduktes her, wird auch gleichzeitig Eigentümer desselben 
und darf das Ganze für sich behalten. 

2. Der Besitzlose erwirbt im Wege der Leihe (Pacht oder Miete) 
vom Besitzenden die gewünschten Produktionsmittel und beginnt nun 
Güter zu produzieren. Nach dem geltenden Rechte wird er Eigentümer 
der hergestellten Güter (des von ihm hergestellten Teiles des National- 
produktes), effektiv aber mufs er den durch Verabredung festgesetzten 
Teil seiner Produkte (der allerdings zumeist ein fixer Geldbetrag sein 
wird) an den Besitzer der Produktionsmittel ausfolgen. 

3. Irgend jemand — und zwar gleichgiltig, ob er Produktionsmittel 
besitzt oder nicht — erwirbt im Wege der Leihe (Pacht oder Miete) 
die gewünschten Produktionsmittel, engagiert sodann die erforderlichen 
Arbeitskräfte und läfst von denselben nach seiner Anordnung und unter 
seiner Leitung Güter produzieren. Er (der „Unternehmer*') wird Eigen- 
tümer der betreffenden Produkte, mufs aber selbstverständlich den durch 
Verabredung festgesetzten Teil an den oder die Besitzer der Produktions- 
mittel und an die Arbeiter hinauszahlen. 

Auf diese Weise erhält jede der an der Produktion materieller 
Güter direkt beteiligten Personen — der Grundbesitzer, der sogen. Ka- 
pitalist, der Arbeiter und der Unternehmer — ihren Anteil am National- 
produkt, oder wenn man will: nach unserer heutigen Wirtschaftsordnung 
gelangt das gesamte Nationalprodukt in die Hände der Unternehmer, 
welche Eigentümer der unter ihrer Leitung produzierten Güter werden 
und sodann die Besitzer der Produktionsmittel (d. i. die Grundbesitzer 
und die Kapitalisten) sowie die Arbeiter entschädigen. Ist der Unter- 
nehmer gleichzeitig Grundbesitzer, Kapitalist und Arbeiter, wie bei- 
spielsweise der seine Grundstücke selbst bewirtschaftende kleine Bauer, 
so bleiben selbstverständlich die für den Grundbesitzer, Kapitalisten 
und Arbeiter bestimmten Entschädigungsbeträge in seiner Tasche. Die 
genannten Personen, die Unternehmer, die Grundbesitzer, die Kapita- 
listen und die Arbeiter bilden aber noch nicht das ganze Volk ; neben 
ihnen leben noch andere Menschen, wie die sämtlichen staatlichen Funk- 
tionäre (Beamten und Militärs), ferner die Angehörigen der sogen, libe- 
ralen Berufe, wie die Ärzte, die Privatlehrer, die Künstler und Schrift- 
steller, die Dienstboten u. s. w., kurz durchgehends Personen, die weder 
im Dienste des Staates stehen, noch sich direkt an der Produktion ma- 
terieller Güter beteiligen. Alle diese Personen wollen selbstverständlich 
auch essen, sie müssen also ihren Teil vom Nationalprodukte erhalten, 
und ein Gleiches fordert sohliefslich auch der Staat fllr seine unmittel- 
baren Zwecke. 
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Was nun zunftohst den St^at anbelangt, so erlangt derselbe nach 
der heutigen Wirtschafte- und Gesellschaftsordnung seinen Anteil am 
Nationalprodukte auf dem Wege der Besteuerung, und er verwendet den 
Ertrag der Steuern einerseits zur Anschaffung der Güter, die er un- 
mittelbar für seine Zwecke braucht (Strafsenbau, Waffen u. s, w.) und 
anderseits zur Bezahlung seiner Funktionäre. Diese also erhalten ihren 
Anteil am Nationalprodukte auf dem Umwege durch die Steuer- oder 
Staatskasse. Die übrigen vorhin genannten Personen (Arzte, Privat- 
lehrer, Künstler, Dienstboten u. s. w.) erhalten ihren Anteil am National- 
produkte in der Weise, dafe sie ihre Dienste und Leistungen an die 
unmittelbar an der Herstellung materieller Güter beteiligten Personen 
(Unternehmer, Grundbesitzer, Kapitalisten und Arbeiter) oder an die 
staatlichen Funktionäre verkaufen. 

Es entsteht sodann die Frage, nach welchen Grundsätzen die Ver- 
teilung des Nationalproduktes unter die unmittelbar an der Produktion 
der materiellen Güter beteiligten Personen, d. i. unter die Unternehmer, 
Grundbesitzer, Kapitalisten und Arbeiter erfolgt. Nach unserer gelten- 
den Rechtsordnung gehören — wie bereits erwähnt wurde — die Pro- 
dukte demjenigen, der über die Produktionsmittel und über die Arbeits- 
kräfte verfllgt, und dies ist unter den heutigen Verhältnissen zumeist 
der Unternehmer. Das Nationalprodukt gelangt also heute zunächst 
in das Eigentum der Unternehmer, und diesen bleibt es überlassen, sich 
im Wege der Vereinbarung mit den betreffenden Personen (Grund- 
besitzern, Kapitalisten und Arbeitern) die Verfügungsgewalt über die 
erforderlichen Produktionsmittel und Arbeitskräfte zu verschaffen. Diese 
freie Vereinbarung besteht also in der entgeltlichen Leihe, Pacht oder 
Miete oder, allgemein ausgedrückt, in einem Kaufe, und demgemäfs 
entscheidet über die Höhe des Kaufpreises im allgemeinen das Ver- 
hältnis von Angebot und Nachfrage, beziehungsweise entscheiden die- 
jenigen Umstände, die auf die Nachfrage und das Angebot bestimmend 
einwirken. 

Unter solchen Umständen befinden sich diejenigen in der verhält- 
nismäfsig günstigsten Lage, welche über die unentbehrlichsten der zur 
Produktion erforderlichen Dinge („Faktoren") verfügen, und dies sind 
unstreitig die Grundbesitzer. Der Gnindbesitzer kann im äufsersten 
Falle einen Teil seiner Grundstücke mit seinen eigenen Händen be- 
stellen und ist dann wenigstens vor dem Hungertode geschützt. Ob er 
die Nutzungen seiner Grundstücke wird verkaufen, d. h. ob er seine 
Grundstücke wird verpachten können, das hängt allerdings von den 
Umständen ab. In einem noch nicht ganz besiedelten Lande, in wel- 
chem herrenloser Boden noch in genügender Menge vorhanden ist, wird 
dies nicht immer so unbedingt möglich sein, aber in einem Lande, in 
welchem der gesamte Grund und Boden im Privateigentume steht und 

Elbinwäohtbb, Das Einkommen. 6 
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die Bevölkerung wftehgt, befindet sich der Grundbesitzer in der günstig- 
sten Lage. 

In einer minder günstigen Lage befindet sieb der Besitzer sonstiger 
Produktionsmittel, der sog. Kapitalist, weil er unmittelbar und aus eigener 
Kraft keine Lebensmittel, sondern nur Industrieerzeugnisse produzieren 
und demgemäfs eventuell verhungern kann. Diese letztere Eventualität 
wird freilieh nicht so leicht eintreten, weil die Industrieerzeugnisse 
(gegenüber den Lebensmitteln, welche die Lebensnotdurft darstellen) 
die Annehmlichkeiten des Lebens repräsentieren und der Grundbesitzer, 
der mehr Lebensmittel produziert, als er selbst verzehren kann, stets 
geneigt sein wird, diesen Überschufs herzugeben, um sein Leben an- 
genehmer zu gestalten. Aber trotzdem ist jene Gefahr doch immer vor- 
handen, denn der Grundbesitzer wird immer nur den Übersehufis seiner 
Bodenprodukte, den er nicht verzehren kann, herzugeben bereit sein, 
um Industrieerzeugnisse zu erwerben ; er wird aber nicht geneigt sein, 
zu hungern, um seine Wohnung mit einem Konzertflügel oder mit Go- 
belins zu schmücken. Und thatsächlich nähern sich die sog. Industrie- 
länder jener Gefahr in merklichem Grade. Die steigende Schwierig- 
keit, für die Industriebevölkerung Lebensmittel zu beschafl^en, und die 
geradezu krampfhafte Suche der heutigen Industriestaaten nach Export- 
gelegenheiten bedeutet ja nichts anderes, als dafs der natürliche Ab- 
satzmarkt der Industrieerzeugnisse gesperrt ist, d. h. dafs die heimischen 
Grundbesitzer relativ derart mit Industrieprodukten (wenn der Ausdruck 
gestattet ist) überftittert sind, dafs sie keine überschüssigen Bodenpro- 
dukte mehr haben, für die sie weitere Gewerbeprodukte ankaufen könn- 
ten. Und wenn einmal der Punkt erreicht ist, an dem die sämtlichen 
Grundbesitzer der Welt rundweg erklären, dafs ihre Kaufkraft erschöpft 
ist und sie keine weiteren Industrieerzeugnisse mehr zu erwerben im 
Stande sind, dann wird die ganze Industrieherrliclikeit der Gegenwart 
notwendig zusammenbrechen müssen. Das Entgelt, welches der Ka- 
pitalist für die leihweise Überlassung seines Vermögens erhält, heifst 
Zins, und die Höhe dieses Zinses hängt in der heutigen Volkswirtschaft 
vorwiegend ab von Angebot und Nachfrage. 

In der verhältnismälsig ungünstigsten Lage befindet sich der Be- 
sitzlose, der über nichts anderes verfllgt, als über seine Arbeitskraft, 
weil er mit seinen blofsen Händen selbstredend weder Lebensmittel, 
noch Industrieerzeugnisse hervorbringen kann und somit lediglich da- 
rauf angewiesen ist, seine Leistungen zu verkaufen. Der Preis, den 
er hierfür erzielen kann, hängt von der heutigen Volkswirtschaft im 
allgemeinen, vorwiegend auch wieder von Angebot und Nachfrage ab. 
Und das Angebot von Arbeitsleistungen (der betrefi'enden Art) ist im 
allgemeinen um so gröfser, je gröfser die Zahl der Besitzlosen ist, welche 
Arbeit suchen, und je geringere Vorkenntnisse die fragliche Arbeit er- 
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fordert. Dies hindert begreif lloherweise nicht, dafs unter Umständen 
(z. B. in einem dünnbevölkerten Lande) der Lohn auch für die sog. 
gemeine Handarbeit verhältnismäfsig hoch sein kann, oder dafs auch 
in einem dichtbevölkerten Lande der Preis für besonders qualifizierte 
Arbeitsleistungen (z. B. flir die der Arzte, Advokaten, Künstler u. s. w.) 
ganz außerordentlich hoch stehen kann. 

Der eigentliche Unternehmer nimmt gegenüber den vorgenannten 
Personen eine besondere Stellung ein. Er wird — wie erwähnt — 
Eigentümer der Produkte, die er von seinen Arbeitern herstellen lä&ty 
und verkauft diese Produkte um den laufenden Preis. Anderseits be- 
zahlt er an den Grundbesitzer den vereinbarten Pachtschilling (die 
sog, „Grundrente*') für das gepachtete Grundstück, an den sog. Ka- 
pitalisten den festgesetzten Zins für die Überlassung der sonstigen Pro- 
duktionsmittel und an den Arbeiter den verabredeten Arbeitslohn. Was 
ihm nach Bezahlung dieser Ausgaben verbleibt, bildet seinen sog. Unter- 
nehmergewinn, der selbstverständlich um so gröfser ist, je teurer er 
seine Erzeugnisse verkauft, und je weniger er dem Grundbesitzer, dem 
Kapitalisten und dem Arbeiter zu zahlen braucht. Grundrente, Kapital- 
zins und Arbeitslohn werden demgemäfs als „bedungenes*' (ausbedun- 
genes) Einkommen, der Untemehmergewinn als „bedingtes'' Einkommen 
bezeichnet. 

In einem anderen Sinne wurde die Frage nach der gerechtesten 
oder wünschenswertesten Verteilung des Volkseinkommens von den ver- 
schiedenen sozialistischen und kommunischen Schriftstellern aus der Zeit 
der grofaen französischen Revolution beantwortet. Damals standen sich 
(vgl. Anton Menger: „Das Recht auf den vollen Arbeitsertrag in ge- 
schichtlicher Darstellung", Stuttgart 1886, insbes. S. 8 ff. und S. 67) 
zwei Meinungen gegenüber, welche diese Frage in nachstehender Weise 
beantworteten : 

a. A chacun suivant ses besoins, de chacun suivant ses forces 
(Cabet) — oder De chacun selon ses facultas, ä chacun selon ses besoins 
(Loüis Blanc). 

b. De chacun selon sa capaciti, k chaque capaciti selon ses oeuvres 
(nach dem Hauptorgan der Saint-Simonisten, dem „Globe" vom 9. Fe- 
bruar 1831). 

Das heifst: Beide Richtungen gehen von der Anschauung aus, dafs 
jeder Bürger die Verpflichtung hat, nach seinen Kräften (physischen 
Kräften oder Talenten und Fähigkeiten) zu arbeiten ; der Lohn für seine 
Leistungen soll 

nach den Anschauungen der einen Schule angepa&t sein seinen 
Bedür&issen, 

nach den Anschauungen der zweiten Schule angepafst sein seinen 
Leistungen oder seinen Verdiensten um das Gemeinwesen, 
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Nach meinem Dafürhalten beweisen diese beiden Antworten weiter 
nichts, als dafs diejenigen, die sie gaben, noch kein klares Verständnis 
von dem Wesen des Kommunismus und Sozialismus (oder wie ich es 
nenne: vom Wesen des „ganzen*' oder „vollen'' und des „halben** 
Kommunismus) hatten. Übrigens kann man diesen Mangel an Ver- 
ständnis den Schriftstellern jener Epoche nicht zum Vorwurf machen, 
denn die sozialistischen Weltverbesserungspläne, die zur Zeit der fran- 
zösischen Revolution zum ersten Male auftauchten, zeichneten sich — 
wie dies ja im Anfange gar nicht anders möglich war — durch die 
weitestgehende Verschiedenartigkeit und die kolossalste Verworrenheit 
aus, und erst Rodbebtüs war derjenige, der die sozialistischen (halb- 
kommunistischen) Ideen in ein System gebracht hat. Schäfflb hat 
dieselben in seiner meisterlichen kleinen Schrift „Die Quintessenz des 
Sozialismus" zum ersten Male klar und fibersichtlich zusammengestellt, 
und durch den BELLAMY'schen „Rückblick" wurden sie sodann dem 
grolsen Publikum bekannt. In einem halbkommunistischen, d. i. in 
einem solchen Gemeinwesen, wie es Rodbebtüs schildert, und wie es 
der heutigen sozialdemokratischen Arbeiterpartei als Idealstaat vor- 
schwebt, in welchem die sämtlichen Produktionsmittel der Gesamtheit 
gehören, ist nämlich von einer Verteilung des Volkseinkommens nach 
den Bedürfnissen der Einzelnen keine Rede, Wer nicht arbeitet, be- 
kommt nichts zu essen, und wer arbeiten will, mufs im Disnste des 
Staates arbeiten und erhält von diesem nach Mafsgabe seiner Arbeits- 
leistung seinen Lohn; und dafs der Lohn der Arbeitsleistung angepasst 
sein soll, d. h. dafs der fleifsige und geschickte Arbeiter mehr Lohn 
erhalten soll als der träge und ungeschickte, dafs ferner die gelernte 
und qualifizierte sowie die geistige Arbeit höher gelohnt sein soll, ak 
die ungelernte geraeine Handarbeit, wird von allen Vertretern dieser 
Richtung zugegeben. 

Gerade umgekehrt liegen die Dinge in einem ganzkommunistisohen 
Gemeinwesen — also beispielsweise in Utopien — , in welchem das 
ganze Volk wie eine einzige grofse Familie wirtschaftet und jeder Ein- 
zelne direkt von der Gesamtheit gefüttert und verpflegt wird. Hier ist 
das Bedürfnis des Einzelnen ftlr die Verteilung des Volkseinkommens 
maßgebend. Das heifst, zunächst wird wohl der Grundsatz gelten, dafs 
jeder Bürger berechtigt ist, den gleichen Anspruch auf Ernährung und 
Verpflegung seitens der Gesamtheit zu erheben, allein es liegt auf der 
platten Hand, dafs diese Gleichheit keine mechanische sein kann, son- 
dern dafs hier das Bedürfnis bis zu einem gewissen Grade mafsgebend 
sein mufs. Man wird also beispielsweise einem Manne keine Frauen- 
kleider, der Frau keine Männerkleider zuteilen können; das grofse 
Individuum wird ein gröfseres Kleid und ein gröfiseres Bett brauchen 
als das kleine Individuum ; der Kurzsichtige wird eine Brille, der Lahme. 
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eine Krücke beanspruchen dürfen. Ebenso wird es auch nicht wohl 
angehen, jedem einzelnen Individuum, ohne Rücksicht auf seinen Ge- 
schmack und seine Neigungen, etwa das gleiche Quantum an Wein, 
Bier, Tabak u. dgl. aufzunötigen. In ähnlicher Weise wird man einen 
Mann, der zu seiner Arbeit eine sogen, feine Hand braucht, wie etwa 
einen Operateur, einen Weber, einen Uhrmacher u. dgl. im Kommunisten- 
staat von jeder schweren Handarbeit dispensieren müssen. Umgekehrt 
ist es schwer denkbar, wie es in einem ganzkommunistischen Gemein- 
wesen möglich sein soll, Jemanden nach seinen Verdiensten um das Ge- 
meinwesen oder um die Menschheit zu lohnen. Ihn ausschliefslich mit 
Austern und Champagner zu füttern, geht denn doch, und zwar mit 
Rücksicht auf seine Pereon, nicht wohl an; Kleiderluxus kann er im 
ganzkommunistischen Gemeinwesen nicht wohl entfalten, weil derselbe 
dort keinen Reiz hätte; Landgüter kann man ihm nicht schenken, weil 
er mit ihnen nichts anfangen kann; der Reiz, der heute im gröfseren 
Einkommen liegt, weil es seinen Besitzer in den Stand setzt, eine edlere 
Geselligkeit zu pflegen, fällt im ganzkommunistischen Gemeinwesen 
gleichfalls fort, weil dort die Geselligkeit die Grundlage der gesamten 
Einrichtungen bildet. Das Einzige also, was man in einem derartigen 
Staate einem hochverdienten Manne bieten könnte, wäre — von Ehren- 
bezeugungen abgesehen — die Dispens vom Zwange zu irgend einer 
bestimmten Arbeit, d. h. also, dafs man dem Manne gestatten könnte, 
ausschliefslich seinen Neigungen zu leben. 

Mit einem Worte, es zeigt sich bei näherer Betrachtung, dafs die- 
jenigen, die seiner Zeit die Forderung „Jedem nach seinen Bedürf- 
nissen*', oder „Jedem nach seinen Leistungen*' gestellt und ausgesprochen 
haben, den kommunistischen Gedanken nicht bis zu Ende durchgedacht 
haben, weil jede dieser beiden Forderungen sich als die notwendige 
Konsequenz eines besonderen kommunistischen Systems (des „ganzen" 
bezw. des „halben" Kommunismus) von selbst ergiebt. Die Forderung 
„Jedem nach seinen Bedürfnissen" oder „Jedem nach seinen Leistungen" 
hat ihre Berechtigung, weil jede derselben — wie gesagt — ein be- 
sonderes kommunistisches System repräsentiert, aber jede dieser beiden 
Forderungen hat ihre Berechtigung nur im Munde von Leuten, denen 
diese beiden kommunistischen Systeme klar und geläufig sind. Wenn 
jedoch diese Forderungen von Leuten ausgesprochen wurden, die — wie 
dies zur Zeit der französischen Revolution ziemlich allgemein der Fall 
war — von dem halbkommunistischen Gemeinwesen (von dem Ideal- 
staate der heutigen sozialdemokratischen Arbeiterpartei) auch noch nicht 
die leiseste Ahnung oder Vorstellung hatten, so waren sie eben nicht 
viel mehr als halb gedankenlos hingeworfene Worte. Die Aufstellung 
dieser beiden Forderungen wird aber sofort klar, wenn man sich ver- 
gegenwärtigt, dafs die Leute zur Zeit der französischen Revolution sich 
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einbildeten, grofse Kommunisten oder Sozialisten zu sein, dafs ihnen 
aber die Vorstellung vom Privateigentum und von der Privatwirtschaft 
noch in allen Gliedern steckte, und dafs sie sich von dieser Anschauungs- 
weise trotz allem kommunistischen und sozialistischen Geflunker nicht 
loszureifsen vermochten. Ja, wenn man ganz und voll auf dem Boden 
der heutigen Wirtschaftsordnung steht und auf der einen Seite einen 
Mann sieht, der mit dem Aufgebote seiner ganzen Kraft arbeitet und 
trotzdem darbt, während auf der anderen Seite ein reicher MOfsiggänger 
im Überflusse schwelgt, oder wenn man auf der einen Seite einen mit 
vielen Kindern gesegneten Familienvater, der schwer mit Nahrungs- 
sorgen kämpft, ins Auge fafst, während auf der anderen Seite ein Hage- 
stolz bei gleichem Einkommen eine behagliche und sorgenfreie Existenz 
fhhrt, dann liegt es allerdings nahe zu sagen: „die heutige Gesell- 
schaftsordnung ist doch ungerecht, eigentlich sollte jeder nach seinen 
Leistungen gelohnt werden*', oder: „eigentlich sollte jeder so viel zum 
Leben haben, als er braucht." Aber wer so spricht, hat darum noch 
lange kein richtiges Verständnis vom Wesen jener vorhin erwähnten 
beiden kommunistischen Systeme. 

Bellamy hat übrigens beide Fragen — ob das Volkseinkommen 
„nach dem Bedürfnisse'' oder „nach den Leistungen" verteilt werden 
soll — in sehr einfacher Weise aus der Welt geschafft. Er versichert 
nämlich, dafs in seinem Zukunfsstaate die Nationalproduktion so kolossal 
gestiegen sein wird, dafs man sich dort den Luxus wird erlauben dürfen, 
jedem eine auf den gleichen Betrag lautende Kreditkarte auszufolgen, 
welche ihren Besitzer in den Stand setzt, alle seine Bedürfnisse — selbst 
die weitestgehenden — nach Herzenslust zu befriedigen. 

4. Kapitel. Einkommensquellen und Einkommenszweige. 

Die Frage nach den Einkommensquellen ist die Frage: „Woher 
fliefst das Einkommen?" Die Antwort auf diese Frage wird verschieden 
lauten je nach dem Standpunkte, den man einnimmt. 

Stellt man sich nämlich auf den höheren Standpunkt der sog. Mensch- 
heits- oder Weltwirtschaft, d. h. denkt man sich gewissermalsen in einen 
Luftballon oder etwa auf den Mond versetzt und betrachtet man — aber 
wohlgemerkt: mit dem vorurteilsfrei blickenden Auge des Naturforschers 
— aus dieser Höhe das Thun und Treiben der Menschen auf dem Planeten 
„Erde", so wird man sehen, dafs die Menschen da „unten" auf und in 
ihrem mütterlichen Boden herumkrabbeln und -arbeiten, und dafs sie 
auf diese Weise Güter (das vorhin erwähnte „Nationalprodukt") produ- 
zieren, welche sie zur Fristung ihres Lebens verwenden. Und legt man 
sich nun die Frage vor: „Woher stammt jenes „„Nationalprodukt""? 
Wem danken die Menschen diejenigen Güter, die sie zur Befriedigung 
ihrer Bedürfnisse brauchen?", so kann die Antwort gar nicht anders 
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lauten als: ^Die Menschen verdanken alle diese Güter einerseits der 
Natur (d. i. dem Boden mit den in und über demselben wirkenden Natur- 
kräften) und anderseits ihrer Arbeit.*' Das heifst also mit anderen Worten: 
Die Einkommensquellen für die gesamte Menschheit (als Ganzes be- 
trachtet) sind einmal (pars pro toto gesetzt) der Grund und Boden und 
zweitens die Arbeit. Sieht man etwas genauer hin, so wird man bald 
entdecken, dafs die Menschen sich bei ihrer Arbeit gewisser Werkzeuge 
bedienen. Dieses Werkzeug war im Anfang allerdings sehr primitiv, 
ein auf der Erde liegender Stein oder Baumast, der als Schlag-, Wurf-, 
Schneide- oder Stechinstrament verwendet wurde; im Laufe der Zeit 
aber ist das Werkzeug bekanntlich bis zu unseren heutigen selbstthätigen 
Maschinen hinauf vervollkommnet und verfeinert worden. Dieses Werk- 
jicug nimmt zwischen den beiden ursprünglichen „Einkommensquellen*' 
— der Natur und der Arbeit — eine eigentümliche vermittelnde Stellung 
ein. Es ist zur Hälfte Natur-, zur Hälfte Arbeitsprodukt, der Stoff, aus 
dem es besteht, ist dem Boden entnommen, seine Form hat ihm die 
menschliche Hand gegeben. Betrachtet man jetzt das Thun und Treiben 
der Menschen auf der Erde nochmals — aber, wie gesagt, noch immer 
mit dem vorurteilsfrei blickenden Auge des Naturforschers — und legt 
sich neuerlich die Frage vor, woher die Güter stamimen, welche 
die Menschen zum Leben benötigen, oder wem das Nationalprodukt (für 
die Menschheit als Ganzes) zu verdanken ist, so wird die Antwort even- 
tuell lauten können: Wir verdanken alle (materiellen) Güter der Natur 
(dem Grund und Boden), der menschlichen Arbeit und dem Werkzeuge, 
welches die menschliche Hand bei der Arbeit unterstützt hat, oder: Für 
die Menschheit als Ganzes betrachtet giebt es drei Einkommensquellen, 
nämlich den Grund und Boden, das Werkzeug und die menschliche Ar- 
beit, Die vorstellend dargelegte Anschauung wird speciell auch von 
den französischen Nationalökonomen seit J. B. Say vertreten. 

Einer anderen Anschauung huldigen die Engländer (Adam Smith 
und seine Nachfolger), ferner die älteren deutschen Nationalökonomen, 
endlich insbesondere die Vertreter der sozialistischen Richtung, d. i. 
speciell Rodbertüs, Marx, Lassalle und deren Anhänger. Diese 
Schriftsteller gehen von dem Grundsatze aus, dafs die Arbeit allein 
Werte schaffe, dafs die Arbeit allein „produktiv*' und demgemäls auch 
der alleinige Mafsstab der Tauschwerte sei, d.h. also dafs die Arbeit 
die einzige Einkommensquelle sei. Kodbertüs, der sich gerade über 
diesen Punkt präcis und klar ausspricht, sagt in seinem dritten sozialen 
Briefe an v. Kirchmann („Zur Beleuchtung der sozialen Frage .... 
Unveränderter Abdruck meines zweiten und dritten Sozialen Briefes an 
V. Kirchmann,*' Berlin 1875, S. 68ff.): 

„ . . . . Ich erianere deshalb zuvörderst aa ein paar Wahrheiten, die in 
einem wohlgeordneten Kompendium bereits vor der Lehre von der Rente be- 
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handelt sein würden, und die man nicht vergessen haben dar^ wenn man an letztere 
selbst gebt. 

Die erste ist, dafs alle wirtschaftlichen Güter Arbeitsprodukt sind, oder, wie 
man dieselbe anch wohl noch sonst auszudrücken pflegte, dafs die Arbeit allein pro- 
duktiv ist. Dieser Satz bedeutet aber weder schon, dafs der Wert des Produktes 
immer der Eostenarbeit äquat ist, mit anderen Worten, dafs die Arbeit heute schon 

einen Mafsstab der Werte abgeben könne ; noch hat er je bedeuten können, 

daCi die Arbeit prätendiere, Materie zu schaffen. Aber wohl bedeutet er erstens, 
dafs nur diejenigen Güter zu den wirtschaftlichen gehören, welche Arbeit gekostet 
haben, deren Herstellung eine wenn auch noch so geringe materielle Mühewaltung 
erfordert hat. Alle übrigen Güter, mögen sie auch noch so notwendig oder nützlich 
für den Menschen sein, sind natürliche Güter, welche eine Wirtschaft nichts an- 
gehen. Denn eine solche besteht überhaupt nur für den Menschen, weil die meisten 
Befriedignngsmittel seiner immer sich wieder erneuernden und dazu sich immer noch 
vermehrenden Bedürfnisse von Natur sich weder räumlich noch qualitativ in so un- 
mittelbarem Verhältnisse zu ihm befinden, dafs er sie sofort zur Befriedigung ge- 
brauchen könnte, weil seine Arbeit das einzige Mittel Ist, ein solches Verhältnis her- 
zustellen ; weil diese Arbeit nach Zeit und Kraft beschränkt, einmal angewendet auch 
aufgewendet und endlich ein Baub an seiner Freiheit ist; weil er daher hauszu- 
halten bat, sowohl mit seinem ursprünglichen Gut, der Arbeit selbst, als mit aUen 
Gütern, die nur diese ihm herzustellen im stände ist. — Wohl anch bedeutet jener 
Satz zweitens, dafs alle wirtschaftlichen Güter nur Arbeitsprodukt sind, dafs sie für 
die wirtschaftliche Auffassung nicht als Produkte der Natur oder irgend einer an- 
deren Kraft, sondern nur der Arbeit gelten. Wer in der Wirtschaft die Güter an- 
ders auffafst, fafst sie natnrgeschichtlich, aber nicht wirtschaftlich auf. Was die 
Natur bei den wirtschaftlichen Gütern Torgethan hat, dafür mag der Mensch dank- 
bar sein, denn es hat ihm so viel mehr Arbeit erspart, aber die Wirtschaft berück- 
sichtigt sie nur so weit, als die Arbeit das Werk komplettiert hat. Wie die Güter 
nur wegen dieses Teils wirtschaftliche Güter sind, so sind sie es anch nur für 
diesen Teil. ~ Endlich auch bedeutet jener Satz drittens, daCs die Güter wirt- 
schaftlich genommen nur das Produkt derjenigen Arbeit sind, welche die materiellen 
Operationen, die dazu nötig waren, verrichtet hat. Das ist aber nicht blofs diejenige 
Arbeit, welche unmittelbar das Gut, auf welches es dem Menschen zur Befriedigung 
seines Bedürfnisses ankommt, herstellt, sondern auch diejenige Arbeit, welche erst 
das Werkzeug herstellt, das zur Herstellung von jenem Gute dient. Das Getreide 
ist z. B. nicht blofs das Produkt desjenigen, der den Pfluge führte, sondern auch 

desjenigen, der ihn baute u. s. w Allein die wirtschaftlichen Güter sind auch 

das Produkt von keiner Arbeit weiter. Der Richter z. B., der für den Rechtszustand 
der Arbeiter sorgt, ist sicherlich indirekt der Produktion der wirtschaftlichen Güter 
aufserordentlich förderlich. Er verdient auch für den Dienst, den er den Arbeitern 
leistet, seine Vergeltung in wirtschaftlichen Gütern. Allein er stellt nicht wirtschaft- 
liche Güter, sondern das Recht her, und so wenig man von den Produzenten der 
wirtschaftlichen Güter, denjenigen, welche die oben bezeichnete produktive Arbeit 
leisten, sagen kann, sie nehmen teil am Rechtspreeben, weil sie durch Vergeltung 
des Richters in wirtschaftlichen Gütern diesem überhaupt erst das Rechtsprechen 
möglich machen, so wenig kann man auch von dem Richter, weil er durch Hand- 
habung des Rechtes den Arbeitern erst die Produktion wirtschaftlicher Güter mög- 
lich macht, sagen, er sei Mitproduzent an den wirtschaftlichen Gütern " 

Ahnlich sagt Rodbertus in seiner nachgelassenen Schrift „Das 
Kapital. Vierter Sozialer Brief an v. Kirchmann. ** (Berlin t884)"S. 249 ff: 
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„In welcher Beziehung endlich steht in der isolierten Wirtschaft das Kapital 
zum Einkommen? 

Die Nationalökonomen fassen schlechtbin .... das Kapitel als eine Quelle von 
Einkommen auf. Sie glauben ein kausales Verhältnis zwischen Kapital und Ein- 
kommen oder einem Teile des Einkommens zu erkennen, das Einkommen ganz oder 
zum Teil ein Produkt des Kapitals nennen zu dürfen. Sie sehen dieses ungefähr 
als das Muttertier, jenes als dessen Junges an. Sie stehen also noch immer auf dem 
naiven Standpunkt der Griechen, die Zinsen „„Brut"'* izoxoa) nannten. Nach der 
bisherigen Auseinandersetzung mufs klar geworden sein, dafs diese Auffassung, we- 
nigstens was die isolierte Wirtschaft betrifft, falsch ist. 

Das Kapital — als Torgethane Arbeit, der noch Arbeit nachzuthun ist, als Pro- 
dukt, das noch weiter zur Produktion dient, als die Materialien und Werkzeuge — 
kann sich zum Einkommen, der vollendeten Arbeit, dem fertigen Produkt, der zu un- 
mittelbaren Befriedigungsmitteln yemutzten Materialien und Werkzeugen — unmöglich 
wie eine Quelle zum Ergufs, oder wie die Ursache zur Wirkung, oder auch nur wie 
die Produktivkraft zum Produkt verhalten. 

Der isolierte Wirt bricht sich einen Stecken ab und schlägt damit eine Frucht 
vom Baume. Wenn Kapital die Quelle von Einkommen wäre, so müfste sich dies 
Verhältnis schon an diesem ursprünglichen und einfachsten Vorgange nachweisen 
lassen. Aber kann man, ohne den Dingen und Begriffen Gewalt anzuthun, den Stecken 
die Quelle des Einkommens oder eines Teiles des Einkommens nennen, das in der 
herabgeschlagenen Frucht besteht, dieses Einkommen ganz oder zum Teil auf den 
Stecken als seine Ursache zurückführen, ganz oder zum Teil als Produkt des Steckens 
betrachten? Möglich, dafs die Frucht ohne einen Stecken nicht zu erreichen, d. h. 
hier, nicht zu produzieren war. Aber auch alsdann würde man unzweifelhaft nicht 
die ganze Frucht die des Steckens nennen dürfen, denn zu ihrer Erlangung gehörte 
aufser dem Stecken noch die Arbeit, die ihn führte. Die Nationalökonomen sind 
daher auch allerdings geneigt, das Einkommen nur der Mitwirkung des Kapitals zu- 
zuschreiben, es auf die Arbeit und das Kapital als die gemeinsame Quelle zurück- 
zuführen, es als das Produkt der Vereinigung der Arbeit mit dem Kapital zu be- 
trachten. Aber wenn die Nationalökonomen auch so weit im Rechte sind, die Frucht 
nicht als das Produkt der Arbeit allein, die den Stecken führte, anzusehen, so wird 
sie deshalb immer noch nicht das Produkt auch des Steckens. Sie ist vielmehr das 
Produkt der Arbeit, die den Stecken brach, und der Arbeit, die ihn führte. Jene 
ist nichts als der Anfang der Arbeit, die in der Frucht ein Einkommen erstrebte, 
ein Anfang, der, um wirklich zu Einkommen zu gelangen, in dem Gebrauch des 
Steckens fortzusetzen war. 

Ohne Zweifel ist die Arbeit dadurch, dafs sie sich zuvor auf einen Stecken rich- 
tete, produktiver geworden, denn die Frucht würde ohne Stecken vielleicht garnicht 
oder nur mit weit mehr Zeit und Mühe zu erreichen gewesen sein. Aber deshalb ist 
auch das um die Frucht erhöhte Einkommen nur das Produkt der produktiveren Arbeit. 

Nur in dieser produktiveren Arbeit, aber nicht in dem Resultat ihres Anfanges, 
ihrer blofs ersten Hälfte, ist der Grund der Erhöhung des Einkommens zu suchen.** 

Ich glaubte, die vorstehenden Worte vonRoDBERTUS hier wiedergeben 
zu sollen, weil sie den Gedankengang der Vertreter dieser Riclitung 
klar widerspiegeln. Ich selbst kann mich der soeben dargelegten An- 
schauung nicht anschlieisen und behalte mir vor, meine Meinung im 
nächstfolgenden Kapitel, welches von der Berechtigung der einzelnen 
Einkommenszweige handeln soll, zu begründen. An dieser Stelle ge- 
nügt es, hervorgehoben zu haben, dafs es eine durch zahlreiche An- 
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hanger vertretene Richtung in der Nationalökonomie giebt, welche für 
die sog. Menschheits- oder Weltwirtschaft die Arbeit als die einzige 
Einkommensquelle gelten lassen will. 

Wieder anders gestaltet sich die Antwort auf die Frage nach den 
Einkommensquellen, wenn man sich in der heutigen Volkswirtschaft 
auf den privatwirtsehaftlichen Standpunkt des Einzelnen stellt, unsere 
heute geltende Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung läfst bekanntlich 
das Privateigentum an den Produktionsmitteln zu, sie gestattet, dafs 
jeder seine Produktionsmittel sowie seine Arbeitsleistung einem Zweiten 
ohne oder gegen Entgelt zur Verfügung stellen darf, und bestimmt, dafe 
die gewonnenen Produkte demjenigen geboren, welcher die VerfQgungs- 
gewalt über die (eigenen oder fremden) Produktionsmittel sowie über 
die (eigene oder fremde) Arbeitskraft in rechtmäfsiger Weise erworben 
hat. Demgemäfe kann sich jeder zunächst in zweifacher Weise an 
der Produktion beteiligen, und zwar indem er entweder seine Pro- 
duktionsmittel oder seine Arbeitskraft (selbstverständlich eventuell beides) 
der Produktion widmet, und infolge dessen bezieht er ein Einkoramen 
einerseits aus seinem Besitz oder anderseits aus seiner Arbeit. Hierzu 
kommt sodann unter entwickelteren wirtschaftlichen Verhältnissen als 
dritte Form der Beteiligung an der Produktion die bereits an früherer 
Stelle genannte „Unternehmung*^, so dafs als dritte Art des Einkom- 
mens das Unternehmereinkommen hinzutritt. Unterscheidet man end- 
lich, wie dies die Mehrzahl der Nationalökonomen thut, den Vermögens- 
besitz in Grundbesitz und in den Besitz sonstiger Produktionsmittel, 
d. i. in den Eapitalsbesitz, so kann man in der heutigen Volkswirtschaft 
vom privatwirtschaftlichen Standpunkte des Einzelnen vier Arten von 
Einkommensquellen unterscheiden : 

1. den Grundbesitz, 

2. den Besitz von sonstigen Produktionsmitteln, d.i. den Kapitalbesitz, 

3. die eigene Arbeitskraft und 

4. die Unternehmung. 

Demgemäfs unterscheidet man denn auch vier Einkommenszweige: 

1. das Einkommen aus dem Grundbesitz oder die Grundrente, 

2. das Einkommen aus dem Eapitalsbesitz, d. i. die Kapitalrente 
oder den Kapitalzins, 

3. das Einkommen aus der Arbeit oder den Arbeitslohn und 

4. das Einkoramen des Unternehmers oder den Unternehmergewinn. 

5. Kapitel. Die Berechtigung des Einkommens. 

Die Bedeutung des Nationalproduktes (Nationaleinkommens) für 
das gesamte Volk bezw. des Einkommens für den Einzelnen besteht 
darin, dafs es den Fonds bildet, aus welchem jeder die Mittel zur Be- 
friedigung seiner Bedürfnisse schöpft. Hierin liegt zugleich auch die 
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Berechtigung des Einkommens im allgemeinen. Wer leben will, mufs 
trachten ein Einkommen zu haben, d. h. die Mittel zu besitzen, welche 
es ihm ermöglichen, seinen Hunger zu stillen ; und da der Mensch be- 
kanntlich nicht nur Hunger, sondern eine ganz unabsehbare Reihe 
anderer (vernünftiger und demgemäfs berechtigter) körperlicher und 
geistiger Bedtlrfnisse hat, so ist auch jeder gezwungen, nach einem 
möglichst grofsen Einkommen zu streben, um alle diese seine Bedürfnisse 
befnedigen zu können. 

Ein Anderes aber ist die Frage nach der Berechtigung der einzelnen 
Einkommenszweige in der heutigen Volkswirtschaft. In gewissem Sinne 
allerdings ist diese Frage uralt. Das bekannte Bibelwort: Wer nicht 
arbeiten will, soll auch nicht essen, enthält schon implicite eine Beant- 
wortung derselben, denn es deutet an, dafs streng genommen die Arbeit 
die einzig berechtigte Einkommensquelle sei. Und die nämliche An- 
schauung liegt dem ebenso uralten und zu allen Zeiten wiederkehren- 
den Hinweise auf die im Überflusse schwelgenden reichen Müfsiggänger 
zu Grunde, der den arbeitenden, aber armen Menschen stets ein Dorn 
im Auge war, d. h. also, der das Gerechtigkeitsgeftthl der Menschen 
verletzt. Trotzdem hat es verhältnismäfsig sehr lange gedauert, ehe die 
Frage nach der Berechtigung der einzelnen Einkommenszweige in der 
wissenschaftlichen Nationalökonomie auf die Tagesordnung gesetzt wurde. 

Adam Smith bezeichnet zwar gleich im Eingange seines bekannten 
Werkes, d. h. dort, wo er sich auf den höheren Standpunkt der allge- 
meinen oder Volkswirtschaft stellt, die Arbeit als die alleinige Quelle 
des Reichtums, d. i. als die einzige Einkommensquelle, allein im weiteren 
Verlaufe seiner Schrift, wo er von der Bodenrente, vom Kapitalzins und 
vom Arbeitslohne spricht, wo er sich also auf den privatwirtschaftlichen 
Standpunkt des Einzelnen in der heutigen Volkswirtschaft stellt, denkt 
er nicht daran, nach der Berechtigung dieser einzelnen Einkommens- 
zweige zu fragen. Er versucht zwar, die Entstehung der Bodenrente 
und des Kapitalzinses zu erklären, und sagt: 

(Buch I, Kap. 6, Alin. 1). „In dem ursprünglich rohen Zustande der Gesellschaft, 
welcher sowohl der Eapitalanh&ufung, als der Eigentumserwerbung von GrundstQcken 
vorangeht, scheint das Verhältnis zwischen den zur Erwerbung der verschiedenen 
Gegenstände nötigen Arbeitsmengen die einzige Norm fQr den Austausch des einen 
gegen den anderen zu sein. Wenn z. B. bei einem Jägenrolke das Töten eines Bibers 
in der Regel noch einmal so viel kostete wie das Töten eines Hirsches, so würde 
der Biber so viel wert sein als zwei Hirsche. Es ist natürlich, dafs der gewöhnliche 
Ertrag einer zweitägigen oder zweistündigen Arbeit für das Doppelte dessen gilt, 
was gewöhnlich an einem Tage oder in einer Stunde zu schaffen ist/' 

(Femer ebendas. Alin. 3). „Unter solchen Verhältnissen gehört der ganze Er- 
trag der Arbeit dem Arbeiter, und die zur Erwerbung oder Erzeugung irgend einer 
"Ware gewöhnlich verwendete Arbeitsmenge ist der alleinige Umstand, wodurch sich 
bestimmt, wie viel Arbeit aufgewendet werden mufs, um eine gewisse Ware kaufen, 
eintauschen oder über dieselbe verfügen zu können." 
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(Ebendas. Alin. 4). „Sobald sich nun in den H&nden Einzelner ein gewisses 
Kapital angesammelt bat, werden einige derselben es natOrlich gebrauchen, um be- 
triebsame Leute zur Arbeit anzustellen, die sie mit dem Nötigen versehen, um aus 
dem Verkauf ihrer Erzeugnisse oder des erhöhten Wertes, den ihre Arbelt dem Stoffe 
giebt, einen Gewinn zu ziehen '* 

(Ebendas. Alin. 6). „Unter solchen Verhältnissen gehört nicht immer der ganze 
Ertrag der Arbeit dem Arbeiter, sondern er mnfs ihn gewöhnlich mit dem EigentOmer 
des Kapitals, der ihm Arbeit giebt, teilen. Ebensowenig ist die zur Erwerbung oder 
Erzeugung einer Ware aufgewendete Arbeitsmenge das einzige Element zur Bestim- 
mung der Menge, wogegen man kaufen oder eintauschen kann ; vielmehr mufs offenbar 
noch etwas mehr gegeben werden, zur Bestreitung des Gewinnes auf den Vorschufs 
an Arbeitslohn und Lieferung des Rohstoffes." 

(Ebendas. Alin. T). ,.Sobald der ganze Boden eines Landes in Privath&nde über- 
gegangen ist, wünschen die Grundeigentümer, gleich allen anderen Menschen, zu 
ernten, wo sie nicht ges&et haben, und verlangen eine Rente für den natürlichen 
Ertrag. Das Holz des Waldes, das Gras des Feldes und alle natürlichen Früchte 
des Bodens, die, solange der Boden Gemeingut war, den Arbeiter nur die Mühe des 
Einsammeln kosteten, verteuern selbst für ihn sich im Preise. Er mufs nun Etwas 
für die Erlaubnis, sie zu sammeln, zahlen und dem Grundeigentümer einen Teil 
dessen abgeben, was er durch seine Arbeit sammelt oder schafft. Dieser Anteil, oder 
was auf dasselbe hinauskommt, der Preis dieses Anteils bildet die Bodenrente, und 
in dieser liegt ein drittes Element des Preises.*' 

Nach Adam Smith besteht somit der Gewinn des Kapitalisten (der 
Kapitalzins), sowie der Gewinn des Grundeigentümers (die Leibrente) 
in einem Abzug von dem Ertrage der Arbeit. Eigentlich (im ursprüng- 
lichen und rohen Zustande der Gesellschaft) gehört der ganze Ertrag 
der Arbeit dem Arbeiter, da dieser gewissermafsen nur hinauszugehen 
braucht in den Wald, um dort zu holen, was er braucht. Wenn hin- 
gegen der gesamte Grund und Boden und alles Übrige in den Privat- 
besitz übergegangen ist, dann kann der Besitzlose nicht mehr einsammeln 
oder produzieren, was er will, weil er weder Grundeigentum noch Ka- 
pital (ArbeitsstofiFe und Werkzeuge) besitzt. Er mufs also bei irgend 
einem Besitzenden in den Dienst treten. Dieser Letztere nun läfst den 
Arbeiter produzieren, behält aber die Arbeitsprodukte für sich und be- 
zahlt dem Arbeiter einen Lohn, der jedoch geringer ist als der Ertrag 
der Arbeit. Oder: der Arbeiter, der Holz im (fremden) Walde oder 
Gras auf dem (fremden) Felde für sich einsammeln will , mufs fllr die 
blofse Erlaubnis hierzu dem Grundeigentümer etwas (einen Teil von 
dem Resultate seiner Arbeit) bezahlen. Ganz scharf und konsequent 
ist Ad. Smith allerdings nicht, in der vorstehend citierten Alin. 6 drückt 
er sich einigermafsen unbestimmt aus, so dafs man nicht recht weils, 
ob der Kapitalist dem Arbeiter etwas vom Lohne abzieht, oder ob er 
den Arbeiter voll bezahlt und hinterher etwas auf den Preis der Arbeits- 
produkte aufschlägt. Indes tiberwiegt bei ihm jedenfalls die Vorstellung, 
dafe der Kapitalgewinn sowie die Grundrente aus einem Abzüge vom 
Ertrage der Arbeit herrührt. 
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Hat man einmal diese Vorstellung und geht man — wie Smith — 
von der Voraussetzung aus, dafs jedem der Ertrag seiner Arbeit voll 
und ganz gehöre, dann ist es wohl die logische Konsequenz, zu sagen, 
dafs der Gewinn des Kapitalisten und des Grundeigentümers eigent- 
lich und strenggenommen unreohtm&fsig ist, weil er auf einer Ver- 
ktlrzung des Gewinnes beruht, der dem Arbeiter nach dem „nattlrliohen 
fieohte*' gebührt. Merkwürdigerweise zieht jedoch Smith diese nahe- 
liegende Schlufsfolgerung nicht, sondern geht über dieselbe mit abso- 
lutem Stillschweigen hinweg. Er ist eben aus der Erfahrung des täg- 
lichen Lebens an die Erscheinung des Kapitalgewinnes und der Grund- 
rente so sehr gewöhnt, dafs er beide als etwas ganz Selbstverständliches 
hinnimmt, und dab es ihm nicht entfernt einfällt, sich die Frage vorzu- 
legen, ob denn Kapitalgewinn und Grundrente eine Naturnotwendigkeit 
seien, oder ob nicht eine Organisation der Volkswirtschaft denkbar wäre, 
in welcher es weder Kapitalgewinn noch Grundrente giebt. Die Auf- 
fassung Ad. Smiths blieb für die Engländer und die älteren deutschen 
Nationalökonomen mafsgebend. 

Auf einem wesentlich anderen — meines Erachtens viel richtigeren 
— Standpunkte steht J. B. Say, dem sich sodann seine französischen 
Landsleute angeschlossen haben. Er geht (im 8. und 9. Kapitel des 
ersten Teiles seines „Ausführlichen Lehrbuches der praktischen Poli- 
tischen Ökonomie*', deutsche Ausgabe von Max Stirner, 2 Bände, 
Leipzig 1845) von der Anschauung aus, dafs das Wesen der gesamten 
Güterproduktion in einer Reihe von „produktiven Diensten^ besteht, 
von „produktiven Diensten", welche teils vom Menschen (vom Arbeiter), 
teils vom Kapital (von den Produktionsmitteln), teils endlich vom Grund 
und Boden geleistet werden. Das heifst also: der Grundbesitzer vei-fügt 
über seine Grundstücke und damit über die im Boden waltenden Natur- 
kräfte; der sogen, l^apitalist, d. i. der Besitzer sonstiger Produktionsmittel, 
verfügt über gewisse Werkzeuge und Arbeitsstoflfe und damit über die 
in diesen Werkzeugen und Stoffen waltenden Naturkräfte ; der Arbeiter 
endlich verfügt selbstredend über seine geistige und physische Arbeits- 
kraft. Wenn also diese drei Personen die produktiven Kräfte („pro- 
duktive Dienste '^ sagt Say) einer vierten Person, dem Unternehmer, 
behufs der Produktion von Gütern zur Verfügung stellen, so ist es 
selbstverständlich nur recht und billig, wenn dieser Unternehmer hierfür 
ein Äquivalent bezahlt. J. B. Say hat die Frage nach der Berechtigung 
der einzelnen Einkommenszweige nicht direkt aufgeworfen, allein, wie 
man sieht, ist nach seiner Auffassung der Dinge von einer Verkürzung 
irgend Jemandes und demgemäfs von einer Ungerechtigkeit irgend eines 
Einkommenszweiges keine Rede, Der eine Teil — heifse er nun Grund- 
eigentümer, Kapitalist oder Arbeiter — giebt diejenigen Produktivkräfte 
her, über die er verfügt, die also sein rechtmäfsiges Eigentum bilden; 
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der andere Teil, der Unteraehmer, giebt das Geld her, welches die ihm 
überlassenen Produktivkräfte wert sind, und erlangt damit in der legal- 
sten Weise der Welt das Verfllgungsrecht über dieselben. Er setzt nun 
diese Produktivkräfte in kombinierte Thätigkeit, fllgt noch seine eigenen 
„produktiven Dienste*' (sein Talent der Leitung) hinzu und wird Eigen- 
tümer der produzierten Gtlter, welche er nun für eigene Kechnung ver- 
kauft. Was er auf diese Weise profitiert, repräsentiert keine Verkürzung 
oder Übervorteilung des Grundbesitzers, des Kapitalisten oder des Ar- 
beiters, sondern das wohlverdiente Äquivalent für die „produktiven 
Dienste^, die er selbst geleistet hat, als er die gemieteten oder gekauften 
produktiven Dienste des Grundbesitzers, des Kapitalisten und des Ar- 
beiters kombinierte, in Thätigkeit setzte und während dieser ihrer 
Thätigkeit beaufsichtigte und leitete. — Say betrachtet, wie man sieht, 
die Dinge — um den im vorhergehenden Kapitel citierten Ausdruck 
von RoDBERTüS ZU gebrauchen — „naturgeschichtlich*', richtiger gesagt 
„naturwissenschaftlich*' und sieht sie nach meinem Dafürhalten infolge 
dessen viel richtiger als Rodbertüs, der sie „wirtschaftlich" betrachtet 
und betrachtet wissen will. Damit soll aber nicht entfernt gesagt sein, 
dafs der Lohn, den der Arbeiter erhält, jedesmal gerecht ist, oder mit 
anderen Worten, dafs keine Ausbeutung der Arbeiter stattfindet. 

Zum ersten Male wurde die prinzipielle Frage nach der Berech- 
tigung der einzelnen Einkommenszweige direkt aufgeworfen von den 
Begründern des sogen, wissenschaftlichen Sozialismus, von Kodbebtds, 
Marx und Lassalle. Der Gedankengang der Vertreter dieser Rich- 
tung ist in kurzem der folgende: 

1. Sie greifen auf Adam Smith und die Vertreter der sogen, klassi- 
schen Nationalökonomie zurück und lehren: Die Arbeit allein schafil 
Werte, die Arbeit allein ist somit produktiv (vgl. die im vorhergehen- 
den Kapitel citierte Auseinandersetzung von Rodbertüs), d. h. die Arbeit 
ist die einzige Einkommensquelle. 

2. Von Rechts wegen gehört jedem, der arbeitet, der volle Ertrag 
seiner Arbeit. 

3. Wenn daher der Grundbesitzer, der Kapitalist und eventuell auch 
der sogen. Unternehmer ein Einkommen bezieht, ungeachtet er nichts 
arbeitet, so kann das Einkommen dieser Personen nur daher rühren, 
dafs dem eigentlichen Arbeiter ein Teil von dem Ertrage seiner Arbeit 
in (streng genommen) widerrechtlicher Weise entzogen wird. Dies ist 
die sogen. „Ausbeutung*^ des Arbeiters. Dieselbe vollzieht sich in fol- 
gender Weise: 

4. Der Arbeiter, der gern arbeiten möchte, um seinen Lebensunter- 
halt zu erwerben, kann infolge seiner Mittellosigkeit (in der heutigen 
Gesellschaft, in der bereits alles im Privateigentum einzelner steht) 
nicht so ohne weiteres arbeiten, weil er weder Arbeitsstoflfe, noch Werk- 
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zeuge besitzt. Er mufs daher bei einem Zweiten, der die Produktions- 
mittel besitzt, in den Dienst treten. 

5. Der Besitzer dieser Produktionsmittel, der als solcher ein (wenig- 
stens relativ) bemittelter Mann ist, der also nicht durch die Not ge- 
drängt wird, den Vertrag mit dem Arbeitsuchenden sofoi-t und um jeden 
Preis abzuschliefeen, benutzt diese seine gtlnstigere Position, um eine 
zuwartende Haltung einzunehmen und demzufolge einen ihm günstigen 
Vertrag abzuschliefsen. Der mittellose Arbeiter anderseits ist durch 
den Hunger gezwungen, den Vertrag sofort abzuschliefsen und ver- 
pflichtet sich gegen einen fixen Lohn nach den Anordnungen des „Herrn^ 
zu arbeiten und diesem dafür die Produkte seiner Arbeit ins Eigentum 
zu Überlassen. 

6. Da jedoch bekanntlich die Zahl der Besitzlosen, welche auf 
diese Weise Arbeit suchen, ungeheuer grofs und demgemäls die Kon- 
kurrenz unter denselben excessiv ist, während anderseits die Zahl 
der Besitzenden relativ gering ist, so mufs sich der Arbeiter mit dem 
denkbar geringsten Lohne, d. i. mit dem sogen. Existenzminimum, 
zufrieden stellen. Anderseits ist es eine allbekannte Thatsaohe, dafs 
die kombinierte Arbeit mehrerer Menschen weit mehr zu produzieren 
vermag, als alle diese Personen zusammengenommen zur Fristung 
ihrer nackten Existenz brauchen. Diese günstigen Momente benutzt 
der Besitzende. Er fafst eine Anzahl Arbeiter zusammen, kombiniert 
deren Arbeitsleistung und läfst weit mehr Güter produzieren, als diese 
Arbeiter zum Leben brauchen. Diese Güter treten in sein Eigentum, 
er bezahlt jedoch — wie gezeigt — seinen Arbeitern lediglich das 
Existenzminimum und behält den ganzen Überschufs der Produktion 
(der nach dem oben Gesagten von Rechts wegen den Arbeitern gehören 
sollte) als „Rente*' für sich. 

Im Vorstehenden wurde mit Rodbebtüs angenommen, dafs der 
Besitzende, der mit seinen Arbeitern den geschilderten Vertrag schliefst, 
Grundbesitzer, Kapitalist und sogen. Unternehmer in einer Person ist, 
und in diesem Falle bleibt die erzielte „Rente*' ganz und ungeteilt in 
seinen Händen. Sondern sich im Laufe der Zeit diese beiden Ver- 
mögensbesitzer derart, dafs die eine Person (der Grundbesitzer) den Boden 
besitzt und sich darauf beschränkt, Rohprodukte hervorzubringen, wäh- 
rend die zweite Person (der Kapitalist) die Rohstoffe vom Grundbesitzer 
kauft und weiter verarbeitet, so teilt sich nun die Rente (wie Rodber- 
Tus in seinem „Dritten sozialen Briefe an v. Kirchmann*' ausein- 
andersetzt) in zwei Teile, in die „Grundrente*' und die „Kapitalrente*'. 
Der Grundeigentümer, der seine Rohprodukte selbstredend (im Vergleich 
zu den fertigen Fabrikaten) nur zu einem niedrigeren Preise verkaufen 
kann, realisiert in dem Preise derselben den einen Teil der „Rente*' 
(der „Rente überhaupt"), d. i. die Grundrente, während der Kapitalist 
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(der Fabrikant) in dem (höheren) Verkaufspreise der fertigen Fabrikate 
den zweiten Teil der ^Rente überhaupt'', nämlich die Kapitalrente, 
einzieht. Spaltet sich von den beiden Funktionen des Grund- und Ka- 
pitalbesitzes im Laufe der Zeit eine dritte, nämlich die des eigentlichen 
Unternehmers ab, so teilt sich (und zwar auch wieder nach Rodbebtüs, 
„Das Kapital** S. 186 flF.) die ursprünglich einheitliche „Rente'' gar in 
drei Teile, in die „Grundrente", die „Kapitalrente" und den „ünter- 
nehmergewinn". Die Grundrente und die Kapitalrente verwachsen 
nämlich (nach Rodbertus) im Laufe der Zeit so innig mit dem Grund-, 
bezw. Kapitalbesitze, dafs sie mit demselben an andere Personen über- 
tragen werden können. Infolge dessen bildet sich allmählich die Ge- 
wohnheit heraus, daüs Grundbesitzer und Kapitalisten, welche die Sorge 
und die Last der eigentlichen Gtiterproduktion nicht auf sich nehmen 
können oder wollen, ihren Grund- bezw. Kapitalbesitz samt den diesen 
ßesitzformen anklebenden Rententeilen einer dritten Person — dem 
Unternehmer von Profession — überlassen, welcher dem Grundbesitzer 
einen Teil der Grundrente, dem Kapitalisten einen Teil der Kapital- 
rente hinauszahlt und nun, nachdem er die Güterproduktion besorgt 
hat, in dem Verkaufspreise seiner Erzeugnisse die übrig bleibenden Teile 
der Grund- und Kapitalrente unter der Bezeichnung „Unternehmerge- 
winn" realisiert und für sich behält. Immer aber sind und bleiben diese 
drei Einkommenszweige — die Grundrente, die Kapitalrente und der 
Unternehmergewinn — nur Teile der ursprünglich einheitlichen „Rente" 
und ist und war diese „Rente" nie etwas anderes, als ein Teil des dem 
Arbeiter (eigentlich widerrechtlicherweise) entzogenen Arbeitsertrages. 
RoDBEETUS, Marx, Lassalle und ihre Anhänger ziehen bekannt- 
lich aus diesem Gedankengange sehr weitgehende Konsequenzen. Wenn 
es — so argumentieren sie — richtig ist, dafs unsere gesamte heutige 
Einkommensverteilung auf einer Ausbeutung des Arbeiters beruht, so 
raufs diesem ungerechten Zustande ein Ende bereitet werden, und dies 
könne nur geschehen, wenn die sämtlichen Produktionsmittel in den 
Besitz der Gesamtheit überführt werden. Die Folge hiervon ist nämlich, 
dafs jeder, der arbeiten will (und wer nicht arbeitet, der kriegt auch 
— wie bereits oben erwähnt wurde — nichts zu essen), dies nur im 
Dienste der Gesamtheit thun kann. Damit ist aber die Garantie ge- 
boten, dafs jeder, der arbeitet, genau nach Verdienst gelohnt wird, denn 
die Gesamtheit (der Staat) hat begreiflicherweise kein Interesse daran, 
dafs irgend jemand in widerrechtlicher Weise verkürzt und übervorteilt 
werde. Sache des Staates (der Regierung) wird es dann sein, den Wert 
der verschiedenen Arbeitsleistungen genau gegeneinander abzuwägen, 
und dies geschieht auf zweifache Weise. Einmal mufs jede Art von 
Arbeitsleistung auf geraeine Handarbeit reduziert werden, d. h. es mufa 
ermittelt und bestimmt werden, dafs diese oder jene Arbeit dem Zwei-, 
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Drei- oder Vierfachen u. s. w. der sogen, gemeinen Handarbeit gleich 
z\x achten sei. Sodann mufs die sogen, Normalarbeit ermittelt werden, 
d. h. es mufs ermittelt werden, wieviel in jedem Arbeitszweige ein 
Mann durchschnittlich an einem Tage leisten kann. Hiernach und nach , 
Mafsgabe seiner effektiven Leistung soll sodann der Lohn, den jeder 
EinzeUie erhält, ermittelt werden. Der Staat, in dem dieser Idealzu- 
stand verwirklicht wird, ist der „sozialdemokratische Volksstaat der 
Zukunft**. Auf die Schwierigkeiten, die sich der Verwirklichung die- 
ses Idealzustandes entgegenstellen, kann an dieser Stelle nicht näher 
eingegangen werden. 

Ich halte die Lehre, dafs die Arbeit die einzige Einkommensquelle 
sei, da& die Arbeit allein produktiv sei, dafs die Arbeit allein Werte 
schaffe, und wie die betreffenden Redewendungen alle lauten, für ab- 
solut unhaltbar, weil sie auf einer Verkennung des wahren Wesens 
des Wertes beruht, Was zunächst Adam Smith anbelangt, so stellt er 
sich in seinem vorhin erwähnten (übrigens ganz unhistorischen und 
echt rationalistischen) Beispielen vom Biber und den zwei Hirschen 
ausschliefslich auf den Standpunkt des Produzenten, d. i. hier des Jägers, 
dem irgend ein Zweiter den Auftrag giebt, er möge in den Wald hin- 
ausgehen und einen Biber erlegen. Wenn es sich nach dieser Richtung 
hin thatsächlich so verhält, dafs der Jäger durchschnittlich einen Tag 
braucht, um einen Hirsch, und zwei Tage, um einen Biber zu erlegen, 
so wird er wohl unzweifelhaft flir den einen Biber soviel verlangen 
wie für zwei Hirsche, und der Konsument, der den Biber wirklich 
haben will, wird thatsächlich für denselben soviel geben müssen, wie 
ftlr zwei Hirsche. Allein wenn man hieraus umgekehrt den Schlufs 
ziehen will, dafs jeder genötigt sein soll, für einen Biber soviel zu geben 
wie für zwei Hirsche, so giebt man sich einer argen Täuschung hin. 
Denn es wird eine ganze Reihe von Personen geben, die (vielleicht 
im Hinblick auf das Fleisch, welches sie brauchen) gern bereit sein 
werden, ein bestimmtes Quantum von Gütern für zwei erlegte Hirsche 
herzugeben, die aber gar nicht geneigt sind, einen erlegten Biber zu 
erwerben, weil sie sich sagen werden, dafs sie für denselben keine 
Verwendung haben, d. h. allgemein ausgedrückt : Der Tauschwert eines 
Gegenstandes hängt nicht nur ab von seiner Kostbarkeit, von der Mühe 
und Zeit, die man aufwenden mufs, um den Gegenstand zu erlangen 
oder herzustellen, sondern auch von dem Gebrauchswerte desselben, 
und zwar bildet der letztere die Obergrenze, über welche der Tausch- 
wert nicht steigen kann. Oder wieder mit anderen Worten: Ich werde 
nur dann geneigt sein, eventuell 20 M. für irgend einen Gegenstand 
zu zahlen, erstens wenn ich finde, dafs der Genufs (Vorteil), den mir 
-der Besitz dieses Gegenstandes gewährt, 20 M. wert ist, und zweitens, 
wenn ich den Gegenstand nirgends billiger haben kann. Wieviel Mühe 
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und Zeit der Produzent aufgewendet hat, um den Gegenstand herzu- 
stellen oder zu erlangen, ist fftr mich als Käufer vollständig gleichgiltig,. 
Bin ich einmal zu dem Resultate gelangt, dals der Genufs oder Vor- 
teil, den mir der Besitz des Gegenstandes gewährt, nach meiner sub- 
jektiven Schätzung höchstens 20 M. wert ist, so bildet dieser Betrag 
für mich die Obergrenze des Preises oder Tauschwertes, die ich nicht 
überschreiten werde, auch wenn der Produzent mich versichert, daü 
er Decennien gebraucht hat, um den fiaglichen Artikel herzustellen 
oder zu erlangen. 

Nicht viel beweiskräftiger ist die Argumentation von Rodbertüs 
(vergl. die im vorhergehenden Kapitel citierten Stellen). Eodbertus 
argumentiert in folgender Weise : Alle Güter, mit denen man haushalten 
mufs, sind wirtschaftliche Güter. Alle Güter, deren Herstellung oder 
Erlangung irgend eine (wenn auch noch so geringe) Arbeit kostet, sind 
wirtschaftliche Güter; man mufs mit ihnen haushalten, denn sie stehen 
uns nicht in unbeschränkter Menge zur Verftlgung, weil unsere Arbeits- 
kraft selbst beschränkt ist. Bis hierher hat Rodberrus unbedingt 
Recht. Wenn er aber dann hinzuftlgt: „Alle übrigen Güter, mögen sie 
auch noch so notwendig oder nützlich für den Menschen sein, sind 
natürliche Güter, welche eine Wirtschaft nichts angehen*', so ist dies 
falsch, weil die von Rodbertüs stillschweigend gemachte Voraussetz- 
ung — dafs nämlich die „natürlichen Güter*^ dem Menschen in uner- 
schöpflicher Menge zur freien Verfügung stehen — unrichtig ist. Die 
Natur liefert uns nämlich eine ganze Reihe von überaus nützlichen 
Gütern nur in beschränkter Menge, sodafs wir genötigt sind, mit ihnen 
hauszuhalten. Mit der Luft brauchen wir allerdings nicht sparsam um- 
zugehen, weil sie uns in sozusagen unbegrenzter Menge gratis zur Ver- 
ftlgung steht. Allein schon der Sonnenschein und die Sonnenwärme, 
die uns beide gratis gespendet werden, stehen uns nicht mehr in un- 
begrenzter Menge zur Verfügung, und demgemäfs müssen wir mit ihnen 
in gewissem Sinne haushalten. Freilich nimmt hier das Haushalten 
eine andere Gestalt an; wir sperren den Sonnenschein nicht in die 
Vorratskammer ein, um aus derselben jedesmal dasjenige Quantum zu 
entnehmen, das wir just brauchen. Allein speciell der Gutsbesitzer 
Rodbertüs hätte sich sagen können, dafs der gesamte Betrieb der 
Landwirtschaft in unseren Breitengraden nur darauf hinausläuft, die be- 
schränkte Zeit, während welcher die Sonne uns die entsprechende Wärme 
spendet, erfolgreich auszunutzen, d. h. also, dafs der Landwirt gezwungen 
ist, auf seine Weise mit der Sonnen wärme hauszuhalten. Ein wirt- 
schaftliches Gut im landläufigen Sinne des Wortes ist der Sonnenschein 
darum allerdings noch nicht, und zwar aus dem Grunde nicht, weil 
wir ihn nicht fassen und aufbewahren können. Es giebt jedoch eine 
^anze Menge anderer natürlicher Güter, die nur in beschränkter Menge 
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vorkommen, die wir ergreifen können, und mit denen wir daher im ge- 
wöhnlichen Sinne des Wortes hauszuhalten gezwungen sind. Und wenn 
beispielsweise irgendwo im hohen Norden, wo kein Baumwuohs mehr 
vorkommt, das Meer regelmäfsig gewisse geringe Quantitäten von Treib- 
holz ans Ufer spült, so werden die dortigen Küstenbewohner mit die- 
sem Treibholz sehr ängstlich haushalten müssen, auch wenn das Ein- 
sammeln desselben fast gar keine Mühe verursacht (wenn sie es vielleicht 
nur wenige Schritte weit vom Meeresstrande bis zu ihren Wohnungen 
zu transportieren brauchen). Es wird also dort das Holz möglicher- 
weise einen sehr hohen (Tau8ch-)Wert haben, aber nicht, weil es viel 
Arbeit kostet, sondern lediglich, weil es nur in geringen Quantitäten 
vorkommt, und weil es vielleicht das einzige Brennmaterial repräsentiert, 
welches den in jener Gegend lebenden Menschen zur Verfllgung steht. 
Das Gleiche gilt selbstredend etwa von dem Wasser einer seltenen Heil- 
quelle, von denjenigen Bodenprodukten, die in dieser besonderen Qua- 
lität nur an einigen wenigen, besonders begünstigten Punkten gedeihen 
u. dergl. m. In allen diesen Fällen kann das Einsammeln oder die 
Herstellung der betreffenden Güter sehr wenig Arbeit kosten und trotz- 
dem ihr (Tausch-)Wert ein sehr hoher sein, und jedesmal wird die Ur- 
sache dieses hohen Tauschwertes nur in dem hohen Gebrauchswerte 
und der relativen Seltenheit der fraglichen Güter zu suchen sein, welche 
die Menschen nötigt, mit denselben mehr oder weniger ängstlich haus- 
zuhalten. 

Noch gröfser ist der Fehler bei Marx. Er sagt zwar („Das Ka- 
pital**, I. Bd., 2. Aufl., S. 15 u. 16) ausdrücklich: „Endlich kann kein 
Ding Wert** (i. e. Tauschwert) „sein, ohne Gebrauchsgegenstand zu sein. 
Ist es nutzlos, so ist auch die in ihm enthaltene Arbeit nutzlos, zählt 
nicht als Arbeit und bildet daher keinen Wert*'. Er giebt also aus* 
drücklich zu, dafs der Gebrauchswert die Voraussetzung des Tausch- 
wertes bildet, dies hindert ihn aber nicht, auf S. 10 zu sagen: „Es ist 
also nur das Quantum gesellschaftlich notwendiger Arbeit oder die zur 
Herstellung eines Gebrauchswertes gesellschaftlich notwendige Arbeits- 
zeit, welche seine Wertgröfse bestimmt Waren, worin gleich 

grofse Arbeitsquanta enthalten sind, oder die in derselben Arbeitszeit 
hergestellt werden können, haben daher dieselbe Wertgröfse. Der Wert 
einer Ware verhält sich zum Wert jeder anderen Ware, wie die zur 
Produktion der einen notwendige Arbeitszeit zu der für die Produktion 
der anderen notwendigen Arbeitszeit''. Damit begeht Mabx denselben 
Fehler, wie wenn jemand behaupten wollte, die Flächeninhalte der 
verschiedenen Dreiecke verhalten sich wie die Höhen dieser Dreiecke 
(bekanntlich ist der Flächeninhalt eines Dreiecks gleich seiner Basis 
inultipliziert mit der halben Höhe). Der Satz : Die Flächeninhalte ver- 
schiedener Dreiecke verhalten sich wie ihre Höhen, hat bekanntlich 
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seine bedingte Richtigkeit, nämlich nur unter der Voranssetzung, dafs 
die Grundlinien dieser Dreiecke gleich grofs sind; er gilt aber selbst- 
verständlich nicht für Dreiecke mit verschieden grofsen Grundlinien. 
Das Gleiche gilt von Tauschwerten mehrerer Waren. Die Tauschwerte 
zweier Waren — deren Herstellung gleiche Arbeitsquantitäten erfordert — 
werden sich allerdings so ziemlich gleichstellen, aber nur unter der Vor- 
aussetzung, erstens daCs beide Waren überhaupt einen Gebrauchswert 
haben, und zweitens, daüs der Gebrauchswert mindestens ebenso hoch 
oder höher ist, als ihr Tauschwert. Denn der Gebrauchswert bildet — 
wie schon erwähnt — nicht nur die Voraussetzung, sondern gleichzeitig 
auch die Obergrenze des Tauschwertes. Die Behauptung aber: Die 
Tauschwerte der Waren verhalten sich — ohne Rücksicht auf ihre (Ge- 
brauchswerte — wie die zu ihrer Herstellung (gesellschaftlich) not- 
wendigen Arbeitsquantitäten, ist einfach ein Widersinn. 

Der Satz, dafs die Arbeit allein Werte schaffe, oder dafs die Arbeit 
allein produktiv sei, ist meines Erachtens überhaupt eine der verhängnis- 
vollsten und unglückseligsten Behauptungen, die je in der National- 
ökonomie aufgestellt werden konnten, weil sie die Dinge geradezu auf 
den Kopf stellt und damit die heilloseste Begriffsverwirrung hervor- 
gerufen hat. Und dies ist lediglich die Folge davon, dafs man die 
Dinge — wie Rodbertüs es verlangt — „wirtschaftlich*^ betrachtet, 
statt sie vorurteilsfrei mit dem Auge des Naturforschers — „natur- 
geschiohtlich*' sagt Rodbertüs — anzusehen. 

Zunächst ruft der Satz „Die Arbeit schafft Werte*' unwillkürlich 
die Vorstellung hervor, als brauchten wir lediglich an irgend einem 
Gegenstande nach Kräften herumzuarbeiten, um beliebige Reichtümer 
hervorzuzaubern — eine Vorstellung, die selbstredend widersinnig ist, 
denn nicht auf die Anstrengung, den vergossenen Scliweifs kommt es 
an, sondern lediglich darauf, dafa der hergestellte Gegenstand die Eig- 
nung besitzt, irgend eines unserer Bedörfnisse zu befriedigen, und 
ebenso gestaltet sich unsere Lage nicht um so besser, je mehr Arbeit 
wir aufwenden mufsten, um den Gegenstand herzustellen, sondern der 
Gewinn ist gerade umgekehrt för uns um so gröfeer, je weniger Arbeit 
uns der fragliche Gegenstand gekostet hat. 

Zum zweiten kann der Satz „Die Arbeit allein schafft Werte" 
zweierlei bedeuten. Er kann bedeuten, dafs die Arbeit allein Gebrauchs- 
werte schafft, er kann aber auch bedeuten, dafs die Arbeit allein Tausch- 
werte schafft, — und beides ist oicht richtig. Was nämlich die angeb- 
liche Schaffung von Gebrauchswerten durch menschliche Thätigkeit an- 
belangt, so ist (wenn wir von den persönlichen Dienstleistungen und 
allenfalls von der künstlerischen Produktion, von der künstlerischen 
Formgebung absehen) eher das Gegenteil richtig, dafs wir mit unseren 
Händen eigentlich gar keinen Gebrauchswert schaffen können, d. h. 
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also, dafs streng genommen nicht die menschliche Arbeit, sondern einzig 
nnd allein die Natur „produktiv ** ist. Dasjenige, was wir an den ver- 
schiedenen Dingen schätzen, d. h. dasjenige an den Dingen, was im 
Stande ist, unsere Bedürfnisse zu befriedigen, ist ja überhaupt nur die 
dem StoflFe innewohnende Naturkraft. An den Nahrungsmitteln schätzen 
wir ihre Fähigkeit, sich unserem Körper zu assimilieren; am Eisen 
schätzen wir seine Festigkeit, seine Härte, seine Elasticität u. s. w.; an 
den verschiedenen Gespinnstfasern schätzen wir ihre Schmiegsamkeit und 
Weichheit, sowie ihre Eigenschaft, die Wärme schlecht zu leiten (also 
Schutz gegen Kälte zu gewähren) u. s. w. ; an den Brenn- und Beleuch- 
tungsstofifen schätzen wir ihre Eigenschaft, sich unter Wärme- und Licht- 
entwickelung mit dem Sauerstoff der atmosphärischen Luft zu verbinden 
u. s. w. Alles dies sind Naturkräfte, die den betreffenden Stoffen von 
Hause aus innewohnen, die Natur bringt diese Kräfte hervor („produziert*' 
dieselben), und wir armseligen Menschenkinder können dem betreffenden 
Stoffe weder ein Atom dieser Naturkraft verleihen, noch können wir 
ihm ein solches nehmen. Und wenn wir etwa sagen, dafs „wir** das 
Eisen in Stahl umgewandelt haben, so ist das einfach eine ganz un- 
wahre und eitle Prahlerei, denn „wir" haben lediglich die Bedingungen 
herbeigeführt, unter denen das Eisen infolge der ihm innewohnenden 
Naturkraft eine gewisse Verbindung mit Kohlenstoff eingeht und sodann 
eine bestimmte Härte und Elasticität annimmt. Und würden diese be- 
treffenden Naturkräfte dem Eisen nicht von Hause aus innewohnen, so 
könnten wir an demselben herumarbeiten bis an das Ende aller Tage, 
es würde trotzdem nie und nimmer Stahl daraus. Unsere gesamte viel- 
gepriesene sogenannte „Produktion" beschränkt sich also darauf, daä 
wir die Naturgegenstände in eine gewisse Lage bringen (herbeischaffen), 
oder dafe wir ihnen eine gewisse Form geben, oder endlich dafs wir 
mit diesen Gegenständen einen gewissen chemischen oder sonstigen 
Naturprozefs einleiten, so dafs es uns möglich wird, die den betreffenden 
Naturgegenständen innewohnenden Naturkräfte in der gewünschten Weise 
zu verwerten (gewissermafsen diese Naturkräfte für unsere Zwecke frei 
zu machen). 

Ebenso verhält es sicli mit der zweiten Behauptung, dafs die Arbeit 
allein Tauschwerte produziert. Schon die erste Voraussetzung des Tausch- 
wertes, die es ermöglicht, dafs ein solcher überhaupt erst entsteht — 
die Institution des Privateigentums — hat mit der Arbeit absolut nichts 
zu schaffen. Im Kommunistenstaat, der kein Privateigentum kennt, ist 
ein do ut des, ein do ut facias oder ein facio ut des überhaupt aus- 
geschlossen, und es könnte höchstens ein facio ut facias sporadisch vor- 
kommen. Allein auch dort, wo das Privateigentum gesetzlich zugelassen 
ist, hat der Tauschwert an sich und in erster Reihe mit der Arbeit 
nichts zu schaffen, denn der Tauschwert ist nichts anderes, als die Mög- 
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lichkeit, im Tausche einen Gegenwert flir den Gegenstand zu erzielen, 
und diese beruht ausschliefslich auf dem Gebrauchswerte und der Selten- 
heit desselben. Man ist nämlich nur dann bereit, f)ir einen Gegenstand 
im Tausche einen Gegenwert zu geben, erstens wenn man den Gegen- 
stand zu besitzen wünscht (d. i. wenn man ihm — ob thatsächlicher, 
ob in-iger Weise, ist gleichgiltig — einen Gebrauchswert beilegt), und 
zweitens, wenn der Gegenstand nicht umsonst zu haben, d. i. also, wenn 
er relativ selten ist. Der Grund dieser Seltenheit, d. i. also, ob der 
Gegenstand ein von Hause aus seltenes Naturobjekt ist (etwa eine selt- 
sam geformte oder besonders schön gefärbte Muschel, die der BetreflFende 
am Meeresstrande zufällig aufgelesen hat), oder ob er selten ist, weil 
er überhaupt kein Naturobjekt, sondern ein Arbeitsprodukt ist, ist gleich- 
giltig. Es genügt für die Entstehung oder das Vorhandensein des Tausch- 
wertes, dafs der Gegenstand irgend ein (wenn auch eingebildetes) Be- 
dürfnis befriedigt, und dafs er selten ist, und der jedesmalige Tausch- 
wert wird um so höher sein, je dringender das Bedürfnis (je höher der 
Gebrauchswert) und je seltener der Gegenstand ist Die Verfechter der 
Tlieorie der wertschaflFenden Kraft der Arbeit haben sich durch die That- 
sache täuschen lassen, dafs die meisten Naturobjekte, wenn sie für den 
menschlichen Gebrauch taugen sollen, einer Be- oder Verarbeitung bedürfen, 
und dafs auch die übrigen natürlichen Güter, die keiner eigentlichen 
Be- oder Vei'arbeitung bedürfen, wenigstens eingesammelt oder herbei- 
geschaflFt werden müssen, und glauben, dafs der (Tausch-)Wert dieser 
Güter in der menschlichen Arbeit steckt, die zur Herstellung, Einsamm- 
lung oder Herbeischaffung derselben erforderlich war. Dies ist jedoch 
unrichtig. Es kann bereitwilligst zugegeben werden, dafs in einer Un- 
zahl von Fällen oder eventuell in der Mehrzahl der Fälle im Preise 
eines Artikels nichts mehr bezahlt wird, als die Arbeit, die zu seiner 
Herstellung, Einsammlung oder Herbeischaffung notwendig war, aber 
einmal läfst sich dies fast nie nachweisen, und sodann giebt es unzählige 
Fälle, in denen der Tauschwert des Gegenstandes die Arbeitsleistung 
(die vielleicht nur im Auflesen eines zufällig am Wege liegenden sel- 
tenen Naturobjektes bestand) weit übersteigt. Ja, es ist sogar der Fall 
denkbar, dafs jemand eine besonders seltene Mifsbildung am eigenen 
Körper, die ihm vom Arzte (um sein Leben zu retten) herausgeschnitten 
werden mufsle, hinterher an irgend ein anatomisches Museum um 
einen sehr hohen Preis verkauft, weil sie ein überaus wertvolles De- 
monstrationsobjekt für den medizinischen Unterricht ist. Wollen etwa 
KoDBERTUs, Marx und Lassälle den hohen Wert dieses pathologischen 
Gebildes auch auf die Werte schaffende Kraft der Arbeit (welcher „Ar- 
beit*'?) zurückführen? 

Der zweite grofse Fehler, den die Engländer (Smith und seine 
Nachfolger) sowie die Begründer des deutschen sogen, „wissenschaft- 
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liehen Sozialismus*' (Rodbertüs, Marx und Lassalle) und viele Andere 
begehen, liegt in ihrer Beantwortung der Frage, wem das Resultat der 
Arbeit gehört. Diese Frage wird durchgehends dahin beantwortet, dafs 
das Arbeitsprodukt „selbstverständlich*^, „von Rechts wegen**, „nach dem 
natürlichen Rechte**, „nach der Natur der Dinge**, und wie die betreflFen- 
den Redensarten alle lauten, dem Arbeiter gehöre. Indes ist diese Ent- 
scheidung der vorliegenden Rechtsfrage durchaus nicht so „selbstver- 
ständlich** oder „natürlich**, als es auf den ersten Blick zu sein scheint. 
Das Eigentumsrecht des Arbeiters am Arbeitsprodukt wäre nur dann 
„selbstverständlich**, wenn der Arbeitende auch jedesmal den StoflF zu 
seiner Arbeit aus seinen blofsen Händen herauswachsen lassen könnte. 
Bekanntlich ist dem aber nicht so ; jede materielle Arbeit mufe sich an 
irgend einem Stoffe verkörpern, und da mufs denn jedesmal die Frage 
auftauchen, wie es möglich sein soll, dafs das Arbeitsprodukt dem Ar- 
beiter gehören soll, wenn der Arbeitsstoff nicht sein Eigentum war. 
Und um nun das Eigentumsrecht des Arbeiters an seinem Arbeitsprodukt 
so recht plausibel und „natürlich** erscheinen zu lassen, wird speciell 
von den älteren Nationalökonomen — in ähnlicher Weise wie dies Smith 
bei seinem Beispiele vom Biber und den zwei Hirschen thut — der 
beliebte „Urzustand** heraufbeschworen. In diesem oft citierten „Ur- 
zustände** ist dann jedesmal quer über das Land ein dicker Strich ge- 
zogen. Links von dem Striche liegt der Urwald, in dem noch gar 
keine Rechtsinstitution existiert und speciell die Institution des Privat- 
eigenturas ganz unbekannt ist — , rechts von dem Striche liegt die civili- 
sierte Welt mit all unseren heutigen wirtschaftlichen und staatlichen Ein- 
richtungen. Hier erklärt sich sodann alles in der „natürlichsten** Weise 
der Welt. Die Menschen in diesem wunderbaren „Urzustände** — die, 
beiläufig bemerkt, jedesmal als rechts von dem dicken Striche lebend 
gedacht werden — brauchen nämlich nur mit einem langen Schritte 
über den dicken Strich hinwegzuschreiten und holen sich aus dem dort 
befindlichem Urwalde alles, was zur Exemplifikation und Erklärung der 
heutigen wirtschaftlichen Erscheinungen gebraucht wird. In diesen Ur- 
wald geht der SMiTHsche Jäger und bringt ganz nach Belieben nach 
je zweitägiger Jagd regelmäfeig entweder einen Biber oder zwei Hirsche 
nach Hause, die er dann jedesmal „rechts vom Striche** nach allen Regeln 
der heutigen Volkswirtschaft verkauft. Und ebenso geht jeder Arbeiter 
regelmäfsig in den Urwald und holt sich dort nach Bedarf alle erdenk- 
lichen Sachen, Holz, Steine, Erden, Metalle, Früchte, Tiere u. s. w., die 
er dann jedesmal „rechts vom Striche** in der gewünschten Weise zur 
Produktion der verschiedensten Güter verwendet. Hier also beruht das 
„natürliche** Recht des Arbeiters auf sein Arbeitsprodukt auf der Occu- 
pation des Arbeitsstoffes. Woher aber die Berechtigung des Satzes „res 
nullius cedit primo occupanti**? 



Digitized by 



Google 



104 Enter Teil. 

Indes ist damit die Sache noch nicht abgethan. Denn selbst wenn 
man fingiert, daüs jedes civilisierte Land einen derartigen herrenlosen 
Urwald besitzt, in dem jeder nach Bedarf alle erdenklichen Schätze 
und Rohstoffe holen darf, so wäre damit doch nur in jenen Verhältnis- 
mäfsig wenigen Fällen das Eigentumsrecht des Arbeiters an seinem 
Arbeitsprodukte erklärt, in denen der Arbeiter sagen darf, dafs er sein 
Arbeitsprodukt allein hergestellt habe. Dies ist zwar — wie bereits 
an früherer Stelle auseinandergesetzt wurde — eigentlich nie der Fall, 
indes kann man bei relativ einfachen Beschäftigungen (also etwa wenn 
jemand im Walde Holz, Beeren, Schwämme u. dergl. sammelt, wenn 
jemand mit 8elb8tgefe4*tigten Bogen und Pfeilen im Walde jagt, oder 
mit selbstgefertigtem Boote und Netze Fische fängt) davon absehen und 
annehmen, dafs der Mann sein Arbeitsprodukt allein hergestellt habe 
und daher auch von Rechts wegen alleiniger Eigentümer desselben sei. 
Allein schon wenn zwei zusammenarbeiten — wenn beispielsweise der 
eine das Holz sägt und der zweite es spaltet — , ist es nahezu unmög- 
lich, haarscharf zu bestimmen, wie viel der eine, wie viel der andere 
produziert hat, welchen Teil des gemeinsamen Arbeitsproduktes daher 
jeder als sein Eigentum für sich beanspruchen darf. Und nun ver- 
gegenwärtige man sich ein ganzes Volk als arbeitende Einheit und 
versuche die Frage zu beantworten, welchen Teil des Nationalproduktes 
der Handarbeiter, der Ingenieur, der Richter, der Priester, der Polizei- 
mann, der Soldat u. s. w. als sein Arbeitsprodukt betrachten und daher 
als sein Eigentum beanspruchen darf. 

RoDBERTüS (in den im vorigen Kapitel citierten Stellen) meint 
allerdings, dafs die produzierten Güter (das Nationalprodukt) das Ar- 
beitsresultat ausschliefslich der Handarbeiter seien, und zwar sowohl 
derjenigen Handarbeiter, welche die betreffenden Güter selbst hergestellt 
haben, als derjenigen Arbeiter, welche die hierzu erforderlichen Pro- 
duktionswerkzeuge angefertigt haben, und dafs die Richter, Soldaten, 
Lehrer , Arzte u. s. w. keinen Teil haben am Arbeitsprodukte. Allein 
diese Behauptung ist handgreiflich falsch, Richter, Soldaten, Polizei- 
leute, Lehrer, Ärzte u. s. w. sind unstreitig sehr notwendige Mitglieder 
der menschlichen Gesellschaft und sind nur in der Weise entstanden, 
dafs die Berufe sich gesondert haben. Besä&en wir diese gesonderten 
Berufe nicht, weil jeder Bürger in erster Reihe Handarbeiter wäre, so 
müfsten, da ja die gedachten Funktionen unentbehrlich sind, die ein- 
zelnen Bürger sie der Reihe nach übernehmen. Es müfste also der 
einzelne Bürger an einem Tage des Monates als Geschworener im Ge- 
richtshause Recht sprechen, am folgenden Tage müfste er als Milizmann 
an der Waffenübung teilnehmen, am dritten Tage müfste er in einer 
Schule Unterricht erteilen, am vierten Tage die Stelle des Polizeimannes 
übernehmen, am fünften Tage in einem Krankenhause die Kranken 
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pflegen, am sechsten Tage die Strafsen fegen und sonstige Reinigungs- 
arbeiten besorgen u. s. w., so dafs ihm eventuell nur zwanzig Tage 
des Monates für seine eigentliche Handarbeit auf dem Felde oder in der 
Werkstätte übrig bleiben würden. Wenn nun der Mann heute, wo alle 
die gedachten Beschäftigungen von besonderen Berufständen besorgt 
werden, nicht nur zwanzig, sondern volle dreifsig Tage im Monat auf 
dem Felde oder in der Werkstätte ungestört arbeiten kann, darf er dann 
behaupten, dafs er das ÄrbeitsprQdukt des Monates allein hergestellt' 
habe, oder wird er nicht vielmehr zugeben müssen, daUs er nur aus dem 
Grunde so viel im Monat herstellen konnte, weil er durch den Richter, 
den Soldaten, den Lehrer u. s. w., kurz alle jene Personen, die die 
vorhin erwähnten Funktionen übernehmen, entlastet würde? 

Smith und seine Anhänger einerseits, Rodbertüs, Mabx, Lassalle 
und deren Anhänger anderseits lassen sich durch die Thatsache, dafs 
nur der eigentliche Handarbeiter Hand anlegt, und dafs der Arbeitsstoff 
unter seinen Händen eine neue Form annimmt, täuschen; sie übersehen, 
dafe der Richter, der Soldat, der Krankenpfleger, der Lehrer u. s. w. 
dem eigentlichen Arbeiter eine ganze Menge — wenn man so sagen 
darf — „toter Arbeitslast** abnimmt, so dafs dieser sich nunmehr aus- 
schlie&lich und ungestört der eigentlichen Güterproduktion hingeben 
kann, und stellen nun die Behauptung auf, dafs der eigentliche Hand- 
arbeiter und nur er allein die betreffenden Güter hergestellt habe. 
Anderseits aber sind diese übrigen Personen (der Richter, der Arzt, der 
Lehrer, der Soldat u. s. w.) ganz unentbehrliche Funktionäre, die selbst- 
verständlich auch essen und leben müssen. Und da aus ihren Händen 
kein Brot und keine Kleider hervorgehen, so bleibt nichts anderes übrig, 
als dafs von dem Arbeitsprodukte der eigentlichen Handarbeiter ein Teil 
hinweggenommen werden mufs, um jene Personen zu ernähren. Stellt 
man sich dann auf den Standpunkt, dafs jedem Arbeiter sein Arbeits- 
produkt „von Rechts wegen" gehöre, so erscheint es begi-eiflicherweise 
als eine widerrechtliche Verkürzung des Arbeiters, wenn man ihm einen 
Teil „seines** Arbeitsproduktes abnimmt, um es anderen Personen zu- 
zuwenden. So entstand jene Lehre von der „Ausbeutung**, die — wie 
schon an früherer Stelle hervorgehoben wurde — bei Rodbertüs, Mabx, 
Lassalle und den Anhängern der sozialdemokratischen Lehre den 
Archimedischen Punkt bildet, von welchem aus die heutige Staats- und 
Gesellschaftsordnung aus den Angeln gehoben werden soll. 

Für die Frage nach der Berechtigung der einzelnen Einkommens- 
zweige ergeben sich ans der vorstehenden Auseinandersetzung nach- 
stehende Resultate. 

Die Berechtigung des Arbeitseinkommens wird von keiner Seite in 
Zweifel gezogen. Hingegen wird bekanntlich das Einkommen des Grund- 
besitzers, des Kapitalisten und teilweise auch das des Unternehmers von 
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den Anhängern der sozialdemokratischen Lehre als ungerechtfertigt 
bekämpft, weil es nicht aus der eigenen Thätigkeit, sondern aus dem 
„Besitze'', d.i. aus der Ausbeutung des eigentlichen Arbeiters herrtthrt, 
Anders lautet die Antwort, wenn man den Standpunkt einnimmt, der 
in der vorstehenden Auseinandersetzung festgehalten wurde, indes ist 
auch hier die Begründung verschieden, je nachdem man die Frage vom 
Gesichtspunkte der Privatwirtschaft oder von dem der Volks- oder all- 
gemeinen Wirtschaft aus betrachtet. 

Betrachtet man die Sache vom Standpunkte der Privatwirtschaft 
unter der Herrschaft der heutigen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung, 
welche das Privateigentum auch am Produktionsmittel, zuläfst und hält 
man gleichzeitig an der naturwissenschaftlich feststehenden Thatsache 
fest, dafs nur die Natur (und nicht unsere Arbeit) produktiv ist, d. h. dafs 
es einerseits keinen Naturstoff ohne eine ihm innewohnende Kraft giebt, 
und dafs wir anderseits weder ein Atom Stoff hervorbringen, noch dem 
Stoffe auch nur ein Atom Kraft verleihen können, so gelangt man zu 
dem Ergebnisse, dafs die Grund- und die Kapitalrente ganz natur- 
gemäfse und absolut gerechtfertigte Einkommenszweige sind, über die 
man nie und nimmermehr hinauskommt. Am deutlichsten tritt dies in 
der Grundrente hervor. Im Boden wirken nun einmal gewisse produk- 
tive Naturkräfte, und dafs dem so ist, beweist die Thatsache, dafs auch 
derjenige Boden, den noch nie eines Menschen Fufs betreten hat. Pflanzen 
und Tiere hervorbringt. Umgekehrt aber kann ein Mensch, der noch 
so viel gelernt hat und noch so viele Pflüge, Sensen, Sicheln und Dresch- 
maschinen besitzt, bekanntlich kein einziges Getreidekorn hervorbringen, 
wenn er nicht Über einige Grundstücke verfügt. Anderseits läfst die 
heutige Wirtschafts- oder Gesellschaftsordnung das private Eigentum 
am Grund und Boden zu und gestattet damit, dafs der Grundeigentümer 
über die im Boden waltenden Naturkräfte verfügt. Wenn daher heute 
ein Mann, der landwirtschaftliche Kenntnisse besitzt und über das er- 
forderliche Wirtschaftsinventar verftlgt, an den Grundbesitzer herantritt 
und ihn um die Überlassung einiger Grundstücke ersucht, so erlangt er 
die Verfügungsgewalt über aufserordentlich wertvolle Produktivkräfte 
der Natur, welche ihn in den Stand setzen, seinen Wunsch zu realisieren 
und Getreide hervorzubringen. Und wenn nun unser Mann dem Grund- 
besitzer für die Überlassung der Grundstücke einen Teil der erzielten 
Bodeuprodukte als Pachtschilling — die sogen. Grundrente — bezahlt, so 
kann man doch nicht behaupten, dafs er nun ausgebeutet werde, denn 
er erwirbt für diesen Prachtschilling die ausschliefsliche Verfügungs- 
gewalt über die im Boden waltenden Naturkräfte, geradeso wie ein 
Zweiter, der sich einen Rock kauft, für den Kaufpreis des Rockes die 
ausschliefsliche Verfügungsgewalt über die im Rocke waltenden Naturkräfte 
(schlechte Wärmeleitung, Undurchlässigkeit gegen Nässe u. s. w.) erwirbt. 
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Das Gleiche gilt mutatis mutandis von der Kapitalrente. Versteht 
man unter ^Kapital** die verschiedenen Produktionsmittel (nicht eine 
gröfsere Geldsumme) , so liegt es auch wieder auf der platten Hand, 
dafs in den Produktionsmitteln, speciell in den Produktionswerkzeugen 
— genau wie in den Grundstücken — gewisse produktive Naturkräfte 
walten. Wenn wir daher aus irgend einem Stoffe mit Hilfe gewisser 
Werkzeuge ein neues Gut herstellen und uns die Frage vorlegen, wem 
wir denn dieses neue Gut verdanken, so müssen wir im Gegensatze zu 
RoDBERTüS (der, wie im vorhergehenden Kapitel hervorgehoben wurde, 
diese Frage nicht vom „naturwissenschaftlichen*', sondern vom „wirt- 
schaftlichen*' Standpunkte beantwortet wissen will) uns sagen, dafs wir 
das fragliche Gut dem Zusammenwirken dreier sogen. „Faktoren" ver- 
danken, nämlich der Natur, die uns den Stoff zur Arbeit geliefert hat, 
der Arbeit und dem Werkzeuge, welches die Arbeit unterstützt hat. 
Wenn daher Jemandem von einem Zweiten Produktionswerkzeuge leih- 
weise überlassen werden, so erlangt derselbe damit, ebenso wie der 
Pächter eines Grundstückes, die ausschliefsliche Verfügungsgewalt über 
die in diesen Produktionswerkzeugen waltenden Naturkräfte. Es ist 
also auch wieder keine Ausbeutung, sondern nur recht und billig, wenn 
der Entlehner für die Überlassung der geliehenen Produktionswerkzeuge 
einen Teil der mit Hilfe derselben hergestellten Produkte dem Eigen- 
tümer der Produktions Werkzeuge als Zins entrichtet. 

Versteht man unter Kapital eine (gröfsere) Geldsumme, so kann 
unter der Herrschaft der heutigen Wirtschaftsordnung im Falle eines 
Darlehens gegen die Verpflichtung des Schuldners zur Zinsenzahlung 
gleichfalls keine gegründete Einwendung vorgebracht werden. Das 
Geld ist heute der Repräsentant und Träger des Wertes im allgemeinen. 
Wer Geld in die Hand bekommt, erlangt damit die Möglichkeit, die 
ihm fehlenden Werkzeuge und Arbeitsstoffe zu erwerben und Güter zu 
erzeugen. Der Schuldner entriclitet also den Zins als Entgelt flir diese 
ihm Vorteil bringende Möglichkeit. 

Ahnlich verhält es sicli mit dem Gewinne des Unternehmers, der 
allerdings von einem doppelten Gesichtspunkte aus betrachtet werden 
kann. Ist der Unternehmer nämlich mit im Geschäfte thätig, in der 
Weise, dafs er wie etwa der Handwerksmeister oder der Bauer mit- 
arbeitet, oder dafs er wenigstens das Geschäft leitet, so erscheint sein 
Gewinn (oder wenigstens der betreffende Teil desselben) als Entgelt für 
diese Thätigkeit, also als Arbeitseinkommen. Indes giebt es auch 
Unternehmer, die nicht einmal diese Aufgabe übernehmen, sondern sich 
begnügen, ihr Unternehmen (Fabrik, Grundbesitz u. s. w.) durch be- 
soldete Direktoren leiten zu lassen, und selbst einem derartigen Unter- 
nehmereinkommen kann die Berechtigung vom privatwirtschaftlichen 
Standpunkte aus nicht abgesprochen werden. Dieselbe liegt in der 
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Übernahme des Risikos darch den Unternehmer. Dieser kann nämlich 
nicht im voraus wissen, ob sein Unternehmen gelingen und sich aus- 
zahlen wird. Trotzdem verpflichtet er sich, dem Grundbesitzer, dem 
Kapitalisten und dem Arbeiter ein fixes Entgelt zu zahlen und einen 
sich etwa ergebenden Verlust aus Eigenem zu tragen. Aber selbst- 
verständlich beansprucht er dann auch das Recht, einen etwa sich er- 
gebenden Gewinn als Entgelt für die Übernahme dieses Risikos für 
sich behalten zu dürfen. Julius Wolf („Sozialismus und kapitalistische 
Gesellschaftsordnung'', Stuttgart 1892, S. 427 flf.) illustriert m. E. diese 
Funktion des Unternehmers ganz richtig, wenn er sagt, dafs derselbe 
nicht nur eventuell sein Unternehmen selbst leitet, sondern dafs er 
häufig nebenbei auch noch die Rolle eines „Goldsuchers*' oder „Schatz- 
gräbers'', eines „Pioniers des technischen Fortschrittes" und eines „Wellen- 
brechers" tibernimmt. Bezüglicli der Funktion als „Goldsucher" oder 
„Schatzgräber" verweist Wolf insbesondere auf die zahlreichen Berg- 
werksunternehmer, die oft Tausende und Zehntausende flir Bohrversuche 
verausgaben, ehe es ihnen gelingt, eine abbauwürdige Lagerstätte nutz- 
barer Mineralien aufzufinden. Als „Pioniere des technischen Fortschrittes" 
bezeichnet er diejenigen Unternehmer, welche — ähnlich den „Schatz- 
gräbern" — oft bedeutende Summen verausgaben und daran wagen, um 
eine neue technische Erfindung zu verwerten. „Wellenbrecher" endlich 
nennt er diejenigen (grofsen) Unternehmer, die während schlechter Ge- 
schäftszeiten ihr Unternehmen mit Verlust weiterbetreiben, bis wieder 
günstigere Zeiten eintreten, und während dieser schlechten Zeiten ihre 
Angestellten über Wasser halten. 

Zu demselben Resultate — wenn auch auf anderem Wege — ge- 
langt man, wenn man die verschiedenen Einkommenszweige vom Ge- 
sichtspunkte der Volks- oder allgemeinen Wirtschaft betraclitet. Hier 
fällt die Frage nach der Berechtigung der Grund- und Kapitalrente 
sowie des Unternehmergewinnes mit der Frage nach der Berechtigung, 
d. i. der volkswirtschaftlichen Bedeutung des privaten Grund- und 
Kapitaleigentums zusammen. Diese letztere nun liegt, um es mit einem 
Worte zu sagen, darin, dafs das private Grund- und Kapitaleigentum 
ein eminentes Mittel ist, die Mensehen zum harmonischen Zusammen- 
wirken und zur Subordination unter einen leitenden Willen zu zwingen. 
Der einzelne Mensch in seiner Isolierung ist schwach und vermag — 
wenn er im Kampfe ums Dasein mit der äufseren Natur einzig und 
allein auf die eigene Kraft angewiesen ist — nur notdürftig seine 
Existenz zu fristen. Der Reiz, der in der Lektüre der Erzählung von 
Robinson Crusoe liegt, besteht ja doch nur darin, dafe uns anschaulich 
vor Augen geführt wird, wie es dem armen SohiflFbrüchigen nach Über- 
windung unsäglicher Schwierigkeiten gelingt, sein Leben mühsam zu 
fristen, und wie seine Lage sich mit einem Schlage wesentlich verbessert, 
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als es ihm gelingt, in der Person des Wilden ,,Freitag*' einen Crefährten 
zu finden. Oder mit anderen Worten, der Mensch ist — wie Schäpfle 
sehr richtig bemerkt — darauf angewiesen, den „kollektiven Kampf 
ums Dasein** mit der äufseren Natur zu führen. Sollen aber die Men- 
schen kollektiv um ihr Dasein kämpfen und ringen, so müssen sie — 
genau wie die verschiedenen Truppenteile und Truppenkörper auf dem 
Schlachtfelde — nach einem einheitlichen Plane vorgehen, und dies 
wieder setzt voraus, dafs sie sich widerspruchslos einem einheitlichen, 
leitenden Willen unterwerfen und fügen. (Ob dieser leitende Wille ein 
vorher gefafster Mehrheitsbeschlufs oder das Kommandowort eines An- 
führers ist, ist selbstverständlich gleichgiltig.) Nun giebt es aber nur 
zwei Mittel, die Menschen gegen ihre ursprüngliche Neigung im kurzen 
Wege (d. i. ohne vorhergehende umständliche IJberredung oder Belehrung) 
zur Unterwerfung unter einen fremden Willen zu veranlassen. 

Das erste derselben ist die Sklavenpeitsche , d. i. die Anwendung 
roher physischer Gewalt. Dieselbe ist jedoch einmal nicht allerorts an- 
wendbar, denn sie setzt die gröfsere physische Kraft auf selten des- 
jenigen voraus, der sich zum „Herrn*' aufwerfen möchte, und ob er 
diese gröfsere Muskelkraft besitzt, ist fraglich. Anderseits erzwingt die 
Sklavenpeitsche bekanntlich nur einen sog. äufseren Gehorsam, d. h. 
der Sklave gehorcht in der Regel nicht aus innerer Überzeugung — 
„der Not gehorchend, nicht dem inneren Triebe** — und gehorcht dem- 
gemäfs nur so weit, als er mufs, um einer Strafe zu entgehen. 

Das zweite Mittel, um jemanden zum sofortigen Gehorsam zu ver- 
anlassen, ist das Versprechen eines Vorteiles, d. h. also das Versprechen, 
dafs er irgend welche wertvolle Güter (heute in der Regel Geld) er- 
halten soll, wenn er dies oder jenes thut. Das Versprechen, etwas zu 
geben, setzt aber selbstverständlich voraus, dafs der Versprechende 
etwas hat oder besitzt, und besitzen kann man nur, wenn die Institution 
des Eigentums besteht und das Besitzen gestattet. Hierin liegt die grofse 
volkswirtschaftliche Bedeutung des Eigentums, und dieselbe tritt so recht 
klar hervor, wenn man sich die Zustände in einem ganzkommunisti- 
schen Gemeinwesen — sagen wir beispielsweise in Utopien — ver- 
gegenwärtigt, in welchem überhaupt kein Privateigentum existiert. 
Anderseits mufs man daran festhalten, dafs die menschliche Kultur vor- 
wiegend in der Dienstbarmachung der Naturkräfte besteht, und dafs die 
Unterwerfung der Naturkräfte unter den Willen des Menschen die Her- 
stellung zahlreicher und mitunter sehr grofser technischer Vorrichtungen 
und Werkanlagen erfordert. Wenn nun beispielsweise die Regierung 
in Utopien zu dem Resultate gelangen würde, dafs die Herstellung 
eines Eisenbahnnetzes dem Lande zu grofsem Vorteile gereichen würde, 
so würden sich dort der Realisierung dieses Planes die allergröfsten 
Schwierigkeiten entgegenstellen. Die Herstellung von Eisenbahnen 
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kostet nämlich hekanntlich aufserordentlich viel Arbeit, und wenn nnu 
die Bürger in Utopien mit dem bekannten Hinweise auf die Urgrofs- 
eltern, die Grofseltem und die Eltern, denen die geplante Neuerung 
ganz fremd war, und die ohne dieselbe glücklich und zufrieden lebten, 
sieh weigern würden, die verlangte Mehrarbeit zu leisten, so müiste der 
Bau der Eisenbahn unterbleiben, weil die Regierung kein Machtmittel 
besitzt, die Bürger zum sofortigen Gehorsam zu veranlassen. Der Re- 
gierung bliebe kein anderes Auskunftsmittel übrig, als durch die Ver- 
öffentlichung von Schriften und durch die Abhaltung von öffentlichen 
Vorträgen auf die Bevölkerung belehrend einzuwirken, und erst wenn es 
ihr gelungen wäre, wenigstens die gröfsere Hälfte der Bürgerschaft zu 
belehren und von den Segnungen der Eisenbahnen zu überzeugen, dürfte 
sie hoffen, dafs der Bau der gewünschten Bahnen von der Majorität der 
Bevölkerung votiert und sodann durchgeführt würde. Ganz anders im 
heutigen Staate, in dem das private Grund- und Eapitaleigentum 
existiert. Wenn heute jemand eine technische Erfindung oder Ent- 
deckung macht und davon überzeugt ist, dafs die Herstellung der be- 
treffenden Anlagen dem Lande zum Vorteil gereichen (und demgemäfs 
auch für den Unternehmer gut rentieren) würde, so kann er seinen 
Plan so zu sagen im Handumdrehen realisieren. Besitzt er selbst das 
erforderliche Geld, so kann er sofort bauen und arbeiten lassen; und 
besitzt er selbst das erforderliche Geld nicht, so verursacht es heute 
keine gi-ofsen Schwierigkeiten, den notwendigen Geschäftsfonds ent- 
weder im Wege des Darlehns oder der Gründung einer Aktien- oder 
sonstigen Gesellschaft aufzubringen. Die erforderlichen Arbeitskräfte 
sind augenblicklich gewonnen und mit Vergnügen bereit, die gewünschten 
Arbeiten (ohne im geringsten nach dem Zwecke derselben zu fragen) 
auszuführen, wenn ihnen ein entsprechender Lohn in Aussicht gestellt 
wird. Die volkswirtschaftliche Bedeutung oder Rolle des Eigentümers 
(und zwar gleichgiltig, ob er „Unternehmer'', „Grundeigentümer" oder 
„Kapitalist" ist) besteht also darin, dafs er mit seinem Eigentum (mit 
seinem Gelde) die im Kommunistenstaate so au&erordentlich schwer zu 
lösende Aufgabe spielend vollführt, die Arbeitskräfte zum Gehorsam 
und zum harmonischen Zusammenwirken zu veranlassen. Dieser sehr 
wesentliche Dienst, den er der Gesamtheit leistet, mufs ihm bezahlt 
werden, und die Bezahlung heilst Unternehmergewinn bezw. Grund- 
oder Kapitalrente. (Eingehenderes über die Würdigung der Lehren von 
RoDBERTUS, Marx und Lasalle sowie über die Berechtigung der ver- 
schiedenen Einkoramenszweige findet sich iu meiner, 1885 in Innsbruck 
erschienen Schrift: „Die Grundlagen und Ziele des sogenannten wissen- 
schaftlichen Sozialismus".) 

Wenn übrigens der im Vorstehenden dargelegte Gedankengang auch 
zu dem Resultate geführt hat, dafs die Grund- und die Kapitalrente 
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sowie der Unternehmergewinn ihre Berechtigung haben, so soll damit 
nicht gesagt sein, dafs daneben keine „Ausbeutung*' speciell der Arbeiter 
vorkommt. Allerdings ist es geradezu ein Ding der Unmöglichkeit, 
haarscharf und mit mathematischer Genauigkeit bestimmen zu wollen, 
wie grofs der Unternehmergewinn, die Grund-, die Kapitalrente und 
der Ai'beitslohn „von Rechts wegen^ sein sollte, und demgemäÜB ist es 
auch ganz unmöglich zu bestimmen, wo speciell der „gerechte^ Arbeits- 
lohn aufhört und die „Ausbeutung'' anfängt, und daher kann diese 
Frage immer nur nach dem (mehr oder weniger willkürlichen) „Billig- 
keitsgefthle" beantwortet werden; allein dals Bewucherung und Aus- 
beutung in unzähligen Fällen thatsächlich vorkommen, steht leider un- 
zweifelhaft fest. 
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Zweiter Teil. 
Die einzelnen Einkommenszweige. 



1. Kapitel. Die C^randrente. 

§ 1. Begriff der Grundrente. Unter Grundrente im allgemeinen oder 
Grandrente im weiteren Sinne des Wortes versteht man das Einkommen, 
welches der Grundeigentümer aus seinem Grund und Boden bezieht. 
Dasselbe besteht in den Nutzleistungen, die der Boden seinem Besitzer 
(oder allgemeiner gesprochen: dem Menschen) gewährt. Diese Nutz- 
leistungen sind hauptsächlich dreierlei Art. Der Boden trägt zunächst 
unsere Wohn- und Werkgebäude, und da — speciell dort, wo meh- 
rere Menschen beisammen wohnen — die Lage eines Gebäudes wirt- 
schaftlich von grofser Bedeutung sein kann, so entwickelt sich hier- 
aus diejenige Form der Bodenrente, die man als die städtische 
Grundrente bezeichnet. Im Boden wirken zweitens gewisse natür- 
liche Kräfte, welche den Pflanzenwuchs hervorbringen; es ist dies die 
sogen, natürliche Fruchtbarkeit des Bodens, die bekanntlich in den ein- 
zelnen Grundstücken verschieden ist. Hieraus entwickelt sich diejenige 
Form der Bodenrente, die man als die landwirtschaftliche Grund- 
rente bezeichnet; indes ist für die Höhe der landwirtschaftlichen 
Grundrente (für das Erträgnis eines der Landwirtschaft gewidmeten 
Grundstückes) unter Umständen, d. h. soweit das Gelderträgnis des be- 
treffenden Grundstückes in Frage kommt, nicht nur die natürliche Frucht- 
barkeit, sondern auch die Lage desselben zum Markte (Nähe zur Stadt, 
Lage an einem schiffbaren Flusse u. dergl.) von Bedeutung. Endlich 
drittens birgt der Boden in seinem Innern gewisse nutzbare Stoffe (Mi- 
neralien), die wir zu gewinnen bestrebt sind, und hieraus entwickelt 
sich eine dritte Form der Grundrente, die sogen. Bergwerksrente, 
die begreiflicherweise auch wieder je nach der Art dieser nutzbaren 
Mineralien (Metalle, Kohle, Petroleum, Erdwachs u. dergl., Salz, Lehm, 
Porzellanerde, Bau- oder Pflastersteine, Sand u. dergl.), je nach dem 
natürlichen Reichtum der betreffenden Lagerstätte und je nach der 



Digitized by 



Google 



1. Kapitel. Die Grundrente. It3 

Lage dieser Lagerstätte zum Markte verschieden ist. Strenggenom- 
men sollte man innerhalb der Bergwerksrente noch unterscheiden, 
und zwar die eigentliche Bergwerksrente, d. i. die Rente, die aus der 
Ausbeutung einer Lagerstätte nutzbarer Mineralien fliefst, sodann die 
Rente aus einer Heilquelle und schliefslich die Rente, die sich aus der 
Nutzbarmachung der Triebkraft eines fliefsenden Gewässers ziehen läfst. 
Der Unterschied liegt darin, daTs die Lagerstätte nutzbarer Mineralien 
einen Vorrat von bestimmter Gröfse repräsentiert, der allmählich ab- 
gebaut wird, während die Heilquelle bezw. das fliefsende Gewässer — 
wie man zu sagen pflegt — von „ewiger*' Dauer ist. Will man noch 
weiter gehen, so könnte man, speciell in unserer heutigen reiselustigen 
Zeit, eventuell auch noch von einer ans der Naturschönheit fliefsenden 
Grundrente sprechen (Steigerung der Grundpreise in Villeggiaturorten, 
Erträgnis der Hotels auf Bergspitzen oder sonstigen schönen Aussichts- 
punkten u. dergL). Es bedarf keiner weiteren Auseinandersetzung, dafs 
diese Art der Grundrente zur Kategorie der städtischen Grundrente ge- 
hört, weil sie aus der günstigen Lage, des betreffenden Haus- oder 
Gartengiiindstüekes herrührt, allein man war bisher immer daran ge- 
wöhnt, bei der städtischen Grundrente ausschliefslich an geschäftliche 
Vorteile zu denken, die dem Besitzer eines städtischen Grundstückes 
oder Hauses aus dessen günstiger Lage erwachsen, während im vor- 
liegenden Falle die letzte Ursache der Grundrente in der Naturschön- 
heit bezw. in der Vorliebe der modernen Kulturmenschen für Natur- 
schönheiten zu suchen ist. 

Der Begriff der Grundrente konnte begreiflicherweise erst entstehen, 
als der Bezug der Grundrente deutlich sichtbar wurde, und dies war 
dort und dann der Fall, wo und wann der ursprünglich seinen Grund 
selbst bewirtschaftende Eigentümer sich so zu sagen in zwei Personen, 
in den nicht wirtschaftenden Grundeigentümer und den eigentlichen 
Bodenbebauer, d. i. den Pächter, spaltete. Das klassische Land der 
Bodenverpachtung war und ist bekanntlieh England. Infolge der dort 
seit langer Zeit allgemein herrschenden Sitte, die Landgüter zu ver- 
pachten, trat es dort handgreiflich klar hervor, dafs drei Kategorien 
von Personen ihren Lebensunterhalt aus dem Ertrage eines Landgutes 
bezogen oder sich in den Ertrag eines Landgutes teilten: der Grund- 
eigentümer, der sein Landgut nicht bewirtschaftet, sondern verpachtet 
und hierflir den Pachtschilling — die Pacht -„Rente^, auch „Rente*' 
allein genannt — bezieht, der Pächter, der das Wirtschaftsinventar und 
den Betriebsfond (das „Kapital*') beistellt und vom Erlöse der Boden- 
produkte denjenigen Teil für sich behält, der ihm nach Bezahlung 
des Pachtschillings an den Grundeigentümer und der Löhne an seine 
Arbeiter verbleibt, und schliefslich der Arbeiter, der vom Pächter aus 
dem Erträgnisse des Landgutes seinen Lohn erhält. Auf diese Weise 
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gewöhnte man sieh in England daran, das rohe Erträgnis eines Land- 
gutes (d. i. den für die Bodenprodukte erzielten Preis) in drei Teile zu 
teilen: in die Landrente des Grundeigentümers, den (Kapital-)Gewinn 
des Pächters und den Lohn der Arbeiter. Ein so methodisch geschul- 
ter und so scharf denkender Geist wie Adam Smith konnte begreiflicher- 
weise bei dem Preise der Bodenprodukte nicht stehen bleiben, sondern 
mulflte sich konsequenterweise die weitere Frage vorlegen, in welche 
Bestandteile die Preise aller Artikel überhaupt zu zerlegen seien. Und 
da begreiflicherweise jeder körperliche Gegenstand, jedes materielle 
Gut in letzter Reihe dem Boden entstammt, so muXste Smith notge- 
drungen zu dem Resultate gelangen, dafs der Preis eines jeden Artikels 
in die genannten drei Bestandteile aufgelöst werden müsse, in die Grund- 
rente, in den Gewinn des Kapitalisten (sei dies nun der Pächter des 
Landgutes oder der Fabrikant) und in den Lohn des Arbeiters. (Später, 
als es dann öfter vorkam, dafs irgend ein „unternehmender*' Kopf auf 
gepachtetem Boden mit geliehenem Kapital und mit gedungenen Arbei- 
tern eine Güterproduktion in Scene setzte und betrieb, gewöhnte man 
sich daran, neben der Grundrente, dem Kapital-„Zins*' und dem Arbeits- 
lohne einen vierten „Einkommenszweig'', nämlich den „Gewinn des 
Unternehmers" aufzustellen und anzuerkennen.) 

Auf diese Weise entstand die Lehre von den verschiedenen Ein- 
kommenszweigen und speciell also die Lehre von der Grundrente in 
England, und zwar war es — wie erwähnt — Adam Smith, der in 
seinem im Jahre 1776 erschienenen berühmten Werke „Inquiry into the 
nature and causes of the wealth of nations'' zum ersten Male von den 
verschiedenen Einkommenszweigen und somit von der Grundrente han- 
delte. Schon ein Jahr später (1777) erschien in England ein zweites 
Werk „An inquiiy into the nature of the corn laws" von J. Anderson, 
welches die Frage der Grundrente und deren leitende Grundsätze er- 
öi-terte, allein keine weitere Beachtung fand. 1815, unmittelbar vor 
dem Erscheinen des RiCARDOschen Werkes, erschienen zwei weitere 
Schriften: „An inquiry into the nature and progress of rent and the 
principles, by which it is regulated" von Malthus und „An essay on 
the application of capital to land** von E. West, in welchen ähnliche 
Ansichten über die Grundrente ausgesprochen werden wie von Ricardo. 
In demselben Jahre (1815) erschien David Ricardos Schrift „On the 
influence of a low price of corn on the profits of stock", in welcher er 
seine Ansichten über die Grundrente entwickelte und zur Vertheidigung 
der freien Getreideeinfuhr benutzte. Die hier entwickelte Lehre von 
der Grundrente nahm Ricardo sodann in sein 1817 erschienenes syste- 
matisches Handbuch der politischen Ökonomie: „Principles of political 
economy and taxation** hinüber. Die RiCARDOsche Grundrententheorie hat 
zwar so manche Anfechtung erfahren, sie ist jedoch in der Wissea- 
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Schaft zur herrgohenden geworden und so ziemlich die herrscheade 
geblieben. 

SiCABDO definiert die Rente (und zwar die landwirtschaftliche Grund- 
rente) in folgender Weise. Er sagt (in seinen „Principles", Chap. 2, 
Alin. 2): „Rente ist derjenige Teil des Erzeugnisses der Erde, welcher 
dem Grundherrn ftlr die Benutzung der ursprünglichen und unzerstör- 
baren Kräfte des Bodens bezahlt wird.** (Übers, v. Baumstark.) Im 
gewöhnlichen Leben versteht man unter „Grundrente'' (wie übrigens 
schon Ricardo seiner vorstehenden Definition hinzufügt) in der Regel 
einfach den Pachtschilling, d. i. diejenige Summe, die der Pächter dem 
Grundeigentümer für die Überlassung der Grundstücke bezahlt. Indessen 
ist dies nicht richtig. Ricardo will unter Grundrente das Äquivalent 
verstanden wissen, welches dem Grundeigentümer für die Benutzung 
der im Boden waltenden, ihm innewohnenden Naturkräfte gezahlt wird. 
Nun giebt es aber in Kulturländern fast kein Landgut oder Grundstück, 
in welches nicht im Laufe der Zeit irgend ein gröfseres oder kleineres 
Kapital (Bau von Wirtschaftsgebäuden, Entwässerungs- oder Bewässe- 
rungsanlagen u. s. w.) — wie man zu sagen pflegt — „hineingesteckt 
worden wäre; es enthält daher fast jeder Pachtschilling neben der eigent- 
lichen Grundrente auch noch den Zins für das mit dem Grundstücke 
untrennbar verbundene Kapital, während unter „Grundrente" nur das 
Entgelt verstanden werden soll, welches ausschliefslich für die Boden- 
nutzung — und nicht für die Nutzung der mit dem Boden verbundenen 
Kapitalien — gezahlt wird. Indes ist diese Unterscheidung lediglich 
eine theoretische, da sich in der Praxis fast nie bestimmen und aus- 
scheiden läfst, welche Kapitalien im Laufe der Zeit mit irgend einem 
Grundstücke oder Landgute untrennbar verbunden wurden* 

Der Begrifi^ der Grundrente kann auch in anderer Weise veranschau- 
licht werden. Betrachten wir irgend ein beliebiges Sachgut, sagen wir 
beispielsweise 10 Hektoliter Getreide, so müssen wir uns sagen, dafs 
die He»8tellung dieses Sachgutes, also dieser 10 Hektoliter Getreide, 
dem Zusammenwirken dreier sog. Produktionsfaktoren zu danken ist. 
Es war einmal ein Grundstück notwendig, auf dem das Getreide an- 
gebaut wurde und gewachsen ist. Es war ferner die Mitwirkung ge- 
wisser sonstiger Produktionswerkzeuge (Dünger, Pflüge, Eggen, Sensen, 
Sicheln, Dreschwerkzeuge, Nutztiere u. s. w.), d. i. also die Mitwirkung 
irgend eines bestimmten Kapitals, notwendig. Es war endlich die Mit- 
wirkung (die Arbeit) einer bestimmten Zahl von Menschen (und zwar 
sowohl die Kopfarbeit des Leiters, als die Handarbeit der Feldarbeiter) 
notwendig, um jenes Quantum Getreide zu erzeugen. Wir verdanken 
also irgend einen Teil des gewonnenen Getreides, d. i. x Hektoliter, 
der Gröfse und der „natürlichen Fruchtbarkeit** des Grundstückes, einen 
zweiten Teil des geernteten Getreides, d. i. j Hektoliter, der Mitwirkung 



Digitized by 



Google 



116 Zweiter TeU. 

des Wirtschaftainventars und einen dritten Teil des geernteten Getreides, 
d. i. z Hektoliter, der menschlicben Arbeit. Und daTs dem thatsäcblieh 
so ist, davon kann man sieh ttberzengen, wenn man eine Veränderung 
in diesen drei sog. Produktionsfaktoren eintreten läfst. Die Ernte wird 
nftmlicb grofser oder geringer ausfallen, wenn man ein grölseres oder 
ein kleineres, ein mebr oder ein weniger fruobtbares Grundstück mit 
demselben Wirtscbaftsinventar( „Kapital^) und mit dem gleicben Arbeits- 
aufwand bestellt. Die Ernte wird ferner gröfser oder geringer ausfallen, 
wenn man dasselbe Grundstück mit dem gleicben Arbeitsaufvirande, aber 
mit einem gröfseren (besseren) oder mit einem kleineren (scblechteren) 
Wirtsehaftsinventar (Kapitalaufwand) bestellt. Die Ernte wird endlich 
abermals gröfser oder geringer ausfallen, wenn man dasselbe Grundstück 
mit demselben Wirtschaftsinventar (Kapital), aber mit mehr (besserer) 
oder weniger (sohlechterer) Arbeit bestellt. 

Wir verdanken also thatsäcblieh von den geernteten 10 Hektolitern 
Getreide einen Teil, d. i. x Hektoliter, der Grölse und natürlichen Frucht- 
barkeit des Grundstückes, und diese i Hektoliter Getreide repräsentieren 
somit die eigentliche oder „reine*' Grundrente. Den zweiten Teil des 
geernteten Getreides, d. i. y Hektoliter, verdanken wir der Mitwirkung 
des Wirtschaftsinventars, d. i. des sog. Kapitals, und demgemäfs re- 
präsentieren diese y Hektoliter das (eigentliche oder gerechte oder „natur- 
gemäfse^) Erträgnis des Kapitals. Der dritte Teil des geernteten Ge- 
treides endlich, d. i. z Hektoliter, repräsentiert das Resultat der mit- 
wirkenden menschlichen Arbeit, d. i. also den (eigentlich „gerechten* 
oder „naturgemäfsen*) Arbeitslohn. Ein derartiger oder ähnlicher Ge- 
danke scheint Adam Smith und seinen Nachfolgern vorgeschwebt zu 
haben, wenn er sich auch nirgends klar und präcis ausgesprochen vor- 
findet, denn das Bestreben Adam Smiths und der späteren National- 
ökonomen, den Preis eines jeden Artikels in seine Bestandteile — Grund- 
rente, Kapitalgewinn und Arbeitslohn (eventuell Untemehmergewinn) — 
aufzulösen, ist lediglich auf den Gedanken zurückzuführen, dals die Her- 
stellung jedes Sachgutes das Zusammenwirken jener drei sog. Produk- 
tionsfaktoren erfordert, d. h. also mit klaren Worten, dafs ein Teil jedes 
Sachgutes der Natur, ein Teil dem mitwirkenden Produktionswerkzeuge 
(Kapital) und ein Teil der menschlichen Arbeit zuzuschreiben ist. Leider 
ist es nun ein Ding der absoluten Unmöglichkeit, die Gröfse dieser drei 
Teile ziffernmäfsig zu ermitteln, weil die Probe nicht gemacht werden 
kann. Man nehme — um auf das früher gewählte Beispiel von den 
10 Hektolitern Getreide wieder zurückzukommen — jedesmal zwei der 
genannten Produktionsfaktoren ohne den dritten ; man nehme also das 
Grundstück und setze das Wirtschaftsinventar darauf, aber entferne die 
Menschen; oder man nehme das Grundstück und setze die Arbeiter da- 
rauf, gestatte ihnen aber nicht einmal, ein Stäbchen zum Aufritzen des 
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Bodens in die Hand zu nehmen; oder endlich man nehme die Arbeiter 
und gebe ihnen das gesamte Wirtschaftsinventar in die Hand, gebe ihnen 
aber kein Grundstück — und man wird sich überzeugen, dals auch nicht 
ein einziges Getreidekorn geerntet werden wird. Oder mathematisch 
ausgedrückt: Die Gleichung x + y + z = 10 Hektoliter Getreide ist 
eine solche, welche nicht aufgelöst werden kann. 

Indes wie dem auch sei, d. h. wenn es auch absolut unmöglich ist, 
die Gröfse der eigentlichen Grundrente eines Grundstückes jemals ziffer- 
mä&ig zu ermitteln und festzustellen, und wenn es ferner auch richtig 
ist, dafs der Pachtschilling nie die „reine^ Grundrente darstellt, weil 
mit jedem Grundstücke irgend welche Kapitalien (Meliorationen) un- 
trennbar verbunden sind, so dafs im Pachtschilling jedesmal Grundrente 
und Kapitalrente mit einander vermischt erscheinen, so muls doch — 
so verlangen es die Verteidiger der Grundrententheorie — im Princip 
daran festgehalten werden, dafs im Pachtschilling die „reine^ Grund- 
rente (d. i. das Entgelt für die gestattete Benutzung der im Boden wal- 
tenden Naturkräfte) bezahlt wird. Streng genommen — und dies wird 
auch von einzelnen der neueren Nationalökonomen zugegeben — ist 
auch dies nicht ganz richtig, und es mufs principiell die sog. „bedungene^ 
Grundrente (das Entgelt, welches der Pächter dem Grundeigentümer 
bezahlt) geringer sein, als die „wirkliche*' Grundrente, wenn auch der 
ziflfernmäfsige Beweis hierfür nie und nimmer erbracht werden kann. 
Der Pächter will doch mit Hilfe der gepachteten Grundstücke, d. h. 
mit Hilfe der in den gepachteten Grundstücken waltenden Naturkräfte, 
erwerben, er wird aber nichts erwerben, wenn er den ganzen Vorteil, 
den ihm diese Naturkräfte bringen, an den Grundeigentümer hinauszahlt, 
und wird daher (wenn er keinen verfehlten Pachtvertrag abschliefet) nie 
die ganze Grundrente, sondern immer nur einen Teil derselben als 
Pachtschilling bewilligen, geradeso, wie jeder simple Handwerksmeister 
seinem Gesellen im Lohne nie das Ganze hinauszahlen wird, 'was der 
Geselle durch seine Arbeit hereinbringt, weil er — der Meister — von 
dem Halten des Gesellen sonst keinen Vorteil hätte. 

Bewirtschaftet der Grundeigentümer seine Grundstücke selbst, wie 
etwa der Bauer, der nicht nur seinen landwirtschaftlichen Betrieb leitet, 
sondern gleichzeitig selbst mit pflügt, säet und mähet, so bezieht er in 
dem Ertrage seines Landgutes ein Gemisch von Grundrente, Kapital- 
gewinn, Arbeitslohn und Unternehmergewinn. Auch in diesem Falle 
ist es aus den dargelegten Gründen unmöglich, die einzelnen Einkom- 
menszweige auszuscheiden und mit ziffermäfeiger Genauigkeit anzugeben, 
wie viel Mark und Pfennige von dem Gesamtertrage auf die Grundrente, 
wie viel auf den Kapitalertrag, wie viel auf den Arbeitslohn, wie viel 
auf den Unternehmergewinn entfallen. 

Mehrfach wird heute zwischen der sog. „naturalen'' und der Geld- 
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Grundrente unterschieden. Unter der ^naturalen'' Grundrente vergteht 
man die natürlichen Nutzleistungen des Bodens, unter der Geld-Grund- 
rente dasjenige Äquivalent, welches man im Wege des Tausches ftr 
die Verwertung jener im Boden waltenden Naturkräfte erzielen kann. 
Denkt man sich zwei gleich grolse und gleich fruchtbare Grundstücke, 
von denen das eine in irgend einem ganz entlegenen Gebirgsthale, das 
zweite in der unmittelbarsten Nähe einer grofsen Stadt gelegen ist, 
so ist es klar, dafs die „naturale^ Grundrente beider Grundstücke 
gleich ist, weil (bei gleich sorgfältiger Bebauung) beide Grundstücke 
das gleiche Quantum gleich guter Früchte liefern werden. Trotzdem 
wird das Gelderträgnis beider Grundstücke ungleich sein, weil die 
Produkte des unmittelbar vor den Thoren einer grofsen Stadt ge- 
legenen Grundstückes leicht verkauft werden können, während an eine 
Verwertung der Produkte des zweiten Grundstückes möglicherweise ab- 
solut nicht zu denken ist. Ebenso kann in einer sehr dicht bevölkerten 
Gegend ein wenig fruchtbares Grundstück ungeachtet seiner sehr ge- 
ringen „naturalen** Grundrente ein hohes Gelderträgnis abwerfen, wäh- 
rend umgekehrt ein überaus fruchtbares Grundstück in einer menschen- 
leeren Wildnis nicht einen einzigen Groschen an Geldertrag einbringt. 

Mitunter versteht man im gewöhnlichen Leben unter „Grundrente** 
nicht blos den Pachtschilling, sondern überhaupt den Gesamtertrag der 
Grundstücke oder Landgüter. 

§ 2. Die Ursache (Entstehung) der Orundrente. Wie Adam Smith 
sich die Entstehung der (landwirtschaftlichen) Bodenrente vorstellt, er- 
giebt sich aus den oben (L Tl., S. 5) citierten Stellen. Hiernach gehört 
im Urzustände das ganze Arbeitsprodukt dem Arbeiter, weil dieser nur 
hinauszugehen braucht in den Urwald, wo er sich holen kann, was er 
zu erlangen wünscht. Später jedoch, wenn der gesamte Grund und 
Boden in den Privatbesitz Einzelner übergegangen ist, ist dies nicht 
mehr möglich. Will der Arbeiter jetzt in den Besitz irgend welcher 
NaturstofiFe (Metall, Steine, Bodenprodukte u. s. w.j gelangen, die er 
weiter zu verarbeiten beabsichtigt, so mufs er zum Grundbesitzer hin- 
gehen und diesen um die Erlaubnis bitten, die fraglichen Güter auf 
dem Grundstücke einsammeln oder ziehen zu dürfen. Der Grundbe- 
sitzer benutzt begreiflicher Weise den Vorteil, den ihm die Institution 
des Privateigentums gewährt, und verlangt fttr die blofee Erteilung der 
Bewilligung eine Bezahlung. So mufs der Arbeiter von den Steinen 
oder Metallen, die er auf fremdem Grunde einsammelt, oder von den 
Früchten, die er auf fremdem Grunde anbaut und zieht, einen Teil dem 
Grundeigentümer abtreten, und dieser Teil bildet die Grundrente. Nach 
Adam Smith besteht somit die Grundrente einfach in einem Monopol- 
gewinn. Der Grundbesitzer benutzt die Thatsache, dafe nirgends herren- 
loser Boden umsonst zu haben ist, und verlangt von demjenigen, der 
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keinen Grund besitzt und ein Grundstück benötigt, um die zu seinem 
Leben erforderlichen Nahrungsmittel auf demselben zu produzieren, einen 
Teil der Ernte als Bezahlung. 

Scheinbar tiefer geht Ricaedo auf die Frage ein. Er sagt in 
seinem „Prinoiples*', Kap. 11, Alinea 3 (ich eitlere nach der Baumstabk- 
schen Übersetzung): 

„Bei der ersten Ansiedelung auf einem Landstriche, auf welchem sich ein Über- 
flufs an reichem und fruchtbarem Boden findet, wovon nur ein kleiner Teil zum Baue 
der Lebensmittel für die dermalige Bevölkerung erforderlich ist oder mit dem Kapitale 
bebauet werden kann, das der Bevölkerung zu Gebote steht, wird es keine Rente 
geben. Denn niemand wird etwas für die Benutzung von Boden bezahlen, wenn er 
in solchem Überflüsse vorhanden ist, dafs es viel herrenlosen Boden giebt, welcher 
einem Jeden, der nur zum Anbaue Lust hat, zu Befehl steht. 

(Alin. 4) . . . . Wenn aller Boden die nämliche Eigentümlichkeit hätte, wenn 
seine Flächenausdehnung keine Grenzen hätte, wenn derselbe allgemein von gleicher 
Beschaffenheit wäre, so könnten für dessen Benutzung keine Lasten ausbednngen 
werden, ausgenommen wo er mit seiner Lage ganz besondere Vorteile gewährte. Es 
wird demnach blofs aus dem Grunde eine Rente entrichtet, weil der Boden nicht in 
unendlicher Menge und allgemein gleicher Beschaffenheit vorhanden ist und bei zu- 
nehmender Bevölkerung Boden von geringerer Beschaffenheit oder weniger vorteil- 
hafter Lage zum Anbaue genommen wird. Sobald infolge der Zunahme der bürger- 
lichen Gesellschaft, Boden zweiter Klasse zum Anbaue genommen wird, so beginnt 
die Rente unmittelbar auf jenem erster Klasse und der Betrag dieser Rente richtet 
sich nach dem Unterschiede der Beschaffenheiten dieser zweierlei Bodenarten. 

(Alin. 5). Sowie Boden dritter Klasse angebaut wird, so beginnt die Rente der 
zweiten und richtet sich wie vorher nach dem Unterschiede in ihrer hervorbringenden 
Kraft. Zugleich aber wird die Rente vom Boden erster Klasse steigen; denn sie 
mufs immer über jener der zweiten Klasse stehen, je nach dem Unterschiede im Er- 
zeugnisse, welchen sie bei einer gegebenen Menge von Kapital und Arbeit liefern. 
Mit jedem Schritte der Zunahme der Bevölkerung, welcher ein Land zwingt, sein« 
Zuflucht zu Boden geringerer Beschaffenheit zu nehmen, um sich in stand zu setzen, 
die gehörige Menge Nahrungsmittel zu ziehen, mufs auch die Rente jedes frucht- 
bareren Bodens in die Höhe gehen. 

(AUn. 6). Gesetzt also, Boden Nr. 1, 2, 3 gebe bei gleichem Kapitale und gleicher 
Arbeit einen Reinertrag von 100, 90, SO Quarter Getreide. In einem neuen Lande, 
wo im Vergleiche mit der Bevölkerung Überschufs an fruchtbarem Boden ist und 
also blofs Boden Nr. 1 bebaut zu werden braucht, wird der ganze Reinertrag dem 
Bebauer zufallen und den Gewinnst von dem Kapitale ausmachen, welches er an- 
wendet Sobald aber die Bevölkerung so zugenommen hat, dafs Boden Nr. 2 ange- 
baut werden mufs, von welchem nach Abzug des Unterhaltes des Arbeiter nur 90 Qnarter 
Getreide gewonnen werden, so fängt die Rente von Nr. 1 an. Denn entweder mufo 
es zwei verschiedene Gewinnstsätzo vom landwirtschaftlichen Kapitale geben, oder 
es müssen 10 Quarter oder ihr Tauschwert von dem Reinertrage von Nr. 1 in irgend 
einer anderen Absicht abgezogen werden. Ob der Eigentümer des Bodens oder irgend 
eine andere Person den Boden Nr. 1 bauete, ist gleichgiltig, auf jeden Fall bilden 
diese 10 Quarter die Rente. Denn der Bebauer des Bodens Nr. 2 wird mit seinem 
Kapitale dasselbe Erträgnis erlangen, ob er nun Boden Nr. 1 bebauet und 10 Quarter 
Rente entrichtet, oder ob er Boden Nr. 2 bebauet und keine Rente zu bezahlen hat. 
Auf dieselbe Weise kann gezeigt werden, dafs sobald Boden Nr. 3 in Anbau gebracht 
wird, die Rente vom Boden Nr. 2 aus 10 Quarter oder dem Werte von 10 Quarter 
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bestehen muss, während die Rente Ton Nr. 1 anf 20 Qoarter steigen wird; denn der 
Bebauer von Nr. 3 wird denselben Oewinn haben, ob er 20 Qoarter Rente Ton Nr. 1, 
oder tO Quarter als Rente von Nr. 2 entrichtet, oder aber Nr. 3 bebauet, ohne Rente 
bezahlen zu müssen/^ 

Ricardo nimmt also mit Adam Smith an, dafs es eine besondere 
Bodenrente — im Gegensatze zam Kapitalgewinn — gebe. Allein, 
während Smith nach der Ursache derselben forscht und zu dem Resultate 
gelangt, dafs die Bodenrente ein Monopolgewinn ist, bleibt der Blick 
Ricardos an einem nebensächlichen Umstände haften. Dem Kapitalisten 
und Bankier, dem es ein Axiom ist, dafs diese 1000 Pfd. Sterl. denselben 
Zins abwerfen wie jene 1000 Pfd. Sterl. (die Assekuranz- oder Risiko- 
prämie kann wohl hier und dort verschieden sein, aber nicht der eigent- 
liche Zins), springt zunächst der Umstand in die Augen,, dafe das Er- 
trägnis der verschiedenen Landgüter oder Grundstücke — selbst bei 
gleicher Gröfse derselben — verschieden ist. Er glaubt daher das 
Wesen der Grundrente in ihrer ungleichen Höhe erblicken zu sollen 
und erklärt diese ungleiche Höhe — im übrigen selbstverständlich ganz 
richtig — aus der ungleichen natürlichen Fruchtbarkeit bezw. der Un- 
gleichheit der Lage der einzelnen Grundstücke oder Landgüter. Nicht 
die Thatsache interessiert ihn, dafe der Grundbesitzer ohne zu arbeiten 
aus seinem blofsen Grundeigentum (durch die Verpachtung desselben) 
ein Einkommen bezieht, sondern der Umstand, dafs das Erträgnis 
zweier gleich grofser Grundstücke ungleich ist. Mit Recht hebt daher 
RoDBERTüS in seinem „Dritten sozialen Briefe an v. Kirchmann*' und 
in seinem „Kapital*' wiederholt hervor (vgl. auch die Anmerkung auf 
p. 191 „Das Kapital**), dafs die RiCARDOsche Grundrente nicht „die*' 
Grundrente, sondern lediglich eine „DiflFerential*'-Grundrente sei, d. h. 
dafs Ricardo nicht das Wesen oder die eigentliche Entstehungsursache 
der Grundrente, sondern lediglich die Ursache ihrer ungleichen Höhe 
erklärt habe. (Die weitere Frage, ob der Umstand, dafs die einzelnen 
Grundstücke je nach ihrer natürlichen Fruchtbarkeit oder Lage einen 
ungleichen Ertrag abwerfen, eine so besonders auffallende und seltene 
Erscheinung ist, als man nach der Darstellung Ricardos annehmen 
mülste, und ob auf anderen Gebieten des wirtschaftlichen Lebens nicht 
analoge Erscheinungen zu Tage treten, soll weiter unten erörtert werden.) 

Nach Ricardo liegt also das Wesen der (landwirtschaftlichen) Grund- 
rente darin, dafs dasjenige Kapital, welches zur Bewirtschaftung eines 
fruchtbareren Grundstückes verwendet wird, einen höheren Gewinn ab- 
wirft, als ein zweites Kapital, welches zur Bebauung eines minder frucht- 
baren Grundstückes verwendet wird. Mufs man, behufs Ernährung der 
Bevölkerung, in einem Lande bereits Boden No. 2 bestellen, so wii-ft 
— wie aus den vorstehend citierten Stellen hervorgeht — das auf den 
Boden No. 1 verwendete Kapital eine Rente ab, während das auf Boden 
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No. 2 verwendete Kapital nur den (nonnalen) Gewinn abwirft. Die- 
selbe Erscheinung zeigt sich — wie Ricardo ebendas. Alinea 7 aus- 
fahrt — , wenn man zur Bestellung desselben Grundstückes suecessiv 
zwei Kapitalien verwendet. Er fuhrt an dieser Stelle beispielsweise 
an, dafs ein Pächter seinen Boden mit einem Kapital von 1000 Pfd. Sterl. 
bestellt und damit 100 Quarter Weizen erzielt; wenn nun dieser Pächter 
das nächste Mal denselben Boden mit einem Aufwände von 2000 Pfd. Sterl. 
bestellt, so werde er die Ernte steigern, er werde sie zwar nicht ver- 
doppeln, er werde also zwar nicht 200, wohl aber vielleicht 185 Quarter 
Weizen ernten. Es werfe also in diesem Falle (d. i. wenn eine der- 
artig intensivere Bodenbewirtschaftung wegen der Zunahme der Be- 
völkerung notwendig geworden ist) das zweite Kapital von 1000 Pfd. Sterl. 
nur den normalen Gewinn von 85 Quarter Weizen ab, während die 
ersten 1000 Pfd. Sterl. als „Rente *^ 15 Quarter Weizen ergeben. Damit 
hat Ricardo in die Grundrententheorie einen ferneren Gedanken hin- 
eingebracht, der bei den späteren Schriftstellern eine gewisse Rolle spielt. 
Es wird nämlich in der späteren Litteratur immer und immer darauf 
hingewiesen, dafs die Anwendung des doppelten, dreifachen, vier- 
fachen u. s. w. Kapitals auf dieselben Grundstücke die Ernte nicht ver- 
doppeln, verdreifache, vervierfache u. s. w., sondern lediglich in einer 
abnehmenden Progression steigere, als beispielsweise von 100 auf 185 
auf 255, auf 310 (100 + 85 + 70 + 55 u. s. w.) u. s. f. Und jedesmal 
wird darauf hingewiesen , dafs dies eine „Eigentümlichkeit*' des land- 
wirtschaftlichen Betriebes bilde, denn bei der gewerblichen Produktion 
liege es ja in der Natur der Dinge, dafs durch eine Verdoppelung, Ver- 
dreifachung, Vervierfachung u. s. w. des Anlagekapitals das Produkten- 
quantum verdoppelt, verdreifacht, vervierfacht u. s. w. werde. Diese 
Eigentümlichkeit der landwirtschaftlichen Produktion beweise also deut- 
lich, dafs die Rente vom Grund und Boden ganz anderen Gesetzen 
unterliege als die Rente vom Kapital, man müsse also gegenüber dem 
Kapitalzinse (oder der Kapitalrente) die Existenz einer besonderen 
Grundrente annehmen. (Auf die Frage, ob diese Beweisführung für die 
Existenz einer besonderen Grundrente in der That so zwingend ist, wie 
die Anhänger der Grundrententheorie meinen, soll gleichfalls weiter 
unten näher eingegangen werden.) 

Ein drittes Moment, welches Smith und Ricardo und ihre An- 
hänger in der Lehre von der Grundrente stets betonen, ist die Frage, 
in welcher Weise etwa die Grundrente auf die Preise der Bodenpro- 
dukte zurückwirke. Smith und Ricardo gehen von dem Satze aus, 
dafs (im allgemeinen) im Preise jedes Artikels seine Produktionskosten 
ersetzt werden müssen, und legen sich die Frage vor, ob die landwirt- 
schaftliche) Grundrente zu den Produktionskosten gehöre, d. h. also, ob 
die Getreidepreise dadurch erhöht werden, dafs der Pächter dem Grund- 
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eigentümer eine Grundrente zahlen mufs. Beide gelangen zu dem Re- 
sultate: „das Getreide steht nicht hoch, weil eine Rente entrichtet wird, 
sondern es wird eine Rente entrichtet, weil das Getreide hoch steht* 
(Ricardo, „Principles*', Kap. II, Alinea 15). Das heifst nämlich: In- 
folge der Bevölkerungszunahme reicht der vorhandene beste Boden im 
Lande nicht mehr aus, um die Einwohner zu ernähren. Man mulste 
daher zu diesem Zwecke Boden von geringerer Qualität in Kultur neh- 
men, welcher bei landestlblicher Bewirtschaftung (Aufwand des gewöhn- 
lichen Kapitals und der gewöhnlichen Arbeit) nur eine geringere Ernte 
liefert, oder umgekehrt: welcher mit einem gröfseren Aufwände von 
Kapital und Arbeit bestellt werden mufs, wenn er die gleiche Ernte 
liefern soll, wie ein gleich grofser Boden besserer Qualität Es ist somit 
das Getreide teurer geworden, weil seine Erzielung auf schlechterem 
Boden mehr Arbeit und Kapital kostet. Dadurch wird der Pächter 
besseren Bodens, der sein Getreide mit geringeren Produktionskosten 
erzielt, in die Lage versetzt, einen Extragewinn einzuheimsen und eine 
Grundrente zu bezahlen, die der Grundeigenttlmer selbstverständlich 
zu fordern nicht unterläüst. Die Grundrente bildet somit wohl einen 
Bestandteil des Preises, d. h. sie wird im Getreidepreise mit bezahlt, 
allein sie bildet keinen Bestandteil der Produktionskosten, dessen Er- 
satz der Landwirt etwa beliebig verlangen könnte. — Die Verteidiger 
der Grnndrententheorie liaben da einen nach meinem DafQrhalten un- 
streitig richtigen Gedanken in der denkbar ungltlcklichsten Form zum 
Ausdruck gebracht; auch hiervon soll an späterer Stelle ausführlicher 
gehandelt werden. 

Aus den citierten Stellen geht hervor, dafs Ricardo die (landwirt- 
schaftliche) Grundrente nicht nur auf die ungleiche nattlrliche Frucht- 
barkeit, sondern auch auf die ungleiche Gunst der Lage der einzelnen 
Grundsttlcke oder Landgüter zurückführt. Diesen letzteren Gedanken, 
den Ricardo nur so nebenbei streift, hat später H, v. Thünen in seinem 
bekannten Werke „Der isolierte Staat*' (1826 erschienen) eingehender 
ausgeftlhrt. Denkt man sich nämlich einen Landstrich von durchaus 
gleicher natürlicher Bodenfruchtbarkeit und in der Mitte desselben eine 
Stadt, so wird in einem gegebenen Zeitpunkte ein gewisser Umkreis 
um die Stadt mit Getreide bestellt werden müssen, um die Stadtbevöl- 
kerung zu ernähren. Nimmt nun die Stadtbevölkerung zu und steigt 
infolge dessen die Nachfrage nach Getreide und damit sein Preis, so 
werden entfernter gelegene Grundstücke mit Getreide bestellt werden 
und ihre Produkte auf den städtischen Markt zum Verkauf bringen. 
Diese entfernter gelegenen Grundstücke werden knapp die Produktions- 
kosten ihres Getreides hereinbringen, weil sie die Transportkosten fllr 
dasselbe zu tragen haben, während die der Stadt näher oder zunächst 
gelegenen Grundstücke, weil sie für ihre Getreide nur geringe oder gar 
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keine Transportkosten zu tragen haben, das ganze Plus des gestiegenen 
Getreidepreises als Extragewinn, als „Rente", einheimsen werden. Das 
Gleiche gilt selbstverständlich von einem an der Seeküste, an einem 
schiffbaren Flusse oder an einer Eisenbahn gelegenen Landgute, wel- 
ches seine Produkte billiger verfrachten kann als andere, minder gün- 
stig gelegene Landstriche. 

Die Grundrente mufs in dem Mafse steigen, als die Bevölkerung 
zunimmt, d. h. wenn die Nachfrage nach Bodenprodukten steigt und die 
Landwirtschaft nicht im stände ist, das gröfsere Angebot zu den bis- 
herigen Preisen zu liefern. Die Grundrente steigt ferner, wenn ver- 
besserte Kommunikationsanstalten es den Grundbesitzern in entlegenen 
Gegenden — die bisher ihre Bodenprodukte nicht versenden konnten 
— ermöglichen, ihr Getreide auf einem entfernteren Markte zu lohnen- 
deren Preisen abzusetzen. Die Grundrente mufs endlich steigen, wenn 
die Einfiihrung (billiger) arbeitsparender Maschinen es den Grundbesitzern 
ermöglicht, ihr Getreide mit geringeren Kosten zu produzieren. Die 
Grundrente fällt umgekehrt, wenn die Nachfrage nach Bodenprodukten 
wegen der Abnahme der Bevölkerung sinkt. Die Grundrente fällt ferner, 
wenn das Angebot an Bodenprodukten zunimmt, und dieser Fall tritt 
ein, wenn infolge Überganges zu intensiverer Bodenbewirtschaftung der 
Naturalertrag der Grundstücke steigt (wenigstens wird dadurch einem 
weiteren Steigen der Getreidepreise und damit der Rente entgegenge- 
wirkt). Das Angebot an Bodenprodukten in der betreflfenden Gegend 
kann anderseits vermehrt' werden, wenn die Verbesserung der Kom- 
munikationsmittel die Zufuhr gröfserer Getreidequantitäten aus entfern- 
teren, dünn bevölkerten Ländern ermöglicht. In diesem Falle wirkt die 
Verbesserung der Kommunikationsanstalten ausgleichend, sie drückt die 
Grundrente in den dicht bevölkerten Ländern (Central- und Westeuropa) 
und steigert die Grundrente in den betreflfenden entfernter gelegenen 
Ländern (Ungarn, Galizien,. Südrufsland, Serbien, Rumänien, Nord- 
amerika, Egypten, Indien). 

Ein Gleiches gilt nach Smith und Ricardo von dem Erträgnisse 
der Bergwerke. Allerdings ist ein Bergwerk keine Quelle eines — wie 
man zu sagen pflegt — „ewigen*' Erträgnisses wie ein Acker, denn 
jedes Bergwerk repräsentiert einen fest bestimmten Vorrat von nutzbaren 
Mineralien im Innern der Erde, der allmählich abgebaut wird und 
nicht nachwächst. Allein da die Bergwerke erfahrungsgemäfs oft Jahr- 
hunderte hindurch lohnende Ausbeute gewähren, so können sie für die 
Praxis immerhin als Einkommensquellen von sogen, „unbegrenzter'* Dauer 
angesehen werden. Über die Bergwerksrente sagt Ricardo („Princi- 
ple8% Kap. III): 

(Alinea 2). „Bergwerke bezahlen, so gut als wie der Ackerboden, im allgemeinen 
ihrem Eigentümer eine Rente; nnd diese ist, so gut als wie die Rente vom 
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Ackerboden die Folge und niemals die Ursache des hoben Tauschwertes ihrer 
Erzeugnisse. 

(Alin. 3). Wenn ein ÜberschuCs an gleich ergiebigen Bergwerken wäre, welche 
sich £iner ausschliefslich aneignen könnte, so könnten sie keine Rente geben; der 
Tauschwert ihrer Erzengnisse würde von der Arbeitsmenge abhängen , welche not- 
wendig ist, um die Metalle zu gewinnen und auf den Markt zu bringen. 

(Alin. 4). Dagegen aber giebt es Bergwerke yerschiedener Art und Beschaffen- 
heit, welche bei gleicher Menge von Arbeit sehr verschiedene Ausbeute liefern. Das 
aus der ärmsten bebauten Grube gewonnene Metall mufs im geringsten Falle einen 
Tauschwert haben, der grofs genug ist, nicht blofs um Kleidung, Nahrung und an- 
deren Lebensbedarf für die Bergleute herbeischaffen zu können, sondern auch dem- 
enigen, welcher das für den Betrieb des Unternehmens notwendige Kapital Torschiefst, 
den gemeinen ordentlichen Gewinn zu geben. Der Kapitalertrag des ärmsten Berg- 
werkes, welches keine Rente bezahlt, regelt die Rente von allen anderen ergiebigeren 
Bergwerken. Was dieses Bergwerk so erträgt, wird als der gebräuchliche Kapital- 
gewinnst angenommen. Was nun die anderen Bergwerke mehr als dies ertragen, 
wird notwendigerweise als Rente an die Eigentümer bezahlt. Da dies demgemäfs 
das nämliche Grundgesetz ist, wie jenes, welches wir bereits in betreff der Rente 
des Ackerbodens dargelegt haben, so wird es nicht notwendig sein, uns weiter dar- 
über za verbreiten . . . ." 

SelbstverstÄDdlicli ist ebenso wie bei den Grundstücken die Gunst 
oder Ungunst der Lage für die Höhe der Rente der einzelnen Grube 
entscheidend. Steigt die Nachfrage nach irgend einem Bergwerks- 
produkte und damit sein Preis, so steigt damit selbstredend die Rente 
der betreflfenden Bergwerke, und es wird möglich werden, auch minder 
ergiebige Lagerstätten abzubauen. Werden umgekehrt sehr reiche Lager- 
stätten eines Minerals entdeckt, welche grofse Mengen desselben fördern 
und damit seinen Preis drücken, so wird dadurch die Rente der minder 
ergiebigen Gruben gedrückt, und eventuell die minder ergiebigen der- 
selben werden sich genötigt sehen, ihren Betrieb gänzlich einzustellen. 

Von der städtischen Grundrente handeln Smith und Ricardo nicht, 
indessen bedarf es keiner weiteren Auseinandersetzung, dalJa die Dinge 
sich hier analog gestalten, wie bei der landwirtschaftlichen Grundrente 
und der Bergwerksrente — allerdings mit dem Unterschiede, dafs för 
das Erträgnis und den Wert des städtischen Grundstückes einzig und 
allein die Gunst seiner Lage entscheidend ist. Wächst ein Ort oder 
eine Stadt, so steigt die Nachfrage nach den Wohnungen und Geschäfts- 
lokalitäten in den im Centrum des Ortes gelegenen Häusern und damit 
das Mietserträgnis und der Wert der letzteren. Die „DiflFerentialgrund- 
rente** (um den vorhin citierten Ausdruck von Rodbertüs zu gebrauchen), 
d. i. das verschiedene Erträgnis der Häuser, tritt deutlich zu Tage, 
wenn man zwei gleich grofse und eventuell nach demselben Plane ge- 
baute Häuser mit einander vergleicht, von denen das eine im Centrum, 
das andere an der Peripherie der Stadt gelegen ist. Dem Streben, die 
hohe Grundrente, d. i. die Gunst der Lage möglichst auszunutzen, ent- 
springt die Stockwerkstürmung in unseren modernen Grofsstädten. 
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In letzter Reihe entspringt die städtische Grundrente unserem Woh- 
nnngsbedflrfnisse, und da wir nicht nur unsere Wohnung (in derselben 
Stadt), sondern speciell heute infolge der kolossalen Vervollkommnung 
unserer Kommunikationsmittel (Eisenbahnen !) auch unseren Aufenthalts- 
ort leicht und rasch wechseln können, so erfolgen die Veränderungen 
in der städtischen Grundrente viel rascher als Veränderungen in der 
landwirtschaftlichen Grundrente oder in der Bergwerksrente. Die Ent- 
wickelung der wirtschaftlichen Verhältnisse während der letzten De- 
cennien hat bekanntlich das Wachstum der grofsen Städte in einer ganz 
ungeahnten Weise gefordert. Ihren Ausdruck auf dem Gebiete der 
städtischen Grundrente findet diese Thatsachc in der sprunghaften Wert- 
steigerung der im Centrum der- Stadt gelegenen Häuser sowie der 
Grundstücke in der unmittelbaren Umgebung der Stadt, deren künftige 
Grundrente oft bis auf eine Entfernung von einer Meile von der Stadt 
von der Baustellenspekulation „eskomptiert*' wird. Umgekehrt erfolgt 
auch das Sinken der städtischen Grundrente verhältnismäfsig rasch. 
Dies zeigt sich einmal in den kleinen Städten, deren Bevölkerung in- 
folge des Zuges nach den grofsen Städten abnimmt ; dies zeigt sich 
ferner mitunter auch in den älteren Städten, in denen manche Stadt- 
teile fast veröden, während andere neu entstehen und aufblühen. Dies 
gilt ganz besonders von den alten auf unebenem Terrain gelegenen 
Städten. Die mangelnde Rechtssicherheit zwang bekanntlich im Mittel- 
alter die Grofsen, ihre Burgen auf Anhöhen zu bauen. Wuchs dann 
die Bevölkerung der Burg, so bauten die Gemeinfreien und die Hörigen 
ihre bescheidenen Wohnhäuser, wenn möglich, dicht unter den Mauern 
der Burg. So entstanden jene mittelalterlichen Städte vielfach oben auf 
der Anhöhe und stiegen in dem Mafse hinunter in die Ebene, als der 
mangelnde Raum auf dem Hügel hierzu zwang. Demgemäß war an- 
fänglich der gesuchtere und bevorzugte Stadtteil der obere, und dieser 
Zustand konnte sich erhalten, so lange der Verkehr vorwiegend durch 
Reit- und Tragtiere vermittelt wurde. Mit dem Aufkommen der Wagen 
änderte sich dies; die ewige Berg- und Thalfahrt wurde unbequem, die 
Wohlhabenden verliefsen die Anhöhe und siedelten sich unten in der 
Ebene an, während die Minderbemittelten die verlassenen Häuser auf 
der Anhöhe bezogen. D. h. also, die städtische Grundrente in dem 
vordem vornehmen Stadtteile sank, während sie in dem neu entstandenen 
Stadtteile in der Ebene in die Höhe ging. 

RiCABDO, dessen Grundrententheorie im Vorstehenden in ihren Grund- 
zügen kurz wiederzugeben versucht wurde, erblickt — wie erwähnt — 
das Wesen der Grundrente in dem Ertrage der einzelnen Grundstücke. 
Viel schärfer erfafet Rodbeetüs die Sache. Er erblickt das Wesen der 
Grundrente nicht in der Thatsache, dafs der Pachtschilling f&r dieses 
Grundstück hoch, für jenes niedrig ist, je nachdem das eine mehr, das 
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andere weniger fmchtbar ist, sondern in dem Umstände, daft der Grund- 
besitzer aus der Verpachtung seines Bodens ein arbeitsloses Einkommen 
beziehen kann. Nach seiner Meinung (vgl. seinen „Dritten sozialen 
Brief an v. Kirchmann** in „Zur Beleuchtung der sozialen Frage*', 
Berlin 1875, S. 77 ff.) besteht die Rente überhaupt (und zwar sowohl 
die Grund- als die Kapitalrente) in einer Ausbeutung des Arbeiters 
durch den Grund- und Kapitalbesitzer, d. i. in dem Umstände, dafii 
der Grundbesitzer (bezw. der Kapitalist) sich einen Teil des vom Arbeiter 
hergestellten Produktes aneignet. Die Ursache dieser Ausbeutung ist 
eine doppelte, eine wirtschaftliche und eine rechtliche. Die wirtschaft- 
liche Ursache besteht darin, dafs die geteilte und vereinigte Arbeit 
mehrerer Personen mehr hervorbringt, als zum Lebensunterhalte dieser 
Personen notwendig ist, so dafs ihnen dieser Überschufs ohne Gefllhr- 
dung ihrer Existenz durch einen Dritten abgenommen werden kann. 
Die rechtliche oder juristische Ursache der Grundrente besteht darin, 
dalj9 durch die bestehende Gesetzgebung eben dieser Dritte in die Lage 
versetzt wird, den vereinigten Arbeitern jenen Überschufs ihres Arbeits- 
produktes in aller Form Rechtens abzunehmen. Diese gesetzliche In- 
stitution war früher die Sklaverei und ist heute das private Grund- und 
Kapitaleigentum. Wo die Sklaverei besteht, ist der „Herr** selbstver- 
ständlich der Eigentümer der Sklaven und ihres Arbeitsproduktes; von 
dem letzteren mufs er selbstverständlich so viel hinwegnehmen, als er 
zur Erhaltung seiner Sklaven braucht, der Überschufs bildet seine 
„Rente^. Im Laufe der Zeit hat man eingesehen, dafs man das näm- 
liche Resultat auch ohne Sklaverei, mit Hilfe des Institutes des privaten 
Grund- und Kapitaleigentumes allein erreichen kann. Der Besitzlose 
kann nämlicli nur leben, wenn er seine Arbeitskraft einem Zweiten ver- 
dingt, und dieser Zweite wird nach unserer bestehenden Gesetzgebung 
Eigentümer des so hergestellten Arbeitsproduktes. Infolge der unge- 
heueren Konkurrenz unter den Besitzlosen werden dieselben gezwungen, 
ihre Arbeitsleistung um den möglichst niedrigen Preis, d. i. um das 
Existenzminimum, zu verkaufen. Der Grund- (Kapital-) Besitzer dingt 
die Arbeiter um diesen Preis und behält den ganzen Überschufs der 
Produktion für sich als „Rente*'. Der Bauer, der seinen Grund selbst 
bewirtschaftet, bezieht nach dieser Auffassung formell keine (gesonderte) 
Rente, sondern ihm gehört eben der gesamte und ungeteilte Ertrag der 
Grundstücke. 

§ 3. Einwendungen gegen die Orundrente, Die Grundrententheorie 
— speciell die Ricardos — blieb nicht ohne Anfechtung. Die Ein- 
wendungen, welche gegen dieselbe vorgebracht wurden, können — wie 
Mithoff im ScHÖNBERGschen „Handbuch*', Bd. I, Abhandlung XI, § 19 
richtig hervorhebt — in zwei Gruppen gebracht werden. Die eine 
Gruppe dieser Einwendungen ist theoretischer Natur und begnügt sich, 
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die Richtigkeit der Grundrententheorie bezw. die Existenz einer beson- 
deren Grundrente theoretisch zu bekämpfen, ohne irgend welche prak- 
tische Forderungen an diese theoretische Streitfrage zu knüpfen. Die 
zweite Gruppe der Einwendungen ist gerade umgekehrt eminent prak- 
tischer Natur. Es wird nämlich nicht die Bichtigkeit der Grundrenten- 
theorie bestritten, sondern umgekehrt die Existenz der Grundrente aus- 
drücklich zugegeben, allein der Bezug der Grundrente durch den pri- 
vaten Grundeigentümer wird als eine Ungerechtigkeit hingestellt und 
demgemäfs die Frage erörtert, welche staatliche Mafsregeln etwa zu 
ergreifen wären, um der Ungerechtigkeit ein Ende zu bereiten, die 
darin besteht, dafs Privatpersonen (die Grundeigentümer) sich auf Kosten 
der Gesamtheit mühelos bereichern. 

Was nun zunächst die theoretischen Gegner der Grundrentenlehre 
anbelangt, so lassen sich dieselben abermals in zwei Unterabteilungen 
bringen. Die Argumentation der ersten dieser beiden Unterabteilungen 
lautet im wesentlichen ungefähr wie folgt: Alle Gründe und Umstände, 
auf welche die Verteidiger der Grundrente sich berufen, um die Existenz 
einer besonderen Grundrente gegenüber der Kapitalrente zu beweisen, 
sind nicht beweiskräftig, weil eine genauere Betrachtung der Dinge 
lehrt, dafs alle jene Merkmale, welche eine angebliche „Eigentümlich- 
keit*' des landwirtschaftlichen Betriebes und seines Erträgnisses bilden 
sollen, sich bei allen gewerblichen Betrieben gleichfalls vorfinden. Es 
liegt daher gar kein zwingender Grund vor, die Grundstücke aus der 
Reihe der Kapitalien auszuscheiden und ihr Erträgnis in eine beson- 
dere Rubrik — nämlich in die Rubrik „Grundrente" — einzureihen. 
Im Gegenteile, die Grundstücke sind ebensogut Produktionswerkzeuge 
wie die Maschinen, Werkzeuge und sonstigen Gerätschaften, und ihr 
Ei-trägnis ist ebensogut „ Kapitalrente ** wie das Erträgnis irgend einer 
Fabrik oder einer sonstigen Unternehmung. Da die Gründe und Um- 
stände, auf welche die Verteidiger der Grundrente sich berufen, um 
die Eixistenz einer besonderen Grundrente gegenüber der Kapitalrente 
zu beweisen, weiter unten (in dem Kapitel „Kritik der Grundrenten- 
theorie*') einer eingehenderen Würdigung unterzogen werden sollen, so 
kann an dieser Stelle über die hier in Rede stehenden „Einwendungen 
gegen die Grundrente** hinweggegangen werden und wird auf die be- 
züglichen, weiter unter folgenden Ausführungen verwiesen. 

Die zweite Unterabteilung der Gruppe der theoretischen Gegner 
der Grundrente wird durch Carey, Bastiat und deren Anhänger reprä- 
sentirt. Cabey und Bastiat erblicken nämlich das Wesen des Wertes 
in den Produktionskosten des betreflFenden Gegenstandes oder, wie sie 
sich ausdiücken, in den „Rohproduktionskosten" des betreflFenden Gegen- 
standes. Mit dem Worte „Rohproduktionskosten** soll angedeutet wer- 
den, dafs die Werte aller Güter einem kontinuierlichen Sinken unter- 
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worfen sind, weil fortwährend verbesserte Prodaktionsmethoden ersonnen 
und verbesserte Produktionswerkzeuge hergestellt werden, welehe es 
ermöglichen, jeden späteren Artikel mit um so geringeren Kosten (Ar- 
beitsaufwand) herzustellen (zu „reproduzieren*'). Gestützt auf diesen 
Satz fassen nun die Gegner der Grundrente die landwirtschaftlichen 
Grundstücke ins Auge und versuchen es, sich ein Bild zu machen von 
dem Werte der Arbeit, die im Laufe der Jahrhunderte aufgewendet 
wurde, um diese Grundstücke (mit den damaligen primitiven Werkzeugen) 
zu roden, zu meliorieren und in ihren heutigen Stand zu versetzen. Sie 
gelangen auf diesem Wege zu so kolossalen Summen, dalB sie sagen, 
es sei nicht entfernt daran zu denken, dafs in den heutigen Preisen 
der Ländereien jene riesigen „Produktionskosten** der Äcker ersetzt wür- 
den. Wer heute ein Grundstück kauft, bezahle nur einen geringen 
Bruchteil der riesigen Kapitalien und Arbeitsquantitäten, die im Laufe 
der Jahrhunderte in das Grundstück „gesteckt** wurden. Demgemäfs 
gebe es auch keine „Grundrente**, keinen Extragewinn, den die Grund- 
besitzer einsacken, denn das Erträgnis der Grundstücke ergebe nicht 
nur keinen Überschufe über die Produktionskosten des Getreides, son- 
dern repräsentiere lediglich den Zins von einem verschwindend kleinen 
Bruchteile der Kapitalien, die im Laufe der Zeiten in das Grundstück 

— wie man zu sagen pflegt — „hineingesteckt** wurden. — Beiläufig 
bemerkt, meinen Carey und Bastiat, wenn sie von den Produktions- 
oder Meliorationskosten der Grundstücke sprechen, nicht nur die Summe 
oder Arbeitsquantitäten, die aufgewendet werden muüsten, um aus dem 
ursprünglichen Urwald oder Sumpf den heutigen Acker zu machen, 
sondern sie denken auch an alle die übrigen Aufwendungen (Bau von 
Strafsen, Herstellung der Rechtssicherheit, der Bildung, der Verkehrs- 
einrichtungen u. 8. w.), die gemacht werden mufsten, um das Erträgnis 
der Ländereien in den modernen Kulturstaaten auf seine heutige Höhe 
zu bringen. 

Ganz besonders aber meint Carey der RiCARDOSchen Grundrenten- 
theorie den Todesstofs zu versetzen, wenn er die Art der Entstehung 
der Grundrente widerlegt. Bekanntlich stellt sich Ricardo die Sache 
so vor, dafs Einwanderer in ein bjisher unbewohntes Land eindringen 
und dasselbe besiedeln. Selbstverständlich werden diese Einwanderer 

— meint Ricardo — zunächst nach den fruchtbarsten Grundstücken 
greifen und diese beackern und mit Getreide bestellen. Wächst nun 
im Laufe der Zeit die Bevölkerung und hat man allmählich alle Grund- 
stücke der besten Qualität dem Pfluge unterworfen, so bleibt nun kein 
anderer Ausweg übrig, als die Grundstücke zweiter Qualität — „Boden 
Nr. 2**, wie Ricardo sagt — in Kultur zu nehmen. Später wird man 
in derselben Weise auf Boden Nr. 3, Nr, 4, Nr. 5 u. s. w. greifen, d. h. 
man wird immer weniger und weniger fruchtbaren Boden mit Getreide 
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bestellen müssen, und jedesmal wird der bessere Boden eine reichere 
Ernte und einen höheren Ertrag — d. i. eben die „Rente^ — abwerfen 
als der minder gute. Dem gegenüber hebt nun Carbt hervor, dab 
der historische Verlauf der Besiedelung der Ländereien nicht nur in 
Amerika (wo sich derselbe allerdings am deutlichsten verfolgen labt), 
sondern auch in der alten Welt das direkte Gegenteil von dem be- 
weise, was Ricardo behauptet. Allerorts haben die ersten Ansiedler 
nicht die fruchtbarsten, sondern gerade umgekehrt die minder frucht- 
baren Grundstücke zunächst in Kultur genommen. Der Grund dieser, 
auf den ersten Blick befremdenden Erscheinung liegt in dem Umstände, 
dafs die fruchtbarsten Grundstücke in den Flufsniederungen liegen, 
welche ursprünglich überall entweder vom Urwald bedeckt oder Sümpfe 
waren. Die ersten Ansiedler, die jedesmal schwach an der Zahl und 
mit geringen Werkzeugen ausgerüstet sind, vermochten nirgends in 
diese schwer zugänglichen Urwald- und Sumpfregionen sofort vorzu- 
dringen und muteten daher allerorts zunächst sich begnügen, die auf 
den Höhenzügen gelegenen Ländereien zu occupieren und zu roden, die 
zwar leichter zugänglich, aber von weit geringerer natürlicher Frucht- 
barkeit waren. Erst im Laufe der Zeit, wenn die Zahl der Ansiedler 
gewachsen war, und wenn sie in den Besitz entsprechender Werkzeuge 
gelangt waren, konnten sie daran denken, den Urwald zu roden und 
das Sumpfterrain allmählich trocken zu legen und sodann diese bei 
weitem fruchtbareren Grundstücke in Kultur zu nehmen. Geht also nach 
dieser Darstellung die Bevölkeruog nicht — wie Ricardo lehrt — vom 
Anbau des besseren Bodens zum schlechteren Boden über, sondern ge- 
rade umgekehrt vom schlechteren Boden zum besseren, so kann selbst- 
verständlich nicht der jedesmal früher in Kultur genommene Boden 
einen Überschufs des Ertrages über den älteren Boden (keine „Rente*') 
ergeben, sondern umgekehrt ergiebt jedesmal der ältere Acker ein De- 
ficit im Ertrage gegenüber dem jüngeren Acker. Beiläufig bemerkt, 
schliefst sich Rodbertüs (in seinem „Dritten sozialen Briefe an v. Kirch- 
mann ") dieser Ansicht Carbts zum guten Teile an. 

Wenn jedoch Carey meint, dafs" er damit die RiCARDOsche Theorie 
widerlegt habe, so giebt er sich einer argen Täuschung hin. Zunächst 
ist es ganz andenkbar, dafs der von Carey dargestellte Vorgang sich 
ins unendliche wiederhole. Die ersten Besiedler des Landes haben 
sicherlich nicht mit Vorbedacht den allerschlechtesten Boden, sondern 
denjenigen hervorgesucht und dem Pfluge unterworfen, der ihnen zur 
Bestellung am geeignetsten erschien. Wenn es also auch richtig sein 
mag, dafs sie später den weit fruchtbareren Boden der Flufsniederung 
trocken legten und urbar machten, so mufste doch schliefslich eine Zeit 
kommen, wo der gesamte fruchtbarere Boden der Flufsniederungen in 
Ackerland verwandelt und man genötigt war, irgend welchen Boden 

Klbikwächteb, Das Einkommen. 9 
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zum Getreidebau zn verweaden, der weniger fruchtbar war, als der zu- 
erst dem Pfluge unterworfene, und in diesem Momente mubte die fo- 
CABDOsebe (Differential-)Grrundrente aufleben. Allein, selbst wenn man 
dies nicht zugeben will, bleibt doch die Thatsaehe beeteben, daCs der 
ungleiche Ertrag der Grundstücke in dem Momente gegeben war und 
zu Tage treten mubte, in welchem die Besiedler des Landes den frucht- 
bareren Boden der Flufsniederungen neben dem minder fruchtbaren 
Boden der Höhenzüge mit Getreide zu bestellen begannen. Das ganze 
Bestreben Ricakdos läuft ja doch nur darauf hinaus, den Nachweis zu 
erbringen, dab die fruchtbareren Grundstücke einen greiseren Ertrag 
abwerfen, als die minder frachtbaren Grundstücke. Und da nach der 
Meinung Kicabdos ein ungleiches Erträgnis zweier (Geld-)Kapitalien 
ganz undenkbar ist, so erschien seiner kapitalistischen Denkweise das 
ungleiche Erträgnis zweier Grundstücke als eine so besonders auffallende 
Erscheinung, dab er zu ihrer Erklärung eine besondere „Bodenrente^ 
statuieren zu müssen glaubte. 

Die zweite Gruppe der Gegner der Grundrente leugnet — wie im 
Eingange dieses Abschnittes bemerkt wurde — nicht die Existenz dieses 
Einkommenzweiges, sondern giebt dieselbe ausdrücklich zu. Allein sie 
erblickt in dem Umstände, dab der Grundbesitzer aus der blolsen That- 
saehe seines Eigentums am Grund und Boden (im Wege der Verpach- 
tung) ein arbeitloses und zumeist steigendes Einkommen bezieht, eine 
Ungerechtigkeit und erörtert demgemäfs die Mabregeln, die zu ergreifen 
wären, um jene Ungerechtigkeit zu beseitigen. Mit kurzen Worten: 
die in Bede stehenden Gegner der Grundrente sind Gegner des privaten 
Grundeigentums ; und da die Frage der Berechtigung des privaten Grund- 
eigentums von der Frage der Berechtigung des privaten Eigentums 
überhaupt nicht wohl getrennt werden kann, so sind alle Gegner des 
privaten Eigentums überhaupt auch Gegner des privaten Grundeigen- 
tums und damit selbstverständlich auch Gegner der Grundrente (d. i. 
Gegner der Thatsaehe, dab Privatpersonen das Erträgnis der Grund- 
stücke beziehen). Es ist selbstverständlich ganz unmöglich, an dieser 
Stelle die sämmtlichen Gegner det Institution des privaten Eigentums 
namentlich aufzufbhren und ihre Ansichten einzeln darzustellen. Allein 
eine kurze Skizzierung der letzteren kann hier gegeben werden, da 
sich dieselben in drei Gruppen bringen lassen. 

Die älteren Gegner des Privateigentums, etwa von Thomas Mobus 
angefangen bis zu den kommunistischen Schriftstellern der groben 
französischen Revolution, begründen ihre Ansicht mit dem Hinweise 
auf die Thatsaehe, dab die Institution des anssehlieblichen Besitzes 
die Ursache der meisten Verbrechen sei. Die Erfahrung lehre — so 
argumentieren diese Schriftsteller — ^ dab die meisten Verbrechen auf 
den ausschüefiBlichen Besitz, sei es eines Vermögens, sei es ein^ Fran 
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zartlokznftahren sind. Wer daher die Verbreehen ans der Welt schaffen 
will, darf sich nicht darauf beschränken, die Verbrecher zu verfolgen und 
zu bestrafen, denn er bekämpft lediglich das Symptom der Krankheit; 
eine definitive Besserung ist nur zu erwarten, wenn die letzte Ursache 
des Übels beseitigt, d. h. wenn das private Eigentum (und eventuell 
auch das Institut der Ehe) abgeschafft und durch das gemeinsame Eigea- 
tum ersetzt wird. 

Die späteren Gegner des Privateigentums, d. i. die kommunisti- 
schen Schriftsteller aus der Zeit der französischen Revolution, vonMoBELLT 
angefangen halten teilweise an dieser Argumentation fest, bringen aber 
einen neuen Gredanken in ihre Beweisftlhrung, indem sie auf die ursprflng- 
liche Gleichheit der Menschen hinweisen« Gott hat von Hause aus alle 
Menschen gleich geschaffen, und indem er die Menschen in die Welt setzte, 
hat er ihnen allen einen gleichen Anspruch auf die Erde und ihre Pro- 
dukte gegeben. Dieses gleiche Recht Aller wird aber verletzt, wenn 
einzelne sich Teile des Bodens oder sonstige Naturobjekte ausschliefs- 
lich aneignen; die Institution des privaten Eigentums und speciell des 
privaten Grundeigentums involviert also einen Raub oder Diebstahl an 
der Gesamtheit und mufs daher durch das Kollektiveigentnm ersetzt 
werden. 

Beide Gruppen sind Anhänger des sog. „ganzen^ oder ^vollen^ 
Kommunismus, d. h. sie verlangen, dafs das private Eigentum sowohl 
am Genuisvermogen, als am Produktionsmittel abgeschafft und durch 
das kollektive Eigentum ersetzt werde. Dafe die Vertreter dieser Rich- 
tung — von vereinzelten Ausnahmen abgesehen — die RiCARDOsohe 
Grundrententheorie nicht kennen konnten, weil sie vor Ricardo ge- 
lebt haben, ändert nichts an der Sache; Gegner der Grundrente über- 
haupt sind sie darum doch, weil deijenige, der das private Grund- 
eigentum verwirft, es verwerflich finden mufs, dafs ein Privatmann sich 
die Früchte des Bodens ausschliefslich aneignet. 

Präciser und schärfer formuliert ist die Ansicht der Begründer des 
sog. wissenschaftlichen Sozialismus (Rodbertus, Marx und Lasalle) 
und ihrer Anhänger, obwohl sie in anderer Beziehung nicht so weit 
gehen, wie die beiden Gruppen der vorgenannten Schriftsteller. Die 
Anhänger des modernen sog. wissenschaftlichen Sozialismus geben näm- 
lich die Notwendigkuit und Unentbehrliehkeit der Institution des pri- 
vaten Eigentums ausdrücklich zu, allein sie wollen es auf das sog. Ge- 
nuisvermogen (Gebrauchs- und Verbrauohsartikel des täglichen Lebens) 
beschränkt sehen. Dagegen verwerfen sie das Privateigentum am Pro- 
duktionsmittel, d. i. das private Kapital- und Grundeigentum, weil dieses 
ein Mittel ist, den Arbeiter auszubeuten. Der private Kapital- oder 
Grundbeatzer eignet sich (widerrechtlich) einen Teil der Arbeitspro- 
dukte des Besitzlosen an, weil er diesen in seinen Dienst nimmt und 
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Güter produzieren labt und ihm nur das Existenzminimum als Lobn 
zahlt, während er den ganzen Überschnfs der Produktion als ^Rente^ 
für sich behält. 

Die in Rede stehenden Gegner der Grundrente geben also nicht 
nur die Existenz der (Grund-)Rente ausdrücklich zu, sondern benutzen 
vielmehr die Existenz des privaten Rentenbezuges als Argument, um 
die Verwerflichkeit der Institution des privaten Grundeigentums zu be- 
weisen. Und um es unmöglich zu machen, dab Privatpersonen als 
Rentenempfänger sich auf Kosten anderer (der Arbeiter) bereichern, 
sollen die sämtlichen Produktionsmittel (der gesamte Grund und Boden, 
alle Bergwerke, sämtliche Fabriken, Werkstätten, Eommunikations- 
anstalten u. s. w.) in den Kollektivbesitz der Gesamtheit gebracht, soll 
also derjenige Zustand hergestellt werden, den Schäffle in seirner be- 
kannten „Quintessenz des Sozialismus^ oder Bellamy in seinem „Rück- 
blick*' geschildert hat. Wer leben will, mufa arbeiten, und wer arbeiten 
will, kann dies nur im Dienste der Gesamtheit, auf den der Gesamt- 
heit gehörigen Grundstücken oder in den der Gesamtheit gehörigen 
Werkstätten thun. Jeder Arbeiter erhält seinen Lohn in sog. Arbeits- 
Papiergeld, d. h. in Zetteln, in denen ihm bescheinigt wird, dab er so 
und so viele Tage und Stunden im Dienste der Gesamtheit thätig war, 
und er kann sodann mit diesem Arbeits-Papiergeld in den staatlichen 
Magazinen alle Bedarfsartikel, die er zum Leben benötigt oder wünscht, 
kaufen. (Die Preise dieser Artikel in den Staatsmagazinen sind selbst- 
verständlich nicht in Geld, nicht in Franks, Thalern oder Mark u.s. w., 
sondern in der zu ihrer Herstellung notwendigen „gesellschaftlichen 
Arbeitszeit*', d. i. in Arbeitswochen, -Tagen, -Stunden u. s. w. ange- 
setzt.) Auf diese Weise wird erzielt, dafs jedem Arbeiter sein voller 
Arbeitsertrag (allerdings nach Abzug der für die Zwecke der Gesamt- 
heit erforderlichen Quote) als Lohn zu teil wird ; von nun an ist jede 
Ausbeutung des Arbeiters durch den privaten Rentenempfänger (durch 
den privaten Grundbesitzer oder Kapitalisten) unmöglich gemacht; der 
Idealzustand des „sozialdemokratischen Yolksstaates der Zukunft** ist 
verwirklicht. 

Nicht so weit wie die Vertreter der modernen Sozialdemokratie 
(des „halben Kommunismus**) gehen andere Schriftsteller; so James 
MiLL, Heinrich Gossen („Entwickelung der Gesetze des menschlichen 
Verkehrs und der hieraus fliefsendenden Regeln ftlr menschliches Han- 
deln**, 1854), sodann L. Walras in seiner Abhandlung: „Theorie ma- 
thömatique du prix des terres et de leur rachat par FEtat** (Bulletin 
de la Soc. vaud. des sciences nat. XVII, No. 85, pag. 189—284). In 
Deutschland wird diese Richtung gegenwärtig namentlich durch Michael 
Flürscheim und seine Anhänger vertreten. Während nämlich die Ver- 
treter der modernen Sozialdemokratie den gesamten Grund und Boden 
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sowie das gesamte Kapital (alle sonstigen Produktionsmittel) in den 
Besitz der Gesamtheit (des Staates) bringen wollen, um den Bezug der 
Grundrente und der Kapitalrente durch Privatpersonen unmöglich zu 
machen und jedem Arbeiter den sog. „vollen Arbeitsertrag** zu sichern^ 
fassen FlObsceieim und seine Anhänger ihre Forderung in das eine 
Wort „Freiland** zusammen, d. h. sie verlangen, dals nicht nur das 
Privateigentum am sog. Genufsvermögen beibehalten werde, auch das 
sog. Kapitalvermögen (die Produktionsmittel mit Ausschlufs des Grund 
und Bodens) soll nach wie vor im Privatbesitze der Einzelnen bleiben, 
und nur der Grund und Boden soll „verstaatlicht**, d. i. in den Besitz 
des Staates gebracht und von diesem an die Landwirte (Einzelne oder 
Genossenschaften) verpachtet werden. Im Pachtschilling, der selbst- 
verständlich nach Ablauf der Pachtperioden successiv erhöht werden 
könnte, bezöge der Staat die gesamte Grundrente, es würde also die 
Unzukömmlichkeit beseitigt, die heute darin besteht, dafs Privatpersonen 
(die Grundeigentümer) die Grundrente beziehen und sich auf Kosten 
der eigentlichen Arbeiter mühelos bereichern, und gleichzeitig würde 
damit der grofse Vorteil erreicht, dafs die Grundrente, die nun einmal 
unvermeidlich ist, der Gesamtheit zugewendet würde und somit allen 
Bürgern zu gute käme. Die Verstaatlichung des Grund und Bodens 
braucht man sich durchaus nicht als einen widerrechtlichen Gewaltakt 
— etwa als eine gewaltsame Konfiskation — vorzustellen, sie könnte 
ohne jede Verletzung der bestehenden Privatrechte in der legalsten 
Form der Welt in zweifacher Weise durchgeführt werden. Und zwar 
entweder in der Form der Ablösung gegen Entschädigung, oder noch 
viel einfacher in der Art, dafs der Staat bei der Vererbung von Grund- 
stücken die Erbschaftssteuer nicht in Geld, sondern in natura, in einem 
Teile der Grundstücke einfordern würde (der ohne weiteres an die Erben 
verpachtet werden könnte); auf diese Weise käme der Staat nach wenigen 
Generationen in den Besitz des ganzen Landes« 

Noch weniger radikal als Flürscheim und seine Gesinnungsgenossen 
ist der Amerikaner Henry George. Auch er ist ein Gegner dessen, 
dafs Privatpersonen — die Grundeigentümer — die Grundrente be- 
ziehen, allein er will die Grundbesitzer nicht enteignen, sondern ver- 
langt (in seiner Schrift: „Progress and Poverty**, 1880) lediglich eine 
successive Erhöhung der Grundsteuer, und zwar derart, dafs die Grund- 
eigentümer genötigt wären, in der Grundsteuer die gesamte, von ihnen 
bezogene Grundrente an den Staat hinauszuzahlen. 

§ 4. Die Erweitenmg des (Onmd-) Rentenbegriffes. Die gesamte 
Grundrententheorie, wie sie speciell durch Ricardo in die nationalöko- 
nomische Wissenschaft eingeführt wurde, beruht streng genommen auf 
einer Identifizierung des Kapitalbegiiffes mit einer Geldsumme. Adam 
Smith, der viel besser „volk8*'wirtschaftlich zu denken verstand, als der 
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Bankier Sicabdo, wnlste sieh yoq diesem Fehler teilweise ferozuhalteD. 
Anf&nglieh im Urzustände — so stellt er sich die Sache vor — , so 
lange die Erde noch eine sozusagen menschenleere Wildnis war, braucht 
der Einzelne nur hinauszugehen in den Urwald und holt sich dort, was 
er just benötigt. Im Urzustände also gehört — nach Ad. Smith — 
das ganze Arbeitsprodukt, „der volle Arbeitsertrag** dem Arbeiter. 
Später, wenn der gesamte Qrund und Boden ins Privateigentum Ein- 
zelner übergegangen ist, mufs der Arbeiter, d. i. der Besitzlose, wenn 
er irgend welche Bodenprodukte haben will, zum Grundeigentümer hin- 
gehen und ihn um die Erlaubnis bitten, sich diese Bodenprodukte zu 
nehmen, und der Grundeigentümer erteilt diese Erlaubnis (in der Regel) 
nur unter der Bedingung, dafs ihm der Arbeiter einen Teil der ge- 
wonnenen Bodenprodukte abtritt. So entsteht die Grundrente als Aus- 
flufs des ausschliefslichen Eigentums, als Monopolgewinn. Smith giebt 
damit eine im allgemeinen ganz zichtige Erklärung der Entstehung und 
des Wesens der Bodenrente vom Standpunkte der „Volks^ Wirtschaft. 

Nun kam der ganz im Ideenkreise der Privat- und G^ldwirtschf^ 
befangene Bankier Ricardo. Von Hause aus gewöhnt, mit „Kapitalien^, 
d. i. mit gröfseren Geldsummen und deren Zinserträgnis zu operieren, 
stand es flir ihn a priori wie ein Axiom fest, dalB eine grö&ere Geld- 
summe das „Kapital^ par excellence sei, und dafs das Erträgnis des 
Kapitals, der „Zins**, bei gleicher Sicherheit (zur Zeit und in dem be- 
treffenden Lande) immer gleich hoch — 3, 4, 5 u. s. w. „Prozent*' — 
sein müsse. Anderseits konnte sich aber Ricardo der Wahrnehmung 
nicht verschliefsen , dafs das Erträgnis der Grundstücke ungleich ist, 
und diese Thatsache giebt ihm so viel zu denken, dafs er ihr ein be- 
sonderes Kapitel in seinem Buche widmet, in welchem er dieselbe 
aus der ungleichen Fruchtbarkeit und der ungleichen Gunst der Lage 
der einzelnen Grundstücke zu erklären bestrebt ist. Wäre Ricardo nur 
etwas weniger in dem Ideenkreise der Börse befangen gewesen und hätte 
nicht stets nur die Couponbogen der englischen Konsols im Auge gehabt, 
so hätte er sich sagen müssen, dafs es begabte und unbegabte Menschen, 
kräftige und schwache Pferde, wachsame und nicht wachsame Hunde, 
gute und schlechte Werkzeuge und Rohstoffe u« s. w. giebt, kurz dab 
in der gesamten belebten und leblosen Natur die ungleiche Qualität die 
Regel, die gleiche Qualität die Ausnahme bildet, und dafs daher das 
ungleiche Erträgnis zweier Grundstücke nichts Staunenswertes ist, ja 
dafs man umgekehrt viel mehr darüber staunen müfste, wenn alle Grund- 
stücke der gesamten Erde von gleicher Beschaffenheit wären und dem- 
gemäfe den gleichen Ertrag geben würden. 

Indes wie dem auch sei, die RiCARDOsche Grundrententheorie wurde 
die herrschende in der nationalökonomischen Litteratur und der Kern- 
punkt dieser Lehre blieb, daüs das Erträgnis der Grundstücke un- 
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gleich sei, während das Erträgnis des Kapitals, der ,,Zin8^ (der Zins- 
fdls), bei gleicher Sicherheit zur Zeit im ganzen Lande unter allen 
Umständen gleich bleibe. Als dann später der Untemehmergewinn 
als vierter „Einkommenszweig^ (neben der Grundrente, dem Eapital- 
zinse und dem Arbeitslohne) erkannt und statuiert wurde, da wurde 
dieser Untemehmergewinn sozusagen das „Mädchen ftlr alles^ in der 
Lehre Yom Einkommen, nämlich die Rubrik, unter welche alles sub- 
sumiert wurde, was anderwärts nicht pafste. Und wenn das ungleiche 
Erträgnis zweier kaufmännischer oder zweier gewerblicher Unterneh- 
mungen mit so handgreiflicher Deutlichkeit zu Tage trat, daCs es ab- 
solut nicht mehr in Abrede gestellt werden konnte, dann war es ja 
klar, dafs die Ursache der Ungleichheit in dem Untemehmergewinne 
— beileibe nicht im Kapitalerträgnisse 1 — zu suchen sei. Der eine 
Unternehmer war eben besonders tüchtig und hatte einen hohen „Unter- 
nehmergewinn*' erzielt, der andere war ungeschickt, und sein „Unter- 
nehmergewinn^ gestaltete sich zu einer negativen Gröfse, zu einem 
effektiven Verluste, aber — und das war die Hauptsache — der „Ka- 
pitalzins** war eigentlich und streng genommen in allen Fällen gleicb 
(3, 4, 5 oder dergl. Prozent), quod erat demonstrandum. 

Auf die Dauer konnte freilich das Axiom von der gleichen Höhe 
des Kapitalserträgnisses nicht unangezweifelt bleiben. Klarer denkende 
Köpfe, die weniger unter dem Banne der überkommenen Schulbegriffe 
standen, und die sich speciell von dem Vorurteile loszureifeen vermochten, 
dafs das Geld „das Kapital** par excellence sei, konnten sich schliefs- 
lich der Wahrnehmung nicht verschliefsen, dafs das ungleiche EHrägnis 
zweier gleich grofser, aber ungleich fruchtbarer oder ungleich gelegener 
Grundstöcke, welches Ricakdo und seinen Anhängern so viel Kopfzer- 
brechen verursacht hatte, nichts unerhörtes sei, und dafe die übrigen 
„Einkommenszweige" — der Kapitalertrag, der Arbeitslohn und der 
Unternehmergewinn — ebenso grofse oder gröfsere Ungleichheiten auf- 
zuweisen haben, wie das Erträgnis der Grundstücke. Man nennt dies 
„die Erweiterung des Rentenbegriffes** oder „des Grundrentenbegriffes**, 
von welcher in den neueren Lehrbüchern der Nationalökonomie mehr- 
fach die Rede ist, und man versteht unter „Rente" in diesem Sinne den- 
jenigen Teil von dem Ertrage (eines Kapitals, der Arbeit oder der 
Unternehmerthätigkeit) , welcher den durchschnittlichen Grcwinn (die 
durchschnittliche Höhe des betreffenden Einkommenszweiges) übersteigt, 
also den Extragewinn, den der betreffende Kapitalbesitzer, Arbeiter 
(selbstverständlich auch Kopfarbeiter) oder Unternehmer erzielt. 

Der erste nationalökonomische Schriftsteller, der den Begriff der 
Grundrente in diesem Sinne „erweiterte**, war Hermann (in seinen be- 
kannten „Staatswirtschaftlichen Untersuchungen**), obwohl bis zu einem 
gewissen Grade schon Ricardo den Weg hierzu gewiesen hatte. Ricardo 
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behandelt nämlich — wie bereits oben hervorgehoben wurde — auch 
die Bergwerkerente. Da lag es denn nahe, einen Schritt weiter zu gehen 
und das Ertr&gnis der Wälder, der Weingärten, der Torflager, der 
Wasserkräfte, der Mineralquellen u. dgl. zu untersuchen« Diesen Schritt 
unternahm Hermann thatsächlich und gelangte auf diese Weise dazu, 
den Begriff der Grundrente auf die Wälder, Weingärten, Torflager, 
Mineralquellen, Wasserkräfte u. s. w. auszudehnen. Ja Hebmann geht 
noch einen Schritt weiter und gelangt dazu, dals überhaupt stehende 
Kapitalien, deren Menge aus irgend einem Grunde nicht vermehrt wer- 
den kann, einen derartigen Extragewinn — eine „Rente*' — abzuwerfen 
vermögen. Und dies gilt nicht nur von stehenden Kapitalien, deren 
Menge aus irgend einem Grunde nicht vermehrt werden kann, sondern 
auch Rechtsinstitutionen, welche das Angebot irgend eines Artikels be^ 
schränken, erzeugen die Wirkung, dafs dem betreffenden gesetzlich ge- 
schtltzten und begünstigten Produzenten ein Extragewinn — eine „Rente*' 
— zufällt. Noch weiter als Hebmann gehen Schäpfle und v. Man- 
GOLDT, welche lehren, dafs derartige Extragewinne — „Renten*' — auf 
allen Gebieten des Erwerbslebens tagtäglich und allerorts entstehen und 
vorkommen, und dafe es das notwendige Streben eines jeden wirt- 
schaftenden Subjektes ist, in den Besitz eines singulären Vorteiles (be- 
sondere Geschicklichkeit, Erfindung, Geschäftsgeheimnis, Bezug beson- 
ders billiger Rohsstoffe u. s. w.) zu gelangen, um auf diese Weise einen 
Extragewinn gegenüber seinen übrigen Mitbewerbern zu erzielen. 

Nach den Vertretern dieser Lehre ist also die „Rente" ein Extra- 
gewinn, ein Monopolgewinn, den der Betreffende erzielt, weil er vor 
seinen übrigen Mitbewerbern einen singulären Vorteil voraus hat, der 
ihn in den Stand setzt, seine Ware entweder billiger herzustellen oder 
teuerer zu verkaufen als die anderen. Als „Rente" mufs (nach der 
Lehre der genannten Autoren) dieser Extragewinn bezeichnet werden, 
weil er kein Bestandteil der Produktionskosten und somit nicht die 
Ui*sache der hohen Preise, sondern umgekehrt das Ergebnis derselben 
ist. Bekanntlich lehren — wie an früherer Stelle auseinandergesetzt 
wurde — Smith und Ricardo und die übrigen Vertreter der Grund- 
rententheorie, dafs die Grundrente (der Extragewinn, den das fruchtbarere 
Grundstück gegenüber dem minder fruchtbaren abwirft) kein Bestand- 
teil der Produktionskosten des Getreides und somit auch nicht die Ur- 
sache der hohen Getreidepveise ist. Der Getreidepreis ist vielmehr in- 
folge der gestiegenen Nachfrage so weit gestiegen, dafe er die Kosten 
der Bebauung der minder fruchtbaren Grundstücke deckt, und infolge 
dessen beziehen die Besitzer der fruchtbareren Grundstücke (deren Be- 
stellung weniger kostet, oder die eine reiche Ernte abwerfen) einen 
Extragewinn, die (RiCAEDOSche) Grundrente. Das Gleiche gilt von den 
übrigen „Renten". Die Preise irgend welcher beliebiger Artikel haben 
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eine gewisse Höhe; weil jedoch einzelne Unternehmer sich im Besitze 
irgend welcher singnlärer Vorteile befinden, welche sie in den Stand 
setzen, den betreffenden Artikel billiger herzustellen, beziehen sie einen 
Extragewinn, die (ScHÄFPLE-MANGOLDTsche) „Rente*'. 

Die Ursache dieser verschiedenen Renten ist mannigfaltig. Bei 
Wasserkräften, Mineralquellen, Torflagern u. dergl. liegt sie darin, 
dails die betreffenden Naturkr&fte appropriierbar, aber nur in beschränkter 
Menge vorhanden sind. Bei grofseren stehenden Anlagen (Kapitalien), 
wie z. B. Brücken, Kanälen, Eisenbahnen u. dergl, kann die Ursache der 
„Rente" in dem Umstände liegen, dafs derartige Anlagen nicht so ohne 
weiteres beliebig vermehrt werden können. Wer nur mit seiner pei> 
sönliohen Kraft thätig ist, kann eine „Rente*' infolge seiner besonderen 
Talente oder Geschicklichkeiten beziehen, wie z. B. ein hervorragender 
Sänger, Maler, Arzt u. s. w. Bei einer Unternehmung kann die Ursache 
der Rente in der besonderen Tüchtigkeit des Unternehmers, in einem 
etwaigen Geschäftsgeheimnisse, in den bestehenden Rechtsinstitutionen 
(wie etwa Privilegien, Bannrechten u. dgl.) oder sonstigen Umständen 
liegen. Vom Gesichtspunkte der Volkswirtschaft aus betrachtet, erscheint 
die Rente in diesem Sinne als eine Belohnung dafür, dafs der Betreffende 
irgend ein Bedürfnis seiner Mitmenschen in ganz besonders entsprechen- 
der Weise zu befriedigen versteht. Das Vorhandensein der Rente er- 
weist sich anderseits als der kräftigste Sporn der Fortschrittes, weil 
jeder, der im Erwerbsleben thätig ist, auf alle Weise bestrebt sein mufs, 
in den Besitz eines Extravorteiles (besonders persönliche Tüchtigkeit 1) 
zu gelangen, um jenes Extragewinnes teilhaftig zu werden. 

Die in Rede stehende Erweiterung des Rentenbegriffes ist jedoch 
nicht von allen späteren Schriftstellern angenommen worden ; beispiels- 
weise verhält sich Mithoff (im „ScHÖNBERQschen Handbuch der poli- 
tischen Ökonomie") derselben gegenüber ablehnend. 

§ 5. KriüJc der Orundrententheorie, Wie im Eingange des vorher- 
gehenden Paragi-aphen ( „Die Erweiterung des Rentenbegriffes") angedeutet 
wurde, ist die Grundrententheorie und der grofse Streit, ob die Grund- 
rente einen besonderen „Einkommenszweig*' neben dem Kapitalerträg- 
nisse bildet oder nicht, vorwiegend auf den Umstand zurückzuführen, 
dafs die Nationalökonomen, wenn sie vom „Kapitale*' sprachen, eigent- 
lich doch immer nur an das sog. „Geldkapital", d. i. an eine gröbere, 
in der Regel verzinsliche Geldforderung dachten. Die Gewohnheit, mit 
dem Worte „Kapital** eine (gröfsere) Geldsumme oder Geldforderung 
zu bezeichnen, entstand in der zweiten Hälfte des Mittelalters. Das 
mittelalterlich-lateinische Wort „Capitale** ist nämlich eine Abkürzung 
4es ursprünglich ganz korrekten Ausdruckes „capitalis pars debiti**, 
und die capitalis pars debiti , ' der Hauptbestandteil des Schuldverhält- 
nisses, ist in der Regel eine geschuldete Geldsumme, während die zu- 



Digitized by 



Google 



138 Zweiter TeflL 

gesicherten Zinsen ein Aecessorinm, einen Nebenbestandteil des Obli- 
gationsverhältnisses bilden. Diese Anffassung ist uns allen so sehr in 
Fleisch und Bint übergegangen, dafs wir alle im t&glichen Leben nadi 
dem gewöhnlichen Sprachgebranche bei dem Worte ,,Eapital^ nnwiil- 
kflrlich an eine (gröbere) G^ldfordernng oder an eine Geldsumme, be- 
ziehungsweise an einen in Geld ausgedrückten Wertbetrag denken, und 
zwar an einen Wertbetrag, der dem Erwerb dient oder demselben we- 
nigstens dienen könnte. 

Die Einschränkung des Kapitalbegriffes auf das sog. „Geldkapital^, 
auf die verzinsliche Geldforderung genügte jedoch den Anforderungen der 
Wissenschaft nicht. Die nationalökonomischen Forscher konnten sich 
der Wahrnehmung nicht verschiiefsen, dais die verzinsliche Geldforderung 
nicht das einzige rentetragende Vermögen ist, dals beispielsweise der 
Kaufmann aus seinem Warenlager oder der Gewerbti-eibende aus seinen 
Werkzeugen, Maschinen, Roh- und Hilfsstoffen u. s. w. in ganz analoger 
Weise ein Einkommen bezieht, wie der Gl&ubiger aus seinem sog. Geld- 
kapitale. Demgemäfs lehren denn die Nationalökonomen, dais der Be- 
griff des Kapitales nicht auf das Geld beschränkt werden dürfe, dafs 
zwar das Geld auch eine Art des Kapitales sei, dafs man daneben aber 
die dem Erwerb (beziehungsweise der Produktion) dienenden Vermögens- 
objekte selbst, also die Werkgebäude, die Maschinen und Werkzeuge, 
die verschiedenen Arbeits- und Hilfsstoffe, die Nutztiere, die Waren des 
Kaufmannes u. s. w. als Kapitalien anerkennen müsse. Diesen guten 
Vorsätzen bleiben die Nationalökonomen allerdings in den seltensten 
Fällen treu. Schlägt man nämlich in den verschiedenen Lehrbüchern 
der Nationalökonomie das Kapitel auf^ welches die Lehre vom Kapitale 
behandelt, so findet man regelmäfsig auf der ersten Seite eine Erörterung 
des Kapitalbegriffes, welche denselben (im allgemeinen) in der hier 
dargelegten Weise definiert. Allein in der Regel hat der betreffende 
Autor schon auf der nächstfolgenden Seite die guten Lehren vergessen, 
die er unmittelbar vorher seinem Leser gegeben hat, und spricht von 
„Kapitalien", die in Fabriken, Maschinen, Warenlagern u.s.w. „stecken*'; 
von „Kapitalien **, die heute die „Form** von Baumwollzeug und morgen die 
von Eisenwaren oder dgl. „annehmen*' ; von „Kapitalien*', die in Schmuck- 
sachen, Gemälden, Möbeln u. s. w. „tot liegen" — , kurz er gebraucht 
durchgehends Ausdrücke, aus denen unzweifelhaft hervorgeht, dafs der 
Mann im Grunde seines Herzens bei dem Worte „Kapital" doch wieder 
nur an die betreffende Geldsumme (den fi*aglichen Geldwert) denkt 

Hierzu kommt sodann ein Zweites. Auf dem sog. „Kapitalmarkte" 
eines jeden Landes, d. h. durch die fortwährende Nachfrage nach ver- 
leihbaren Geldsummen und das Angebot von solchen bildet sich jedes- 
mal zur Zeit ein gewisser Durchschnittszinsfuls für Gelddarlehen heraus, 
und dies erzeugt unwillkürlich die Vorstellung, dafs das Erträgnis des 
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^Eapitales^ (der „Zins^) in allen Fällen (wenigstens annähernd) gleich 
hoch seL Wenn nnn jemand, der in diesem Yorstellnngskreise befangen 
ist — nnd die Nationalokonomen waren in diesem Gedankenkreise be- 
fangen und sind es teilweise auch heute noch — , das Erträgnis der 
Grundstficke ins Auge fa&t und hier der geradezu handgreiflichen That- 
Sache gegenübersteht, dafs das Erträgnis zweier gleich grofser Grund- 
stöcke je nach ihrer natürlichen Fruchtbarkeit oder je nach ihrer Lage 
zum Markte ungleich ist, so mufs sein erster Gedanke sein, dafs die 
Grundstücke keine Kapitalien seien, dafs daher das Erträgnis der- 
selben nicht als Kapitalertrag (nicht als Kapital-„Rente^ oder als 
Kapital-„Zins*') angesehen werden könne, sondern dafs man das Er- 
trägnis der Grundstücke in eine besondere Rubrik, in die der „Grund- 
rente**, einreihen müsse. 

So entstand die Vorstellung von einer besonderen „Grundrente^ im 
Gegensatze zum Exträgnisse des Kapitales, der sog. „Kapitalrente^ 
oder dem sog. „Kapitalzins^. Nun liegt es aber auch wieder in der 
menschlichen Natur, daüs man seine Meinung nach Kräften zu begründen 
sucht. Hatte man sich also einmal dafür entschieden, dals der Kapital- 
rente oder dem Kapitalzinse die „Grundrente'' als ein besonderer Ein- 
kommenszweig gegenübergestellt werden müsse, so war man begreif- 
licherweise bestrebt, von allen Seiten Gründe herbeizuschleppen, aus 
denen unwiderleglich hervorgehen sollte, dafs der Grund und Boden 
einerseits und das Kapital anderseits zwei ganz heterogene, von ein- 
ander principiell getrennte Dinge seien, die mit einander absolut nichts 
gemein haben. Und so wurden denn im Laufe der Zeit von den ver- 
schiedenen Autoren zur Rechtfertigung der Aufstellung einer besonderen 
Grundrente im Gegensatze zum Ertiägnisse der Kapitalien verschiedene 
Argumente ins Treflfen geführt, und zwar: 

1. Die Ungleichheit des Bodenertrages hängt ab von der natür- 
lichen Fruchtbarkeit und der Lage der betreflFenden Grundstücke. 

2. Das Erträgnis der Grundstücke kann durch vermehrte Anwen- 
wendung von Kapital nicht beliebig gesteigert werden. 

3. Die Grundrente ist die Folge, nicht die Ursache hoher Getreidepreise. 

4. Die Grundrente steigt mit der Zunahme der Bevölkerung und 
des Wohlstandes. 

5. Die Grundrente ist das Entgelt für die Benutzung der im Boden 
waltenden „ewigen und unzerstörbaren Naturkräfte". 

6. Die Bodenrente ist ein Monopolgewinn. 

Sieht man ein klein wenig genauer zu, so zeigt es sich, dafs die 
Beweiskraft dieser Argumente ziemlich fragwürdig ist. 

ad 1. Zunächst gehört kein besonderer Scharfsinn dazu, um zu 
erkennen, dafs das ungleiche Erträgnis zweier gleich grofser Grund- 
stficke eine Folge ihrer ungleichen Fruchtbarkeit oder ihrer ungleichen 
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Lage ist. Anderseits inuis man aber eine geradezu verblüffende Naivit&t 
besitzen, wenn man hierin eine besondere Eigentümlichkeit der Grund- 
stücke bezw. der landwirtschaftlichen Produktion erblicken soll; sind 
etwa alle Pferde gleich schnell und gleich kräftig; geben alle Kühe 
das gleiche Quantum Milch oder alle Schafe die gleiche Wolle, oder 
sind etwa alle Werkzeuge und alle Maschinen gleich leistungsfähig? 
Und selbst, wenn man unter „Kapital^ nichts anderes versteht, als die 
verzinsliche Geldforderung, wird man zugeben müssen, dafs (Jelder — 
auch bei gleicher Sicherheit — zu sehr verschiedenen Zinsfttlsen und 
Bedingungen ausgeliehen werden. Wer dies bezweifelt, möge die 
Hypothekenbücher irgend eines Bezirkes einsehen. 

ad 2. Ahnlich verhält es sich mit dem zweiten Argument, dafs 
nämlich das Erträgnis der Grundstücke durch eine vermehrte Anwen- 
dung von Kapital nicht beliebig gesteigert werdea kann. Wird bei- 
spielsweise irgend ein Grundstück mit einem bestimmten Aufwände 
von Kapital und Arbeit bestellt und giebt es ein Erträgnis von 1000, 
so wird bei verdoppeltem Kapital- und Arbeitsaufwande das Erträgnis 
nicht auf 2000, sondern vielleicht nur auf 1900 steigen. Wenn aber 
die Verteidiger der Grundrententheorie meinen, dafe dies eine Be- 
sonderheit der Grundstücke oder der landwirtschaftlichen Produktion 
sei, so geben sie sich auch wieder einer argen Täuschung hin. Die 
in Rede stehende Thatsache bedeutet nämlich, dafs die Intensität der 
Bodenkraft nicht in geradem Verhältnisse mit der aufgewendeten Menge 
von Kapital und Arbeit steigt. Man mag aber das Kapital wie immer 
auffassen, so wird man immer zu dem gleichen Resultate gelangen, 
dafs die Intensität seiner Leistung nicht beliebig gesteigert werden kann. 
Betrachtet man z. B. ein Pferd, so kann seine Leistungsfähigkeit — 
seine Zugkraft oder seine Schnelligkeit — durch sorgsame Pflege und 
rationelle Behandlung, durch reichlicheres oder kräftigeres Futter, durch 
eine bessere Konstruktion des Geschirres, des Wagens oder der Fahr- 
bahn, also durch einen vermehrten Aufwand von Kapital und Arbeit 
bedeutend gesteigert werden; allein schließlich wird man bei einem 
Punkte anlangen, wo alle weiteren Bemühungen und Kosten vergeblich 
sein werden. Das Gleiche gilt von jeder Maschine. Auch hier kann 
die LeistungsfUhigkeit durch sorgfältigere Reinhaltung, durch Anwen- 
dung von mehr oder besserem Brennmaterial, eines reineren Wassers, 
eines besseren Schmierfettes u. s. w. bis zu einem gewissen Grade ge- 
steigert werden; schliefslich wird aber, wenn man des Guten zu viel 
thut, wahrscheinlich der Kessel springen. Und fafst man schliefslich 
das sog. Geldkapital ins Auge, so ist es schon gar evident, dafs durch 
die Vergröfserung der geliehenen Summe (das unveränderte Verhältnis 
von Nachfrage und Angebot vorausgesetzt) der Zinsfufs — und dieser 
repräsentiert ja die Intensität der Leistung — nicht in die Höhe ge- 
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trieben werden kann. Der Fehler dieser Argumentation liegt auf einer 
anderen Seite. Die Verteidiger der Grundrententheorie legen hier ge- 
missermafiBen zwei Pfandbriefe i, 1000 nebeneinander und finden es ganz 
natttrlich, dafs diese die doppelte Rente abwerfen; sie spannen zwei 
Pferde nebeneinander und finden es selbstverständlich; daüs diese die 
doppelte Last fortbewegen; oder sie stellen zwei Maschinen nebenein- 
ander auf und finden es selbstverständlich, dafs diese das doppelte Pro- 
duktenquantum liefern; dort aber stecken sie die zwei Kapitalien ä 1000 
in das nämliche Grundstück hinein und wundem sich darüber, dafs die- 
selben nicht auch das doppelte Resultat ergeben. Will man konsequent 
sein, so mufs man das zweite Kapital ä 1000 auf ein zweites Grund- 
stück (von gleicher Fruchtbarkeit und Gröfee) verwenden, und dann wird 
man auch hier das doppelte Resultat erzielen. 

ad 3. Die Grundrente ist nicht die Ursache, sondern die Folge 
hoher Getreidepreise. Bekanntlich haben schon Smith und Ricardo 
diese Behauptung aufgestellt, indes ist nicht wohl abzusehen, inwiefern 
sich nach dieser Richtung hin die Landwirtschaft von der gewerblichen 
Produktion unterscheiden soll. Die Verfechter dieses Satzes gehen von 
der Anschauung aus, dafs eine Produktion (auf die Dauer oder auf Be- 
stellung) nur dann möglieh ist, wenn dem Produzenten die Produktions- 
kosten im Preise seiner Artikel ersetzt werden, und dafs daher der- 
jenige Produzent, der unter den ungünstigsten Umständen produziert 
(sofern die von ihm hergestellten Produkte überhaupt benötigt werden), 
die Höhe des Preises bestimmt. Der Gedankengang ist der folgende: 
Zur Produktion irgend eines Artikels gebort unstreitig die Hingabe oder 
Widmung eines Kapitales, denn es werden gewisse Roh- und Hilfsstoffe 
verbraucht , Werkzeuge und Maschinen werden abgenutzt u. dgl. m. 
Diese Hingabe oder Widmung des betreffenden Kapitales bildet daher 
einen Teil der Produktionskosten und muls dem Manne ersetzt werden, 
und zwar mufs ihm nicht nur das gewidmete Kapital einfach zurück- 
erstattet werden, sondern noch ein Zuschlag hinzu (der „Zins"), weil 
sonst der Mann keinen Vorteil von der Produktion hätte und dieselbe 
das nächste Mal unterlassen würde. Die Zinsen des in der fraglichen 
Produktion verwendeten Kapitales gehören somit zu den Produktions- 
kosten, sie müssen im Preise des fertigen Artikels ersetzt werden und 
erhöhen demgemäls den Preis. Anders hingegen bei der Grundrente. 
So lange die auf den Grundstücken erster Qualität erzielte Ernte ge- 
nügt, die Bevölkerung zu ernähren, werden nur diese Grundstücke be- 
stellt und geben — nach der herrschenden Lehre — keine Grundrente. 
Wächst nun die Bevölkerung und damit die Nachfrage nach Getreide, 
so steigen die Getreidepreise, und zwar müssen sie so lauge steigen, 
bis sie die (höheren) Kosten der Getreideproduktion auf den (schlechteren) 
Grundstücken zweiter Klasse decken (der Produzent, der unter den un- 
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gttngtigsten Bedingiingen produziert, bestimmt -die HBbe des Preises)* 
Nun beziehen alle Landwirte, welche ihr Gretreide auf den GnuidstttokeiL 
erster Klasse produzieren, in dem gestiegenen Getreidepreise einea 
Extragewinn, die Grundrente, und diese Grundrente ist die Folge — 
wohlgemerkt: nicht etwa die Ursache! — der höheren Getreidepreise. 
In diesem feinen theoretischen Merkmale soll also der Unterschied der 
Grundrente vom Kapitalzins zu suchen sein. Nach aulsen hin sollte 
damit erzielt sein, dab die Grundeigentümer in den Augen des Publi- 
kums gewissermafsen reingewaschen von jeder sozialen Schuld dastehen 
sollten. Die Thatsaehe, dafs die englischen Landlords im Pachtschilling 
f&r ihre Ländereien ein geradezu riesiges Einkommen arbeits- und 
mühelos bezogen, konnte zwar nicht in Abrede gestellt werden, allein 
durch die Grundrententheorie war wenigstens gewonnen, dals sie frei 
von jeder persönlichen Schuld schienen. Sie waren ja keine Erpresser 
und Getreidewucherer, denn nicht sie trieben den Getreidepreis in die 
Höhe, sondern der Getreidepreis stieg von selbst, und den bedauems- 
wcrthen Landlords fiel die Grundrente — gewifs ganz gegen ihre Nei- 
gung — in den Schofs, und die Ärmsten hatten nur die Plage, die 
vielen Goldstöcke aufzulesen und eine Verwendung für dieselben zu 
suchen. Dals auf diese Weise einerseits die Kapitalisten als die Schuld- 
beladenen hingestellt wurden, und dafs es anderseits dem Konsumenten 
sehr gleichgiltig sein kann, ob der Getreidepreis durch einen böswilligen 
Wucherer künstlich hinaufgetrieben wird, oder ob er durch die herrschende 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung zum Vorteile eines an sich gut- 
mütigen und harmlosen Landlords hinaufgeschraubt wird — , dieser Ge- 
danke kam weder Adam Smith noch Ricabdo in den Sinn; soweit war 
das Verständnis der sozialen Frage zu jener Zeit noch nicht gediehen. 
Beiläufig bemerkt ist die ganze Argumentation haltlos, denn sie 
beruht auf der ganz willkürlichen, durch nichts gerechtfertigten An- 
nahme, dals die gewerblichen Produzenten alle unter den gleichen Be- 
dingungen produzieren, und dafs im Preise der gewerblichen Erzeug- 
nisse kein Pfennig über die Produktionskosten bezahlt wird. In Wirk- 
lichkeit liegen die Verhältnisse in der landwirtschaftlichen wie in der 
gewerblichen Produktion vollkommen gleich. Der Handel erzeugt einen 
gewissen — aber wohlgemerkt, nur sehr annähernd einen gewissen — 
Marktpreis der landwirtschaftlichen Produkte einerseits, der gewerb- 
lichen Erzeugnisse anderseits. (Die sog. klassische Schule der National- 
ökonomie beging bekanntlich den kolossalen Fehler, zu wähnen, dafii 
die Vorgänge im täglichen Leben sich ebenso abspielen wie an der 
Börse, und glaubte demgemäfs allen Ernstes, dafs infolge des kontinuier- 
lichen Verkehrs sich die Preise aller erdenklichen Artikel so einheit- 
lich gestalten wie die Kurse der Börseneffekten.) Die verschiedenen 
Produzenten nun — und zwar ganz gleichgiltig, ob sie Landwirte oder 
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€tewerbtreibende sind — produzieren jedoeh unter höchst ungleichen 
Bedingungen^ der Eine hilliger, der Andere theuerer, und wenn sie nun 
ihre Erzeugnisse zu dem üblichen Preise verkaufen, so wird der un- 
gOnstiger situierte Gewerbsmann (gerade so wie der Bebauer des 
sehlechtesten Bodens) knapp seine Produktionskosten hereinbringen, 
während der unter günstigeren Bedingungen produziei*ende Gewerb- 
trcibende (bei gleichen Preisen) einen gröfseren oder geringeren Ge- 
winn einheimsen wird (und zwar als Folge, nicht als Ursache der 
höheren Preise !), genau so wie der Bebauer eines besseren Grundstückes. 
Wie man da einen principiellen Unterschied zwischen der Grundrente 
und dem Kapitalerträgnisse herausklügeln will, bleibt wohl einiger- 
maCsen dunkel. 

ad 4. Die Grundrente steigt mit der Zunahme der Bevölkerung 
und des Wohlstandes. Der Satz, dals die Grundrente mit der Zunahme 
der Bevölkerung und des Wohlstandes stetig steige, während der Ka- 
pitalzins (der Zinsfu&I) einem kontinuierlichen Sinken unterworfen sein 
soll, gehört mit zu dem eisernen Inventar von Dogmen der sog. klassi- 
schen oder orthodoxen Nationalökonomie. Begründet wird er regel- 
mäfsig mit dem Hinweise auf die Thatsache, dafs der Zinsfufs im Alter- 
tume höher war als heutzutage, und dafs er heute in den weniger ent- 
wickelten Ländern des Ostens höher steht als in den vorgeschritteneren 
Ländern des Westens. Richtig ist, dafs in einem dünnbevölkerten Lande, 
in welchem herrenloser Boden noch im Überflüsse vorhanden ist, in der 
Landwirtschaft in der Regel nicht viel Geld aufzustecken ist — allein 
nur unter zwei sehr schwerwiegenden und wesentlichen Einschrän- 
kungen. Ein spekulativer Betrieb der Landwirtschaft, d. h. ein land- 
wirtschaftlicher Grofsbetrieb in der Absicht, viel Geld zu verdienen, 
wird freilich in einem derartigen Lande kaum möglich sein, aber nur 
unter einer Voraussetzung, wenn nämlich der Mangel an Transport- 
und Kommunikationsmitteln die Ausfuhr der gewonnenen Getreide- 
quantitäten nicht gestattet. Diese Voraussetzung traf zur Zeit Adam 
Smiths und Ricardos allerdings zu, und insofern hatten die älteren 
Vertreter der Nationalökonomie nicht ganz Unrecht, wenn sie bei jedem 
Anlasse die Behauptung aufstellten, dafs in einem sog. Jungen*' und 
dünnbevölkerten Lande die Grundrente niedrig oder gar Null sei. Heute 
haben sich die Verhältnisse nach dieser Richtung hin — wie das Bei- 
i^iel Nordamerikas beweist — gründlich geändert Zum zweiten ist zwi- 
schen gewinnbringendem Betriebe der Landwirtschaft und gewinnbrin- 
gendem Betriebe der Landwirtschaft — je nach dem Sinne, den man 
dem Worte „gewinnbringend** beilegt — wohl zu unterscheiden. Ein 
gewinnbringender Betrieb der Landwirtschaft in dem Sinne, dafs der 
Landwirt viel Geld verdient^ wird allerdings in einem dünnbevölkerten 
Lande, in welchem die Transport- und Kommunikationsanstalten noch 
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mangeln, kaum möglich sein. Allein anderseits kann gerade in einem 
Lande, in welchem die Einwanderer den Boden unentgeltlich oder 
nahezu umsonst erwerben können — wie auch wieder die Erfahrungen 
in den Vereinigten Staaten von Nordamerika lehren — die aus kleinen 
(bäuerlichen) Grundbesitzern bestehende ackerbautreibende Bevölkerung 
einen gewissen Wohlstand erringen oder wenigstens eine glfickliche und 
zufriedene Existenz finden, und ob dies just ein grofses Unglück ist, 
mag dahingestellt bleiben. 

Anderseits ist die Behauptung, dafs der Eapitalszins in einem sogen, 
jungen und dQnnbevölkerten Lande hoch stehe und mit der Zunahme 
der Bevölkerung und des Wohlstandes einem steten Sinken unterliege, 
auch wieder nur sehr bedingungsweise richtig. Begreiflich ist es, dals 
in einem dünnbevölkerten Lande, dessen Bewohner vorwiegend Acker- 
bau treiben, die wenigen vorhandenen Handwerker und Eaufleute — 
vorausgesetzt, dafe ihre Zahl nicht zu grofe ist — recht gute Geschäfte 
machen und daher in der Lage sein werden, eventuell recht hohe Dar- 
lehenszinsen zu bezahlen. Ob man aber auf Grund der Thatsache, 
dafs ein paar Dutzend Kleinkauf leute und Handwerker eine behäbige 
Existenz führen und etwas Geld verdienen, die Behauptung aufstellen 
darf, dafs in dem betreffenden Lande — in dem, wie man zu sagen 
pflegt, noch der gröfste „Kapital ^mangel, die gröfste „Kapital^armut 
herrscht — der „ Kapital ^'zins hoch steht, erscheint denn doch einiger- 
mafsen fraglich. Man versuche es doch — wenn die angebliche That- 
sache von dem hohen Stande des Kapitalerträgnisses in jungen und 
sogen, „kapitalarmen^ Ländern richtig ist — in einem derartigen Lande 
irgend ein gro&es industrielles Etablissement ins Leben zu rufen; ob 
dasselbe wohl gut rentieren wird, wenn keine Möglichkeit gegeben ist, 
die erzeugten Massenartikel ins Ausland zu exportieren und dieselben 
demgemäfs ihren Absatz nur im Inlande suchen müssen? 

Ebenso voreilig und unbegründet ist die weitere Behauptung, dafs 
der Kapitalzins mit der Zunahme der Bevölkerung und des Reichtnmes 

1) BeiBpielsweise möchte ich folgende Thatsache anführen. Mir selbst wurde 
hier in Csernowitz von älteren Leuten yerRichert, dafs der Zinsfafs in der Bukowina 
vor dem Jahre 1S66 (in diesem Jahre wurde die erste Eisenbahn des Landes, die 
Linie Lemberg-Czernowitz eröffnet) 24 Proz. betrug, und dafs dieser Zins von den 
solidesten Geschäftsleuten des Landes als etwas ganz Selbstverständliches bewilligt 
und mit Leichtigkeit gezahlt wurde. (Ähnlich dürften — so weit mir bekannt ge- 
worden — die Verhältnisse in Bosnien und der Herzegowina in der ersten Zelt nach 
^er österreichischen Occnpation gewesen sein.) Anderseits bestand die gesamte 
handel- und gewerbetreibende Bevölkerung der Bukowina vor dem Jahre 1866 aus 
^n paar Dutzend Eleinkaufleuten (Detailhändlem) und Handwerkern, die in den 
drei kleinen Städten des Ländchens (Czernowitz, Suczawa und Radautz) und in den 
wenigen Marktflecken zerstreut lebten. Dafs es diesen wenigen Geschäftsleuten, 
welche den Bedarf der gesamten Bevölkerung an gewerblichen Produkten und 
Kolonialwaren zu decken hatten, materieU gut ging, ist wohl begreiflich. 
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«inem steten Sinken nnterliege. Unbedingt richtig ist, dafs die stei- 
gende Konkurrenz der Kapitalien untereinander ihr Erträgnis herab- 
drftcken mufs, allein dies gilt denn doch nur, wenn die Menge der 
Kapitalien der nämlichen Gattung vermehrt wird. So wird unstreitig 
das Erträgnis der Mühlen oder der Zuckerfabriken sinken, wenn die 
Zahl der Mühlen oder der Zuckerfabriken im Lande vermehrt wird. 
Wenn aber neue Unternehmungen ins Leben gerufen werden, welche 
den bestehenden sozusagen in die Hände arbeiten, dann wird diese 
Kapitalvermehrung nicht nur kein Sinken, sondern umgekehrt eine 
Steigerung des Kapitalerträgnisses zur Folge haben. So wird beispiels- 
weise das Erträgnis der bestehenden Fabriken im Lande unzweifelhaft 
gesteigert werden, wenn Eisenbahnen gebaut werden, welche den Fa- 
briken den Bezug des Rohstoffes und^den Absatz der Erzeugnisse er- 
leichtern ; desgleichen wird der Bau neuer Mühlen, neuer Zuckerfabriken, 
Spinnereien u. s. w. die Rente der Maschinenfabriken , der Ziegeleien 
u. dergl. m. steigern. Und ebenso bekannt ist es, dafe jede gröfsere 
neue Erfindung — beispielsweise die Erfindung der Dampfmaschine, 
speciell die der Lokomotive — , durch welche die Anlage neuer und 
grofser Unternehmungen bedingt wird, den Zinsfufs auf Jahre oder auf 
Decennien hinaus empfindlich zu steigern vermag. 

Dem Satze, dafs mit dem Steigen der Bevölkerung und des Reich- 
tumes die Grundrente kontinuierlich steige, das Kapitalserträgnis hin- 
gegen kontinuierlich sinke, liegt eine unbestreitbar richtige, aber unklar 
verstandene Thatsache zu Grunde, nämlich die Thatsache, dafe die 
Menge der Grundstücke im Lande gegeben und fest bestimmt ist, wäh- 
rend die Kapitalien — weil sie von Menschenhand geschaffen sind — 
wie man zu sagen pflegt, „beliebig*' vermehrt werden können. Die 
Schlufsfolgeruug, die sich aus dieser Thatsache ergiebt, ist nahelie- 
gend. Ist es nämlich richtig, dafs die Menge der Grundstücke nicht ver- 
mehrt werden kann, so mufs mit der Zunahme der Bevölkerung, d. h. 
mit der steigenden Nachfrage nach Bodenprodukten das Erträgnis der 
Grundstücke kontinuierlich steigen; und liegt es anderseits im Belieben 
des Menschen, die Kapitalien willkürlich zu vermehren, so werden die- 
selben (weil sie ja doch immer irgend einen Nutzen abwerfen) stetig 
vermehrt werden, und diese stetige Steigerung des Kapitalangebotes 
muls schliefslich mit mathematischer Notwendigkeit zu einem Sinken 
des Kapitalerträgnisses führen. Diese Schlulsfolgerung ist, wie ge- 
sagt, so überaus naheliegend, dals es geradezu ein Wunder gewesen 
wäre, wenn man sie nicht gezogen hätte. Leider ist sie aber in dieser 
allgemeinen Fassung falsch. Was nämlich zunächst das angeblich kon- 
tinuierliche Steigen der Grundrente anbelangt, so wäre diese Behaup- 
tung richtig, entweder wenn die ganze Welt ein einziges ungeteiltes 
Verkehrs- und Wirtschaftsgebiet bilden würde, oder wenn jedes Land 

Elbinwächtbb, Das Elinkommen. 10 
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von einer ohinesisebeii Mauer umgeben wäre. Beides ist bekannüieb 
nicht der Fall, nnd infolgedessen konnte es nicht ausbleiben, dals im 
Laufe der Zeit in d^i einzelnen Ländern ganz erheblidie Schwankungen 
der Grundrente eintraten. Speciell die gegenwärtige Erigis, unter der 
die gesamte mitteleuropäische Landwirtschaft so schwer leidet, besteht 
lediglich darin, daÜB das Erträgnis der Landgüter — die Grundrente — 
infolge der massenhaften Zufuhr des billigeren amerikanischen, indi- 
schen, australischen und egyptischen Getreides so aurserordentlich tief 
gesunken ist. Den älteren Vertretern der Nationalökonomie kann man 
allerdings deshalb keinen Vorwurf machen, dafs sie einen derartigen 
Rückgang der Grundrente als aufserhalb des Bereiches der Möglichkeit 
liegend gar nicht weiter in Betracht zogen, denn sie schrieben zu einer 
Zeit, in der die modernen Kommunikationsmittel noch nicht existierten 
oder doch noch nicht so weit entwickelt und veryoUkommnet waren^ 
als dies heute der Fall ist. Allein anderseits darf man den gegenwär- 
tigen Rückgang der Grundrente auch wieder nicht als eine blofse Epi- 
sode betrachten und annehmen, dals die kontinuierlich stattfindende 
Zunahme der Bevölkerung auf unserem Planeten in yerhältnismäfsig 
kurzer Zeit wieder eine Steigerung der Getreidepreise zur Folge haben 
müsse. Gegenwärtig wird bekanntlich der europäische Markt vorwie- 
gend mit nordamerikanischem Getreide überschwemmt, und diese Er- 
scheinung kann allerdings vorübergehend sein, weil es sehr wohl 
. denkbar ist, dafs die wachsende Bevölkerung Nordamerikas in verhält- 
nismäfsig kurzer Zeit das doi*t gewonnene Getreide selbst aufzehren 
wird, sodals für den Export nichts übrig bleibt. Allein wer garantiert 
denn dafür, dafs dann nicht etwa Central- oder Südamerika, Australien 
oder gar Afrika in die Reihe der Getreide produzierenden Länder ein- 
treten und die Welt ebenso mit Brotfrüchten überschwemmen, wie dies 
heute seitens der Vereinigten Staaten von Nordamerika geschieht? Und 
selbst wenn wir annehmen, daüs alle diese Weltteile oder Landstriche 
dereinst so dicht bevölkert sein werden wie heute Westeuropa, so können 
wir heute noch lange nicht wissen, ob im Laufe der Zeit nicht irgend 
welche Umstände eintreten werden (etwa ein kolossaler Rückgang der 
Bevölkerung oder Erfindungen auf dem Gebiete der Chemie der Nah- 
rungsmittel oder sonst irgend etwas), welche ein Sinken der Nachfrage 
nach Bodenprodukten und damit einen Rückgang der Grundrente nach 
sich ziehen. Mit kurzen Worten, die bisherige Entwickelung der Dinge 
lehrt, dals es absolut falsch ist, an ein kontinuierliches und ununter- 
brochenes Steigen der Grundrente zu glauben ; wir können auf Grund 
der gemachten Erfahrungen keine andere Behauptung aufstellen als die, 
dafs es Perioden giebt, in welchen die Grundrente mehr oder weniger 
kontinuierlich steigt, und dafs dann wieder Zeiten eintreten, in welchen 
dieselbe eine rückläufige Bewegung aufweist. 



Digitized by 



Google 



1. Kapitel Die Grundrente. 147 

Ebenso unhaltbar ist der zweite Teil der landläufigen Lehre, daf8 
nämlieh der Eapitalzins einem steten Sinken unterliegt. Der ruhige 
und ziemlieh station&re Zustand, in welchem sich die Welt in der ersten 
H&lfte des laufenden Jahrhunderts nach den NAPOLsoxschen Kriegen 
befand, schien die Richtigkeit dieses 'Satzes zu beweisen, denn der Zins- 
fuls jener Zeit war ein sinkender. Mit dem kolossalen Auftchwung, 
den um die Mitte des Jahrhunderts die gesamte Industrie besonders in- 
folge des Aufkommens der Eisenbahnen nahm, änderte sich jedoch das 
Bild, und der Zinsfufs stieg bekanntlich rapid. Heute scheinen wir 
wieder in ruhigere Bahnen einlenken zu wollen, denn der Zinsftifs ist 
allerorts wieder im Sinken begriffen. Allein die einzige Schlufsfolge- 
rung, die wir aus diesen Thatsachen ziehen können, ist auch wieder 
nur die, dals es Perioden giebt, in welchen das Eapitalerträgnis eine 
steigende Tendenz aufweist, und dafs auf solche Perioden wieder Zeiten 
folgen, in welchen die umgekehrte Erscheinung sich zeigt. 

5. Die Grundrente ist das Entgelt, welches fttr die Benutzung der 
im Boden waltenden „ewigen und unzerstörbaren Natnrkräfte^ gezahlt 
wird. Bekanntlich war es Ricardo, der diesen Satz aufgestellt hat, 
und dafs er es gerade war, der in diesem Umstände den Unterschied 
zwischen der Grundrente und dem Eapitalerträgnisse zu erblicken glaubte, 
ist begreiflich, wenn man bedenkt, dafs Ricardo von Hause aus Bankier 
war, und dafs dem Bankier das Geld als das Kapital par excellence 
erschien. Steht man auf diesem Standpunkte, dann erscheint es aller- 
dings als ganz selbstverständlich, dafe das Getreide infolge des Waltens 
der betreffenden Naturkräfte aus dem Felde herauswächst, während die 
Zinsen aus dem Schuldbriefe auf das geltende Obligationenrecht zurück- 
zufahren sind. Leider ist auch diese Argumentation nicht stichhaltig. 
Dies gilt zunächst von der angeblichen „Ewigkeit und Unzerstörbarkeit^ 
der im Boden waltenden Naturkräfte. Dafs die Naturkräfte in abstracto 
„ewig und unzerstörbar*' sind, muls wohl unbedingt zugegeben werden, 
allein anderseits steht es ebenso unzweifelhaft fest, dafs unfruchtbare 
Grundstücke fruchtbar gemacht, fruchtbare Grundstücke ausgesogen und 
ruiniert werden können, dafs also diejenige Naturkraft, ftlr welche der 
Pächter die Grundrente bezahlt, dem Grundstücke gegeben, bezw. be- 
nommen werden kann. Es ist also eine ziemlich kühne Behauptung, 
wenn gesagt wird, dafs die Grundrente das Entgelt ist fttr die Benutzung 
der „ewigen und unzerstörbaren" Naturkräfte, die im Boden walten. 
Überdies ist aber auch gar nicht abzusehen, worin der Unterschied 
zwischen den Grundstücken und dem Kapitale bestehen soll Befolgt 
man nämlich die Lehren, welche die sämtlichen nationalökonomischen 
Schriftsteller geben und huldigt man der Anschauung, dafs das Geld 
bezw. die Geldforderung oder der Geldeswert nicht das einzige Kapital 
sei, sondern dafs man die betreffenden Vermögensobjekte oder Güter, 

10* 
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also die Werkzeuge, Masehinen und Gerätschaften, die Werkgebäude, 
die Arbeits- und Hilfsstoffe, die Nutztiere u. s. w. selbst als Kapital 
anerkennen müsse, dann ist es erst recht evident, dals in diesen Kapi- 
talien die nämlichen Naturkräfte wirken wie in den Grundstücken; oder 
Bind etwa die Dampf kraft, die Elektricität, die chemische Affinität, die 
Schwerkraft, kurz alle die Kräfte, die der Gewerbetreibende benutzt, 
keine Naturkräfte? Oder besteht etwa zwischen dem Wachsen des Ge- 
treides auf dem Felde und dem Wachsen der Wolle auf dem Kficken 
des Schafes ein wesentlicher Unterschied? 

6. Die Grundrente ist ein Monopolgewinn, Auch dieser Satz ist 
unbedingt richtig, allein auch er vermag einen Unterschied zwischen 
den Grundstücken und den Kapitalien nicht zu begründen. Der Grund- 
eigentümer fordert die Grundrente (den Pachtschilling), weil das Grund- 
stück sein Eigen ist, und der Pächter bewilligt den Pachtschilling (die 
Grundrente), weil er kein Grundstück (oder dieses Grundstück nicht) 
besitzt und kein Grundstück (oder dieses Grundstück nicht) unentgelt- 
lich erhalten kann. Allein verhält es sich denn mit den übrigen Dingen 
anders? Der sog. Kapitalist fordert den Zins, weil er das Geld be- 
sitzt, und der Darlehenswerber mufe den Zins bewilligen, weil er das 
Geld benötigt und es nirgends unentgeltlich geliehen bekommt; der 
Sänger fordert seine Gage, und der Theaterdirektor mufe sie bezahlen, 
weil er nicht selbst singen kann und keinen Anderen findet, der geneigt 
wäre, gratis auf seiner Bühne zu singen. Kurz, jedesmal wird für ein 
Gut oder für eine Leistung nur aus dem Grunde bezahlt, weil man das 
fragliche Ding benötigt und es nirgends gratis erhalten kann; und jedes- 
mal ist derjenige, der einen Preis fordert und erhält — heifse er nun 
Grundeigentümer oder Kapitalist oder Warenverkäufer oder auch nur 
Arbeiter (im weitesten Sinne des Wortes) — ein Monopolist, weil er 
irgend etwas besitzt oder leisten kann, was der Andere nicht besitzt 
oder nicht zu leisten im stände ist. 

Der Grundrententheorie liegt allerdings ein bierechtigter Gedanke 
zu Grunde, aber derselbe wurde nur dunkel geahnt, nicht scharf erkannt, 
und infolgedessen hat der ganze Streit um die Grundrente den Charakter 
eines Streites um Worte angenommen. Man erkannte — was allerdings 
nicht schwer zu erkennen war — , dafs sowohl der Besitz von Grund- 
stücken, als der Besitz von sonstigem Vermögen ein Einkommen ab- 
zuwerfen vermöge, und nun entbrannte der Streit um die grofee Frage, 
ob hier Einkommen überhaupt vorliege, oder ob man zwei besondere 
Einkommenszweige unterscheiden müsse. Die Einen — die Anhänger 
der Grundrententheorie — verteidigten die Anschauung, dals hier zwei 
besondere Einkommenszweige vorlägen, und waren demgemäfe bestrebt, 
alle möglichen und unmöglichen Gründe herbeizuschleppen, durch welche 
bewiesen werden sollte, dafs das Einkommen aus Grundstücken sich so 
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wesentlich von dem Einkommen aus dem sonstigen Vermögen unter- 
scheide, dafs man unbedingt zwei besondere Einkommenszweige — die 
sog. Grundrente und die sog. Kapitalrente — annehmen mtlsse. Die 
Anderen — die Gegner der Grundrententheorie — wieder vertraten die 
Ansicht, dafs ein derartig wesentlicher Unterschied hier nicht vorliege, 
dafe man daher nicht notwendig habe, zwei besondere Einkommens- 
zweige anzunehmen, und dafs man sowohl das Einkommen aus Grund- 
stücken, als das Einkommen aus dem sonstigen Vermögen unter einem 
gemeinsamen Namen, nämlich unter dem Namen „Kapitalerträgnis^ oder 
„Kapitalrente", zusammenfassen dürfe. Wie man sieht, liegt hier that- 
sftchlich nur ein Streit um Worte vor, ein Streit, dem ungefähr die 
nämliche Bedeutung beizumessen ist, wie wenn zwei Apotheker da- 
rüber disputieren worden, ob zwei ganz ähnliche Heilkräuter in einer 
Lade mit gemeinsamer Aufschrift oder in zwei getrennten Laden mit 
besonderen Aufschriften zu verwahren seien. 

Ein Unterschied zwischen dem Einkommen aus Grund und Boden 
und dem aus dem sonstigen Vermögen liegt allerdings vor. Ob man 
auf Grund dieses Unterschiedes in der Theorie an dem Begriffe einer 
besonderen Grundrente im Gegensatze zur Kapitalrente festhalten will, 
erscheint mir ziemlich gleichgiltig; viel wichtiger hingegen ist es, dafs 
infolgedessen die wirtschaftliche Lage der Grundbesitzer einerseits, der 
Gewerbetreibenden und Kaufleute anderseits sich wesentlich verschieden 
gestaltet. Dieser Unterschied wurde — wie bereits angedeutet — von 
den älteren Forschern zwar herausgefühlt, aber nur zur einen Hälfte 
erkannt. Von den älteren Forschern wurde bekanntlich wiederholt her- 
vorgehoben, dafs der Grund und Boden von der Natur gegeben sei, und 
dals daher die Menge der Grundstücke im Lande nicht vermehrt werden 
könne, während das Kapital von Menschenhand geschaffen sei und dem- 
gemäfs beliebig vermehrt werden könne. Hieraus wurde dann — wie 
schon gesagt wurde — der Schlufs gezogen, dafe die Grundrente mit 
der Zunahme der Bevölkerung kontinuierlich steigen müsse, während 
die Kapitalrente umgekehrt einem steten Sinken unterliegen sollte. Damit 
war aber, wie gesagt, nur die eine Hälfte des Unterschiedes erkannt 
und klargelegt, und infolgedessen war auch die Schlufsfolgerung, die 
hieraus gezogen wurde, schief. Will man zu einem richtigen Verständ- 
nisse der Dinge gelangen, so mufs man einen Schritt weiter gehen. 
Der Grund und Boden ist — das bedarf keiner weiteren Auseinander- 
setzung — von Natur gegeben, und infolgedessen kann die Menge der 
Grundstücke im Lande (von Anschwemmungen, Flufsregulierungen u. dergl. 
abgesehen) nicht vermehrt werden. Infolgedessen kann aber — und das 
ist die Kehrseite der Medaille, die zu betrachten man bisher stets ver- 
galfl — auch die Menge der Grundstücke im Lände nicht vermindert 
werden. Und wenn man bisher immer darauf hinwies, dafs die Menge 
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der Kapitalien beliebig vermehrt werden könne, so vergafs man ebens» 
regelmäßig, darauf hinzuweisen, dafo die Menge der yorhandenen Ea* 
pitalien — weil sie von Menschenhand geschaffen sind — auoh wieder 
beliebig vermindert werden kann. Wenn jedoch die bisherige Forsehung 
sich die in Rede stehende Unterlassungssünde zu Schulden kommen 
Hefs, so mnlB zu ihrer Entschuldigung angeführt werden, dafs die frü- 
here Entwiokelung des praktischen Wirtschaftslebens nur die Aversseite 
der Medaille hervortreten liefs, und dafe erst die Krisis, welche in der 
zweiten Hälfte unseres Jahrhunderts über die Landwirtschaft herein- 
brach, auch die Reversseite der Medaille entsprechend beleuchtete. Aus 
dieser Unmöglichkeit, die Masse der Grundsttlcke zu vermehren und zu 
vermindern, und anderseits aus der Möglichkeit, die sog. Kapitalien be- 
liebig zu vermehren und zu vermindern, ergaben sich nämlich sehr ein- 
schneidende Konsequenzen für die wirtschaftliche Lage der Grundbesitzer 
einerseits, der Gewerbetreibenden und Kaufleute anderseits. 

Steigt nämlich in einem Lande infolge des Anwachsens der Be- 
völkerung die Nachfrage nach Bodenprodukten, ohne dais eine nennens- 
werte Zufuhr von Getreide von aufsen stattfinden kann, so muis selbst- 
verständlich der Getreidepreis — wenn auch langsam — stetig steigen. 
Damit steigt das Erträgnis der Grundstücke und gleichzeitig auch ihr 
Wert. In dieser überaus vorteilhaften Lage befand sich die mittel- 
europäische Landwirtschaft so ziemlich seit dem dreifsigjährigen Kriege. 
Die Bevölkerung, die durch den Krieg decimiert worden war, wuchs 
ziemlich stetig, und da eine Zufuhr von grö&eren Getreidequantitäten 
von aufBcn nicht möglich war und im allgemeinen jedes Land seine 
Bevölkerung selbst ernähren muiste, so stiegen die Getreidepreise und 
das Erträgnis und selbstredend auch der Wei-t der Landgüter. Die 
Grundbesitzer wurden auf diese Weise ohne ihr Hinzuthun ganz von 
selbst immer reicher und reicher, und wenn bei der Erbteilung oder 
sonst der Gutsübemehmer sein Landgut verschuldete, so verschlug dies 
im allgemeinen wenig, weil das Landgut von Generation zu Generation 
im Werte stieg und demgemäfs die Schulden eine kontinuierlich sin- 
kende Quote des Geldwertes repräsentierten. 

Steigt hingegen die Nachfrage nach Gewerbeerzeugnissen, so werden 
zwar anfänglich die Preise dieser Artikel auch steigen, allein die Preis- 
steigerung kann im allgemeinen nicht gar zu lange andauern, weil in 
verhältnismäfsig kurzer Zeit die bestehenden Etablissements vergröfsert 
und neue Anlagen hergestellt werden, so dafs infolge des vermehrten 
Angebotes der Preis der fraglichen Erzeugnisse relativ bald auf ungefähr 
seinen früheren Stand herabgedrückt sein wird. In diesem Falle also 
ist die Lage des Gewerbetreibenden wesentlich ungünstiger, als die des 
Grundbesitzers und Landwirtes. 

Sinkt umgekehrt der Preis der Produkte, so befindet sich der Grund- 
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besitzer in einer wesentlich ungünstigeren Lage, als der Gewerbetreibende. 
Sinkt nftmliefa der Preis der Bodenprodnkte, sei es weil die Bevölkerung 
abnimmt, sei es weil gröfsere Quantitäten billigeren Getreides von aufsen 
zugeftafart werden, so erleidet der Landwirt selbstredend Verluste, denn 
er nimmt weniger Geld ein und muls trotzdem seine Steuern, die Löhne 
an seine Arbeiter und die Schnldzinsen an seine (H7potheken-)Gläubiger 
in demselben Ausmalse bezahlen, wie vorher. Eine Einschränkung der 
Produktion in der Weise, dais er einen Teil seiner Grundstücke nun- 
mehr gar nicht bestellen würde i ist begreiflicherweise nicht denkbar, 
weil er in diesem Falle von den brachliegenden Grundstücken gar kein 
Erträgnis hätte, somit nur einen noch greiseren Verlust haben würde. 
Er muTs also seine Felder nach wie vor bestellen, und da infolgedessen 
das Angebot an Bodenprodnkten nicht geringer wird, so kann auch der 
Preis der letzteren nicht zum Steigen gebracht werden,*) Gerät dann 
der Mann in Zahlungsschwierigkeiten, wird er von seinen Gläubigern 
bedrängt und gelangt sein Landgut zur Subhastation, so wird es — 
dem verringerten Erträgnisse entsprechend — beim Zwangsverkauf vom 
Ersteher um einen entsprechend niedrigeren Preis erworben. Der Käufer 
findet nun bei dem Betriebe der Landwirtschaft selbst bei den nied- 
rigeren G^treidepreisen seine Rechnung, weil er ja das Gut entsprechend 
billiger gekauft hat, und es findet also abermals keine Einschränkung 
der Getreideproduktion statt. Sinken die Getreidepreise weiter, so 
wiederholt sich der Vorgang; das Gut gelangt abermals zur Subhastation, 
es wird noch billiger verkauft, und der neue Käufer findet wieder seine 
Rechnung bei der Bewirtschaftung und wird demgemäfs auch wieder 
nach wie vor die sämtlichen Felder mit Getreide bestellen, so dafs auch 
jetzt wieder keine Einschränkung der Getreideproduktion stattfindet und 
dem Sinken der Getreidepreise kein „Halt!*' geboten wird. Dieser Vor- 
gang müfste sich, streng genommen, wiederholen, bis der Wert der Grund- 
stücke auf Null gesunken ist, denn jetzt würde der Landwirt beim Anbau 
seiner Grundstücke nicht mehr auf die Kosten kommen und demzufolge 
den Anbau unterlassen. Jetzt erst würde die Bodenproduktion ein- 
geschränkt und der Preis des Getreides wieder zum Steigen gebracht. 
Welche Unsumme von Leiden und Verlusten durch einen derartigen 
Entwickelungsgang hervorgerufen würde, kann man ermessen, nament- 
lich wenn man erwägt, dafs der Grund und Boden allgemein als das 
sicherste Unterpfand gilt, und dafs Milliarden und Milliarden auf dem 
Grundbesitz hypothekarisch sichergestellt sind. 

t) Ich weifs sehr wohl, dab der Landwirt in einem solchen Falle zu exten- 
siveren Eultaren, speciell zur Viehzucht übergehen kann, allein dann bleibt es noch 
immer fraglich, ob der Mann sein Vieh zu lohnenden Preisen abzusetzen vermag; 
und ganz besonders fraglich ist es, ob auch der kleine b&uerliche Grundbesitzer in 
allen F&Uen zur Fleischproduktion übergehen kann. 
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In einer wesentlich günstigeren Lage befindet sich in einem der- 
artigen Falle der Stand der Gewerbetreibenden (als Ganzes betrachtet). 
Sinken nämlich, weil die Nachfrage sich dauernd verringert, die Preise 
irgend eines Industrieprodnktes, so wird über kurz oder lang das An- 
gebot des betreflfenden Artikels vermindert werden, weil die betreflFenden 
Gewerbetreibenden infolge der erlittenen Verluste ihre Produktion frei- 
willig oder gezwungen (Bankrotte) einschränken werden. Es wird also 
schliefslich der verringerten Nachfrage ein entsprechend verringertes 
Angebot gegenüberstehen und demgemäls der Preis des fraglichen Ar- 
tikels und beziehungsweise die Rentabilität der betreffenden Unterneh- 
mungen annähernd wieder den früheren Stand erreichen. 

Eine dauernde Verminderung der Nachfrage ruft also in der In- 
dustrie eine verhältnismäfsig kurz andauernde akute Krisis hervor, in- 
folge deren so und so viele Unternehmungen teils freiwillig, teils ge- 
zwungen von der Bildfläche verschwinden ; allein der Untergang dieser 
Unternehmungen hat zur Folge, dals die übrigbleibenden nachher ebenso 
gesund und lebenskräftig dastehen wie vorher. In der Landwirtschaft 
hingegen giebt es keinen Untergang und kein Verschwinden so und so 
vieler Betriebe, denn die Felder sind einmal da und bleiben da und 
müssen nach wie vor bestellt werden; hier also kann eine Verminderung 
des Angebotes nicht leicht eintreten, und infolge dessen bleibt der 
Preis der Bodenprodukte und die Rentabilität der Betriebe niedrig—, 
die Krisis ist schleichend und dauernd. Die mögliche Remedur ist 
geradezu verzweifelt. Lallst man nämlich der Krisis ihren freien 
Lauf, so müssen schliefslich fast alle verschuldeten Landgüter — und 
wie viele Landgüter sind heute unverschuldet? — unter den Hammer 
gebracht werden, und dies bedeutet die nahezu gänzliche Depossedie- 
rung des Bauernstandes und eines guten Teiles des grundbesitzenden 
Adels. Ob es aber politisch klug ist, diese beiden Stände und speciell 
den Bauernstand, der mit Liebe an der ererbten Scholle hängt und 
dieselbe mit Aufopferung bestellt, verschwinden und den gesamten 
Grundbesitz in die Hände des sogen. Grofskapitales, d. h. reicher Speku- 
lanten, übergehen zu lassen, das mag dahin gestellt bleiben. Daijs 
überdies auch die übrige Bevölkerung dabei direkt, und zwar in der 
empfindlichsten Weise in Mitleidenschaft gezogen würde, weil bei den 
Zwangsverkäufen der Liegenschaften unzählige Hypothekengläubiger 
leer ausgehen würden, mag hier nur nebenbei berührt werden. 

Das vorstehend Gesagte giebt die Erklärung fllr die Notlage, in 
welcher sich die mitteleuropäische Landwirtschaft gegenwärtig befindet. 
Die Krisis begann in den fünfziger und sechziger Jahren des laufenden 
Jahrhunderts, als die Eisenbahnen langsam in die östlichen Länder 
Europas vorgeschoben wurden. Dadurch wurde es diesen durch das 
Klima und die natürliche Fruchtbarkeit des Bodens begünstigten und 



Digitized by 



Google 



1. Kapitel. Die Grundrente. 153 

gleichzeitig dünner bevölkerten Ländern — Galizien, Ungarn, Serbien, 
Bumänien nnd schliefslich dem südlichen Rnijsland — ermöglicht, ihr 
überschüssiges Getreide anf den west- und mitteleuropäischen Markt zu 
werfen, und damit begannen hier die Getreidepreise zu sinken. Den 
Klagen der Landwirte wurde anfänglich keine Beachtung geschenkt, 
einmal weil es bekannt war, dafs die Landwirte immer über das Wetter 
oder über die Getreidepreise oder über beides klagten, dann aber weil 
das Dogma von der steigenden Grundrente so unbedingt feststand, dafs 
ein Sinken des Ertrages der Landgüter als etwas ganz undenkbares 
angesehen wurde. Als aber schliefslich die überseeischen Länder — 
Nordamerika an der Spitze — anfingen, immer gröfsere Getreidequan- 
titäten nach Europa zu bringen, da wurde es klar, dafs jene Klagen 
der Landwirte nicht unberechtigt waren. Thatsächlich befindet sich 
auch der Landwirt heute in einer überaus prekären Lage. Die Grund- 
steuer ist hoch, weil sie in einer Zeit festgesetzt wurde, da die Getreide- 
preise und demgemäfs die Erträgnisse der Güter noch hoch waren; die 
Arbeitslöhne sind mit der Zunahme der Bevölkerung und dem Wachs- 
tume der Industrie in die Höhe gegangen, und die Landgüter sind, 
weil ihr Wert sehr hoch war und die bestehende Hypothekar- und 
Grundbuchgesetzgebung ausschliefslich die Interessen der Hypotheken- 
gläubiger berücksichtigte und die Verschuldung der Immobilien be- 
günstigte, fast durchgehends stark verschuldet. Anderseits sind die 
Getreidepreise im Sinken begriffen, so dafe der Wert der Landgüter 
zurückgehen mufs und die Gefahr der Zahlungsunfähigkeit und des 
Zwangsverkaufes immer näher heranrückt. Wenn daher vor nicht allzu 
langer Zeit den Landwirten im Deutschen Reichstage von hoher Stelle 
der Bat erteilt wurde, an dem Werte ihrer Landgüter entsprechende 
Abschreibungen vorzunehmen, so lag diesem Ausspruche zwar ein formell 
logisch ganz richtiger Gedankengang zu Grunde, aber übersehen wurde 
dabei, dafs durch eine derartige Herabsetzung des Gutswertes, den der 
einzelne Landwirt bei sich zu Hause in seinen Büchern vornimmt, weder 
die Grundsteuer, noch der Lohn der Arbeiter und am allerwenigsten 
die auf dem Gute haftende Schuldenlast vermindert wird, dafs also die 
drohende Gefahr der Depossedierung infolge eines Zwangsverkaufes 
durch die „Abschreibung" nicht im mindesten abgewendet werden kann. 
Die Anempfehlung der Abschreibung hätte in England ihre Berechtigung 
gehabt, denn einmal befindet sich dort bekanntlich der gröfsere Teil des 
Bodens in den Händen einiger weniger überreicher Landlords, welche 
eine Herabsetzung ihres Vermögens verhältnismäfsig leicht ertragen 
können. Zum zweiten besteht in England bekanntlich die Sitte, den 
Grundbesitz zu verpachten, und infolgedessen wird die Steuer vom Grund 
und Boden nach dem (wirklichen oder möglichen) Pachtschilling be- 
messen; wenn daher der Landlord infolge der gesunkenen Getreide- 
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preise seinen Farmern einen Nachlais am PachtsohiUing bewilligea 
mnlB, so verringert sich damit seine Steuerlast um die entsprechende 
Quote. Und schlielslich besitzt England nicht das Institut der Hjpo- 
thekenbücher, so daüs die Verschuldung des Bodens kaum nennens- 
wert ist und der Grundeigentümer nicht befttrchten muis, von seinen 
Hjpothekengläubigern bedrängt und aus seinem Besitze Terdrängt zu 
werden. 

Damit ist zugleich die Frage der Verschuldung und der Verschuld- 
barkeit des Grundbesitzes oder dasjenige berührt, was Lorenz y. Stein 
meint, wenn er sagt, dals der Grund und Boden die „kapitalistische 
Behandlung^ nicht verträgt. Die Verschuldbarkeit des Grundbesitzes 
hat bekanntlich unter den Anhängern der sogen, „orthodoxen^ oder 
„liberalen** Nationalökonomie sehr warme Verteidiger gefunden, nament- 
lich wurde es immer als ein grofter Gewinn gepriesen, dafs die In- 
anspruchnahme des Kredites dem „rationellen^ Landwirte ermögliche, 
sein Landgut successiv zu vergröfsern, Meliorationen einzuführen, land- 
wirtschaftliche Maschinen anzuschaffen, seinen Viehstand zu vergröüsern 
oder zu verbessern u. dergl. m. Anderseits sind sehr gewichtige Stimmen 
— speciell auch die von Rodbertus — laut geworden, welche die sogen. 
„Kapitale-Verschuldung des Bodens unbedingt verwerfen und höchstens 
die „Rentenschuld^, d. i. die Belastung des Bodens mit unkündbaren 
Renten (die jedoch der Grundbesitzer zurückkaufen oder in Quantitäten 
tilgen darf) zulassen wollen. 

Dafs der Frage der Bodenverschuldung und -Verschuldbarkeit in der 
That eine ungeheuere praktische Bedeutung innewohnt, beweist die 
heutige Notlage des europäischen Grundbesitzes ; es dürfte daher nicht 
ungerechtfertigt sein, dieser Frage hier ein paar Worte zu widmen. 
Die Verschuldung des Bodens vollzieht sieh bekanntlich zumeist in der 
Form, dafs der Grundbesitzer sich verpflichtet, eine bestimmte Geld- 
summe — ein sogen. „Kapital^, sei es ein Darlehen, ein aus der Erb- 
teilung sich ergebender Betrag oder ein Kaufschillingsrest — an einem 
bestimmten oder unbestimmten Tage (nach erfolgter Kündigung) zu be- 
zahlen. Es ist dies die sogen. „Kapital^'-Verschuldung. Hierin liegt 
selbstredend eine ungeheuere Gefahr ftlr den Grundbesitzer (vorausge- 
setzt, dafs die zurückzuzahlende Summe eine fbr seine Verhältnisse 
„gröfsere*' ist). Der Kaufmann, der Ware auf Kredit kauft, oder der 
ein Darlehen aufnimmt, um Waren kaufen zu können, oder der Fabri- 
kant, der in dieser Weise Rohstoffe einkauft, kann sich verhältnismälsig 
leicht zur Rückzahlung der betreffenden Summe verpflichten, weil er 
auf Grund seiner geschäftlichen Erfahrungen hoffen darf, dafs er bis 
zum Verfalltage die Ware (bezw. die aus den angekauften Rohstoffen 
hergestellten Erzeugnisse) verkauft haben und die geschuldete Summe 
samt dem üblichen Geschäftsgewinn wieder hereingebracht haben wird. 
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Der Gutsbesitzer hingegen , der ein Darlehen am&immt, um ein paar 
Felder zu seinem Landgute hinzuzukaufen, oder um seinen Besitz zu 
meliorieren — und dies ist noch die günstigste Art der Hypothekar- 
schulden — , erhält die geschuldete Summe nicht mit einem Male zmllck, 
sondern darf lediglich hoffen, dab ihm sein Landgut nunmehr ein 
höheres Erträgnis (eine höhere „Rente^) abwerfen wird. Der Mann 
nimmt also ein bedeutendes Risiko auf sich, wenn er sich verpflichtet^ 
die geschuldete Summe mit einem Male an einem bestimmten Tage 
(bezw. nach vorausgegangener Aufkündigung) zurückzuzahlen. Und 
wenn trotzdem Schulden in dieser Form von den Landwirten kontrahiert 
werden, so geschieht dies, weil jeder Einzelne sich der Hoffnung hin- 
giebt, es werde ihm schlimmsten Falles gelingen, zur Verfallzeit der 
Schuld einen anderen Kapitalisten zu finden, der ihm die gleiche Summe 
auf das Landgut zu leihen geneigt sein wird. 

Die Sache war verhältnismäßig unbedenklich, so lange das Erträgnis 
der Landgüter (die sogen. Grundrente) sieh in aufsteigender Linie be- 
wegte, weil der Grund und Boden als die sicherste Ertragsquelle galt, 
weil ferner infolgedessen der Grundbesitzer im Bedarfsfalle verhältnis- 
mäfsig leicht ein neues Darlehen erlangen konnte, und weil endlich dem 
kontinuierlich steigenden Werte der Landgüter gegenüber die Schulden 
weniger zu bedeuten hatten. Heute hingegen, wo die Getreidepreise 
und mit ihnen die Preise der Ländereien im Weichen begriffen sind, 
involviert diese sogen. Kapitalverschuldung der Landgüter die gröfste 
Gefahr ftlr den Grundbesitzer, weil er nur zu leicht in die Lage gerät, 
seinen Zahlungsverbindlichkeiten nicht nachkommen zu können und be- 
fürchten mufs, durch einen Zwangsverkauf aus seinem Besitz exmittiert 
zu werden. Wenn man jedoch hieraus die Schlufsfolgerung ziehen zu 
sollen glaubte, dafe der Grundbesitzer statt der sogen. „Kapital^'schulden 
Rentenschulden kontrahieren sollte, so scheint mir dies nicht ganz richtig, 
weil der eigentliche Kern des Übels tiefer liegt. 

Der Gläubiger, der einem Unternehmer — sei dieser Landwirt, 
Gewerbetreibender oder Kaufmann — eine gröfsere Summe auf längere 
Zeit leiht, wird nämlich, wenn man die Sache wirtschaftlich betrachtet, 
streng genommen Teilhaber, Compagnon, des Unternehmens, denn er 
setzt durch sein Darlehen den Unternehmer in den Stand, das Geschäft 
in dem gewünschten Umfange zu betreiben. Demgemäß sollten die 
beiden in Rede stehenden Personen mit einander eigentlich einen Ge- 
sellschaftsvertrag abschliefsen; statt dessen wird der Vei*trag juristisch 
in die Form des Darlehens gekleidet und damit eine wirtschaftliche 
Lüge vereinbart. In der ganzen Welt giebt es keine Garantie dafür, 
dafs ein Unternehmen eine bestimmte Geldrente abwerfen werde; das 
Einzige, woftlr der Unternehmer einstehen kann, ist sein Fleifs, sein 
guter Wille und seine Tüchtigkeit, allein schon ftlr den Naturalertrag 
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seiner Produktion kann der Unternehmer nicht unbedingt haften, weil 
schon das technische Gelingen der Produktion von tausend kleinen Zu- 
fällen abhängt, die aulserhalb des menschlichen Machtbereiches liegen. 
Und selbstverständlich noch viel weniger kann der Unternehmer dafür 
einstehen, dafs es ihm gelingen werde , seine sämtlichen Erzeugnisse 
preiswttrdig zu verkaufen. Damit ist das Verhältnis des Unternehmers 
zu demjenigen, der eine gewisse (gröfsere) Summe in das Geschäft ein- 
schiefst, von selbst gegeben. Der letztere ist — wie gesagt — eigent- 
lich (d. i. wirtschaftlich betrachtet) ein Gesellschafter der Unternehmers, 
und es bleibt den beiden vertragschliefsenden Teilen selbstverständlich 
tiberlassen, ob sie etwa eine sogen, „offene** oder eine „stille** oder 
irgend eine andere Form der Erwerbsgesellschaft mit einander eingehen 
wollen; immer aber kann der Gesellschafter nach der Natur der Dinge 
nichts anderes beanspruchen, als einen seiner Beteiligung entsprechenden 
Teil des (Natural- oder auch des Geld) Ertrages der Produktion. Statt 
dessen wird das Verhältnis juristisch in eine unwahre, dem thatsäch- 
lichen Sachverhalte nicht entsprechende Form gekleidet und ein Ver- 
trag abgeschlossen, der ein gutes Stück von der Natur des sogen. „Löwen- 
vertrages**, der societas leonina an sich hat. Der Geldgeber behält sich 
die rechtliche Stellung des Gläubigers vor, d. h. er nimmt (juristisch) 
gar kein Risiko auf sich, sondern läfst sich die Rückzahlung der ein- 
geschossenen Summe und die Bezahlung von fest bestimmten Zinsen zu- 
sichern, während der eigentliche Unternehmer die Rolle des Schuldners 
und damit das ganze Risiko übernimmt und sich zur Zahlung bestimmter 
Geldsummen verpflichtet, ohne zu wissen, ob es ihm auch gelingen wird, 
diese Geldsummen zur festgesetzten Zeit thatsächlich aufzubringen. 

Der Kaufmann sowie der Gewerbetreibende ist nach dieser Rich- 
tung hin in der Regel vorsichtiger als der Grundbesitzer, weil er, wenn 
er Geld zur Vergröfserung seines Gescliäftes braucht, in der Regel nicht 
ein Darlehen aufnimmt, sondern einen Compagnon zu gewinnen sucht, 
der ihm die gewünschten Summen in das Geschäft einschiefst und dem 
entsprechend am Gewinne — eventuell aber auch am Verluste — par- 
ticipiert. Ich wäre daher geneigt, zu glauben, dafs die heutige Notlage 
des Grundbesitzes weit weniger auf die sogen. „Kapital** -Verschuldung 
(im Gegensatze zur Rentenschuld), sondern vielmehr auf den Umstand 
zurückzuführen ist, dafs der Grundbesitz überhaupt mit Hypothekar- 
schulden belastet ist. Nur wenn die Schuldenlast sich in sehr eng- 
gezogenen Grenzen bewegt und der Zinsfufs mäfsig ist, erscheint 
die Hypothekarverschuldung weniger bedenklich; sobald sie gröfser 
wird, involviert sie eine ungeheuere Gefahr für den Grundbesitzer. Es 
zeigt sich auch hier wieder, welches Danaergeschenk es fllr die Grund- 
besitzer war, als man den Boden ftir „frei** erklärte; der „mittelalter- 
lich** gebundene Grundbesitz konnte nicht beliebig verschuldet werden 
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und wurde trotzdem bestellt, und in England, dessen Agrarverfassnng 
die Verschuldung gleichfalls ausschliefst, bleiben die Felder bekanntlich 
auch nicht unbenutzt liegen. 

2. Kapitel. Der Arbeltslohn. 

§ 1. Begriff des Arbeitslohnes. Die Vertreter der älteren, sogen, 
klassischen oder orthodoxen Nationalökonomie (Adam Smith und seine 
Nachfolger) standen bei Betrachtung der wirtschaftlichen Vorgänge vor- 
wiegend auf dem Boden der Privatwirtschaft, d. h. sie legten sich nicht 
so sehr die Frage vor: „Wie ist der Organismus der Volkswirtschaft 
beschaffen, d. h. wie ist das Volk wirtschaftlich thätig, damit der Be- 
darf der Gesamtheit gedeckt werde?**, oder: „Wie greifen die Wirt- 
schaften der Einzelnen in einander ein, und wie kommt es, dafs durch 
die scheinbar ganz ungeregelte und willktlrliche Tbätigkeit der Einzelnen 
dennoch der Gesamtbedarf des Volkes in planmäfsiger Weise gedeckt 
wird?** — sondern es schwebte ihnen mehr oder weniger unklar nur 
die Frage vor: „Wie gestaltet sich die Wirtschaft der Einzelnen im 
Volke ?** Sie rissen so zu sagen die einzelnen wirtschaftlichen Vor- 
gänge auseinander und untersuchten dieselben, aber nicht im Hinblick 
auf das ganze Volk und die Deckung seines Bedarfes, sondern immer 
nur im Hinblick auf die Individuen, die bei diesem Vorgange in irgend 
einer Weise beteiligt sind. Diesem Grundcharakter der ganzen An- 
schauung entsprach denn auch die Betrachtung des Produktionsprozesses. 
Man legte sich die Frage vor: „Was ist Güterproduktion, und was ist 
zur Produktion eines (Sach-)Gutes erforderlich?^ — und die Antwort 
lautete: „Zur Herstellung eines (materiellen oder Sach-)Gutes sind drei 
Dinge notwendig, erstens die äufsere Natur (ein Grundstück), der wir 
den Robstoff entnehmen, zweitens eine gewisse menschliche Arbeit, 
welche diesen Rohstoff gewinnt oder herbeischafft und weiter verarbeitet, 
und drittens ein Komplex von irgend welchen Werkzeugen, welche die 
menschliche Arbeit unterstützen". Auf diese Weise gelangte man zu 
dem Satze, dafs zur Güterproduktion die drei „Produktionsfaktoren*' 
zusammenwirken müssen: die Natur, die Arbeit und das Kapital (Werk- 
zeug). Ist aber jedes Produkt dem Zusammenwirken dieser drei Pro- 
duktionsfaktoren zu zuschreiben, dann ist es auch selbstverständlich, dafs 
man irgend einen Bruchteil, ein „x*' dieses Produktes oder des frag- 
lichen Produktenquantums der Mitwirkung der Natur, einen zweiten 
Bruchteil, ein „y*', der Mitwirkung der menschlichen Arbeit, und einen 
dritten Bruchteil, ein „z*', der Mitwirkung des Kapitales zu verdanken 
habe. Nimmt man nun an, dals hinter jedem dieser drei „Produktions- 
faktoren" ein Mensch steht, d. h. dafs dem einen das fragliche Grund- 
stück gehört, dafe der zweite die Arbeit leistet, und dafs der dritte 
das Kapital beistellt, so erscheint es auch wieder als ganz selbstver- 
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stfodlicb, dafs diesen drei Personen das hergestellte Produkt oder Pro- 
dnktenqnantnm gehört, und dafs sie sich in dasselbe (bezw. in den hi^- 
fiir erzielten Erlös) in der angedeuteten Weise zu teilen haben, dals 
also auf den Grundbesitzer das vorerwähnte ^x*' als ^Grundrente*', auf 
den Arbeiter (beziehentlich auf die Gesamtheit der hierbei beschäftigten 
Arbeiter) das ^j'' als „ Arbeitsertrag^, und auf den oder die Kapitalisten 
das ^z^ als „Kapitalertrag'' zu entfallen habe. Auf diese Weise ge- 
langten — wie oben (vgl. oben I. Teil, I, 1, „Der Begriff der Grund- 
rente", S. 115) angedeutet wurde — die Vertreter der Älteren National- 
ökonomie zu der Lehre von den verschiedenen Einkommenszweigen. 
Der oben dargelegte Gedankengang ist logisch vollkommen richtig 
und theoretisch absolut unanfechtbar, und demgemäfs ist unter „Arbeits- 
ertrag" oder „Arbeitsrente" thatsächlich jenes „y", d. h. derjenige Teil 
des Produktes oder des Produktenquantums zu verstehen, der auf Rech- 
nung der bei der Produktion mitwirkenden menschlichen Arbeit zu setzen 
kommt. Leider ist nur — wie auch schon oben an der citierten Stelle 
hervorgehoben wurde — mit diesem theoretisch gewonnenen und an 
sich unanfechtbaren Begriffe in der Praxis absolut nichts anzufangen, 
und zwar aus dem einfachen Grunde, weil die schöne Gleichung, etwa 
x + y4-z = 100 Hektoliter Weizen oder x + y -f- z = ein Stück Tuch 
von bestimmter Länge und Qualität, oder — wenn man will — x + y 
+ z = 100 Mk. (dem fttr das Produkt erzielten Erlöse) nach den Lehren 
der Mathematik bekanntlich unauflösbar ist. Die Vertreter der älteren 
Nationalökonomie, die den in Rede stehenden Gedankengang nie in 
dieser Schärfe dargelegt haben, wie dies hier geschah, und die Über- 
dies — wie gesagt — immer nur privatwirtschaftlioh zu denken ge- 
wohnt waren, schwangen sich jedoch über die Schwierigkeit der mathe- 
matisch unlösbaren Gleichung mit einem kühnen Saltomortale leicht 
hinweg. In ihrer privatwirtsohaftlichen Denkweise befangen, nahmen 
sie einfach die Geschäftsbücher irgend eines gewissenhaften Gesohäfte- 
mannes, sagen wir eines gewissenhaften Gutspächters, zur Hand und 
sagten sich dann gewissermafsen : „Hier haben wir's ja klar, schwarz 
auf weifs. Der Mann erzielt aus seiner Pachtung so und so viel Ge- 
winn; hiervon zahlt er erstens so und so viel Pachtschilling, ergo ist 
dies die Grundrente ; zum zweiten hat er in seine Pachtung so und so 
viel an Kapital eingeschossen, der Zinsfufs beträgt so und so viel, ergo 
repräsentieren die Zinsen dieses Kapitales den Kapitalgewinn ; somit ist 
der Rest des Gewinnes als Arbeitseinkommen anzusehen. (Der Ein- 
fachheit wegen sehe ich hier vom sogen, ünternehmergewinn ab.) Und 
da der Mann nach Ausweis seiner Bücher aus diesem aus der Arbeit 
fliefsenden Betrage seinen Bediensteten und Arbeitern so und so viel 
an Arbeitslohn zahlt, so bildet der übrigbleibende Restbetrag das Ein- 
kommen aus seiner eigenen Arbeit.*' Dals die Geschäftsbücher des 
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Unternefamers keine objektiven oder volkswirtschaftlichen, sondern ledig- 
lich subjektive oder privatwirtsehaftliche Wahrheiten enthalten, wnrde 
einfach übersehen. Der Mann fbhrt Bnch, weil er ein klares Bild von 
seiner Wirtschaft nnd deren einzelnen Teilen erlangen will, und um 
diesen Zweck zu erreichen, mnb er seine Einnahmen und Ausgaben 
nach gewissen Rubriken geordnet eintragen. Und wenn er daher bei- 
spielsweise so einträgt, dafs er ftlr das Landgut so und so viel Pacht- 
Schilling zahlt, dafs er ferner in seine Pachtung eine Summe (ein 
„Kapital **) von so und so viel eingeschossen hat, ftlr welche er sich 
selbst so und so viel Prozent (also wahrscheinlich den landesüblichen 
Zinsfafs) berechnet, und dafs er so und so viel an Löhnen ftlr seine 
Arbeiter und sonstigen Bediensteten verausgabt, so kann man aus seinen 
Büchern nichts anderes entnehmen, als dafs er die verzeichneten Summen 
ftlr diese und diese Zwecke verausgabt (bezw. beeinnahmt) oder doch 
verrechnet hat. Wie man aber aus dieser Thatsache den Schlufs ziehen 
kann, dafs der Pachtschilling die Grundrente, der Zins die Kapital- 
rente und der Arbeitslohn den Arbeitsertrag repräsentiere, bleibt uner- 
findlich, namentlich wenn man erwägt, dafs diese Posten sich von Jahr 
zu Jahr oder von Periode zu Periode ändern können. Indes ist dies 
für den vorliegenden Zweck gleichgiltig, da die vorstehende Ausein- 
andersetzung nur zeigen sollte, auf welchem Wege die Vertreter der 
älteren Nationalökonomie zu der theoretisch ganz richtigen Unterschei- 
dung der verschiedenen Einkommenszweige gelangten. 

Hiemach versteht man unter „Arbeitsertrag*' oder „Arbeitsrente*' 
denjenigen ideellen Teil des Produktes oder des Produktenquantums, 
der auf Rechnung der bei der Produktion mitwirkenden menschlichen 
Arbeit zu setzen ist. Dafs dieser Begriff theoretisch vollkommen 
richtig und ganz unanfechtbar ist, wurde soeben bemerkt, nicht minder 
aber auch, dafs mit diesem theoretisch richtigen Begriffe in der Praxis 
absolut nichts anzufangen ist, weil die Gröfse jenes ideellen Anteiles 
in keinem Falle ziffernmäfsig ermittelt werden kann. 

Verschieden vom Begriffe des „Arbeitsertrages*' ist der des „Arbeits- 
einkommens". Man versteht darunter das aus der Arbeit fliefsende Ein- 
kommen. Das Arbeitseinkommen kommt dem Arbeitsertrage gleich, es 
kann aber auch geringer sein; das Arbeitseinkommen kann femer dem 
Arbeitenden vermischt mit anderen Einkommenszweigen oder rein zu- 
fliefsen. Der Bauer z. B., der sein eigenes Grrundstück mit seinem 
eigenen Wirtschaftsinventar (Kapital) eigenhändig bestellt, bezieht in 
dem Ertrage seiner Wirtschaft ein Einkommen, welches sich aus Gmnd- 
ertrag (Grundrente), Kapitalertrag und Arbeitsertrag zusammensetzt, 
und gleichzeitig umfasst dieses aus seiner Thätigkeit fliefsende „Arbeits- 
einkommen" den ganzen Ertrag seiner Arbeit. Der Fabrikarbeiter hin- 
gegen, der in der Fabrik iremde Stoffe mit fremden Werkzeugen be- 
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arbeitet, bezieht in seinem Lohne zwax ein „ reines ** Arbeitseinkommen, 
dasselbe mufe aber principiell — wie weiter unten gezeigt werden 
soll — kleiner sein als der eigentliche Ertrag seiner Arbeit 

Enger als der Begriff ,,Arbeitseinkommen^ ist der Begriff ,,Arbeits- 
lohn**, d. i. das Entgelt, welches dem Arbeitenden für seine Leistung 
von einem Zweiten bezahlt wird. (Der vorhin erwähnte, in seiner eigenen 
Wirtschaft selbst thätige Bauer bezieht zwar, wie gesagt, in dem Er- 
trage seiner Wirtschaft ein Arbeitseinkommen ebenso gut wie der Lohn- 
arbeiter, aber sein Arbeitseinkommen ist eben „Arbeitseinkommen^ und 
nicht „Arbeitslohn'', weil es ihm nicht von einem Zweiten bezahlt wird.) 
Man pflegt daher den Arbeitslohn auch als „bedungenes Arbeitsein- 
kommen^ zu bezeichnen. Im gewöhnlichen Leben pflegt man zwischen 
„Gehalt", „Gage**, „Honorar** und „Arbeitslohn** oder „Lohn" schlecht- 
weg zu unterscheiden. Bei dem Worte „ Gehalt " pflegt man an die be- 
stimmte Zahlung zu denken, die einem lebenslänglich Angestellten zuge- 
sichert ist; das Wort „Gage** bezeichnet die bestimmte Zahlung, die einem 
nicht lebenslänglich, aber auf eine gewisse längere Zeit Angestellten 
für die Dauer seiner Anstellung zugesichert wird, wie dies beispiels- 
weise zumeist bei den Schauspielern der Fall ist. Das Wort „Honorar**, 
welches angewendet wird, um den Lohn ftr höhere geistige Arbeiten 
zu bezeichnen, soll andeuten, dafs man der Person des Arbeitenden 
eine besondere Wertschätzung entgegenbringt, dafs man seine Leistungen 
mit besonderem Danke entgegennimmt und eigentlich gar nicht im 
Stande ist, dieselben entsprechend zu belohnen. Das Wort „Arbeits- 
lohn" oder „Lohn" schlechtweg endlich bedeutet das Entgelt för die 
sogen, „gemeine Handarbeit**. Mit diesen vom Sprachgebrauche des 
täglichen Lebens gemachten Unterscheidungen ist jedoch das Wesen 
des Lohnes nicht erschöpft, will man dasselbe richtig würdigen, so muis 
man nach drei Richtungen hin unterscheiden, weil durch die hervor- 
zuhebenden Momente die wirtschaftliche Lage des Arbeitenden wesent- 
lich beeinflufst wird. 

Zunächst muss man unterscheiden, auf welche Weise die Höhe des 
Arbeitslohnes festgesetzt wird, und nach dieser Sichtung kommen vier 
verschiedene Modalitäten in Anwendung: 

a. Es wird die Höhe des Arbeitslohnes einseitig durch den Zahlen- 
den (den sog. „Arbeitgeber" oder „Dienstherrn**) festgesetzt. Als typisch 
für diese Modalität pflegt man bekanntlich den Staat anzuführen, der 
die Gehälter seiner Beamten einseitig festsetzt und nun ruhig abwartet, 
bis die Bewerber um die betreffenden Dienstposten sich freiwillig mel- 
den. Im allgemeinen ist dies wohl richtig, im einzelnen jedoch nicht. 
Einerseits kommt es nämlich — wenn auch ausnahmsweise — auch 
beim Staate vor, dass der Gehalt nicht einseitig von ihm, sondern im 
Wege der Unterhandlung mit dem zu Bedienstenden festgesetzt wird; 



Digitized by 



Google 



2. Kapitel. Der Arbeitslohn. 161 

die ;yBerufiiiigen'^ von Univendtätsprofessoren sind der bekannteste Fall 
dieser Art. Sodann ist der Staat nicht der einzige Dienstherr, der den 
Lohn seiner Bediensteten einseitig festsetzt, die tlbrigen ö£fentlichen und 
quasi-öffentlichen Körperschaften wie die Provinz, der Kreis, der Bezirk, 
die Gemeinde, die verschiedenen Stiftungen und öfifentlichen Fonds 
sowie die Aktiengesellschaften pflegen ebenso wie der Staat die Be- 
soldungen ihrer Bediensteten einseitig festzusetzen. Und ein Gleiches 
thun unzählige Privatpersonen, speciell die Besitzer gröfserer Fabriken 
und Unternehmungen, die häufig gar nicht im stände sind, mit jedem 
einzelnen ihrer Hilfsarbeiter separat ttber die Höhe des zu zahlenden 
Lohnes zu unterhandeln, und demgemäfs allgemeingiltig erklären, dals 
sie den verschiedenen Kategorien ihrer Bediensteten und Arbeiter diese 
und jene Löhne zahlen wollen. 

Das Charakteristische dieser Modalität ist, dafs hier das preisbildende 
Moment von Angebot und Nachfrage wenigstens nicht in erster Beihe, 
oder doch — wenn der Ausdruck gestattet ist — nicht in „schmutziger*' 
Weise zur Anwendung kommt. Es entfilllt hier das Dingen und Feil- 
schen, und die Ausführung der Leistung wird nicht demjenigen unter 
den Bewerbern übertragen, der sich bereit erklärt, sie um ein paar 
Pfennige billiger auszuführen. Der Dienstherr wird allerdings die sogen. 
Lage des Arbeitsmarktes berücksichtigen, d. h. er wird in Erwägung 
ziehen, was er von dem Arbeitenden fordert, und wie viel man zur Zeit 
für derartige Leistungen ungefähr zahlt, und wird dann hiemach den 
zu zahlenden Lohn festsetzen. Hat er dies aber einmal gethan, so mufs 
er sein Versprechen halten und kann nun nicht mehr feilschen und die 
Ausführung der Leistung an den Mindestfordernden vergeben, sondern 
er mufs den zugesicherten Lohn zahlen und hat nur die Möglichkeit 
vor sich, dafs er unter den verschiedenen Bewerbern den bestqualifi.- 
zierten auswählen kann. Angebot und Nachfrage kommen hier zwar 
auch in Betracht, aber erst in zweiter Reihe. Einmal — wie schon ge- 
sagt — nach der Richtung hin, dafs der Dienstherr die sogen. Lage 
des Arbeitsmarktes und die Frage in Erwägung zieht, wie viel unge- 
fähr zur Zeit für die fraglichen Leistungen gezahlt wird. Zum zweiten 
werden sich, wenn der Dienstherr zu wenig zu zahlen verspricht, ent- 
weder keine oder nur wenige oder ungenügend qualifizierte Bewerber 
melden, und der Dienstherr wird die Erfahrung machen, dafs er seinen 
Lohn zu niedrig festgesetzt hat und höher greifen mufs. 

b. Die Höhe des Lohnes wird durch die Behörde festgesetzt — 
Lohntaxen. Heute geschieht dies bekanntlich insbesondere dort, wo 
das Arbeitsangebot infolge der bestehenden staatlichen Einrichtungen 
beschränkt ist, wie beispielsweise bei den Notaren, bei öffentlich be- 
stellten Lastträgern, mitunter bei Anwälten, Ärzten u. dergl. Früher 
waren Lohntaxen bekanntlich ganz allgemein. Lohntaxen dieser Art 
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habea in erster Reihe den Zweck, das Publikum vor der Ausbeutung 
durch die betreffenden Funktionäre zu schützen, die — weil ihre Zahl 
beschränkt ist — eine mehr oder weniger monopolistische Stellung 
einnehmen. Allein auch sonst haben Lohntaxen — allerdings unter der 
Voraussetzung, dafs deren Befolgung kontrolliert und erzwungen werden 
kann — den Vorteil, dafs durch sie das Dingen und Feilschen um 
den Lohn ferngehalten wird, welches notwendig jedesmal zu Ungunsten 
des schwächeren Teiles (d. i. in der Regel des Arbeitenden) aus- 
schlagen muls. 

c. Mitunter, wenngleich in verhältnismäfsig selteneren Fällen, ist 
ftlr die Höhe der Entlohnung geleisteter Dienste die Sitte oder das 
Herkommen entscheidend; dies gilt ganz besonders von dem sogen. 
„ Honorar ** ftr höhere geistige Leistungen. Es bedarf keiner weiteren 
Auseinandersetzung, dafs das Honorar frei ist von all dem unangeneh- 
men Beigeschmack, der zumeist dem Lohn- oder Arbeitsvertrage an- 
haftet. Beim Honorar (selbstverständlich nur dort, wo es ein „Honorar*' 
im eigentlichen Sinne des Wortes ist) tritt, wie bereits erwähnt wurde, 
der Zahlende gewissermaafsen wie ein Bittender an den Arbeitenden 
heran und ersucht ihn, die Bezahlung als ein Ehrengeschenk, als ein 
geringes Entgelt ftir den grofsen geleisteten Dienst entgegenzunehmen. 
Hier ist also von dem das Ehrgefllhl und die Menschenwürde so sehr 
verletzenden Markten um den Lohn absolut keine Rede. 

d. Wo keine der vorerwähnten Modalitäten platzgreift, da bleibt 
die Festsetzung des Arbeitslohnes dem sogen, „freien** Übereinkommen 
der beiden vertragschlielJBenden Teile überlassen, und demgemäfs ist 
dann hier das Verhältnis von Angebot und Nachfrage in erster Reihe 
ftlr die Höhe des Lohnes mafsgebend. Einer groben Täuschung giebt 
sich jedoch derjenige hin, der da wähnt, dafs das Übereinkommen that- 
sächlich jedesmal ein freies ist. „Frei** ist nämlich das Übereinkommen 
nur in dem Sinne, dafs die Staatsgewalt nicht eingreift und den Lohn 
nicht festsetzt und sodann, dafe es keinem der vertragschließenden 
Teile gestattet ist, den anderen mit Gewalt zur Einwilligung zu zwingen. 
Frei also ist das Übereinkommen nur von äufserem Zwange. Ob aber 
für den einen oder anderen Teil eine innere Nötigung vorliegt, den 
Vertrag abzuschliefsen , das kann die Staatsgewalt nicht wissen und 
ignoriert es daher. Das heifst also mit anderen Worten, wenn der 
eine Teil durch seine persönlichen Verhältnisse gezwungen oder ge- 
drängt wird, den Vertrag abzuschliefsen, also einer inneren Nötigung 
unterliegt, so darf der andere Teil diese Notlage — weil sie nach aufsen 
hin nicht greifbar hervortritt — nach Herzenslust zu seinem Gunsten 
ausnutzen. Wirklich frei von äufserem oder innerem Zwange ist der 
Vertrag nur dann, wenn die beiden Teile sich gleich kräftig gegen- 
überstehen, d. h. wenn beide ein gleich grofses oder gleich geringea 
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Interesse an dem Zustandekommen des Vertrages haben. Und da dies 
begreiflicherweise nur ausnahmsweise der Fall ist, so befindet sieh 
jedesmal derjenige Kontrahent, der der geringeren inneren Nötigung 
unterliegt, der also das geringere Interesse an dem Zustandekommen 
des Vertrages hat, dem anderen Kontrahenten gegenüber im Vorteile* 
Selbstverständlich liegt für jeden der beiden Teile, sowohl für den 
Arbeitenden als ftlr den sogen. Dienstherrn die Möglichkeit vor, diese 
günstigere Position einzunehmen, und thatsächlioh sind die F&lle nicht 
selten, in denen der Arbeitende der stärkere, der die Leistung Empfangende 
der schwächere Teil beim Vertragsabschlüsse ist. Dies kommt insbe- 
sondere bei Rechtsanwälten, Ärzten, Künstlern, Gelehrten u. dergl., also 
bei Personen vor, die infolge ihres Wissens oder Könnens sich im Be- 
sitze eines natürlichen Monopols befinden ; dieselben können daher selbst- 
verständlich ftir ihre Leistungen beliebig hohe Preise fordern. Allein 
auch die einfachen Handarbeiter können, wenn die Konjunktur sich 
für sie günstig gestaltet, d. h. wenn die Nachfrage nach Arbeit unge- 
wöhnlich hoch und das Angebot just sehr gering ist, in die Lage 
kommen, exorbitant hohe Preise ftir ihre Leistungen zu erzielen. In 
der Regel jedoch wird dies nur ausnahmsweise vorkommen, und der 
einfache Handarbeiter wird, weil er vermögenslos ist und durch den 
Hunger gezwungen wird, seine Leistung um jeden Preis zu verkaufen, 
dem sogen. Dienstherrn gegenüber als der schwächere Teil erscheinen, 
weil dieser der Vermögendere ist und daher nicht sofort zu zugreifen 
braucht, wenn ihm einer seine Arbeitsleistung anbietet. 

Zum zweiten mufs man unterscheiden, auf welche Dauer der Lohn- 
vertrag geschlossen wird, und hier ergeben sich drei Möglichkeiten: 
die lebenslängliche „Anstellung**, das „Engagement** auf gewisse längere 
Fristen (mehrere Monate oder mehrere Jahre) und die „Verdingung** 
zu einzelnen Leistungen. Zu der letzteren Modalität gehört auch der 
auf unbestimmte Zeit geschlossene, aber beliebig lösbare Lohnvertrag 
der Fabrikarbeiter. Es bedarf keiner weiteren Auseinandersetzung, dafs 
der lebenslänglich Angestellte den Schwankungen des Arbeitsmarktes 
fast gänzlich entrückt ist. Zur Zeit, da er angestellt werden soll, wird 
wohl die augenblickliche Lage des Arbeitsmarktes möglicherweise be- 
rücksichtigt werden, ist er aber einmal lebenslänglich angestellt, so hat 
die später eintretende jeweilige Gestaltung des Verhältnisses von An- 
gebot und Nachfrage auf die Höhe seines Lohnes keinen Einflufs mehr. 
Er wird allerdings zu gewissen Zeiten viel mehr arbeiten müssen, als 
gewöhnlich, und sein Lohn wird darum nicht steigen, dagegen hat er 
anderseits den ungeheueren Vorteil, dafs sein Lohn in den stillen Peri- 
oden, in denen er wenig oder vielleicht auch nichts zu thun hat, nicht 
sinkt. Umgekehrt derjenige, der sich nur zu einzelnen Leistungen ver- 
dingt. In Zeiten lebhaften Geschäftsganges kann er — vorausgesetzt, 
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diifs ihm keine Taxen für seine Leistungen vorgezeiobnet sind — aller- 
dings ftlr seine Arbeitsleistung einen eventuell recht hohen Lohn er- 
zielen, dagegen mufs er darauf gefafet sein, in Zeiten schlechten Ge- 
schäftsganges wenig oder nichts zu verdienen. Der auf längere Zeit 
„Engagierte^ steht selbstredend zwischen beiden Extremen in der Mitte; 
so lange sein Engagement dauert, ist er den Schwankungen des Arbeits- 
marktes entrttckt ; ist die Zeit des Engagements abgelaufen, so ist das 
herrschende Verhältnis von Angebot und Nachfrage fbr die Grcstaltung 
seiner künftigen Stellung entscheidend. 

Endlich drittens fällt der Umstand schwer ins Gewicht, wer den 
Arbeitenden engagiert und bezahlt, ob es — wenn man so sagen darf — 
der Konsument, d. i. derjenige ist, der den Dienst oder die Leistung 
des Arbeitenden unmittelbar für seine eigene Person (ftlr seine Konsum- 
tionswirtschaft;) braucht, oder ob dies ein Produzent oder überhaupt 
eine zwischen dem Arbeitenden und den letzten Konsumenten stehende 
Mittelsperson ist. Der Unterschied ist aus dem Grunde Überaus 
wichtig, weil der Unternehmer, der den Arbeitenden engagiert und 
bezahlt, selbstverständlich an demselben verdienen will. Der Arbeits- 
lohn, den der Unternehmer auslegen mufs, bildet ja einen Teil seiner 
Produktions- oder Geschäftsunkosten, und er mufs notwendig bestrebt 
sein, dieselben mit Gewinn wieder hereinzubringen, sonst kann er sein 
Geschäft auf die Dauer nicht betreiben. Oder mit anderen Worten : der 
Unternehmer, der den Arbeiter engagiert, wird nach dem heute gelten- 
den Rechte Eigentümer desjenigen, was der Arbeiter herstellt, er wird 
Eigentümer des „vollen Arbeitsertrages*', er kann aber principiell (frei- 
lich mufs man davon absehen, dafs die Gröfse des „Arbeitsertrages** 
praktisch nicht ermittelt werden kann) dem Arbeiter nie den vollen 
Arbeitsertrag als Lohn hinauszahlen, weil er sonst von seinem Unter- 
nehmen keinen Vorteil hätte. Wenn hingegen jemand sich unmittel- 
bar ftir sein persönliches Bedürfnis von einem Zweiten irgend welche 
Arbeiten oder Dienste leisten läfst, so ist nicht abzusehen, warum der 
Arbeitende nicht die volle Vergütung ftir seine Leistung — den „vollen 
Arbeitsertrag** als Lohn — erhalten sollte. 

Wenn im Nachstehenden von Arbeitslohn oder Lohn schlechtweg 
gesprochen wird, so soll darunter — wie dies auch im gewöhnlichen 
Leben geschieht — nur der Arbeitslohn im engeren Sinne des Wortes, 
d. i. der Lohn verstanden werden, der für die sogen, gemeine Hand- 
arbeit gezahlt wird. 

Die Höhe des Arbeitslohnes ist in der heutigen Volkswirtschaft aus 
dem Grunde von so ungeheurer Bedeutung, weil heute breite Schichten 
der Bevölkerung kein anderes Einkommen haben, als ihren Arbeitslohn, 
und weil diese Zahl von Menschen von Jahr zu Jahr wächst. Die Ur- 
sache dieser Erscheinung ist in der heutigen Gestaltung der gewerb- 
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liehen Produktion zu snohen. Im Mittelalter war dies anders. Der 
mittelalterliche Handwerksgeselle war zwar aueh ein Arbeiter wie der 
heutige Fabrikarbeiter, allein weil die gesamte gewerbliche Produktion 
im Mittelalter nur Handwerk war und die Werkzeuge eines Handwerkers 
keinen grofsen Vermögenswert repräsentierten, konnte der Handwerks- 
geselle von seinem Gesellenlohne immerhin so viel ersparen, als er 
brauchte, um — wenn er Meister wurde — seine Werkstätte für den 
Anfeng einzurichten ; eventuell konnte er den fehlenden Rest im Wege 
des Kredits aufbringen oder erheiraten. Mit dem Aufkommen der 
Dampfmaschine änderte sich dies. Kleine Dampfmaschinen produzieren 
bekanntlich zu teuer; die Dampfmaschine zahlt sich nur dann aus, wenn 
sie mögliehst grofs ist, d. h. also, wenn die Produktion im grolsen be- 
trieben wird. Die Grofsproduktion setzt aber so bedeutende Vermögens- 
mittel voraus, dafs es — wenn nicht ganz besonders günstige Umstände 
eintreten — dem gewöhnlichen Fabrikarbeiter nie und nimmer gelingt, 
von seinem kärglichen Lohne so viel zu ersparen, als er zur ersten 
Einrichtung einer Fabrik brauchen würde; ganz abgesehen davon, dafs 
dem gewöhnlichen Handarbeiter auch die nicht geringen technischen 
und kaufmännischen Kenntnisse zur Leitung eines Fabrikunternehmens 
in der Regel gänzlich fehlen. Infolgedessen ist der heutige Fabrik- 
arbeiter, von ganz seltenen Ausnahmefällen abgesehen, verurteilt, sein 
Leben lang Fabrikarbeiter zu bleiben, d. h. er bleibt, so lange er lebt, 
einzig und allein auf sein Lohneinkommen angewiesen. Dies wäre an 
sich oder in abstracto kein so grofses Unglück, denn dasselbe Schicksal 
hat auch der vennögenslose Beamte oder Offizier, allein in Wirklich- 
keit liegen die Dinge da und dort denn doch wesentlich verschieden. 
Der Beamte ist lebenslänglich angestellt und hat die Aussicht — 
um nicht zu sagen : die Gewifsheit — zu höheren und besser dotierten 
Posten emporzusteigen, und selbst wenn er nicht weiter vorrückt, so 
steigen in der Regel seine Bezüge, weil er Alterszulagen (Quinquennal- 
oder Decennal-Zulagen) erhält. Ein gröfserer oder geringerer Geschäfts- 
andrang berührt sein Einkommen nicht, denn sein Gehalt läuft ruhig 
fort; eine vorübergehende Krankheit, wenn sie nicht gar zu lange (etwa 
nicht länger als ein Jahr) dauert, schmälert gleichfalls nicht sein Ein- 
kommen. Wird der Beamte dienstunfähig, so erhält er seinen lebens- 
länglichen Ruhegehalt, und stirbt er, so bleibt die Witwe nicht unver- 
sorgt, denn sie erhält für ihre Person die Witwenpension und für ihre 
Kinder, wenn diese minderjährig sind, sogen. „Erziehungsbeiträge^ 
oder sonstige Unterstützungen. Von alledem ist bei dem einfachen 
Handarbeiter keine Rede. Er verdingt sich zu einzelnen Leistungen 
oder schliefst einen Arbeitsvertrag auf unbestimmte Dauer, die täglich 
sofort oder nach Ablauf einer ganz kurzen Kündigungsfrist gelöst werden 
kann. Ist die Nachfrage nach Arbeit just gröfser, so kann allerdings 
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sein Lohn um einige Pfennige pro Tag steigen, sinkt hingegen die 
Nachfrage nach Arbeit infolge des schlechten Geschäftsganges, so mnis 
er eine Lohnreduktion ruhig hinnehmen oder gar gewärtigen, dafe er 
gar keine Beschäftigung findet und demgemäls auch keinen Lohn erhält. 
Wird er krank, sodafs er nicht arbeiten kann, oder wird er durch Alter 
oder Siechtum arbeitsunfähig, so hört sein Einkommen auf zu flieben, 
und er kann betteln gehen. An ein Emporsteigen zu höheren oder 
besser gelohnten Posten ist nur ausnahmsweise, an eine Versorgung 
seiner Witwe oder seiner Kinder nach seinem Tode ist absolut nicht 
zu denken. Und überdies verdingt sich der einfache Handarbeiter zu- 
meist an einen Unternehmer, der — wie oben nachgewiesen wurde — 
notwendig bestrebt sein mufs, die Löhne seiner Leute möglichst niedrig 
zu halten. Mit kurzen Worten : der vermögenslose einfache Handarbeiter, 
der einzig und allein auf seinen Lohnerwerb angewiesen ist, ist mit 
seiner und seiner Familie Existenz allen Schwankungen des Arbeits- 
raarktes unterworfen. 

Zur Kennzeichnung dieses Entwickelungszustandes pflegt man zu 
sagen: „die Arbeit ist heute zur Waie geworden", und dieser Ausspruch 
ist in der That überaus zutreffend, weil der einfache Handarbeiter heute 
thatsächlich gezwungen ist, seine Arbeitsleistung nach dem jeweiligen 
Tageskurse zu verkaufen. Wenn jedoch die Vertreter der älteren, 
sogen, liberalen oder orthodoxen Nationalökonomie immer und immer 
wieder hervorhoben und betonten, daCs zwischen dem Arbeiter und dem 
Kaufmanne kein Unterschied bestehe, und dafs es ganz gleichgiltig sei, 
ob man seine Dienstleistung oder irgend eine andere Ware verkaufe, 
so befanden sie sich im Irrtume, weil sich die Ware Arbeit durch — 
wenn man so sagen darf — gewisse privilegia odiosa sehr wesentlich 
von den übrigen Waren unterscheidet. Brentano gebührt das Verdienst 
(in seinen „Arbeitergilden der Gegenwart*', 2 Bde., Leipzig, 1871 und 
1872 und in seiner späteren Schrift: „Das Arbeitsverhältnis gemäfs dem 
heutigen Recht", Leipzig, 1877), zum eraten Male die Momente hervor- 
gehoben zu haben, welche die Ware Arbeit gegenüber den sonstigen 
Waren nachteilig kennzeichnen. Es sind dies die folgenden: 

1. Die Arbeitskraft oder Arbeitsleistung kann von der Person des 
Arbeitenden nicht getrennt und separat verkauft werden, und hieraus 
ergeben sich zwei schwerwiegende Nachteile für den Arbeiter: 

a. Der Arbeiter findet schwerer einen Käufer fOr seine Ware Arbeit, als etwa 
ein Kaufmann für seine Waren, denn der Arbeiter kann keine Probe seiner Leistung 
versenden und ist in der Regel auch nicht in der Lage, gröfsere Reisen zu unter- 
nehmen, um seine Leistung an einem anderen Orte zu verkaufen. Der Verkäufer 
anderer Waren hingegen kann ruhig in seinem Wohnorte bleiben und durch Reklame, 
Mustersendungen, Handlnngsreisende und dergl. seiner Ware Absatzquellen in der 
ganzen Welt erobern. 

b. Der Verkäufer von anderen Waren oder von Kapitalnutzungen (der Haus- 
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besHzer, der sein Hans yormictet, der Verpächter eines Landgutes und dergl.) kommt 
zwar mit dem Käufer seines Artikels zusammen nnd unterhandelt mit demselben, er 
bleibt aber ad personam vollständig frei und unabhängig von der Person seines 
Kontrahenten. Der Arbeiter hingegen, der seine Leistung verkauft, begiebt sich 
damit immer in ein gewisses Abhängigkeitsverhältnis gegenüber dem sogen. Dienst- 
herm. Der Arbeiter ist einmal nicht frei in der Wahl seines Aufenthaltsortes, 
sondern mufs dort leben, wo er beschäftigt ist. Und nicht nur seinen Aufenthalts- 
ort mufs er sich von seinem Dienstherrn vorzeichnen lassen, sondern anch den Ort, 
wo er seine Arbeit auszuführen hat (ungesundes Arbeitslokal u. dergl.). Der Arbeiter 
ist femer nicht frei in der Wahl seiner Arbeitszeit (Nachtarbeit 1). Der Arbeiter 
ist endlich nicht frei in der Wahl seiner Umgebung, sondern mufs häufig mit 
schlechten oder ungeschickten Personen zusammen arbeiten, wodurch seine Sitten, 
sein Leben oder anch seino Arbeitsleistung (sein Lohn, wenn er mit mehreren Andern 
ein Stück herzustellen hat) gefährdet werden. 

2. Der vermögenslose Arbeiter, der einzig und allein auf seinen 
Arbeitserwerb angewiesen ist, kann für den Verkauf seiner Leistung 
nicht den günstigen Zeitpunkt abwarten, sondern mufs dieselbe tagtäg- 
lich ausbieten. Er befindet sich somit in einer ähnlichen Lage, wie der 
Schuldner im Konkurse, dessen Waren sofort und zwar um jeden — 
noch so niedrigen — Preis verkauft werden. Der Arbeiter kommt 
daher häufig in die Lage, sich den härtesten Arbeitsbedingungen fligen 
zu müssen. 

3. Sinkt der Preis einer anderen Ware, so bewirkt dies in der 
Regel eine Verminderung des Angebotes, weil unter den zahlreichen 
Verkäufern dieser Ware sich wohl jedesmal so und so viele Besser- 
situierte befinden, welche ihren Artikel zu dem niedrigen Preise nicht 
verkaufen wollen und demgemäfs ihre Vorräte zurückhalten. Sinkt da- 
gegen der Preis der einfachen Handarbeit, so wird das Arbeitsangebot 
nicht nur nicht vciTingert, sondern umgekehrt vergröfeert, weil der 
Arbeiter, der nun von seinem verringerten Lohne nicht mehr leben kann, 
bestrebt ist, den Ausfall am Lohne durch Verlängerung seiner Arbeits- 
zeit wieder wett zu machen, oder weil nun seine Frau und seine Kinder 
mitarbeiten werden. Dafs aber durch eine derartige Vermehrung des 
Arbeitsangebotes der Lohn nur noch tiefer herabgedrückt werden mufs, 
bedarf keiner weiteren Auseinandersetzung. 

Diese Umstände machen es notwendig, dafs die Ware Arbeit anders 
behandelt werde, als die übrigen Waren, wenn der Arbeiter den sonstigen 
Warenverkäufern gleichgestellt sein soll. Hiervon soll weiter unten die 
Rede sein. 

Nur beiläufig sei hier noch bemerkt, dafs dasjenige, was im prak- 
tischen Leben unter dem Titel „Lohn" gezahlt wird, nicht immer sogen, 
„reiner*' Lohn zu sein braucht, d. h. dafs auch der Arbeitslohn mit 
einem anderen Einkommenszweige vermengt sein kann. Wenn beispiels- 
weise der Arbeiter die bedungene Leistung mit seinen eigenen Werk- 
zeugen ausfllhrt, so enthält der sogen. Lohn neben dem eigentlichen 
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und ^reinen^ Arbeitslohne auch ein Entgelt für die Benutzung nnd Ab- 
nutzung der Werkzeuge, und dieses Entgelt mufe selbstverständlich um so 
gröfser sein , einen je gröfseren Wert diese Werkzeuge repräsentieren. 

§ 2. Formen des Arbeitslohnes. Der Arbeitslohn kann in ver- 
schiedenen Formen verabredet und festgesetzt werden. Der Unter- 
scheidungsgrund kann ein doppelter sein; je nach der Art der Gttter^ 
in denen der Lohn bezahlt wird, unterscheidet man Geld- und Natural- 
lohn, je nach der Art der Berechnung des Lohnes Zeit- und Stücklohn 
und die verschiedenen Unterarten des letzteren. 

1. Geld- und Naturallohn, Wiesohon der Name andeutet, wird der 
Geldlohn in Geld gezahlt, während der Naturallohn in naturalen Gütern 

— Wohnung, Kost, Kleidung u. dergl. — besteht. Es bedarf keiner 
weiteren Auseinandersetzung, dafs zu einer Zeit, wo das Geld rar ist, 
der Naturallohn vorherrschen mufs, wie dies beispielsweise im Mittel- 
alter und zum guten Teile im Laufe der sogen, „Neuen Zeit** der Fall 
war. Mit dem Vordringen der sogen. Geldwirtschaft wird der Natural- 
lohn mehr und mehr verdrängt, und der Geldlohn tritt an seine Stelle. 
Trotzdem spielt auch heute noch der Naturallohn eine grofse Rolle, und 
an ein gänzliches Verschwinden desselben ist nicht so leicht zu denken, 
weil er in unzähligen Fällen für beide Teile, flir den Geber wie für den 
Empfänger die zweckmäfsigste Form des Lohnes ist. Dies gilt insbe- 
sondere für die eigentlichen Dienstboten, dann aber für die sämtlichen 
Erzieher und Erzieherinnen, die im Hause des Dienstherrn die volle 
Verpflegung geniefsen und daneben eine bare Bezahlung erhalten, die 
aber mehr die Bedeutung eines (mehr oder weniger reichlich bemessenen) 
Taschengeldes hat. Dies gilt ferner von den Handwerkslehrlingen und 
Gesellen, sofern sie die volle oder teilweise Verpflegung im Hause des 
Meisters geniefsen. Desgleichen beziehen die meisten land- und forst- 
wirtschaftlichen Beamten und Bediensteten einen Teil ihres Lohnes (Ge- 
haltes) in natura; indes sind diese Klassen von Personen, die in der 
Regel als Empfänger von Naturallöhnen in erster Reihe aufgeführt werden, 
nicht die einzigen. Wenn gerade den höheren und höchsten staatlichen 
Funktionären (Ministern, Statthaltern, Gesandten, Generalen u. dergl.) 
in den betrefi^enden Amtsgebäuden grofse Amtswohnungen mit Stallungen 
und Wagenremisen nebst der dazu gehörigen Beheizung und Beleuch- 
tung zugewiesen sind, wenn ein Teil der Dienerschaft von Staats wegen 
beigestellt wird, wenn ihnen eine ständige Amtsloge im Theater ge- 
bührt u. dergl. m., so ist dies nichts anderes als Naturallohn. Dasselbe 
gilt von der grofsen Mehrzahl der Geistlichen (Landpfarrer I), denen an 
Stelle des Gehaltes ein gröfseres oder kleineres Landgut zur Nutz- 
niefsung zugewiesen wird. Und wenn — wie dies so häufig geschieht 

— seitens der Eisenbahnverwaltungen den Konsumvereinen ihrer Be- 
diensteten die Begünstigung zugestanden wird, die bezogenen Waren 
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gratis dnreh die Bahn transportieren zu lassen; wenn die Bediensteten 
der Bahnen aueh für ihren persönlichen Bedarf (zu ihrem Vergnttgen) 
gratis auf der Bahn fahren dürfen; wenn die Bediensteten eines Kohlen- 
werkes gewisse Quantitäten von Kohle flir ihren Hausbedarf giatis oder 
zu besonders erm&fsigten Preisen erhalten; wenn die Mitglieder eines 
Theaters an dienstfreien Abenden das Theater gratis besuchen dürfen ; 
wenn Schriftsteller von ihren Verlegern eine bestimmte Anzahl von Frei- 
exemplaren der verlegten Werke erhalten u. s. w. — und derartige Fälle 
liefsen sich nicht zu Dutzenden, sondern zu Hunderten und zu Tausen- 
den aufzählen — , so sind dies durchgehends Beispiele dafür, dafs auch 
heute in unserer „vorgeschrittenen*' Zeit der Gleld- und Kapitalwirt- 
sohaft noch immer ein Teil des Lohnes nicht in Geld, sondern in natura 
gegeben wird. 

Die älteren Vertreter der Nationalökonomie, die jedes frühere Ent- 
wickelungsstadium als „niedrigeres*' und jedes spätere als „höheres*' 
bezeichneten (als ob das „höhere" auch immer das bessere wäre!), 
die sich immer mit dem Gedanken schmeichelten, dafs „wir heute" 
auf der „höchsten Entwickelungsstufe" der Volkswirtscliaft stehen, 
und die dabei gänzlich vergafsen, dafs in der Regel auf das „heute" 
ein „morgen" zu folgen pflegt, und dafs daher diese morgige Entwicke- 
lungsstufe noch höher sein mufs, als unsere heutige, die doch schon die 
„höchste" Entwickelungsstufe sein soll — diese älteren Vei-treter der 
Nationalökonomie pflegten die Naturalwirtschaft als ein „niedrigeres" 
Stadium hinzustellen, welches mit „naturgesetzlicher" Notwendigkeit 
durch die „höhere" Form der Geld- und Kreditwirtschaft verdrängt 
werden müsse; und demgemäÜB müsse dann auch der Naturallohn mit 
der Zeit gänzlich verschwinden und durch den Geldlohn ersetzt werden. 
Die Herren gingen dabei von der ganz richtigen Anschauung aus, dafs 
der Tausch durch das Dazwischentreten des Geldes wesentlich erleichtert 
wird, sie vergafsen aber gänzlich, dafs es der krasseste Widersinn wäre, 
wenn man jeden Naturaltausch (auch dort, wo die beiden Tauschbedürf- 
nisse unmittelbar auf einander stofsen) aus purer Principienreiterei durch 
die Geldform hindurchpressen wollte. Heute engagiert bekanntlich die 
Hausfrau die Köchin, sie giebt ihr die volle Verpflegung im Hause und 
zahlt ihr überdies einen Geldlohn von — sagen wir beispielsweise — 
20 Mk. monatlich, und beide Teile finden diesen Modus ganz selbst- 
verständlich. Wäre es vielleicht „nationalökonomisch richtiger" und 
unserer heutigen „höchsten Entwickelungsstufe" angemessener, wenn 
etwa die Hausfrau ihrer Köchin am ersten jeden Monates den ganzen 
Lohn mit 50 Mk. in Geld auszahlen würde und am letzten des Monates 
von der Köchin für Quartier, Kost, Beheizung, Beleuchtung u. s. w. wieder 
30 Mk. sich zurück ersetzen liefse? Schade, dafs keiner der betrefl^enden 
nationalökonomischen Schriftsteller mit diesem Vorschlage an seine Fran 
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herantrat, er wäre wohl in der kürzesten Zeit för immer von seiner 
blinden Schwärmerei ftr die Geldwirtschaft geheilt worden! 

Eine böse Ausartung der Löhnung in natura ist es allerdings, wenn 
der Arbeitgeber — unter dem Verwände, seine Arbeiter mit den zum 
Leben notwendigen Dingen zu versorgen — seine Macht mifsbraucht 
und seine Arbeiter nötigt, von ihm Naturalien in denkbar schlechtester 
Qualität zu Iiohen Preisen an Stelle baren Geldes als Lohn anzunehmen. 
Die Engländer bezeichnen diesen groben Unfug bekanntlich als ^Truck- 
systera*'. Derselbe kommt leider überaus häufig in allen erdenklichen 
Formen (Kantinenunwesen 1) vor, und da die Fabrikarbeiter sich be- 
greiflicherweise gegen derartige Lohnbedrückungen sträuben, so ver- 
langen sie in der Regel (und derartige Bestimmungen sind auch mehr- 
fach in der Arbeiterschutzgesetzgebung der einzelnen Staaten aufge- 
nommen worden), dafs ihnen der Lohn voll „in gesetzlichem Gelde* 
ausgezahlt werde. 

2. Zeitlohn und Stücklohn und die verschiedenen Unterarten 
des letzteren, d. i. der eigentliche Stücklohn, der Gruppenaccord, Fleifs- 
und Ersparnisprämien, Tantiömen, Beteiligung der Arbeiter am Geschäfts- 
gewinn und die eigentliche Arbeitsgesellsohaft (Industrial partnership). 

a. Beim Zeitlohn wird der Lohn einfach nach der Zeit (Tag, 
Woche, Monat, Jahr) festgesetzt, und der Arbeiter verpflichtet sich, die 
verabredeten Arbeiten, die ihm während dieser Zeit aufgetragen werden, 
auszuflihren. Der Zeitlohn mufe in gewissem Sinne als die idealste 
Lohnform anerkannt werden. Ist es nämlich richtig, was die Sozial- 
demokraten behaupten, dafs die gesamte wirtschaftliche Entwickelung 
mit naturgesetzlicher Notwendigkeit auf allen Gebieten zum Grofsbetriebe 
hindrängt ^), und dafs jedesmal die bestehenden Betriebe durch neue noch 
gröfsere verdrängt werden, dann ist in Zukunft noch viel weniger daran 
zu denken als heute, dafs ein vermögensloser Arbeiter es je zum selb- 
ständigen Unternehmer bringen könne; dann mufs dem Arbeiter eine 
lebenslängliche Anstellung — ähnlich wie der Beamte sie heute geniefst 
— als Ideal vorschweben, und eine derartige Anstellung ist im wesent- 
lichen nichts anderes als Zeitlohn. 

Sieht man von der lebenslänglichen Anstellung ab und fafet den 
gewöhnlichen Zeitlohn ins Auge, wie er heute für die einfache Hand- 
arbeit (vorübergehend) gezahlt wird, so zeigt es sich, dafs ihm — 
wie allen menschlichen Einrichtungen — gewisse Mängel anhaften. 
Der Arbeitgeber hat nämlich begreiflicherweise das lebhafteste Interesse 
daran, dafs der Arbeiter in der bedungenen Zeit möglichst viel leiste, 
der Arbeiter umgekehrt hat das lebhafteste Interesse daran, in der be- 
dungenen Zeit möglichst wenig zu leisten. Dies tritt am deutlichsten 

1) Beiläufig bemerkt, scheint mir dies noch lange nicht Qber alle Zweifel er- 
haben, indes ist dies fQr den vorliegenden Zweck gleichgiltig. 
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hervor, wenn man annimmt, dafs der Arbeiter ohne jeden weiteren ein- 
Bohränkenden Zusatz engagiert würde, eine einzelne Leistung (etwa 
einen Graben von bestimmter Länge, Breite und Tiefe zu ziehen) im 
Zeitlohn auszufllhren. Hier würde geradezu die denkbar geringste 
Tagesarbeit prämiiert, denn abgesehen von der jedem Mensehen inne- 
wohnenden Trägheit müfste der Arbeiter sich sagen, dafs er um so mehr 
verdient, je mehr Tage er arbeitet, d. h. also je weniger er an einem 
Tage fertig bringt. Gar so schlimm sieht jedoch die Sache in der 
Praxis denn doch nicht aus. Richtig ist es, dafs dem Menschen ein 
gewisser Hang zur Trägheit innewohnt, und dafs man in der Regel sich 
nicht gern mehr anstrengt, als notwendig ist ; eine gewisse Lässigkeit 
ist also bei der Arbeit im Zeitlohn wohl immer zu befürchten, aber 
schliefslioh darf man denn doch nicht annehmen, dafs der Mensch nur 
aus Eigennutz und einigen anderen schlechten Eigenschaften zusammen- 
gesetzt ist. Der Mensch besitzt ja doch auch ein paar gute Eigenschaften, 
und eine solche ist es, dafs in jedem Menschen, der eine bestimmte 
Leistung vollführt, unwillkürlich ein gewisses Interesse an seiner Arbeit, 
eine gewisse Schaffensfreudigkeit erwacht, und dafs fast jeder bestrebt 
ist, seine Arbeit möglichst gut und vollendet auszuführen. Alles in allem 
kann man kurz sagen, dafs der Zeitlohn seine volle Berechtigung hat, 
dafs er jedoch mehr Garantie für die Güte der Leistung als für die Menge 
der Arbeit bietet. 

Gewisse Arbeiten können nur im Zeitlohn gelohnt werden, und dies 
gilt insbesondere dort, wo die Leistungen des Arbeiters so verschieden 
oder derart beschaffen sind, dafs es schwer ist, die einzelne Leistung 
herauszugreifen und den Lohn für dieselbe separat zu berechnen. Bei- 
spielsweise sei auf die Arbeiten der Dienstboten oder des Gesindes im 
allgemeinen hingewiesen. 

b. Beim Stücklohn wird der Lohn nach der Menge der einzelnen 
Arbeitsresultate bemessen ; seine Anwendung setzt also voraus, dafs man 
die einzelnen Arbeitsresultate herausgreifen und bemessen kann. Da- 
mit soll nicht gesagt sein, dafs man den Stücklohn nur dort anwenden 
könne, wo der Arbeiter thatsächlich greifbare einzelne Stücke herstellt; 
auch der Erdarbeiter oder der Lokomotivführer kann im Stücklohn 
stehen, und zwar wird in solchem Falle der Stücklohn nach gewissen 
ideellen Einheiten, also etwa nach Kubikmetern des ausgehobenen Erd- 
reiches oder nach der Zahl der durchfahrenen Kilometer u. dergl. fest- 
gesetzt werden. Durch den Stücklohn wird der Arbeiter selbstverständ- 
lich angespornt, so viel zu arbeiten, als er kann; es gehen also bis zu 
einem gewissen Grade die Interessen des Arbeiters und des Arbeitgebers 
parallel; dagegen liegt die Gefahr vor, dafs der im Zeitlohn stehende 
Arbeiter zwar viel, aber schleuderhaft arbeitet, dafs also die Qualität 
der Leistung unter der Quantität leidet. 
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Fflr die Arbeiter ist indes der Stüoklohn dorchans nicht so harm- 
los, als er auf den ersten Blick zu sein scheint. Zunächst liegt die 
Gefahr vor, dafs der Arbeiter, der durch den Stücklohn angespornt wird, 
mit dem vollen Aufgebot seiner ganzen Energie zu arbeiten, zu viel 
des Guten leistet und seine Arbeits- und Lebenskraft zu rasch veraus- 
gabt, d. h. dafs er sich durch zu intensive Arbeit zu Grunde richtet, 
und diese Befftrchtung ist leider nicht aus der Luft gegriffen. Diese 
Gefahr wird noch verstärkt durch einen Mifsbrauch, der in der Sprache 
der englischen Fabrikarbeiter das System der „Pferde** genannt wird. 
Es ist nämlich wiederholt vorgekommen, dafs wenig skrupulöse Unter- 
nehmer, welche die Löhne ihrer Arbeiter in verkappter Weise reducieren 
wollten, mit einzelnen besonders tüchtigen Leuten ihres Arbeitspersonals 
— den sogen. „Pferden" — - den Stücklohn verabredeten. Der Stück- 
lohn mufs in solchem Falle derart bemessen werden, dafs er niedriger 
ist als der bisherige Zeitlohn, dafs aber der betreffende Arbeiter, — 
weil er eben ganz besonders tüchtig ist und nun mit vollster Energie 
arbeitet — trotzdem mehr verdient als früher im Zeitlohn. Der be- 
treffende Arbeiter beifst in der Regel auf den hingeworfenen Köder an 
und ist mit der neuen Einrichtung sehr zufrieden. Der Arbeitgeber 
weist nun gegenüber der Masse der übrigen Arbeiter mit Stolz auf den 
Erfolg seiner neuen arbeiterfreundlichen Einrichtung hin, und die Arbeiter, 
die ihrerseits auch gern mehr verdienen möchten und den Erfolg der 
neuen Mafsregel deutlich zu sehen glauben, sind gern bereit, den Stück- 
lohn für ihre Person zu acceptieren. Hinterher gelangen sie allerdings 
zu der traurigen Erkenntnis, dafs sie die Betrogenen sind, weil sie nicht 
so viel zu leisten vermögen wie die „Pferde**, und dafs sie nunmehr 
bei gleicher oder gar gröfserer Anstrengung weniger Lohn verdienen 
als früher. 

Für die Arbeiterbevölkerung als Ganzes betrachtet, hat der Stück- 
lohn noch eine andere sehr unangenehme Wirkung im Gefolge. Der 
Stücklohn spornt den Arbeiter, wie gesagt, an, so intensiv (so viel) als 
möglich zu arbeiten, und der einzelne Arbeiter wird infolge dessen an- 
fänglich mehr verdienen als früher. Für den Unternehmer aber hat 
diese gesteigerte Leistung seiner Arbeiter die Bedeutung, dafs er nun- 
mehr das bestimmte Arbeitspensum mit einer geringeren Anzahl von 
Arbeitern bewältigen kann. Er wird daher — wenn er den Absatz 
seines Artikels nicht vergröfsern kann — jetzt zwar jedem seiner Ar- 
beiter einen etwas höheren Lohn zahlen, aber trotzdem an seinen Ar- 
beitslöhnen etwas ersparen können, weil er nunmehr einen Teil seiner 
bisherigen Arbeiter entlassen kann, wodurch die MARXsche sogen. 
„Reservearmee** der beschäftigungslosen Arbeiter nur vergröfsert wird. 
In Summa also bedeutet die Einführung des Stücklohnes für die Arbeiter 
in der heutigen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung nur eine Ver- 
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gröfsemng des ArbeitsaDgebotes und damit schliefglich notwendig einen 
Druck auf die Höhe des Arbeitslohnes. Man kann es daher den Ar- 
beitern nicht verargen, wenn sie bis zu einem gewissen Grade der An- 
wendung des Stücklohnes wideretreben. 

Stellt man sich auf einen höheren Standpunkt, so wird man aller- 
dings mit Schulze -Gäwernitz zugeben dürfen, dafs der bisherige 
historische Entwickelungsgang für die Arbeiterschaft, d. i. für das Gros 
der Bevölkerung, eine Schulung zur Arbeit, zur strammen Subordination 
und sti'engen Pfliohterflillung bedeutet, deren segensreiche Folgen für 
die Menschheit nicht ausbleiben werden, und deren Anfänge sich schon 
heute bemerkbar machen. Anderseits aber wird man auch zugeben 
müssen, dafs diese Schulung in des Wortes strengster Bedeutung eine 
„eiserne*' und furchtbar grausame genannt werden mufs. — Freilich 
scheint es dem Menschengesclilechte beschieden zu sein, dafs es nur 
durch die bitterste Not zum Fortschritt gebracht wird. 

c. Der Gruppenaccord ist ein Stücklohn, der jedoch nicht mit einem 
einzelnen Arbeiter, sondern mit einer Gruppe von Arbeitern in der Weise 
verabredet wird, dafs diese es gemeinschaftlich übernehmen, eine be- 
stimmte gröfsere Arbeit gegen Bezahlung der vereinbai-ten Summe aus- 
zufahren. Die Verteilung dieser Summe unter die Mitglieder der Gruppe 
bleibt ihnen selbst überlassen. Für die Arbeiter hat dieser Löhnungs- 
modus den Vorteil, dafs sie die Lohnsumme unter einander eventuell 
gerechter verteilen können, weil sie genau wissen, wie viel jeder von 
ihnen geleistet hat. Eine für die Arbeiter unangenehme Gestalt kann 
der Gruppenaccord annehmen, wenn er nicht direkt mit der Gruppe 
der betreffenden Arbeiter, sondern mit einem sogen. Acoordmeister, 
einem Subunternehmer abgeschlossen wird, der es übernimmt, die ge- 
wünschte Leistung um den vereinbarten Betrag auszufllhren und sich 
die hierzu erforderlichen Arbeiter selbst zu engagieren. Hier schiebt 
sich zwischen den eigentlichen Unternehmer und die Arbeiter eine 
Mittelsperson ein, die begreiflicher Weise den Wunsch hat, möglichst 
zu profitieren und dieses Ziel nur auf Kosten der Löhne der von ihr 
gedungenen Arbeiter erreichen kann. 

d. Prämien. Dieselben kommen in zweifacher Gestalt vor, als 
Fleifs- und als Ersparnisprämien. Als Fleifsprämien können sie sowohl 
zum Zeit- als zum Stücklohn hinzutreten; zumeist haben sie wohl den 
Zweck, die Qualität der Leistung des Arbeiters zu erhöhen, und werden 
demgemäfs auf die besonders gute Ausführung der Arbeit gesetzt. Er- 
sparnisprämien sollen den Arbeiter veranlassen mit den ilim zugewie- 
senen Maschinen, Werkzeugen und StoflFen möglichst schonend und haus- 
hälterisch umzugehen. (So wird beispielsweise den Kesselheizern und 
den Maschinenwärtern nach gewissen ermittelten Einheitssätzen etwa 
pro Monat oder dergl. ein bestimmtes Quantum von Brenn- oder Schmier- 
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material mit der weiteren BestimmuDg zagewiesen, dab dem Manne ftlr 
jeden hiervon ersparten Centner oder dergl. eine bestimmte Prämie 
ausgezahlt werden soll.) Derartige Fleifs- and Ersparnisprämien kommen 
häufig vor und bewähren sich. Charakteristisch flir die Prämie im 
Gegensatze zur Tantieme ist, dab sie ein (Vir alle mal, und zwar ohne 
Rücksicht auf das Erträgnis des Unternehmers festgesetzt wird. 

e. Tantiemen sind eine Art der Gewinnbeteiligung des Bediensteten 
an der Unternehmung; der Arbeitende erhält nämlich neben seinem 
festen Lohn (Gehalt) gewisse Prozente von dem am Schlüsse des Ge- 
schäftsjahres sich ergebenden Reingewinn des Unternehmens. Durch die 
Tantieme soll das Interesse des Arbeitenden mit dem Gedeihen des 
Unternehmers verknüpft, soll der Arbeitende veranlafst werden, alles 
was in seinen Kräften steht, aufzubieten, um zu dem Gedeihen der Unter- 
nehmung beizutragen. Hieraus ergiebt sich, dafs die Tantieme ihrem 
Wesen und ihrer Natur nach eigentlich nur gegenüber denjenigen Be- 
diensteten eines Werkes einen Sinn hat, die vermöge ihrer Stellung und 
ihres Wirkungskreises in der Lage sind, die Höhe des Erträgnisses 
günstig zu beeinflussen. Dies wird also bei dem etwaigen Direktor 
und den Oberbeamten der Fall sein, es ist aber nicht wohl abzusehen, 
auf welche Weise beispielsweise der Portier oder der Bureaudiener im 
Stande sein soll, zur Steigerung des Geschäftserträgnisses beizutragen. 
Von den eigentlichen Arbeitern eines Unternehmens gilt in den meisten 
Fällen so ziemlich das Gleiche, weil in der Regel das Gedeihen des 
Unternehmens nur zu einem Teile, nämlich nur in so fern in ihre Hand 
gelegt ist, als es sich um die richtige Ausführung der Handarbeit handelt. 
Zum anderen weit aus gröfseren Teile hängt die Höhe des Reinertrages 
von der richtigen technischen und kaufmännischen Leitung des Werkes 
ab, auf welche die Arbeiter selbstredend gar keinen Einfluüs haben; 
alle Tüchtigkeit und Anstrengung der Handarbeiter kann durch einen 
einzigen Fehler in der Leitung illusorisch gemacht werden. Überdies 
wird der als Tantieme auf die Bediensteten eines Werkes entfallende 
Betrag unter dieselben zumeist ungefähr nach Verhältnis ihres Jahres- 
gehaltes (-Lohnes) verteilt, weil es in der That schwer ist, einen anderen 
bessern Verteilungsmafsstab hierfür zu finden. Wenn daher ein höherer 
Bediensteter des Werkes nach Jahresschlufs einige Hundert oder gar 
einige Tausend Mark als Tantieme erhält, so empfindet er dies sehr 
angenehm und wird wahrscheinlich veranlafst werden, im nächsten Jahre 
wieder sein bestes Können einzusetzen; aber wie viel kann denn auf 
einen einfachen Handarbeiter an Tantitoe entfallen? Und wenn er 
wirklich am Jahresschlüsse 5 oder 10 Mk. unter diesem Titel erhält, 
so wird man sich doch wohl nicht einbilden dürfen, dafs er dies als 
eine gro&e Wohlthat und als einen mächtigen Ansporn zum Fleifse 
empfindet. Sodann darf man nicht vergessen, dafs die Arbeiterschaft 
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kontinuierlich wechselt, und dafs die Bilanz eines gröfseren Unterneh- 
mens nicht im Handamdrehen aufgestellt werden und demgemäfs am 
31. Dezember noch lange nicht fertig sein kann. Wenn daher der ein- 
zelne Arbeiter auch das ganze Jahr hinduroh in dem betreffenden Unter- 
nehmen fleiJGsig und gewissenhaft gearbeitet hat, aber nach Jahresschlufs, 
und zwar vor der Aufstellung der Bilanz seinen Posten verl&fst, so wird 
er seines Anspruches auf die Tantieme verlustig gehen. Thatsächlich 
werden Tantiemen in der Regel auch nur den höheren Bediensteten, nicht 
aber auch den einfachen Arbeitern zugestanden. 

f. Die sogen. Arbeitsgesellschaft (industrial partnership). Bei 
derselben erhalten die Arbeiter nicht nur ihren festen Lohn und eventuell 
eine Tantieme vom Reinertrage, sondern sie sind überdies durch kleinere 
oder gröfsere Geschäftseinlagen (Aktien) als Mitunternehmer an dem 
Geschäfte beteiligt. V. Böhmert hat in seiner viel genannten Schrift 
„Die Gewinnbeteiligung** (2 Thle., Leipzig, 1878) eine Reihe derartig 
organisierter Unternehmungen geschildert. In der sogen. Arbeitsgesell- 
sehaft scheint auf den ersten Blick die soziale Frage gelöst, weil der 
Arbeiter hier zum (Mit-) Unternehmer gemacht ist, und daher fand denn 
auch diese Unternehmungsform bald nach ihrem Bekanntwerden be- 
geisterte Anhänger und Lobredner speciell unter den Vertretern der 
sogen, liberalen Nationalökonomie oder der Freihandelsschule. Man ver- 
gafs hierbei, dals eine Schwalbe noch keinen Sommer bringt, und dafs 
eine Handvoll gelungener oder auch nicht vollkommen gelungener Ver- 
suche, die sich überdies noch lange nicht auf die Dauer bewährt haben, 
noch kein Beweis dafür ist, dafs heute schon die gesamte Industrie in 
der angedeuteten Weise organisiert werden kann. Ihrem Wesen nach 
ist die Arbeitsgesellschaft weiter nichts, als eine etwas modifizierte Pro- 
duktivgenossenschaft, eine Spielart derselben, und eine der Haupt- 
ursachen, warum die Produktivgenossenschaft — mit der bekanntlich 
schon Schülze-Delitzsch die soziale Frage „gelöst'' zu haben glaubte 
— nicht recht prosperieren will, ist einfach in der (heutigen) Menschen- 
natur zu suchen. In jeder Unternehmung wirkt nämlich eine gröfsere 
oder kleinere Zahl von Personen zusammen, und daher kann eine Unter- 
nehmung nur dann prosperieren, wenn diese mehreren Personen nach 
einem einheitlichen Plane zusammenwirken, nicht aber wenn — wie 
man zu sagen pflegt — der eine nach rechts und der andere nach links 
zieht. Die erste Voraussetzung und Grundbedingung des Gedeihens 
einer jeden Unternehmung ist also — ebenso wie im Heerwesen — die 
Subordination und die Disciplin, und da die Menschen, wenigstens so 
wie sie heute sind, die Kunst des freiwilligen Gehorsams und der frei- 
willigen strengen Pflichterfüllung noch nicht erlernt haben, so ist für 
gröfsere Unternehmungen heute in der Regel die sogen, monarchische 
Spitze absolut unentbehrlich. Das heifst, es mufs ein „Herr^ an der 
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Spitze stehen, der die Macht besitzt, die einzelnen Elemente zum un- 
bedingten Gehorsam zn zwingen, und dies ist eben nur dann der Fall, 
wenn der Leiter des Unternehmens die Macht hat, jedes ungefügige 
Element sofort zu entlassen und aus dem Etablissement zu entfernen. 
Eine derartige Macht besitzt der Leiter, wenn er Lohnarbeitern gegen- 
übersteht, aber er besitzt sie nicht, wenn die Arbeiter Miteigentümer 
des Werkes und demgemäfs gleichberechtigte (Jenossen sind. Wenn 
daher zufällig sich irgendwo ein paar Dutzend Menschen zusammen- 
finden, welche ausnahmsweise die genügende Einsicht und den genügen- 
den Pflichteifer besitzen, um sich freiwillig den Anordnungen ihres 
Leiters zu fügen und die ihnen übertragenen Arbeiten gewissenhaft aus- 
zuführen, so wird dies jeden Menschenfreund mit der lebhaftesten Freude 
erfüllen, und er wird sicherlich wünschen, dafs das fi-agliche auf genossen- 
schaftlicher Grundlage organisierte Unternehmen gedeihe und wachse, 
und dafs es möglichst vielfache Nachahmung finden möge. Wer aber 
hieraus den Sohlufe ziehen will, dafs nunmehr die gesamte Produktion 
genossenschaftlich betrieben werden könne und solle, verkennt einfach 
die heutige Menschennatur. 

Überdies ist gar nicht recht abzusehen, auf welche Weise die sogen. 
Arbeitsgesellschaft, die industrial partnership, verallgemeinert werden 
soll. Es ist gewifs sehr schön und sehr erfreulich, wenn arbeiterfreund- 
liche Unternehmer, denen es gelungen ist, sich einen tüchtigen Arbeiter- 
stamm heranzuziehen, sich freiwillig dazu entschliefsen , ihre Arbeiter 
als vollberechtigte Teilhaber in das Geschäft aufzunehmen, aber wie* man 
eiuen Unternehmer, der hierzu keine Lust hat, nach dem heutigen Rechte 
zwingen will, sein Unternehmen in eine sogen. Arbeitsgesellschaft um- 
zuwandeln, ist nicht recht abzusehen. Schliefslich darf man auch nicht 
vergessen, dafs die industrial partnership neben ihrer unstreitig schönen 
Aversseite auch eine recht unangenehme Reversseite hat. So erfreulich 
und schön es nämlich ist, wenn die Arbeiter an einem blühenden und 
einträglichen Unternehmen als Teilhaber und Gesellschafter beteiligt 
sind, so unangenehm und hart gestaltet sich die Sache für diese Arbeiter, 
wenn das Unternehmen bankrott wird. Und der Ruin eines Unter- 
nehmens kann in der heutigen Gesellschaft ohne jedes Verschulden des 
BetreflFenden nur durch die zu grofse Konkurrenz anderer gleicher Unter- 
nehmungen herbeigeführt werden. Mit kurzen Worten: Arbeitsgesell- 
sohaften und Tantiemen sind heute sehr schöne philanthropische Spiele- 
reien, aber eine allgemeine Hebung und Verbesserung der Lage der 
arbeitenden Klassen darf man von ihnen nicht erwarten. 

§ 3. Bestimmungsgründe des Arbeitslohnes, a. Imallgemeinen. 
Die Frage nach den Gründen und Umständen, welche die Höhe des 
Arbeitslohnes günstig oder ungünstig beeinflussen, wird in den gang- 
baren Lehrbüchern der Nationalökonomie mit einer gewissen AusfÜhr- 
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lichkeit erörtert. Der mehr oder weniger deatlioh oder auch gar nicht 
ausgesprochene Gedankengang, der dieser Erörterung zu Grunde liegt, 
ist der folgende: 

Die Arbeitsleistung wird heute verkauft und gekauft wie jede be- 
liebige andere Ware, somit ist der Lohn der Preis, der für die Arbeits- 
leistung gezahlt wird. Und ist dem so, so muüs alles dasjenige, was 
von der Gestaltung des Preises gilt, mutatis mutandis auch von der 
Gestaltung des Arbeitslohnes gelten. Nun sind fQr die Höhe des 
Preises einer Ware mafsgebend einerseits das Verhältnis von Angebot 
und Nachfrage und anderseits die Produktionskosten dieser Ware, — 
also hängt die Höhe des Arbeitslohnes ab einmal von dem Verhältnisse, 
in welchem sich das Angebot von Arbeitskräften und die Nachfrage nach 
denselben gegenttberstehen , und zweitens von den „Produktionskosten 
der Arbeit, d. i. also von den Kosten des Lebensunterhaltes des Ar- 
beiters (bezw. der Arbeiterfamilie). Auf Grundlage dieses Gedanken- 
ganges und seines Ergebnisses wird sodann untersucht, welche Momente 
einerseits auf das Angebot von Arbeit und anderseits auf die Nachfrage 
nach derselben einwirken; worin die „Produktionskosten'' der Arbeit 
bestehen, durch welche Umstände dieselben gesteigert oder ermäfsigt 
werden u. s. w. Auf diese Weise glaubt man „die Bestimmungsgründe 
des Arbeitslohnes*' klar gelegt und einen deutlichen Einblick in den 
Prozeft gewonnen zu haben, wie sich der Arbeitslohn in Wirklich- 
keit gestaltet. 

Ich gestehe offen, dafs ich von jeher dieser ganzen Lehre von den 
„Bestimmungsgründen des Arbeitslohnes" — speciell dem sogen. Ricardo- 
schen Lohngesetze — mit dem gröfsten Mifstrauen gegenüberstand; ich 
kam jedoch nie dazu, mich mit dieser Lehre eingehender zu beschäf- 
tigen. Jetzt, wo dies geschehen ist, glaube ich die Überzeugung ge- 
wonnen zu haben, dafs die gangbare Lehre zur gröfseren Hälfte absolut 
falsch und unhaltbar ist. Ich werde daher — um den Anforderungen 
des „Handbuches" zu entsprechen — im Nachstehenden die gangbare 
Lehre so wiederzugeben bestrebt sein, wie sie sich heute darstellt, werde 
mir aber erlauben, am passenden Orte an derselben Kritik zu üben. 
Vorher jedoch ein paar Worte über den „Begriff der Lohnhöhe*'. 

b. Begriff der Lohnhöhe. Der Ausdruck „Höhe des Lohnes" 
kann in einem doppelten Sinne gebraucht werden, in einem absoluten 
und einem relativen. 

Im absoluten Sinne versteht man unter dem Worte „Höhe des Lohnes" 
die Frage, wie viel der Arbeiter durch seine Arbeit erwirbt. Zunächst 
pflegt man hierbei an das Geld zu denken, indes ist damit nur die 
Frage nach dem sogen, „nominellen" Lohne beantwortet, denn die That- 
sache, dafs der Arbeiter täglich, wöchentlich, monatlich oder jährlich 
so und so viele Schillinge, Mark, Franken, Kronen u. dergl. erwirbt, giebt 
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noch keinen Anftchlnfs Aber die Höhe seines sogen, ^realen^ Lohnes^ 
d« i. über die Frage, was und wie viel er f&r dieses Geld kaufen, d. h. 
wie er mit diesem seinen Lohneinkommen leben und existieren kann. 
Erst wenn man weils, dafs der Arbeiter auf Grand seines Lohneinkom- 
mens eine behagliche Existenz fllhren, oder dafs er nur kttmmerlieh leben 
kann, kann man sagen, dafs sein Lohn „hoeh^ oder „niedrig*^ ist Zar 
Zeit and im Orte kennt allerdings jeder den Wert des Geldes; wenn 
ich also höre, dals ein Arbeiter in meinem Wohnorte heate so and so 
viel Lohn erhält, so kann ich mir ein Bild von seiner Lebenshaitang 
machen. Wenn ich hingegen erfahre, dafs ein Arbeiter heate in New- 
Tork oder San Franzisko so and so viel verdient, oder dafs ein Arbeiter 
in meinem Wohnorte vor handert and mehr Jahren so and so viel er- 
warb, so mafs ich vorher wissen, was die Lebensmittel, die Kleider, 
die Wohnang heate in New-Tork oder San Franzisko kosten, bezw. was 
sie vor handert oder mehr Jahren in meinem Wohnorte gekostet haben. 
Und erst, wenn ich dies weifs, kann ich die Lage der betreffenden Ar- 
beiter miteinander vergleichen. 

Unter der „relativen** Höhe des Lohnes versteht man die Frage, 
in welchem Verhältnisse der Lohn za den ttbrigen sogen. Einkommens- 
zweigen, zar Grandrente, zaro Eapitalerträgnisse and zam Untemehmer- 
gewinne steht. Es kann also der Lohn relativ hoch sein, wenn von 
dem Erlöse des fertigen Produktes der Arbeiter viel, der Grundbesitzer, 
der Kapitalist and der Unternehmer hingegen wenig erhält. Und trotz- 
dem kann der Lohn des Arbeiters absolut niedrig sein, wenn der Mann 
von seinem Lohne nur kümmerlich existieren kann. Ebenso kann selbst- 
verständlich das Umgekehrte der Fall sein. 

c. Angebot und Nachfrage. Wenn gemeinhin gelehrt wird, 
die sogen, „preisbildenden Faktoren" seien einerseits Angebot und Nach- 
frage und anderseits die Produktionskosten des fragliehen Artikels, so 
mufs man unterscheiden, ob es sich um einen Artikel handelt, der erst 
auf Bestellung angefertigt werden soll, oder ob es sich um einen Ar- 
tikel handelt, der bereits in fertiger Gestalt zum Verkaufe auf den 
Markt gebracht wird. 

Gehe ich beispielsweise zum Schneider, um bei demselben einen 
Rock zu bestellen, und will ich ihm hierfür einen zu geringen Preis be- 
willigen, so wird mir der Mann höchstwahrscheinlich sofort erwidern, 
dafs er mir um diesen Preis den Rock nicht liefern könne, weil der 
Stoff samt Zubehör so viel kostet, weil der Lohn des Arbeiters so und 
so viel beträgt, weil von der Miete, Beheizung und Beleuchtung der 
Werkstätte und des Ladens auf das einzelne Kleidungsstück so und so 
viel entfällt u. s. w. Allgemein ausgedrückt: Wenn es sich um einen 
Artikel handelt, der erst auf Bestellung angefertigt werden soll, so sind 
für den Preis in erster Reihe die Produktionskosten mafsgebend, und 
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der Produzent wird gioli — wenn er nicht etwa von andern Motiven 
geleitet wird (das Bestreben, Kundschaft zu gewinnen, die Furcht, noch 
gro&ere Verluste zu erleiden, wenn das Etablissement ganz unbeschäf- 
tigt bleibt u. dergL) — weigern, den Artikel anzufertigen, wenn ihm 
nicht die Produktionskosten ersetzt werden, wenn er also den Artikel 
mit Schaden verkaufen soll. Beiläufig bemerkt, mufs man sich hierbd 
vor einer irrigen Vorstellung hüten, die durch die älteren Lehrbücher 
der Nationalökonomie nur zu leicht hervorgerufen werden kann. Die 
älteren Vertreter unserer Wissenschaft pflegen nämlich mit dem Begriffe 
der Produktionskosten in einer Art und Weise umzuspringen, die spe- 
ciell im AnfÄnger leicht den Glauben erwecken kann, dafs die Produk- 
tionskosten eine feststehende Gröfse seien, mit der die „Volks"-Wirt- 
Schaft so ohne weiteres operieren kann. Und doch liegt es sozusagen 
auf der platten Hand, dafs die Produktionskosten eine Grö&e sind, die 
nur ftlr die betreffende „Privat"- Wirtschaft, und selbst fllr diese nur 
von heute auf morgen feststeht. Man vergleiche nur die vorhin er- 
wähnten Produktionskosten (Ladenmiete, -Beheizung und -Beleuchtung, 
Arbeitslöhne, Preis des Rohmaterials u. s. w.) des ersten Schneiders, der 
sein Geschäft in der elegantesten StraTse der modernen Grofsstadt be- 
treibt, mit den Produktionskosten eines kleinen Schneiders in der Vor- 
stadt der nämlichen Stadt und mit den Produktionskosten eines beschei- 
denen Dorfschneiders, und man wird sich sofort davon überzeugen, um 
welche Beträge die Produktionskosten da und dort differieren. Und 
selbst bei dem nämlichen Gewerbetreibenden können die Produktions- 
kosten von heute auf morgen sich ändern, weil die Preise all der be- 
treffenden Dinge (Ladenmiete, Rohstoffe, Arbeitslöhne u. s. w.) kontinuier- 
lich schwanken. 

Handelt es sich hingiegen um Artikel, die bereits in fertiger Ge- 
stalt zum Verkaufe auf den Markt gebracht werden, so sind in erster 
Reihe nicht die Produktionskosten, sondern lediglich das Verhältnis von 
Angebot und Nachfrage für die Höhe des Preises mafsgebend. Die 
Bauerfrau, die mit geschlachtetem Geflügel, mit Eiern, mit Gemüse 
u. dergl. nach der Stadt zum Markte kommt, wird sich vergeblich 
auf die Produktionskosten dieser ihrer Artikel berufen. Wenn der 
Markt überftlllt ist und nur wenige Kauflustige erschienen sind, wird 
den Verkäufern — wenn sie gröfsere Verluste vermeiden wollen — 
eventuell kein anderer Ausweg übrig bleiben, als ihre Produkte um 
einen Spottpreis, also mit Schaden, d. h. auch unter den Produktions- 
kosten zu verkaufen. Die Produktionskosten kommen hier erst in zweiter 
Reihe zur Geltung. Kommen nämlich die Verkäufer mit ihren fertigen 
Produkten wiederholt auf den Markt und passiert es ihnen jedesmal, 
dafs sie dieselben nur mit Verlust verkaufen können, so werden sie 
allgemach aufhören, die fraglichen Artikel zu erzeugen und mit ihnen 
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auf dem Markte zu erscheiaen, d. b. das Angebot dieser Artikel wird 
verringert werden. Herrscbt nun docb eine gewisse Naobfrage nach 
4en betreffenden Gütern auf dem Markte, so wird infolge der Vermin- 
derung des Angebotes der Preis wieder steigen müssen, und dann werden 
vielleicbt diejenigen Produzenten, die wegen der gesunkenen Preise in 
der letzten Zeit vom Markte fern geblieben sind, ihre Produktion wieder 
aufnehmen und den Markt wieder besuchen können. Bei Artikeln also, 
die bereits in fertiger Oestalt auf den Markt gebracht werden, kommen 
die Produktionskosten erst in zweiter Reihe zur Geltung, und der Preis 
kann demgemäß dann nicht (auf die Dauer) unter die Produktions- 
kosten sinken, wenn der Markt regelmäfsig mit diesen Produkten ver- 
borgt werden soll. Das alles ist so bekannt und selbstverständlich, dafs 
man beinahe Bedenken trägt, es vorzubringen, und doch ist dies von 
BiCABDO und seinen Nachfolgern in der Lehre vom Arbeitslohne ver- 
gessen worden. 

Wendet man das Gesagte nun auf den Arbeitslohn an, so steht zu- 
nächst eins a priori unbedingt fest, dafs nämlich die Arbeiten nicht 
in irgend welchen Fabriken, und insbesondere, dals sie nicht auf Be- 
stellung hergestellt werden. Und hieraus folgt, dafs es mindestens 
im höchsten Grade zweifelhaft ist, ob man davon sprechen darf, dab die 
sogen. „Produktionskosten der Arbeit^^ auf die Höhe des Arbeitslohnes be- 
stimmend einwirken. Die Menschen sind nun einmal da und bieten ihre 
Leistungen auf dem Arbeitsmarkte an, und weil die Leistungen in fertiger 
Gestalt auf dem Arbeitsmarkte erscheinen und nicht etwa von irgend 
einem Grofsunternehmer auf vorhergegangene Bestellung angefertigt 
und geliefert werden sollen, kann man zunächst einzig und allein von 
dem Verhältnisse von Angebot und Nachfrage als preisbildendem Faktor 
flir den Arbeitslohn reden. Allein auch dies ist nur bedingungsweise 
richtig. Es wurde bereits an früherer Stelle (S. 160 flf.) hervorgehoben, 
dafa es sehr viele Personen giebt, die lebenslänglich angestellt oder 
wenigstens auf bestimmte längere Perioden engagiert sind, dafs femer 
in vielen Fällen die Höhe der Entlohnung gewisser Leistungen durch die 
Behörde festgesetzt wird (Taxen!), und dafs endlich in vielen Fällen 
(insbesondere bei dem sogen. „Honorar") die Höhe des Lohnes durch 
die Sitte oder das Herkommen bestimmt wird. In allen diesen Fällen 
ist das Verhältnis von Angebot und Nachfrage von gar keiner oder von 
nahezu keiner Bedeutung für die Festsetzung der Höhe des Lohnes. 

Nur dort, wo der Arbeitsvertrag — wie man zu sagen pflegt — 
vollkommen „frei" und der Arbeiter niclit fest angestellt ist, sind An- 
gebot und Nachfrage für die Höhe des Arbeitslohnes mafsgebend. Hier 
also gilt bis zu einem gewissen Grade das sogen. „Gesetz", dafs der 
Lohn hoch sein wird, wenn das Angebot von Arbeit verhältnismäfsig 
gix)fs ist, und umgekehrt. Hier also kann man nach den Momenten 
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fragen, welche auf die Gröfse des Angeboteg wie der Nachfrage ein- 
wirken und demgemäfe die Tendenz haben, den Lohn zu steigern 
oder zu drücken. Fafst man zunächst das Angebot ins Auge, so 
ist es evident und bedarf keines weiteren Beweises, dafs jedesmal das 
Angebot an sogen, „gemeiner" Arbeit, d. h. derjenigen Arbeit, die jeder 
Mensch mit gesunden Gliedern verrichten kann, verhftltnismafsig am 
gröüstea sein und demgemäfs ihr Lohn am niedrigsten stehen wird. 
Je mehr „qualifiziert" die Arbeit hingegen ist, d. h. je mehr erlernte 
Kenntnisse oder Geschicklichkeiten, oder je mehr angeborenes Talent 
die Arbeit voraussetzt, um so weniger Personen werden sich finden, 
welche diese besondere Qualifikation besitzen, um so höher wird daher 
ihr Lohn stehen müssen. Anderseits die Nachfrage. Je dringender die 
Arbeit gebraucht wird, und je zahlungsfilhiger die Arbeitskftufer sind, 
um so intensiver ist die Nachfrage» um so höher der Lohn und umge- 
kehrt. Demgemäfs mufs in Zeiten guten Geschäftsganges der Lohn die 
Tendenz haben zu steigen und umgekehrt. 

So ganz einfach und glatt, als es nach dieser Darstellung den An- 
schein haben könnte, wickelt sich jedoch die Sache in der Praxis nicht 
ab. Jede Preisfestsetzung durch die beiden vertragschlie&enden Teile, 
d. h. jeder Abschlufs eines (wichtigeren) Vertrages, ist nämlich das 
Resultat eines Kampfes entgegengesetzter Interessen, in welchem jeder 
Teil nach Kräften bemüht ist, die Vorteile, über die er verfügt, voll 
auszunutzen. Alle Künste der Beredsamkeit werden da aufgeboten, 
um dem anderen Teile klar zu machen, wie vorteilhaft es für ihn ist, 
den Vertrag abzuschliefsen, wie sehr er sich selbst schadet, wenn er 
den Vertrag nicht abschliefst; Schmeicheleien oder unter Umständen 
auch Drohungen werden angewendet, und als ultima ratio wird immer 
ins Treffen geführt, dafs man bis an die äufserste Grenze entgegen- 
gekommen sei und zurücktreten müfste, wenn die angebotenen Be- 
dingungen von der Gegenseite nicht angenommen würden. Und die 
Sitte des sogen. Weinkaufes, d. h. die Sitte, den Vertragsabschlufs bei 
einem Glase Wein zu feiern, beweist nur, wie lebhaft beide Teile sich 
freuen, dafs es ihnen endlich gelungen ist, den langen und aufreibenden 
Kampf durch einen für beide ehrenvollen Frieden zum Abschlüsse ge- 
bracht zu haben. Zum Wesen eines jeden Kampfes, in welchem jeder 
Kämpfer bestrebt ist, die ihm zu Gebote stehenden Hilfsmittel und Vor- 
teile voll auszunutzen, gehören bekanntlich auch Bundesgenossen, und 
demgemäfs sehen wir denn, dafs bei allen wichtigeren Vertragsverhand- 
lungen (bei jedem wichtigeren Preiskampfe) die vertragschliefsenden 
Teile in der Regel mit irgend welchen Bundesgenossen — mit ihren 
Verwandten oder Freunden, mit ihren Rechtsbeiständen u. dergl. — auf 
dem Kampfplatze erscheinen. Bei dem Kampfe um den Arbeitslohn ist 
es allerdings nicht leicht durchführbar, dafs beide Teile — der Arbeiter 
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wie der Arbeitgeber — in Begleitung ihrer Bundesgenossen, also etwa 
ihrer beiderseitigen Advokaten zu den Yertragsverhandlungen erscheinen; 
dagegen nimmt hier die Bundesgenossenschaft eine andere Oestalt an. 

In dem Kampfe um den Arbeitslohn (wie übrigens auch bei den 
meisten andern Preiskämpfen) stehen sich nicht je nur ein Arbeiter 
und ein Arbeitgeber, sondern ganze Reihen ron Arbeitern auf der einen, 
ganze Reihen ron Arbeitgebern auf der anderen Seite gegenüber, Dem- 
gemäfs ist die sohärüste Waffe, über die jeder der Kämpfenden verfügt, 
die Drohung, die er seinem Partner entgegenhält: „Wenn du dich 
meinen Bedingungen nicht fügen willst, so werde ich mich an einen 
anderen deiner Berufsgenossen wenden, und sohlielslich wird es mir 
doch gelingen, einen zu finden, der mein Angebot acceptiert.^ Hier 
also kann die Mithilfe der Bundesgenossen nur darin bestehen, dafs alle 
Berufsgenossen sich verabreden, den Arbeitsvertrag nur unter den von 
ihnen allgemein festgesetzten Bedingungen einzugehen, d. h. also, dab 
kein Berufsgenosse den andern unter- beziehungsweise überbietet. Auf 
diese Weise entstanden die Arbeiterkoalitionen auf der einen, die Koa- 
litionen der Arbeitgeber auf der anderen Seite als naturnotwendiges 
Ergebnis des zwischen beiden Teilen kontinuierlich geführten Kampfes 
um den Arbeitslohn (um die Arbeitsbedingungen). 

Im Kampfe entscheiden sohliefslich jedesmal die Machtverhältnisse, 
und der stärkere Teil (worin die grSfsere Stärke besteht, ist gleich- 
giltig) geht aus dem Kampfe als Sieger hervor. Sind daher die Arbeit- 
geber der stärkere Teil, so wird der Lohn niedriger, sind die Arbeiter 
der stärkere Teil, so wird der Lohn höher festgesetzt werden. Wer im 
konkreten Falle der stärkere Teil sein wird, läfst sich selbstverständ- 
lich nicht allgemeingiltig bestimmen. Im allgemeinen kann man nur 
sagen, dals in der Regel der alleinstehende Arbeiter schwächer sein 
wird als der Arbeitgeber, und zwar aus dem Grunde, weil die Zahl 
der Arbeit suchenden Personen ungeheuer grofs ist und es in jeder 
Branche und zu jeder Zeit unbeschäftigte Arbeiter giebt, die beim besten 
Willen keinen Posten finden können (die MARXsohe sogen. „Reserve- 
armee'*)» so daft jeder Arbeiter sofort durch einen oder mehrere andere 
Arbeiter ersetzt werden kann. Und selbstverständlich kann der Arbeiter 
um so leichter durch einen anderen ersetzt werden, je einfacher und 
unqualifizierter seine Leistung ist (der Lastträger oder Erdarbeiter kann 
leichter ersetzt werden, als ein geschickter Maschinenschlosser). Sodann 
kann der Arbeiter wegen seiner Mittellosigkeit nicht wai-ten, bis er einen 
ihm besser zusagenden Posten findet, sondern er muüs zugreifen und 
den ersten sich ihm darbietenden Posten annehmen, weil er im ent- 
gegengesetzten Falle samt seiner Familie hungern mufs, während der 
Arbeitgeber ein mehr oder weniger vermögender Mann ist, der zuwarten 
kann und selbst dann noch nicht hungern muüs, wenn er gar keine 
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Arbeiter findet, und wenn infolge dessen sein ganzes Etablissement 
einige Tage stillsteht. Sind hingegen die Arbeiter in Gewerkvereine 
vereinigt, stehen sie solidarisch wie ein Mann da und weigern sieh zu 
arbeiten, wenn ihnen nicht diese und jene Arbeitsbedingungen zuge- 
standen werden, und verfllgen sie gleichzeitig über eine genügend ge- 
f&llte Yereinskasse, die es ihnen ermöglicht, die feiernden Arbeiter so 
lange zu ernähren, bis der oder die Arbeitgeber mürbe geworden sind, 
so können auch die Arbeiter ihrerseits den stärkeren Teil im Lohn- 
kampfe repräsentieren. 

Dafs der stärkere Teil als Sieger aus dem Lohnkampfe hervor- 
gehen wird, ist selbstverständlich; aber ob die Arbeiter oder ob die 
Arbeitgeber in diesem oder jenem speciellen Falle den stärkeren Teil 
repräsentieren, das läfst sich — wie gesagt — nicht mit Bestimmtheit 
vorhersagen, weil hierbei die verschiedenartigsten Nebenumstände mit- 
spielen. Wie im wirklichen Kriege, so spielt auch im Lohnkampfe das 
Gteld eine Hauptrolle, weil viel derauf ankommt, welcher Teil „es 
Tanger aushalten kann^. Indes ist das Geld nicht der einzig entschei- 
dende Paktor im Kampfe. Wenn die Streikkasse der Arbeiter auch 
nicht besonders gefüllt ist, wenn es ihnen aber während der Unter- 
handlungen mit den Arbeitern gelingt, die Berechtigung und Durch- 
führbarkeit ihrer Forderungen und Wünsche nachzuweisen, und wenn 
die Arbeitgeber so viel Billigkeits- und Kechtsgefühl besitzen, um dies 
einzusehen, so werden die Arbeiter ihre Wünsche durchsetzen. Des- 
gleichen spielt — wie die Erfahrungen in England beweisen — bei 
gröüseren Lohnkämpfen die sogen. „öfiTentliche Meinung^, die Sympathie 
des grofsen Publikums wesentlich mit und kann viel dazu beitragen, 
dafs der Sieg sich nach der betreffenden Seite neigt Bestehen irgend 
welche gesetzliche Vorschriften oder Einrichtungen, welche die eine 
oder die andere Seite als Handhabe zu ihrem Vorteile ergreifen und 
benutzen kann, so wird sie dies zweifellos thun und damit ihre Position 
wesentlich verstärken. Findet gar die Staatsgewalt, dafs sie im öfiTent- 
liohen Interesse sich ins Mittel legen und für die eine oder die andere 
Seite Partei ergreifen müsse, so wird selbstredend diese Seite aus dem 
Kampfe als Siegerin hervorgehen. 

Mit kurzen Worten: Die Festsetzung des Arbeitslohnes erfolgt im 
Wege eines Interessenkampfes. Für den Ausgang dieses Kampfes ist 
das Verhältnis von Angebot und Nachfrage von schwerwiegendster Be- 
deutung, allein Angebot und Nachfrage sind nicht die einzigen ent- 
scheidenden Faktoren, weil neben ihnen — wie gezeigt — noch eine 
ganze Reihe anderer Umstände mit in Frage kommt. Man kaiin daher 
über die Höhe des Lohnes nichts anderes sagen, als dafs die Arbeiter 
stets denjenigen Lohn erhalten, den sie den Arbeitgebern abzutrotzen 
oder abzuringen im stände sind. 
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d. Die Prodaktiongkosten der Arbeit. In der Lebre vom 
Preise wird bekanntlicb von allen Nationalökonomen — and mit Reebt 
— darauf bingewiesen, dafa der Preis eines Artikels auf die Dauer 
niebt unter die Produktionskosten berabsinken könne, weil die Pro- 
duzenten in einem solchen Falle mit Schaden arbeiten und demgemäfs 
tlber kurz oder lang teils freiwillig, teils gezwungen (weil sie bankrott 
werden) die Produktion verringern oder gänzlich einstellen werden. 
Der Satz ist selbstverständlich vollkommen richtig, nur mufe man sich 
dabei stets gegenwärtig halten, dafs die Produktionskosten — wie im 
vorhergehenden Abschnitte c hervorgehoben wurde — keine „volks**- 
wirtscbaftlich feststehende, sondern lediglich eine „privat'^ wirtschaftliche 
Gröfse sind, d. h. dals sie sich bei jedem einzelnen Produzenten anders 
gestalten, und dafs sie selbst bei diesem von heute auf morgen sich 
ändern können. Es kann daher, wenn der Preis eines Artikels nur um 
eine Kleinigkeit sinkt, schon der Fall eintreten, daljs verschiedene Produ- 
zenten genötigt sein werden, die Produktion einzustellen, weil ihnen nun 
im Preise des Artikels die Produktionskosten nicht mehr voll ersetzt wer- 
den, während die übrigen Produzenten, deren Produktionskosten ge- 
ringer sind, ihre Produktion ruhig weiter betreiben oder vielleicht gar 
noch ausdehnen werden. Ja es kann unter Umständen sogar der Preis 
des fraglichen Artikels recht tief sinken, und trotzdem werden sich noch 
immer irgend welche Produzenten finden — nämlich die am günstigsten 
situierten — , welche selbst bei diesem tief gesunkenen Preise noch 
immer ihre Rechnung finden. 

Indes, wie dem auch immer sei, der Satz, dals der Preis eines 
Artikels auf die Dauer nicht unter die Produktionskosten sinken könne, 
wurde von den älteren Nationalökonomen — von Ricardo und seinen 
Anhängern — auch auf die Arbeit angewendet, und es wurde demgemäüs 
die Behauptung aufgestellt, dafs auch der Preis der Arbeit, der Arbeits- 
lohn, auf die Dauer nicht unter die „Prnduktionskosten der Arbeit** 
hinabgehen könne. Zur Begründung wird immer hinzugefügt, dafs die 
Sterblichkeit der Arbeiterbevölkerung zunehmen müsse, wenn die Ar- 
beiter nicht so viel verdienen, als sie zum Leben brauchen, und dafs in 
Folge dieser Verminderung des Angebotes von „Händen** der Arbeits- 
lohn allmählich wieder in die Höhe gehen müsse. Diese Begründung 
klingt so selbstverständlich und unwiderleglich, daiSs nie der leiseste 
Einwand gegen dieselbe erhoben würde. 

Bilden auf diese Weise die „Produktionskosten der Arbeit** die 
Untergrenze des Arbeitslohnes, unter welche derselbe auf die Dauer 
nicht hinuntergehen kann, so ist es selbstverständlich von Bedeutung, 
zu wissen, aus welchen Bestandteilen dieselben sich zusammensetzen, 
und demgemäfs bildet die Untersuchung dieser Produktionskosten der 
Arbeit eine ständige Rubrik in allen Lehrbüchern der Nationalökonomie. 
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Dieselben werden im allgemeinen definiert als ^der zur Zeit gewobn- 
heitsmäfsig notwendige Lebensunterbalt des Arbeiters und seiner Familie*'. 
Dieser ^notwendige Lebensunterhalt^ setzt sich aus nachstehenden Posten 
zusammen: 

1. mufs der Arbeiter so viel verdienen, als er braucht um mit seiner 
Familie (knapp) leben zu können; 

2. mufs er die Kosten seiner eigenen Erziehung bis zu seinem Ein- 
tritte in das erwerbsfähige Alter wieder hereinbringen, oder — was 
dasselbe ist — er mufs so viel verdienen, dals er seine eigenen Kinder 
wieder zu Arbeitern heranziehen kann (denn kann er dies nicht, so wird 
seinerzeit Mangel an „Händen^ eintreten, und der Lohn wird entsprechend 
steigen müssen); 

3. muJb der Arbeiter in normalen Zeiten (d, i. wenn er in Beschäfti- 
gung steht) so viel verdienen, dafs er in den Zeiten unverschuldeter 
Beschäftigungs- und Arbeitslosigkeit (also wenn er krank ist, wenn er 
unverschuldeter Weise aus der Arbeit entlassen wurde, wenn er alt und 
gebrechlich ist u. dergl.) nicht verhungert. Denn — so wird regelmäfsig 
a contrario argumentiert — würde er in solchen Zeiten verhungern, so 
würde ja das Angebot an „Händen*' verringert, und der Arbeitslohn 
müsste entsprechend steigen. 

Nach Brentano setzen sich die Kosten des „notwendigen Lebens- 
unterhaltes" des Arbeiters aus folgenden zwei Posten zusammen: Der 
Arbeiter mufs so viel verdienen, dafs er 

erstens mit seiner Familie standesgemäfs leben und seine Kinder 
entsprechend (standesgemäfs) erziehen kann, und 

zweitens, dafs er sich bei irgend einer Versicherungsanstalt gegen 
die Folgen der unfreiwilligen und unverschuldeten Erwerbslosigkeit ver- 
sichern kann, und zwar soll diese Versicherung eine sechsfache sein: 

a. die Krankheits- und Unfallversicherung, 

b. die Versicherung für den Fall der unverschuldeten Entlassung 
aus der Arbeit (z. B. infolge einer Einschränkung der Produktion o. dergl.), 

c. die Altersversicherung, 

d. die Invaliditätsversicherung, 

e. die Begräbnisversicherung und 

f. die Versicherung der Erziehungskosten der Kinder für den Fall 
des Todes des Arbeiters. 

Wie man sieht, verlangt Brentano für den Arbeiter eine analoge 
Stellung wie sie der Beamte genie&t, denn gegen alle sechs Eventuali- 
täten, gegen die der Arbeiter sich bei einer Versicherungsanstalt ver- 
sichern soll, ist der Beamte durch die Natur seiner fixen und lebens- 
länglichen Anstellung gesichert. 

Einen anderen Weg zur Ermittelung der „Produktionskosten der 
Arbeit und damit des notwendigen Minimallohnes haben der bekannte 
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Statistiker und ehemalige Direktor des königl. preuJjB. statistischea 
Bttreans Ernst Engel und nach ihm einige andere Statistiker einge- 
schlagen, indem sie ziffemmftlsig zu berechnen suchen, was die Erziehung 
und der Lebensunterhalt eines Arbeiters (oder eines Menschen in den 
verschiedenen Bevölkerungsklassen) bis zu seinem Eintritt in das Alter 
der Erwerbsfähigkeit kostet. Um nun den Minimallohn zu ermitteln, 
wird das Leben des Menschen in drei Perioden getheilt: die Periode 
von der Oeburt bis zum Eintritt in das Alter der Erwerbsfähigkeit; 
die Periode der Erwerbsfilhigkeit und die Periode der Erwerbsunfähigkeit 
im Alter. Da nun der Mensch nur in der Periode seiner Erwerbsfähig- 
keit erwerben kann, so mufs, was er in dieser Periode erwirbt, decken: 

1. die Kosten seiner Ernährung und Erziehung vom Augenblicke 
seiner Geburt bis zum Beginne seiner Erwerbsfähigkeit, 

2. die Kosten seines (gewohnheitsmäfsig standesgemärsen) Lebens- 
unterhaltes in der Periode der Erwerbsfähigkeit, 

3. die Kosten seines Lebensunterhaltes im Alter und 

4. die Kosten seines Begräbnisses. 

Alle diese Umschreibungen der „Produktionskosten der Arbeit" und 
des Minimallohnes sind theoretisch sehr folgericiitig und schön, und wenn 
die Frage aufgeworfen wird, wie viel der Arbeiter als Lohn eigentlich 
erhalten „sollte", so wird gewifs jeder WarmfÜhlende wünschen, dafs 
der Arbeiter nicht nur diesen Minimallohn, sondern noch weit mehr er- 
halte. Ob aber der Arbeiter im praktischen Leben wirklich immer 
wenigstens diesen Minimallohn erhält, das ist allerdings eine andere 
Frage. Die Argumentation: „der Arbeitslohn kann nicht unter die sogen. 
Produktionskosten der Arbeit sinken, denn wenn der Arbeiter nicht so 
viel erwirbt, dafe er leben kann, so verhungert er", klingt formell aufser- 
ordentlich bestechend, weil man im ersten Augenblicke verblüfft ist und 
glaubt, dafs sich dagegen absolut nichts einwenden läfst. Sieht man 
jedoch ein klein wenig näher zu, so zeigt es sich, dafs die Beweiskraft 
dieses Gedankenganges ziemlich fragwürdig ist. 

Zunächst wurde schon oben darauf hingewiesen, dafs die älteren 
Vertreter der Nationalökonomie mit dem Begriffe der Produktionskosten 
in einer Art und Weise umspringen, als ob dieselben eine absolut be- 
stehende Gröfse wären, während es doch evident ist, dafs die Produk- 
tionskosten sich bei jedem einzelnen Produzenten verschieden gestalten. 
Dasselbe gilt fllr die sogen. Produktionskosten der Arbeit, oder sind 
denn die Kosten des notwendigen Lebensunterhaltes fllr alle Arbeiter — 
auch in demselben Orte — gleich hoch? Und wenn dem nicht so ist, 
so werden, wenn der Lohn um einige Pfennige sinkt, thatsächlioh ein 
paar Arbeiter, d. i. diejenigen, welche die höchsten Unterhaltskosten 
haben, verhungern — vorausgesetzt, dafs die Theorie vom sofortigen 
Verhungern überhaupt richtig ist — , die Lücke wird aber in der kürzesten 



Digitized by 



Google 



2. Kapitel. Der Arbeitslohn. 187 

Zeit wieder geschlossen sein, weil die heranwachsenden Söhne der billiger 
lebenden Arbeiter sofort an die Stelle der Verhungerten treten werden. 

Zum zweiten ist — selbst wenn man von den individuellen Ver- 
schiedenheiten der „Kosten des notwendigen Lebenunterhaltes^' absieht 
und annimmt, dafs diese Kosten für alle Arbeiter eines Ortes gleich 
hoch sind — der Begriff des „notwendigen Lebensunterhaltes*' dehn- 
barer als Kautschuk. Ja, wenn dieser „notwendige Lebensunterhalt'' 
eine Gröfee wäre, die sich bis auf die Milligramme hinunter feststellen 
läfst, und wenn der Mensch so organisiert wäre, dars er sofort entseelt 
zu Boden sinken würde, wenn ihm auch nur ein einziges Milligramm 
dieses „notwendigen Lebensunterhaltes" fehlt. Dem ist aber bekannt- 
lich nicht so. Die sämtlichen Nationalökonomen sagen selbst, dafs unter 
dem „notwendigen Lebensunterhalte" derjenige Lebensunterhalt zu ver- 
stehen sei, der zur Zeit an dem betreffenden Orte in den betreffenden 
Bevölkerungskreisen als „notwendig" gilt. Da nun der Kulturmensch 
bekanntlich eine ganze Menge von Bedürfnissen hat, deren Befriedigung 
das Mals des absolut notwendigen Lebensunterhaltes weit übersteigt, so 
folgt daraus, dafs auch der Arbeiter, wenn sein Lohneinkommen sinkt, 
sich einschränkt, d. h. dafs er seine Lebenshaltung, seinen Standard of 
life auf ein tieferes Niveau hinunterdrückt, so schwer es ihm auch fallen 
mag. Dann verhungert er eben nicht, wie die Vertreter der älteren 
Nationalökonomie annehmen zu müssen glaubten, und die weitere Folge 
dieses Nichtverhnngerns ist, dafs das Angebot an „Händen" nicht ver- 
ringert wird, und dafs daher auch der Lohn nicht steigt. 

Zum dritten ist die gangbare Lehre, dafs der Arbeitslohn min- 
destens den notwendigen Lebensunterhalt decken müsse, weil der Ar- 
beiter im entgegengesetzten Falle verhungei-t, in dieser allgemeinen 
Fassung überhaupt falsch, weil ein Mittelglied des logischen Gedanken- 
ganges fehlt. Der Arbeitende mnfs nämlich bei unzureichendem Lohne 
nur dann verhungern, wenn er einzig und allein auf sein Lohneinkom- 
raen angewiesen ist. Wenn er aber nebenbei noch ein anderes Ein- 
kommen hat, so kann eventuell sein Lohn beliebig tief sinken, und er 
braucht darum noch lange nicht zu verhungern, ja er kann vielleicht — 
wenn sein sonstiges Einkommen nur grofs genug ist — trotz seinem 
unzureichenden Lohneinkommen noch ein recht luxuriöses Leben führen. 
Dieser Fall trifft bei ganzen Kategorien von Personen zu, drückt infolge- 
dessen in ganzen Berufen den Lohn so tief hinunter, dafs er zur Bestreitung 
auch des kärglichsten Lebensunterhaltes absolut unzulänglich wird, 
und ruft ungeheures Elend unter denjenigen Personen hervor, die durch 
die Verhältnisse gezwungen sind, sich dem fraglichen Berufe zu widmen 
und kein Vermögen oder kein sonstiges Einkommen besitzen. Bei- 
spielsweise sei an das Honorar für wissenschaftliche litterarische Arbeiten 
erinnert, welches zum guten Teile aus dem Grunde verhältnismäfsig so 
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niedrig ist, weil die betreflFenden Personea (Professoren, höhere Beamte, 
Ärzte, Priester, MilitÄrs u. s. w.) ihr Einkommen aus ihrer eigentlichen 
Bernfsstellung beziehen und nur nebenbei aus innerem Drange, oder 
weil die Sitte es von ihnen verlangt, die Resultate ihrer wissenschaft- 
lichen Forschungen veröffentlichen. Ähnliches gilt von unzähligen jungen 
Personen beiderlei Geschlechtes, die gewisse Dienstposten suchen und 
annehmen, um sich auf diese Weise fbr ihren künftigen Beruf praktisch 
auszubilden. Junge Männer — mögen sie sich welchem Berufe immer 
widmen — sind bekanntlich hierzu geradezu gezwungen, wenn sie sich 
die erforderliche „Praxis" aneignen wollen, aber auch beim weiblichen 
Geschlechte greift diese Übung immer mehr um sich; man denke nur 
an die unzähligen jungen Mädchen aus sogen, „besseren" Familien, die 
vorübergehend als Lehrerinnen, in Kaufmannsgeschäften, bei Schnei- 
derinnen, Modistinnen u. dergl. thätig sind, um sich für ihren künftigen 
Hausfrauenberuf vorzubereiten. Andere Personen wieder betreiben ge- 
wisse Beschäftigungen (Schriftstellerei, Malerei, Musik u. dergl.) aus 
Passion oder aus Eitelkeit, um zu glänzen. Wieder andere Personen 
betreiben gewisse Nebenbeschäftigungen, um sich ein kleineres oder 
grölseres Taschengeld zur Bestreitung ihrer Vergnügungsauslagen zu er- 
werben. Zahllose Stickereien und „weibliche Handarbeiten" aus sogen, 
„besseren" Familien wandern auf diese Weise in die Schaufenster der 
betreffenden Handlungen. Endlich giebt es ganze Klassen von Personen 
(kleine Rentner, Pensionisten, Witwen u. dergl.), die ein mehr oder 
weniger gesichertes, aber unzureichendes Einkommen haben und daher 
genötigt sind, zur Ergänzung des Fehlenden einen Nebenerwerb zu 
suchen. Alle diese Personen erscheinen auf dem Arbeitsmarkte und 
bieten ihre Leistungen aus. Und weil ihr Lebensunterhalt von anderer 
Seite mehr oder weniger gedeckt ist, so kann infolge dieses geradezu 
kolossalen Arbeitsangebotes der Lohn ftlr die betreffenden Leistungen 
beliebig tief, ja auf Null hinuntei-sinken , oder unter Umständen sogar 
in eine negative Gröfse umschlagen. Die vielen „unbesoldeten Prakti- 
kanten", auch im öffentlichen Dienste, beispielsweise sind die leibhaf- 
tigen Empfänger eines auf Null gesunkenen Arbeitslohnes. Aber auch 
das Umschlagen des Arbeitslohnes in eine negative Gro&e, in ein „Drauf- 
zahlen" ist heute keine seltene Erscheinung. Reiche Schriftsteller oder 
Komponisten, die dem Verleger oder eventuell dem Theaterdirektor 
eine bestimmte Summe dafür zahlen, dafs er ihre Werke in Verlag 
nimmt bezw. auf dem Theater zur Aufführung bringt, Volontäre, die 
dafür bezahlen, dafs sie in einer Fabrik oder in einem Handlungshause 
einen unbesoldeten Posten einnehmen dürfen, die Hotelportiers und 
Zahlkellner, die (mit Rücksicht auf die zu erhoffenden Trinkgelder) sich 
ihre unbesoldete Stellung durch einen jährlichen Pachtschillung erkaufen, 
kommen bekanntlich oft genug vor. Und nun vergegenwärtige man sich 
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anderseits die Unsumme von Elend, welches durch ein derartiges Herab- 
gehen des Arbeitslohnes ftr diejenigen Personen heraufbeschworen wird, 
die mittellos und durch die Verhältnisse gezwungen sind, in einem der 
in Kede stehenden Berufe ihr Fortkommen zu suchen! Nur beiläufig 
sei an die unzähligen Dienstposten jüngerer Personen weiblichen Ge- 
schlechtes erinnert, deren Bezahlung mit Kücksicht auf den lohnenden 
„Nebenerwerb*' zur Bestreitung des notdürftigsten Lebensunterhaltes ab- 
solut unzureichend ist. 

Die vorstehende Auseinandersetzung findet ihre Anwendung auch 
auf die Arbeiter. Millionäre, die noch etwas „drauf zahlen*', wenn sie 
nur zur einfachen Handarbeit in einer Fabrik, und zwar auf die Dauer, 
zugelassen werden, wird man allerdings unter den Fabrikarbeitern ver- 
geblich suchen, allein darum kann der Arbeitslohn noch immer, auch 
auf sehr lange Zeit, unter das Existenzminimum hinuntersinken, und 
zwar ohne dafs die Arbeiter zu verhungern brauchen, wie dies die älteren 
Vertreter der Nationalökonomie lehren. In einem derartigen Falle tritt 
nämlich dasjenige ein, was im Vorstehenden erwähnt wurde, d. h, die 
Arbeiter werden ihren ganzen Scharfsinn und ihre ganze Energie auf- 
bieten, um das, was ihnen am Löhne fehlt, auf andere Weise herein- 
zubringen. Zunächst wird der Kredit aufs äuüserste in Anspruch ge- 
nommen, und unter den kleinen Krämern und Handwerkern finden sich 
immer welche, die bereit sind, auch einem Arbeiter Lebensmittel oder 
Kleider auf Borg zu liefern. Dann wird die Arbeitskraft der Frau und 
der Kinder in Anspruch genommen. Des weiteren trachtet man durch 
Aufnahme von Schlafburschen und die eventuelle Beköstigung derselben 
sich einen Nebenerwerb zu schafiFen oder einen kleinen Schnapsaus- 
schank zu eröffnen. Vielleicht fangen die kleinen Kinder auch an zu 
betteln und steuern auf diese Weise zum Haushalte der Eltern das ihrige 
bei. Und legt sich schliefslich gar die Staatsgewalt ins Mittel, um dem 
Notstande abzuhelfen, wie dies in England unter der Herrschaft der 
früheren Armengesetzgebung der Fall war, so kann auf Generationen 
hinaus der Arbeitslohn unter das Existenzminimum sinken, ohne dafs 
die Arbeiter zu verhungern brauchten, weil ihnen eben das zum not- 
wendigen Lebensunterhalte Fehlende von anderer Seite zugewendet wird. 
Viertens endlich beweist auch der ewige Hinweis auf das Ver- 
hungern der Arbeiter unter den heutigen Verhältnissen so gut wie gar 
nichts. Marx war es bekanntlich, der auf die sogen. „Reservearmee" 
der Arbeiter, d. h. auf die Thatsache hingewiesen hat, dafs es in jeder 
Branche und allerorts eine grofse Menge überzähliger Arbeiter giebt, 
die beim besten Willen keine Arbeit finden können und einfach der 
Mildthätigkeit zur Last fallen. Wenn daher auch wirklich infolge des 
ungenügenden Lohnes die Arbeiter in den Fabriken sich vorzeitig auf- 
reiben und in verhältnismäfsig jungen Jahren absterben (in der Weise, 
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dafs die Arbeiter sich gleich zu Hunderten oder Tausenden in langen 
Reihen hinlegen nnd verhungern, spielt eich doch der Vorgang nicht 
ab), so werden jedesmal neue Arbeitskräfte aus der gedachten „Reserve- 
armee*' an die Stelle der Verstorbenen treten, und die Lücken werden 
sich jedesmal sofort sohliefsen. Und da in den sogen, alten Ländern 
an Menschenmaterial kein Mangel ist, so wird der Lohn durch lange, 
sehr lange Zeit hindurch auch unter dem Existenzminimum stehen kön- 
nen, es wird infolgedessen vielleicht die Sterblichkeit der Arbeiterbevöl- 
kerung sehr grofs sein, und trotzdem wird der Lohn nicht steigen müssen, 
weil aus der „Reservearmee*' immer frische Kräfte in die Reihen der 
aktiven Arbeiter treten werden. Erst wenn die gesamte Reservearmee 
auf diese Weise verbraucht wäre, könnte das verringerte Angebot von 
Arbeitskräften fühlbar werden, und dann erst müfste der Lohn wieder 
steigen. 

Mit dürren Worten: Die ältere Lehre, dafs der Arbeitslohn auf die 
Dauer nicht unter die sogen. „Produktionskosten der Arbeit**, d. h. nicht 
unter das Existenzminimum hinabgehen könne, erweist sich bei ein- 
gehenderer Betrachtung als unhaltbar. Es wiederholt sich hier eben 
nur eine Erscheinung, die auf unzähligen anderen Gebieten des Lebens 
wiederkehrt: der Eine spricht eine Meinung aus und begründet sie in 
einer Weise, die auf den ersten Blick überaus plausibel zu sein scheint. 
Die ihm Zunächststehenden nehmen diese Lehrmeinung gläubig hin und 
tragen sie in ihren Kreisen als unumstöfsliche Wahrheit weiter vor. 
Und weil auf diese Weise der betreffende Satz den Menschen immer- 
fort wiederholt und vorgesprochen wird, so schwört scliliefslich die sogen, 
„ganze Welt** Stein und Bein darauf, dafs dem wirklich so sei, — weil 
keiner sich die Mühe nimmt, über die Sache selbständig nachzudenken 
und die vorgebrachten Argumente auf ihre Stichhaltigkeit zu prüfen. 

e. Das sogen. RiCARDOsche Lohngesetz. Mit dem Satze, 
dafs die Preise irgend welcher Artikel (und damit selbstverständlich 
auch der Preis der Arbeit) auf die Dauer nicht unter die Produktions- 
kosten hinuntergehen können, stellten sich die älteren Vertreter der 
Nationalökonomie nicht zufrieden; sie legten sich gleichzeitig die wei- 
tere Frage vor, ob der Preis auch über die Produktionskosten steigen 
könne. Ricardo, der hervorragendste Vertreter der sogen, „klassischen** 
Schule der Nationalökonomie, erörtert diese Frage und gelangt zu dem 
Resultate, dafs nur der Preis der seltenen oder sogen. Monopolgüter 
beliebig hoch über die Produktionskosten steigen könne, dafs hingegen 
die Preise derjenigen Güter, die — wie man zu sagen pflegt — • „in 
beliebiger Menge** hergestellt werden können, sich auf die Dauer nicht 
weit von den Produktionskosten entfernen können. Die Argumentation 
ist sehr einfach: „Sinken die Preise** — so wird gefolgert — „unter 
die Produktionskosten, so erleiden die Produzenten einen Schaden 
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und werden über kurz oder lang genötigt sein, die Produktion ein- 
znsohränken, und da auf diese Weise das Angebot des fraglichen Ar- 
tikels vermindert wird, so wird sein Preis allmählich wieder in die 
Höhe gehen müssen. Steigt umgekehrt der Preis irgend eines Artikels 
empfindlich über die Produktionskosten, so werden die Produzenten 
durch diesen ihnen winkenden Extragewinn veranlaTst, ihre Produktion 
auszudehnen, und durch das vergrößerte Angebot wird der Preis des 
fraglichen Artikels wieder herabgedrückt*'. Diesen durch die Produktions- 
kosten bestimmten Preis nennt Ricardo den „natürlichen Preis'' der 
Waren. Im allgemeinen, d. i. bis auf den bereis hervorgehobenen Um- 
stand, dafs die Produktionskosten keine allgemein feststehende GröUse 
sind, sondern sich für jeden einzelnen Produzenten verschieden ge- 
stalten, kann man den von Ricardo aufgestellten Satz gelten lassen. 
(Freilich mufs man sich dabei anderseits stets gegenwärtig halten, dafs 
das Wort: „So werden die Produzenten bestrebt sein, ihre Produktion 
auszudehnen" viel leichter ausgesprochen, als in der Praxis durch- 
geführt wird.) 

Diesen Gedankengang wendet Ricardo auch auf den Arbeitslohn 
an. Im V. Kapitel („Vom Arbeitslohn") seiner bekannten „Grundgesetze 
der Volkswirtschaft und Besteuerung" (ich eitlere nach der deutschen 
Übersetzung von Baumstark, Leipzig, 1837) sagt er: 

Alin. 1. „. . . . Der natürliche Preis der Arbeit ist derjenige, welcher not- 
wendig ist, um die Arbeiter, einen wie den anderen, in den Stand zu setzen, zu be- 
stehen und ihr Geschlecht fortzupflanzen, ohne Vermehrung oder Verminderung.'* 

Alin. 5. „Der Marktpreis der Arbeit ist derjenige, welcher wirklich für die- 
selbe bezahlt wird, nach der natürlichen Wirksamkeit des Verhältnisses zwischen 
Angebot und Kachfrage . . . ." 

Alin. 6. „Wenn der Marktpreis der Arbeit ihren natürlichen Preis überschritten 
hat, dann ist die Lage des Arbeiters blühend und glücklich, dann hat er es in seiner 
Gewalt, über eine gröfsere Menge von Lebensgenüssen zu verfügen und deshalb eine 
gesunde und zahlreiche Familie zu erhalten. Wenn jedoch zufolge der Ermunterung, 
welche boher Arbeitslohn zur VergröCserung der Bevölkerung giebt, die Arbeiterzahl 
zugenommen hat, hernach sinkt der Arbeitslohn wieder auf seinen natürlichen Preis 
und in der That zuweilen wegen der Gegenwirkung unter denselben.** 

Alin. 7. »Steht der Marktpreis der Arbeit unter ihrem natürlichen Preise, alsdann 
ist die Lage der Arbeiter am elendesten, alsdann beraubt sie die Armut um alle die 
Gegenstände körperlichen und gemütlichen Wohlbehagens, welche die Sitte zu un- 
erläfslicben Bedürfnissen gemacht hat. Erst nachdem die Nachfrage nach Arbeit 
gestiegen ist, steigt der Marktpreis der Arbeit wieder bis zur Höhe ihres natürlichen 
Preises, und erst dann hat der Arbeiter wieder das mäfsige Wohlbehagen, welches 
der natürliche Stand des Arbeitslohnes gewähren kann.** 

Im weitereren Verlaufe dieses Kapitels spricht Ricardo wiederholt 
noch von dem Sinken des Lohnes infolge der zu starken Vermehrung 
der Bevölkerung und sagt, dafe dadurch „Jammer und Not*^ unter der 
Arbeiterbevölkerung hervorgerufen werde (Alinea 23), dafs Abhilfe nur 
von einer „Herabsetzung der GröUse der Bevölkerung*' zu erwarten sei, 
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wenn eine entsprechende weitere Eapitalansammlung nieht durchfuhr* 
bar ist (Alinea 22), n. dergl. m. Es selbst sagt ferner (in diesem Y. Kap.), 
dafs dies (i. e. was er über die Gestaltung des Arbeitslohnes gesagt hat) 
die ^Gesetze^ seien, ,, wonach der Arbeitslohn sich richtet^. Seine 
Nachfolger — und zwar die Vertreter der sogen, orthodoxen National- 
ökonomie ebenso wohl als die Sozialisten, denen speciell die Ricardo- 
sehen Theorie vortrefiflich in ihren Ideenkreis pauste — haben das sogen. 
„Lohngesetz^ gläubig hingenommen und in folgender Weise kürzer und 
schärfer formuliert. Sie sagen: 

Der Arbeitslohn kann auf die Dauer nie mehr und nie weniger betragen als 
das Existenzminimum. Denn steigt der Arbeitslohn über dasselbe, so geht es dem 
Arbeiter gut, und dann hat er in der Regel nichts Eiligeres zu thun, als zu heiraten 
und eine zahlreiche Familie in die Welt zu setzen, und dann mufs infolge dieses 
starken Angebotes von ^H&nden" der Lohn wieder sinken. Sinkt umgekehrt der 
Arbeitslohn unter das Existenzminimum, so leidet die Arbeiterbevölkerung Not an 
den unentbehrlichen Gütern ; die Konsequenz hiervon ist eine entsprechende Steige- 
rung der Zahl der Todesfälle in den Arbeiterkreisen; das Angebot an „H&nden" 
wird verringert, und der Lohn mufs wieder steigen. 

Die Vertreter der sogen, orthodoxen Nationalökonomie nahmen — 
wie gesagt — dieses sogen. RiCARDOsehe Lohngesetz gläubig hin; da 
es ihnen jedoch widerstrebte, dem Arbeiter direkt ins Gesicht zu sagen, 
dafs er für alle Ewigkeit zu einer elenden Lage verurteilt sei und nie 
auf eine Verbesserung derselben hoffen dürfe, so suchten sie das Lohn- 
gesetz abzuschwächen. Sie klammerten sich an eine von Ricardo in 
dem öfter citierten V. Kap. gemachte Bemerkung und pflegten ihrer 
Darstellung der Lehre vom Arbeitslohne gewissermafsen begütigend oder 
besänftigend die Erläuterung hinzuzufügen, dafs zwar das RiCARDOSche 
Lohngesetz seine unbedingte Richtigkeit habe, dars es aber nur dann 
gelte, wenn der Arbeiter — sowie sein Lohn nur um ein Paar Groschen 
gestiegen ist — sofort zur Ehe schreite und eine zahlreiche Familie in 
die Welt setze. Wenn hingegen die Arbeiter so vorsichtig sind, nicht 
sofort zu heiraten, sondern es vorziehen, auf Grundlage des höheren 
Lohnes ihr eigenes Dasein angenehmer zu gestalten, so werde die ge- 
ftirchtete Steigerung des Angebotes von „Händen*' ausbleiben, und der 
Lohn werde nicht sinken, sondern hoch bleiben. Damit war der Spiefs 
umgedreht und das für die . Besitzenden bequeme „Lohngesetz*' glück- 
lich bei Seite geschoben, denn jetzt konnte man den Arbeitern, wenn 
sie über die Unzulänglichkeit ihres Lohnes klagten, immer entgegen- 
halten: „Ja, ihr guten Leutchen, wer anders ist denn an dem niedrigen 
Lohne schuld als ihr selbst? Würdet ihr nicht in so leichtsinniger Weise 
heiraten und so viele Kinder in die Welt setzen, so wäre das Arbeits- 
angebot gering und der Lohn müsste hoch stehen." 

Die Sozialisten ihrei-seits grifl'en das RiCARDOSche Lohngesetz so 
zu sagen mit beiden Händen auf, weil es für sie das kräftigste Agita- 
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tionsmittel und die schärfste Waflfe zur Bekämpfung der bestehenden 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung war. Lassallb — um die Ar- 
beiter aus ihrer Lethargie aufzurtltteln — spricht in seinen verschiedenen 
Reden an die Arbeiter von dem ^grausamen ehernen^ Lohngesetze, das 
gewissermafsen wie das „eherne Fatum*' der Alten über ihren Häuptern 
schwebt und es ihnen unmöglich macht, je in bessere Verhältnisse 
emporzusteigen. Gleichzeitig glaubt Lassalle in dem KiCABDOSchen 
Lohngesetze den Archimedischen Punkt gefunden zu haben, ron dem 
aus er die heutige Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung aus den Angeln 
heben kann. Ist es nämlich richtig — so argumentiert Lassalle — , 
dafs der Arbeiter infolge des „ehernen*' Lohngesetzes nie mehr erhalten 
kann, als das Existenzminimum, während der ganze Überschufs der 
Produktion in die Taschen des Unternehmers fliefst, so kann dem 
Arbeiter nur geholfen werden, wenn man ihn selbst zum Unternehmer 
macht. Auf diesem Wege gelangt Lassalle zu seinem Vorschlage der 
Produktivassociationen der Arbeiter, denen der Staat die erforderlichen 
Betriebsmittel vorschiefsen soll. Lassalle übersielit hierbei, dafs sein 
Rezept zur Lösung der sozialen Frage um nichts besser ist, als die be- 
kannte Anweisung, tausend Gulden in der Weise zu gewinnen, dafs 
man Sauerstoff tlber Tausendguldenkraut leitet, weil sich nun der 
Sauerstoff mit dem Kraut zu Sauerkraut verbindet, w-ährend die tausend 
Gulden frei werden. Das Schwergewicht der ganzen RiCARDOschen Argu- 
mentation liegt doch in der behaupteten Thatsache, dafs die Arbeiter 
in leichtsinniger Weise Ehen schliefsen und zahlreiche Familien in die 
Welt setzen. Nun beseitige man nach dem LASSALLESchen Vorschlage 
die Fabrikunternehmer und mache die Arbeiter zu Eigentümern der 
Fabriken, sodafs der Unternehmergewinn, den der Fabrikherr früher 
allein bezog, nunmehr den Arbeitern zufällt und sich unter dieselben 
verteilt. Es wird also jeder Arbeiter jetzt ein etwas gröfseres Einkommen 
beziehen, und die Folge mufs ja — nach Ricardo — sein, dafs jetzt 
die Leute erst recht nach Herzenslust heiraten und gleich dutzendweise 
Kinder in die Welt setzen werden, sodafs in der kürzesten Zeit die 
nunmehrigen Arbeiterunternehmer ebenso wenig oder gar noch weniger 
aus dem Ertrage ihrer Fabrik beziehen werden, als sie vorher in ihrer 
Eigenschaft als einfache Arbeiter an Lohn erhielten. Geradeso wie das 
vorhin erwähnte hübsche Wortspiel an das Wort „Kraut" anknüpft und 
die tausend Gulden zu Tage fordert, wenn aus dem Namen „Tausend- 
guldenkraut" das Wort „Kraut" eliminiert wird, so klammert sich 
Lassalle an die Worte „Arbeiter" und „Lohn" und glaubt die Arbeiter 
gerettet zu haben, wenn er an Stelle des Wortes „Arbeiter" das Wort 
„Unternehmer" und an Stelle des Ausdruckes „Arbeitslohn" den Aus- 
druck „Unternehmereinkommen" setzt. Dafs das nunmehrige „Unter- 
nehmereinkommen" — so lange man an die Wirksamkeit des Ricardo- 
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sehen ,,Lobiige8etzes^' glaubt — in der kfirzesten Zeit ebenso klein oder 
nocb kleiner werden mafs, als der frühere „Arbeitslohn^^ das yergüst 
Lassallb, nnd ans diesem Gründe mnis sein Rezept genau denselben 
Effekt ergeben wie der Versnob, Sanerstoff Über Tausendgüldenkraut 
zu leiten. 

Ricardo und seine Anbänger haben in ihrer Darstellung und Be- 
gründung des sogen. „Lohngesetzes" den Eemgedanken der Malthus- 
sehen Bevölkerungslebre — der ja, wie Darwin bekanntlich lehrt, seine 
volle Richtigkeit hat — herausgegriffen und auf die Arbeiter ange- 
wendet. Den Gedanken oder die Thatsaohe n&mlich, dafs alle Lebe- 
wesen — Tiere wie Pflanzen — die Fähigkeit und die Tendenz haben, 
sich, wie man zu sägen pflegt, ins ungemessene zu vermehren, und dab 
jedesmal die Zahl der lebenden Individuen der betreffenden Speeies oder 
Gattung nur durch die Menge der vorhandenen Subsistenzmittel in 
Schranken gehalten wird. Dieser an sich ganz unbestreitbare und richtige 
Gedanke ist jedoch bei Ricardo und seinen Anhängern in die denkbar 
unglücklichste Form gekleidet, und wenn man nur ein klein wenig 
über die Frage nachdenkt, so muüs man geradezu darüber staunen, 
wie es möglich war, dais man (ich nehme mich selbst nicht aus) das 
RiCARDOsche Lohngesetz so lange gläubig oder doch ohne Widerspruch 
hinnehmen konnte. 

Zunächst erweckt die Darstellung dieses sogen. „Lohngesetzes" die 
Vorstellung, als ob sich der geschilderte Vorgang im Handumdrehen, 
etwa in der folgenden Weise abspielen würde: Heute ist der Arbeits- 
lohn um ein paar Groschen gestiegen, morgen pilgern infolgedessen die 
Arbeiter in hellen Haufen mit ihren Bräuten zu allen Kirchen des Landes 
nnd lassen ihre Herzensbündnisse vom Priester einsegnen, und über- 
morgen ist jedes junge Ehepaar mit mindestens einem Dutzend Kinder 
gesegnet, welche ihre „Hände" auf dem Arbeitsmarkte ausbieten und 
durch dieses vermehrte Angebot den Lohn drücken. Gar so rasch geht 
die Sache bekanntlich denn doch nicht. Und wenn heute der Arbeits- 
lohn verbältnismäfsig hoch steht und infolgedessen die Zahl der Ehe- 
scliliefsungen in den Arbeiterkreisen thatsächlich steigt, so müssen doch 
ungefähr 18 bis 20 Jahre vergehen, ehe die neue Generation von er- 
wachsenen Arbeitern auf den Plan treten und durch das Angebot ihrer 
„Hände" den Lohn drücken kann. Umgekehrt geht es — wie an früherer 
Stelle hervorgehoben wurde — auch mit dem Absterben der Arbeiter 
in den Zeiten niedrigen Lohnes nicht so rasch, als die Anhänger Ricardos 
annehmen. Acceptiert man also wirklich das sogen. RiCARDOsche Lohn- 
gesetz: 

„Hoher Arbeitslohn — vermehrte Eheschliessungen — gröfsere Zahl von Ge- 
burten — vermehrtes Angebot von Händen — Drack auf den Arbeitslohn und Sinken 
desselben'' — 
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und umgekehrt: 

«Niedriger Arbeitslohn — grorsere Sterblichkeit — yerringertes Angebot you 
Hftnden — steigender Arbeitslohn" — 

und hält man sich dabei gegenwärtig, daiüs zwischen der heutigen Ehe- 
sohliefsung des Arbeiters und dem dadurch veranlafsten Angebot neuer 
Hände notwendig ein Zeitraum von ungefähr 20 Jahren liegen mufs, so 
gelangt man zu einem ganz anderen Resultate als Ricakdo und seine 
Anhänger. Dann lautet das angebliehe Lohngesetz nicht: 

»Der Arbeiter kann nie mehr erwerben als das Existenzminimum", 
sondern es mtifste, wenn es überhaupt richtig wäre, lauten: 

„Der Arbeitslohn schwankt in l&ngeren Zeiträumen regelm&fslg auf und ab, 
und auf eine Generation von Arbeitern, welche sich eines höheren Lohnes erfreute, 
folgt jedesmal mit naturgesetzmäfsiger Notwendigkeit eine zweite Generation von 
Arbeitern, deren Lohn unter dem Existenzminimum steht.** 

Zum zweiten ist wohl selten ein haarsträubenderer und gröfserer 
Widersinn vorgetragen worden, als der Gedankengang, der dem angeb- 
lichen „Lohngesetze^ Kicabdos zu Grunde liegt. „Der Arbeiter kann 
nie mehr verdienen, als das Existenzminimum, denn sobald der Lohn 
nur eine Kleinigkeit über dasselbe gestiegen ist, heiratet der Arbeiter 
und setzt ein Datzend Kinder in die Welt, und dieses vermehrte An- 
gebot von Arbeitskräften mufs notwendig den Lohn wieder hinunter- 
drücken*' — , das ist der Gedankengang, auf dem das sogen. Lohngesetz 
sich aufbaut. Wäre dieser Satz in Indien oder im alten Aegypten auf- 
gestellt worden, so wäre er unbedingt richtig „gewesen**, denn er setzt 
den Kastenstaat voraus, in dem die Söhne keinen anderen Beruf er- 
greifen dürfen, als den des Vaters. Wer aber heute diesen Satz flir 
richtig hält, der vergifst: 

1. dafs die überzähligen Kinder der Landbevölkerung, speciell die 
der kleinen Grundbesitzer vorwiegend oder doch zum grofsen Teile den 
Fabriken zuströmen; 

2. dafs fortwährend aus den sogen, „höheren**, d. h. bemittelteren 
Bevölkerungsklassen zahlreiche Personen in die Reihen der unbemit- 
telten hinuntersinken, und dafs dieselben — wenn sie nicht etwa Ver- 
brecher oder Vagabunden werden — als Arbeitsuchende auf dem Arbeits- 
markte erscheinen; speciell den kleinen Handwerkern, die durch die 
Grofeindustrie zu Grunde gerichtet wurden, bleibt fast kein anderer Aus- 
weg übrig, als in den Fabriken als Arbeiter ein Unterkommen zu finden; 

3. dafs zwar die Mütter der unehelichen Kinder — und bekannt- 
lich ist die Zahl der letzteren nicht gering — sich fast ausschliefslich 
aus den unbemittelten Volksklassen rekrutieren, und dafs die Kinder 
dieser Mütter der grofsen Mehrzahl nach im entsprechenden Alter auch 
wieder als Anbietende auf dem Arbeitsmarkte erscheinen, dafs es aber 
durchaus nicht angeht, hierfür ausschliefelich die Arbeiter verantwort- 
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lieh zu machen, weil die Väter dieser unehelichen Kinder durchaus 
nicht immer in den Reihen der Arbeiter, sondern in unzähligen Fällen 
„höher oben^^ zu suchen sind; und 

4. dafs unterhalb der eigentlichen Klasse der „Arbeiter" die breite 
sogen, „unterste" Schichte der Bevölkerung liegt, die schwer zu defi- 
nieren ist, weil sie sich aus den verschiedensten Elementen, aus den 
Elendesten der Elenden — aus Bettlern, Siechen, Landstreichern, Ver- 
brechern u. dergl. — d. h. fast durchgehends aus Personen zusammen- 
setzt, deren Kinderzahl in der Regel im umgekehrten Verhältnisse zu 
ihren Subsistenzmitteln steht. Ein guter Prozentsatz dieser Kinder 
arbeitet sich aus dem Sumpfe, in dem sie geboren sind, in die Reihen 
der eigentlichen Arbeiter empor und drückt dann selbstverständlich 
auch wieder auf den Lohn. 

Wie man angesichts dieser geradezu handgreiflichen Thatsachen 
die Arbeiter ftlr die zu rasche Zunahme der Bevölkerung überhaupt und 
speciell der Arbeiterbevölkerung verantwortlich machen und behaupten 
kann, es läge nur in ihrer Hand, die Zahl der Geburten in Schranken 
und damit ihren Lohn hoch zu halten, bleibt geradezu unerfindlich. 
Wenn der dem angeblichen Lohngesetze zu Grunde liegende Gedanken- 
gang richtig wäre, so müfste er nicht nur ftlr die Arbeiter, sondern 
ebenso gut ftir jeden anderen Berufsstand gelten, und dann wäre es ja 
ftlr die Nationalökonomen viel näher liegend gewesen, an sich selbst, 
statt an die Arbeiter zu denken. Wenn alle angehenden jungen National- 
ökonomen bis auf einige wenige gezählte Ausnahmen den ehelosen 
Stand feierlich angeloben würden, so müfeten ja — wenigstens nach 
der Lehre Ricardos und seiner Anhänger — die wenigen Vertreter 
dieses Faches geradezu mit Gold aufgewogen werden. Denn wenn die 
Arbeiter daftlr verantwortlich sind, dafs zu viele Arbeiter da sind, die 
ihre Leistungen ausbieten, so gilt ein Gleiches wohl auch ftlr die Na- 
tionalökonomen wie ftlr jeden anderen Berufsstand. 

Wenn aber die vorstehende Erwägung zu dem Ergebnisse geftihrt 
hat, dafs das angebliche Lohngesetz Ricardos unhaltbar und nichts 
weiter ist, als eine fable convenue, so soll damit nicht gesagt sein, 
dafs etwa die materielle Lage der Arbeiter glänzend und beneidens- 
wert sei. Sie hatte lediglich den Zweck, darzuthun, dafig es — wenig- 
stens bei dem heutigen Stande unserer Wissenschaft — ganz unmöglich 
ist, von irgendwelchen „Gesetzen" zu sprechen, denen die Gestaltung 
des Arbeitslohnes unterworfen sein soll. Der einzige allgemeingiltige 
Satz, der ftlr die Höhe des Lohnes aufgestellt werden kann, ist — wie 
bereits oben hervorgehoben wurde — dafs die Festsetzung des Lohnes 
das Resultat eines Kampfes zwischen den Arbeitern und den Arbeit- 
gebern ist, und dafs die Arbeiter stets denjenigen Lohn erhalten, den 
sie den Arbeitgebern abzuringen oder abzutrotzen im stände sind. Zwi- 
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sehen diesem Lohne und dem Existenzminimum besteht gar kein not- 
wendiger Zusammenhang. Der Lohn kann, auch fttr lange Zeit, unter 
dem Existenzminimum stehen, er kann dem letzteren gleichkommen, er 
kann aber auch dauernd höher stehen. Im allgemeinen wird man wohl 
zugeben müssen, dafs im Lohnkampfe die Arbeiter wegen ihrer grofeen 
Zahl und der dadurch bedingten grofsen Konkurrenz, dann wegen ihrer 
Mittellosigkeit gegenüber den Arbeitgebern den schwächeren Teil reprä- 
eentiren, und dafs daher der Lohn eher (verhältnismäiBig) „niedrig^^ als 
„hoch" stehen wird, allein hieraus möchte ich noch lange nicht den 
Sohlufs ziehen, dafs er just auf dem Nullpunkte steht, d. h. dafs er dem 
Existenzminimum gleich ist. Ich wäre im Gegenteile geneigt anzu- 
nehmen, dafs der Lohn in der heutigen Zeit im allgemeinen (den nor- 
malen Gang der Geschäfte allerdings vorausgesetzt) über dem Existenz- 
minimum steht, weil heutzutage die Position der Arbeiter infolge der 
fast überall unter ihnen bestehenden Gewerkvereine, in Folge der 
allerorts bereits bestehenden und im weiteren Ausbau begriffenen Arbeiter- 
schutzgesetzgebung und ganz besonders in Folge des allgemein herr- 
schenden arbeiterfreundlichen „Zuges der Zeit", viel gefestigter ist als 
früher. — Einen ziffernmäfsigen Beweis für diese meine subjektive An- 
schauung vermag ich allerdings nicht zu erbringen. 

An dieser Stelle möchte ich mir erlauben, eine Bemerkung allge- 
meiner Natur einfliefsen zu lassen, weil das angebliche RiCARDOSche 
Lohngesetz, beziehungsweise die demselben zu Grunde liegende Mal- 
THüSsche Bevölkeruugslehre nach der gangbaren Anschauung den eigent- 
lichen Kern der sozialen Frage bildet. Die Arbeiter vermehren sich zu 
rasch, weil sie leichtsinnig heiraten und zu viele Kinder in die Welt 
setzen. Und da sie vermögenslos sind und weder Produktionswerkzeuge 
noch Arbeitsstoffe besitzen, so können sie nicht selbständig arbeiten, 
sondern müssen ihre Dienste dem sogen. Kapitalisten, d. i. dem Besitzer 
der Produktionsmittel, anbieten. Da jedoch die Konkurrenz unter 
den Arbeitern wegen ihrer übergrofsen Zahl geradezu excessiv ist, 
so unterbieten sich die Beschäftigung suchenden Arbeiter gegenseitig 
in ihren Lohnforderungen, bis sie schliefslich beim Existenzminimum 
anlangen. Zu diesem Preise nimmt sie endlich der sogen. Kapitalist 
(der infolge seiner gesicherten materiellen Lage zuwarten kann) in seinen 
Dienst und lässt sie in seiner Fabrik arbeiten. Da aber die Arbeiter 
viel mehr produzieren, als sie zu ihrem blofsen Lebensunterhalte brau- 
chen, so bleibt dieser ganze Überschufs der Produktion in den Händen 
des sogen. Kapitalisten und bildet seinen (streng genommen unrecht- 
mäfsigen und widerrechtlichen) Unternehmergewinn. Diesem für die 
Arbeiter traurigen und ungerechten Zustande kann nur in der Weise 
ein Ende bereitet werden, wenn die sämtlichen Produktionsmittel (Arbeits- 
Stoffe und Werkzeuze) in die Hände der Gesamtheit (des Staates) ge- 
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bracht werden, d. h. also, wenn der Staat zum alleinigen Arbeitgeber 
gemacht wird, der seine Arbeiter voll entlohnt, ihnen somit auch das- 
jenige hinauszahlt, was der private Unternehmer heute unter dem Titel 
„Unternehmergewinn" (in widerrechtlicher Weise) für sich behält Das 
ist in nuce die Lehre der heutigen Sozialdemokratie, oder — wie ich 
lieber sagen würde — der Vertreter des „halben" Kommunismus« 
Lassalle drückt sich — wie oben erwähnt wurde — etwas unge- 
zwungener aus. Die Arbeiter sollen durch Staatsvorschüsse in die Lage 
versetzt werden, die Fabriken, in denen sie bedienstet sind, zu über- 
nehmen und ftlr eigene Rechnung zu betreiben^ damit sie den sogen. Unter- 
nehmergewinn, der heute dem Fabrikanten verbleibt, fbr sich behalten 
und unter einander verteilen können. Dann wird ihnen geholfen sein. 

Ich halte — wie schon erwähnt — diesen Gedankengang f)]r falsch. 
Denn wenn es richtig ist, dafs dem Menschengeschlechte der Drang zu 
ungemessener Vermehrung innewohnt, so werden die Menschen jetzt, 
da es ihnen materiell gut geht, erst recht diesem Drange nachgeben 
und sich in überaus rascher Progression vermehren. Und da nach den 
Ideen der Sozialdemokratie gewissermalsen dem Staate die Aufgabe zu- 
fällt, den Mittagstisch für seine Bürger täglich zu decken, und da femer 
die Lebensmittel nicht in dieser raschen Progression vermehrt werden 
können, so mttfsten mit mathematischer Notwendigkeit die Mittagspor- 
tionen in dem Mafse verkleinert werden, als die Zahl der Personen 
wächst, die sich täglich an den Mittagstisch setzen. Die notwendige 
weitere Eonsequenz ist dann selbstverständlich die, dafs alle hungern, 
und will man dies vermeiden, so bleibt kein anderer Ausweg, als die 
Zunahme der Bevölkerung nach chinesischem Vorbilde in Schranken zu 
halten, d.h. die überschüssig geborenen Kinder auszusetzen oder in 
irgend einer milderen Form aus dem Leben zu schaffen. 

Ist dies richtig, dann erscheint jeder Versuch, die soziale Frage 
in diesem Sinne radikal, d.h. endgiltig zu lösen und aus der Welt 
zu schaffen, vergeblich, denn er erscheint als ein Kampf gegen 
ein Naturgesetz, und in einem solchen mufs der Mensch unterliegen. 
Allein damit scheint mir das Wesen der sozialen Frage nicht erschöpft ; 
dieselbe umfasst vielmehr noch ein Weiteres. Die bisherige Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung hat nämlich bis vor kurzem die gesamte Güter- 
produktion und alles, was drum und dran hängt, als eine reine Privat- 
angelegenheit der Einzelnen angesehen, um die sich die Gesamtheit, 
d. i. die Staatsgewalt, absolut nicht zu bekümmern braucht. Was, wie, 
wie viel, in welchen und in wie vielen Etablissements produziert wird, 
das erschien bis vor kurzem und gilt zum Teil heute noch als voll- 
ständig gleichgiltig ; und für ebenso irrelevant wurde es angesehen, ob 
etwa der Betreffende ganz allein oder mit irgend welchen Gehilfen 
arbeitet, und wie sieh das Verhältnis zwischen dem etwaigen Unter- 
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nehmer und seinen Hilfsarbeitern gestaltet, denn dies sei ein reines 
privatreohtliches Yertragsverhältnis. So lange die Wirtschaft Hauswirt- 
schaft — „Oikonomia*^ — ist, d. h. so lange vorwiegend im Hanse für 
den Bedarf des Hanses produziert wird, ist jene Auffassung vollständig 
berechtigt, weil es thatsftchlich niemand etwas angeht, auf welche Weise 
ein Einzelner für sich oder eine Familie für die Deckung ihres Bedarfes 
sorgt. Auch später noch, wenn die eigentliche gewerbliche Produktion 
schon beginnt, aber so lange sie noch im kleinen betrieben wird, so 
lange sie noch „Handwerk'^ ist, kann man sich auf den vorerwähnten 
Standpunkt stellen und sagen^ dals die Regierung (die Gesamtheit) sich 
um die Produktion nicht zu bekümmern brauche (das Mittelalter war 
bekanntlich anderer Ansicht), weil die Sache zu unbedeutend sei. 
Schliefslich ist es auch f&r die Wirtschaft eines ganzen Volkes ziemlich 
gleiohgiltig, ob etwa ein paar Tischler- oder Schlosserwerkstätten mehr 
vorhanden sind, als notwendig ist. Und ebenso kann man es eventuell 
als Privatangelegenheit ansehen, wie sich das Verhältnis zwischen dem 
Arbeitgeber und seinen Gehilfen gestaltet, denn der Kleingewerbe- 
treibende ist eben kein reicher Mann, er hat nur einige wenige Ge- 
hilfen unter sich, hat also keine Macht über viele Menschen, und diese 
seine Macht über die Gehilfen wird dadurch noch wesentlich beschränkt, • 
dafs beide Parteien — Meister wie Gehilfen — sozial derselben (Je- 
sellschaftsschicht angehören, dals also ziemlich Gleiche einander 
gegenüberstehen. 

Ganz anders in der heutigen Grofsindustrie. Die Arbeiterschaft 
einer heutigen Grobunternehmung repräsentiert häufig eine kleine Armee, 
also schon einen merklichen Bruchteil der nationalen Arbeitskraft, und 
ebenso repräsentiert das in einer modernen Groüsuntemehmung investierte 
Vermögen einen nicht unbedeutenden Bruchteil des Nationalvermögens, 
und über beides verfügt der Unternehmer souverän und unumschränkt. 
Wenn aber eine so bedeutende Machtvollkommenheit unkontrolliert in 
die Hände von Einzelpersonen gelegt ist, kann es nicht ausbleiben, dafs 
Müsbräuche vorkommen, und selbstredend kann es der Gesamtheit nicht 
gleichgiltig sein, in welcher Weise über die nationale Arbeitskraft und 
über das Volksvermögen verftlgt wird. So repräsentiert beispielsweise 
jedes überschüssige und jedes verfehlte Grofsuntemehmen eine mehr oder 
weniger bedeutende Verschwendung von Volksvermögen und nationaler 
Arbeitskraft, denn beides hätte in einer für die Gesamtheit nützlicheren 
Weise verwendet werden können. Heute ist dieser Gedanke noch nicht 
oder doch nur kaum merklich zum Durchbruch gekommen, er wird sich 
aber in dem Mafse Bahn brechen, als die Vermögens- und Arbeiter- 
massen wachsen werden, über welche die modernen Unternehmer ver- 
fügen. Dagegen tritt heute infolge der in der Grolsindustrie sich zei- 
genden Übelstände — niedrige Löhne, übermäfsige Ausdehnung der 
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Arbeitszeit, Beschftftigang von Kindern, jagendlichen Arbeitern und 
Frauen, Trncknnwesen, mangelnde Fürsorge ftlr gesunde Arbeitsräume 
u. s. w. — die Überzeugung immer mehr hervor, dafs die Macht des 
Unternehmers über seine Arbeiter viel zu weitgehend war, und dals 
dieselbe im Interesse der Menschlichkeit beschränkt werden müsse. 
Diese immer deutlicher hervortretenden Übelstände bilden den zweiten 
Teil der sozialen Frage. Sie können von der Staatsgewalt bekämpft 
werden und werden gegenwärtig in den Kulturstaaten durch die Arbeiter- 
schutzgesetzgebung und durch administrative Mafsregeln (Gewerbe- oder 
Fabrikinspektoren u. dergl.) bekämpft. Und gelingt es der Staatsgewalt, 
diese Übelstände zu beseitigen, gelingt es ihr, die Arbeit in den ver- 
schiedenen Etablissement« derart zu regeln, dafs der Arbeiter nicht über- 
angestrengt und aufgerieben wird, gelingt es ihr ferner, dem Arbeiter 
im allgemeinen eine auskömmliche und gesicherte Stellung (etwa ähn- 
lich der Stellung der Staatsbeamten) zu verschaiBFen, und dies kann der 
Staatsgewalt auch innerhalb des Rahmens der heutigen Gesellschafts- 
und Wirtschaftsordnung gelingen, so ist die soziale Frage gelöst, soweit 
eine „Lösung'^ derselben überhaupt in der Macht der Menschen liegt. 
Den anderen Teil der sozialen Frage, die Bevölkerungsfrage, wird auch 
die (ganz- oder halb-) kommunistische Gesellschaftsordnung nicht aus 
der Welt zu schaffen vermögen. 

f. Die Lebensmittelpreise. Diejenigen Nationalökonomen, 
welche an die Richtigkeit des angeblichen Lohngesetzes glauben, welche 
also den sogen. „Produktionskosten der Arbeit^^ einen bestimmenden 
EinfluJb auf die Höhe des Arbeitslohnes zuschreiben und meinen, dais 
der Lohn auf die Dauer nicht unter das Existenzminimum herabsinken 
könne, müssen konsequenterweise auch annehmen, dafs die Höhe des 
Arbeitslohnes wesentlich auch von der Höhe der Lebensmittelpreise ab- 
hänge, denn diese bilden selbstredend den wesentlichsten Bestandteil 
der sogen. „Produktionskosten der Arbeit". Demgemäfs lehren alle 
älteren Lehrbücher der Nationalökonomie, dafe in Ländern oder Orten, 
in denen seit geraumer Zeit die Lebensmittelpreise hoch stehen (wo also 
das „Leben teuer" ist), auch die Arbeitslöhne hoch stehen müssen, wäh- 
rend dort, wo die Lebensmittel billig sind, der Arbeitslohn niedrig sein 
könne (aber nicht niedrig sein müsse). Und da umgekehrt teuere Preise 
der Güter bedeuten, dafs in dem betreffenden Lande oder Orte das Geld 
einen geringeren Wert hat, so wird umgekehrt auch gesagt, dafs der 
Lohn dort hoch stehen müsse, wo das G^ld einen geringen Wert hat. 
Hinzugeftlgt wird allerdings jedesmal, dafs nur ein „dauernd" hoher 
Stand der Lebensmittelpreise den Arbeitslohn in die Höhe treiben könne, 
während eine vorübergehende Steigerung der Lebensmittelpreise diese 
Wirkung — die ja nur allmählich eintreten kann — nicht haben könne. 
Die Begründung dieser Lehre ist die bekannte, dafs nämlich der Ar- 
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beiter das zum Leben Notwendige haben müsse, weil er im entgegen- 
gesetzten Falle verhungere. 

Nach der früheren Auseinandersetzung kann ieh an die Richtigkeit 
dieser Lehre nicht glauben, wiewohl ich gern bereit bin, zu zugestehen, 
dafs der Lohn dort, wo die Lebensmittelpreise hoch stehen, in der Regel 
hoch ist, dals also die Thatsachen die Richtigkeit dieser Lehre zu be- 
stätigen scheinen. Ich glaube vielmehr, dafs auch hier der Satz gilt, 
zu dem ich an früherer Stelle gelangt bin, dals nämlich die Arbeiter 
stets denjenigen Lohn erhalten, den sie den Arbeitgebern abzuringen 
oder abzutrotzen vermögen, nur glaube ich, dafs in solchen Orten oder 
Ländern, wo das Leben teuer ist, die Arbeiter sich eben in einer ver- 
hältnismäfsig günstigeren Lage befinden, so dafs es ihnen leicht wird, 
den Arbeitgebern mehr Geld abzuringen. Die Umstände, welche be- 
wirken, dafs die Arbeiter sich in den gedachten Ländern oder Orten in 
einer verhältnismäfsig günstigen Lage befinden, sind mehrfacher Natur. 

Zunächst wird und ist das Leben dort teuer, wo viele Menschen 
sind, die viel Geld auszugeben haben und thatsächlich ausgeben, wie 
beispielsweise in den Grofestädten und speciell in den Residenzen, wo 
viele reiche Leute leben, oder in solchen Gegenden und Orten (Bade- 
orten), die von Reisenden stark frequentiert werden. Derartige Men- 
schen wollen in erster Reihe gut bedient werden, zahlen aber flott. 
Infolgedessen entsteht eine lebhafte Nachfrage nach Dienerschaft, die 
gut gelohnt wird (und zwar Nachfrage nicht nur nach eigentlichen Dienst- 
boten, sondern auch nach Hotelbediensteten, Fremdenführern u. dgl.). 
Es müssen also die Löhne der gewerblichen Arbeiter schon aus dem 
Grunde steigen, weil die Arbeiter im entgegengesetzten Falle derartige 
besser gelohnte Dienerstellen anstreben. Zum zweiten entsteht in der- 
artigen Gegenden oder Orten eine lebhafte Nachfrage nach (gut ge- 
zahlten) Kleidern, Luxusartikeln u. s. w., und wenn die betrefl'enden 
Gewerbetreibenden ein gut Stück Geld verdienen und bestrebt sind, 
ihren Geschäftsbetrieb auszudehnen, so entsteht abermals eine lebhafte 
Nachfrage nach Arbeitskräften, und die Löhne müssen steigen. Ahn- 
liches gilt von den Minendistrikten (Kalifornien, Australien u. s. w.), 
wo das Geld — wie man zu sagen pflegt — keinen Wert hat und 
leicht verausgabt wird, und wo man die Leute, die in der Werkstätte 
oder in der Fabrik bleiben und arbeiten sollen, auch wieder gut be- 
zahlen mufs, weil sie sonst die Arbeit verlassen und in die Goldfelder 
gehen. Teilweise Ahnliches kann in einer grofsen Stadt eintreten, in 
der das Leben teuer ist. Will man hier Arbeiter haben, so wird man 
sie teurer bezahlen müssen, weil sie vielleicht im entgegengesetzten 
Falle auf das platte Land hinausgehen, wo das Leben billiger ist, und 
dort Erwerb suchen. Hat man sich dann im Laufe der Zeit an die 
hohen Preise allgemein gewöhnt, und haben sich die gesamten Ein- 
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kommens- und Ausgabenverhältnisse diesen hohen Preisen angepaüst, so 
werden in vielen Fällen die höheren Löhne mhig weitergezahlt, weil 
es eben die Sitte oder das Herkommen so mit sich bringt, oder weil 
die Arbeitgeber einsehen, dafs der Arbeiter hier in der Gegend so und 
so viel zum Leben braucht, und dars es hartherzig wäre, ihm weniger 
Lohn zu geben u. dgl. Endlieh darf man nicht vergessen, dals in vielen 
Fällen gesagt wird, die Löhne in dieser oder jener Orofsstadt seien 
hoch, und dafs thatsäohlich die Löhne der qualifizierten Arbeiter (etwa 
geschickter Schneider-, Schuhmaoher-, Tischler-, Schlossergehilfen u.s. w.) 
daselbst hochstehen, dals daneben aber manche unqualifizierte Arbeiter, 
wie etwa Strafsenkehrer, Schneeschaufler u. dgl., nur wahre Hunger- 
löhne erhalten. 

g. Die Association und Organisation der Arbeiter. Wir 
können heute allerorts beobachten, daä sich die Berufsgenossen in freie 
Vereinigungen „zur gegenseitigen Wahrung ihrer Berufs- und Standes- 
interessen^ zusammenschlielsen. Es wiederholt sich da ein Vorgang, der 
ziemlich in der nämlichen Weise sich bereits im Mittelalter abgespielt 
hat, wo auch allerorts die Gleichen und die Gleichgestellten sich zu 
Schutzgilden, Innungen, Zfinften u. dgl. zusammenschlössen und „ver- 
schworen". Eine derartige Erscheinung, wenn sie allgemein auftritt, 
deutet jedesmal auf einen ungenügenden Schutz seitens der Staatsgewalt. 
Die Einzelnen thun sich freiwillig zusammen, um mit vereinten Kräften 
sich selbst zu schfitzen, wo der Staat den Schutz der betreffenden Inter- 
essen versagt. Damit ist ein Gebiet berührt, das Adolf Wagner in seiner 
bekannten „Grundlegung" zum ersten Male berührt hat, das aber bisher 
in der nationalökonomischen Litteratur noch gar nicht weiter bearbeitet 
und ausgebaut wurde, d. i. die Lehre von den „Gemeinschafisbedttrf- 
nissen". Jeder Mensch hat nämlich eine Reihe von Bedürfnissen, ftlr 
die er durch seine wirtschaftliche Thätigkeit in planmäfsiger Weise 
dauernd vorzusorgen besti-ebt ist. Insofern diese Bedürfhisse ausschlieft- 
lioh oder doch vorwiegend seine eigene Person betreffen, wie etwa das 
Nahrungs-, das Kleidungs-, das Wohnungsbedürfnis u. dergl., bezeichnet 
man sie als „Individualbedürfnisse^. Damit ist jedoch die Reihe der 
menschlichen Bedürfnisse nicht abgeschlossen. Durch das Zusammen- 
leben mit anderen Menschen entsteht ferner eine ganze Reihe anderer 
Bedürfhisse, die Adolf Wagneb (a. a. 0.) als „Gemeinschaftsbedürfnisse** 
bezeichnet; dieselben lassen sich nach meinem Dafärhalten unter dem 
Sammelnamen „ Bedürfnis nach einer festen Rechtsordnung^ zusammen- 
fassen. Robinson auf seiner Insel braucht keinen Gesetzescodex, der 
diese Rechtsordnung in Paragraphen kleidet, weil er eben dort ganz 
allein lebt und durch sein Thun und Lassen keinen zweiten Menschen 
geniert oder beeinträchtigt. Wo jedoch mehrere Menschen beisammen 
leben, taucht sofort eine ganze Reihe von Fragen auf, wie z. B. die 
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Frage, wie weit jeder Einzelne gehen darf, ohne seine übrigen Mit- 
menschen zn behelligen; welche Mafsnahmen etwa im Interesse aller 
zn ergreifen wären, und in welchem Mafse jeder Einzelne zur Herstellung 
des allen erwünschten Werkes heranzuziehen sei u. dergl. m. 

Sieht man etwas genauer zu, so zeigt sich, dafs diese Gemein- 
schaftsbedür&isse oder dieses Bedürfnis nach einer festen Rechtsordnung 
namentlich durch zwei Umstände hervorgerufen wird: einmal durch 
das räumliche Beisammenwohnen der Menschen und zweitens durch die 
Gleichheit des Berufes. Dafs die Rechtsordnung das örtliche Beisammen- 
leben der Menschen zu regeln hat, ist so selbstverständlich und nahe- 
liegend, dafs dies keines weiteren Beweises bedarf. Da ist zunächst 
die Frage des Mein und Dein zu regeln, also eine Eigentumsordnung 
zu schaffen, oder, allgemein ausgedrückt, es ist die ganze Civil- und 
Strafgesetzgebung zu schaffen. Femer taucht die Frage auf, wie die 
Straften-, die Schul-, die Wasserversorgungsangelegenheiten, die ver- 
schiedenen Zweige der Polizeiverwaltung zu regeln sind u* dergl. m. 
Diesen Angelegenheiten und Interessen stehen dann diejenigen Gemein- 
schaftsbedür&isse gegenüber, die durch die Gleichheit des Berufes unter 
den Berufsgenossen (eventuell auch durch die Gleichheit der Konfession 
u. dergl.) hervorgerufen werden. Unter diesen durch die Berufegenossen- 
schaft hervorgerufenen Gemeinschaftsbedürfnissen ist jedesmal das Be- 
dürfnis nach einem gewissen solidarischen Vorgehen der Beiiifsgenossen 
das hervorragendste, weil die Interessen des Berufsstandes durch nichts 
empfindlicher geschädigt werden können, als durch eine illoyale Kon- 
kurrenz oder ein illoyales Verhalten einzelner Berufsgenossen. Nur 
beispielsweise sei an die Sonntagsruhe der Kaufleute und an die That- 
sache erinnert, dafs die Schliefsnng der Kaufmannsläden in einer Stadt 
durch die Weigerung eines einzigen Kaufmannes der betreffenden Branche 
vereitelt werden kann, 'weil dieser Eine, wenn er seinen Laden am Sonn- 
tage offen hält, immer einen Extragewinn einstreicht, also sich auf Kosten 
seiner BeruÜBgenossen bereichert, während keiner der Kaufleute einen 
Verlust erleidet, wenn sie alle am Sonntage ihre Läden sehliefeen. 

Hier entsteht nun die Frage, wer berufen ist, für die Deckung jener 
Gemeinschaftsbedürfnisse zu sorgen oder bezw. die Fürsorge für die 
Gemeinschaftsbedürfnisse gesetzlich (oder durch sonstige Vorschriften) 
zu regeln. Und hierfür bieten sich zwei Wege dar; diese Fürsorge 
oder doch die Regelung derselben kann von der Staatsgewalt ausgehen, 
oder sie kann den Betreffenden überlassen werden. Thatsächlich hat 
der absolute Staat anfänglich diese Aufgabe sich vindiziert und es unter- 
nommen, für diese beiden Gruppen von Gemeinschaftsbedürfnissen selbst 
zu sorgen. Es stellte sich jedoch bald heraus, dafs die staatliche Für- 
sorge für die aus dem räumlichen Beisammenleben entspringenden 
Gemeinschaftsbedürfnisse mangelhaft war. Thatsächlich werden wohl 



Digitized by 



Google 



204 Zweiter Teil. 

aach die in einer Ortsgemeinde beisammen wohnenden Menschen besser 
zu beurteilen wissen, was ihnen not thut — ob beispielsweise diese 
oder jene Stralse zu pflastern oder im Sommer mit Wasser zu besprengen 
ist, ob etwa das Sehulgebäude an dieser oder jener Stelle errichtet 
werden soll u. dergl. m. — , als die Staatsgewalt. Die absoluten Staaten 
entschlossen sich daher, auf einen Teil ihrer Allmacht zu verzichten und 
den betreflFenden Gemeinschaften eine gewisse Autonomie zu zugestehen ; 
allein dieses Recht der Selbstbestimmuug und Selbstverwaltung wurde 
lediglich den auf dem örtlichen Beisammenwohnen beruhenden Gemein- 
schaften oder geographisch abgegrenzten Bevölkerungsgruppen zugestan- 
den: der Ortsgemeinde, dem Bezirke, dem Kreise, der Provinz (dem 
Kronlande) und der Bevölkerung des gesamten Staatsgebietes, So ent- 
standen die modernen Gemeindevertretungen, die Bezirksvertretungen, 
die Kreistage, die Provinziallandtage und die staatlichen Centralpar- 
lamente, denen jedesmal die Aufgabe zufllllt, bei der Verwaltung der 
bezüglichen gemeinsamen Angelegenheiten (d. i. bei der Fürsorge fllr 
die betreflFenden Gemeinschaftsbedürfnisse) ein mehr oder weniger ent- 
scheidendes Wort mitzusprechen. 

Bei den auf der Gleichheit des Berufes beruhenden Gemeinschaften 
wurde das Bedürfnis nach einer gewissen Autonomie anfänglich nicht 
so lebhaft empfunden, oder es trat weniger deutlich hervor. Infolge- 
dessen wurden die Berufsgenossen anfilnglich nicht zu Einheiten, zu 
Körperschaften öffentlichen Rechtes, wie etwa die Ortsgemeinde, der 
Bezirk, der Kreis u. s. w. zusammengefafst, und demgemäfs konnte 
ihnen auch das Recht der Selbstbestimmung und der Selbstverwaltung 
ihrer Angelegenheiten nicht zugestanden werden. Weil aber die aus 
der Gleichheit des Berufes entspringenden Gemeinschaftsbedürfnisse 
darum nicht minder vorhanden sind und sich nicht minder flihlbar 
machen, als die aus dem räumlichen Beisammenleben hervorgehenden 
Bedürfnisse dieser Art, so sehen wir heute — wie gesagt — , dafs aller- 
orts die Berufsgenossen sich in freie Vereine zusammenschliefseu, um 
auf diesem Wege fllr die Befriedigung der aus der Gleichheit des Be- 
rufes entspringenden Gemeinschaftsbedürfnisse zu sorgen, so gut oder 
schlecht dies eben einer freiwilligen Vereinigung gelingen mag. 

Ganz besonders gilt dies vom einfachen Handarbeiter, der in seiner 
Isolierung (als vereinzeltes Individuum) dem Arbeitgeber gegenüber jedes- 
mal den weitaus schwächeren Teil repräsentiert. Und diese Schwäche 
des Arbeiters ist lediglich auf den Umstand zurückzuführen, dafs die 
Konkurrenz der Arbeiter unter einander extensiv wie intensiv so 
kolossal ist. Die Konkurrenz der Arbeiter ist extensiv so grols, 
weil die Zahl der Beschäftigung suchenden Arbeiter riesengrofs ist, 
so dafs zu jeder freien Stelle sich gleich ganze Scharen von Be- 
werbern melden. Die Konkurrenz ist aber auch intensiv ungeheur, 
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weil der Arbeiter vermögenslos und daher mit seinem Familie dem Hunger 
preisgegeben ist, wenn er auch nur an einem Tage nichts verdient. 
Hierin liegt ja bekanntlich das Geheimnis der Übermacht des Unter- 
nehmere tlber die Arbeiter und der Kern der sogen, sozialen Frage. 
Der Unternehmer, der Arbeiter braucht, hungert nicht sofort, wenn er 
die Arbeiter augenblicklich nicht findet, denn er ist ein mehr oder 
weniger wohlhabender Mann. Er kann sich also begnügen, bekannt 
zu geben, dafs er in seinem Werke so und so viele Arbeitsstellen zu 
besetzen hat, und kann im übrigen zuwarten, bis die Arbeiter, die 
scharenweise herbeiströmen und (durch ihre grofse Zahl und durch den 
Hunger gezwungen) sich gegenseitig auf das lebhafteste unterbieten — , 
bis die Bewerber ihre Lohnforderungen auf ein Minimum herabgedrückt 
haben. Und erst wenn dies geschehen, ist der Unternehmer gnädig 
und herablassend genug, das Arbeitsangebot zu acceptieren. 

Für die Arbeiter ist daher die Beseitigung oder doch die Eindäm- 
mung dieser excessiven Konkurrenz im strengsten Sinne des Wortes 
eine „Lebens^'-Frage (eine Hungerfrage). Soll aber die Konkurrenz unter 
den Arbeitern beseitigt oder doch eingedämmt werden, so sind hierzu 
zwei Dinge unbedingt notwendig. Die Arbeiter müssen einmal den 
Willen haben, sich gegenseitig keine Konkurrenz zu machen, d. h. sie 
müssen eines Sinnes sein ; sie müssen zweitens der Notwendigkeit ent- 
hoben sein, sich gegen ihre bessere Überzeugung und gegen ihren Willen 
in ihren Lohnforderungen gegenseitig zu unterbieten. Das heifst also 
mit anderen Worten: Die Arbeiter müssen sich verabreden und ver- 
bünden, und sie müssen über finanzielle Mittel verfügen, um die be- 
schäftigungslosen und Arbeit suchenden Genossen gegen den Hunger 
zu schützen. Hierin liegt der letzte Grund und der Kern jeder Koalition 
der Arbeiter, und weil die Arbeiter dies seit jeher instinktiv gefühlt 
haben, so waren sie auch seit jeher bestrebt, sich zu koalieren, um auf 
diese Weise günstigere Arbeitsbedingungen für sich zu erzwingen. Aus 
dem Gesagten ergiebt sich aber weiter, dafs die Vereinigung den Ar- 
beitern nur dann ausgiebigen Schutz zu gewähren vermag, wenn sie 
die Gesamtheit der Arbeiter umfafst, weil sonst die aufserhalb der Ver- 
einigung stehenden Arbeiter den verbündeten Genossen Konkurrenz 
machen, und zweitens weil es eine Lebensfi'age für die Vereinigung 
ist, einen Fonds zur Unterstützung der Beschäftigungslosen aus den Bei- 
trägen der Mitglieder anzusammeln, der selbstverständlich nur dann 
eine nennenswerte Höhe erreichen kann, wenn die Gesamtheit der Be- 
rufsgenossen beisteuert. Und da man niemals erwarten darf, dafs die 
sämtlichen Berufsgenossen ohne Ausnahme einer derartigen Vereinigung 
freiwillig beitreten werden, so mufs es der lebhafteste Wunsch der Ar- 
beiter (wie überhaupt der Berufsgenossen eines jeden Standes) sein, daüs 
sie als Berufsgenossenschaft, als eine Körperschaft öffentlichen Rechtes, 
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anerkannt werden, und dals jeder Bemfegenosse gesetzlioh verpflichtet 
sei, der BemfsgeuoBsensohaft anzugehören, za ihren Zwecken beizostenem 
und die von der Oenossenschaft beschlossenen Satzungen (die Geneh- 
migung derselben durch die Staatsgewalt selbstverständlich vorausgesetzt) 
zu befolgen. Wer diese Forderung als zu weit gehend von der Hand 
weist, mufs konsequenter Weise auch den Staat oder die Ortsgemeinde 
u. dergl. auf der Grundlage der freiwilligen Mitgliedschaft aufbauen 
wollen. Ob dies möglich ist, ist allerdings eine andere Frage. 

Keine der gegenwärtigen Gesetzgebungen der verschiedenen Staaten 
hat sicli bisher auf diesen Standpunkt gestellt. Die Koalitionen, und 
zwar sowohl die der Arbeiter wie die der Arbeitgeber, waren früher in 
ziemlich allen Staaten bei Strafe verboten. Diese Koalitionsverbote 
wurden dann (und zwar zuerst in England im Jahre 1826, in den übrigen 
Staaten seit den sechziger Jahren des laufenden Jahrhunderts) aufge- 
hoben, allein keiner der heutigen Staaten konnte sich bisher dazu ent- 
schließen, die Koalitionen voll anzuerkennen; sie sind heute zwar ge- 
stattet, allein alle diesbezüglichen Verabredungen sind für die Teil- 
nehmer unverbindlich, so dafs kein Mitglied, welches sein Wort bricht, 
von der Vereinigung auf Erf&Uung der übernommenen Verpflichtungen 
geklagt werden kann. Dafs unter solchen Umständen speciell auch die 
Vereinigungen der Arbeiter nur sehr mangelhaft funktionieren, ist be- 
greiflich, und eben deshalb müssen die Arbeiter bestrebt sein, mit ver- 
doppelter Lebhaftigkeit unter ihren Genossen fUr die Vereinigungen zu 
agitieren, um auf dem Wege der Freiwilligkeit diejenige Einheit unter 
sich zu erzielen, die ihnen das Gesetz zu erzwingen verwehrt. 

Vereinigungen der minder nahestehenden Menschen (der Stammes- 
genossen, der Ortsbewohner, der Berufsgenossen u. dergl.) zur Wah- 
rung ihrer gemeinsamen Interessen sind uralt; sie sind so alt wie 
das Menschengeschlecht selbst, denn der Drang zur Vereinigung ist 
dem Menschen angeboren. Dies gilt denn auch von den Vereinigungen 
der Arbeiter, die vorgekommen sind, seitdem es einen besonderen 
Stand von Arbeitern giebt. Schon die verschiedenen Sklavenaufstände 
im Altertum sind — vom nationalökonomischen Gesichtspunkte aus 
betrachtet — nichts anderes als Versuche der vereinigten damaligen 
unfreien Arbeiter, mit den Waffen in der Hand günstigere Existenz- 
bedingungen für sich zu erringen. Desgleichen tauchen im späteren 
Mittelalter allerorts Vereinigungen der Handwerksgesellen auf (vergl. 
Schanz: „Zur Geschichte der deutschen Gesellen verbände im Mittel- 
alter". Leipzig, 1876), deren Zweck in ähnlicher Weise dahin ging, die 
Lage der Handwerksgesellen — des mittelalterlichen „Arbeiterstandes" — 
günstiger zu gestalten. Was uns an dieser Stelle interessiert, sind die 
auf die Verbesserung der Lage gerichteten Arbeiterorganisationen der 
Gegenwart, d.i. die heutige Gewerkvereinsbewegung unter den Arbeitern. 
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Die Heimat der modernen tlewerkvereine („Trades Unions*') der Ar- 
beiter ist England, der bedeutendste unter den ersten ist die ^ Amalgamated 
Society of Engineers**, die im Jahre 1826 entstand. (Vergl. Lujo Bren- 
tano: „Die Arbeitergilden der Gegenwart", 2Bände, Leipzig, 1871 u, 1872, 
ferner derselbe: „Das Arbeitsverhältnis gemäfs dem heutigen Beoht". 
Leipzig, 1 877.) Schon früher entstanden an verschiedenen Orten inEngland 
Vereinigungen von Arbeitern der dortigen Grofsindustrie, die jedoch zu- 
meist nur von kürzerer Dauer waren und gewissermalsen als unsichere 
und nur tastende Versuche anzusehen sind, die zweckmälsigste Form 
der Arbeiterorganisation zu finden. Namentlich waren es zwei Arten 
der Vereinigung, die so zu sagen die Wurzeln bilden, aus denen die 
heutigen Gewerkvereine hervorgewachsen sind. Einerseits entstanden 
da und dort lokale Vereinigungen der verschiedenen im Orte wohnenden 
Arbeiter. Diese Vereinigungen hatten keinen langen Bestand, weil es 
sich bald herausstellte, dafs die Interessen der verschiedenen Arbeiter- 
gruppen (beispielsweise der Schneider und der Maschinenschlosser u.dergl.) 
zu heterogen waren und demgemäfs zu wenige gemeinsame Berührungs- 
punkte hatten. Anderseits wurden die Arbeiter einer und derselben 
Fabrik durch die Macht der Verhältnisse bald von selbst dazu gedrängt, 
sieh unter einander fest zusammenzuschliefsen, um günstigere Arbeits- 
bedingungen für sich zu emngen. Wollten sie nämlich eine Verkürzung 
der Arbeitsstunden, eine Erhöhung der Löhne u. dergl. erlangen, so 
mufsten sie als geschlossene kompakte Masse dem „Herrn*' gegentiber- 
trcten und ihm im entgegengesetzten Falle mit der Niederlegung der 
Arbeit, dem Streik, drohen. Bald stellte es sich jedoch heraus, dafs mit 
einer derartigen blofsen Vereinigung oder Verabredung — mochte sie ^ 
anfänglich auch noch so fest sein — wenig gewonnen war. Denn wenn 
es zur Ausführung den Drohung, d. h. zur wirklichen Arbeitseinstellung 
kam, so stellte sich bei den mittellosen feiernden Arbeitern bald der 
Hunger ein, der sie in kürzester Zeit zwang, sich bedingungslos dem 
Willen des Fabrikherrn wieder zu unterwerfen. 

Sollte also ein Streik von Erfolg sein, so mufsten Gelder vorhanden 
sein, um die feiernden Arbeiter während der Dauer der Arbeitsein- 
stellung zu erhalten. Die Arbeiter (einer und dereelben Fabrik) wurden 
somit von selbst dazu gedrängt, schon in Friedenszeiten für den Krieg 
zu rüsten, d. h. schon in Zeiten friedlicher Arbeit in der Fabrik kleine 
laufende Beisteuern unter sich einzuheben, um im Falle eines Streiks 
über eine genügende Unterstützungskasse zu verfügen. Allein auch 
dieses Mittel erwies sich bald als ungenügend. Denn kam es nun zur 
Arbeitseinstellung und zeigten die feiernden Arbeiter keine Lust, zur 
Arbeit zurückzukehren (weil sie vorläufig aus der gemeinsamen Kasse 
unterstützt wurden), so half sich der Fabriksherr in der Weise, dafs er 
von anderwärts (beschäftigungslose) Arbeiter der betreffenden Branche 
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heranzog und in seine Fabrik einstellte, und nun waren die Streikenden 
erst recht kaltgestellt. Wollten also die Arbeiter dem Arbeitgeber als 
ein achtunggebietender Machtfaktor gegentibertreten, so durfte sich ihre 
Vereinigung nicht auf die einzelne Fabrik beschränken, sondern sie 
jnufste die sämtlichen Arbeiter (oder doch die überwiegende Mehrheit) 
der betreffenden Branche im ganzen Lande umfassen, die insgesamt zur 
gemeinsamen Kasse laufende Beisteuern entrichten. Dafe damit das 
letzte Stadium der Arbeiterorganisation noch nicht erreicht ist, dafe die 
nationale Vereinigung mit logischer Notwendigkeit zur internationalen 
(die Arbeiter der gesamten Kulturwelt umfassenden) Vereinigung hin- 
drängt, mag hier nur nebenbei gestreift werden. Marx hat eine solche 
in seiner bekannten „Internationalen Arbeiter- Association*' zu begründen 
Tersucht — , die Verhältnisse scheinen jedoch hierfür noch nicht reif zu sein. 

So entstanden die heutigen Gewerkvereine der Arbeiter in England. 
Die Organisation derselben ist (nach Brentano) im allgemeinen die 
folgende. Die Arbeiter der nämlichen Branche in den einzelnen Orten 
treten zu Ortsvereinen zusammen und zahlen ihre regelmäfsigen Bei- 
träge in die Vereinskasse. Die Ortsvereine ihrerseits treten (durch 
Delegierte) zusammen und bilden den das ganze Land umfassenden 
Gewerkverein der Arbeiter der betreffenden Branche. Die sämtlichen 
Gewerkvereine endlich entsenden ihre Vertreter in den „Generalrat 
der Gewerkvereine*'^ der eine Art — aber allerdings nur loser — Ver- 
einigung der sämtlichen Gewerkvereine des Landes darstellt. Diese 
Form der Vereinigung ist so selbstverständlich und naturgemäfs, dafe sie 
im allgemeinen von den Arbeitern der übrigen Länder nachgeahmt 
wurde; im einzelnen allerdings ist die Art der Vereinigung durch die 
Vereins- und sonstige Gesetzgebung der betreffenden Staaten bedingt 
und muft sich derselben anpassen. Wo die Gesetzgebung die Vereinigung 
der Arbeiter verbietet oder ungebührlich erschwert, findet sie im ge- 
heimen statt. 

Das Ziel, welches die Gewerkvereine anstreben, ist im allgemeinen 
selbstverständlich bie Verbesserung der Lage der Arbeiter, d. i. also die 
ständige Beschäftigung des Arbeiters das ganze Jahr hindurch (oder 
Vermeidung der unverschuldeten Entlassung aus der Arbeit), die Ver- 
kürzung der Arbeitszeit und die Erhöhung der Löhne. Die mi&liche 
Lage der Arbeiter in der heutigen Grofsindustrie ist namentlich auf 
zwei Umstände zurückzuftlhren: auf die in der Grofsindustrie mit einer 
gewissen Regelmäfsigkeit auftretenden Krisen und auf die tibermäfeige 
Konkurrenz unter den Arbeitern, und demgemäfs sind die Gewerkver- 
eine bestrebt, diese beiden Übelstände zu bekämpfen. 

Die Krisen ihrerseits sind die Folge des sogen, anarchischen Zu- 
standes der heutigen Grofsproduktion. Die erste Bedingung des ruhigen 
Fortganges der Produktion ist nämlich, dafs die Erzeugung dem Be- 
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darfe angepafst werde. Gerade dies ist aber dero heatigen Grofsnater- 
nehmer nahezu anmöglioh gemacht. Der Grolsiiidustrielle produziert 
ftlr den sogen. Weltmarkt, dessen Bedarf er nicht kennt ; er weifs zum 
zweiten nicht, wie viel jeder seiner Berufegenossen zur Zeit produziert; 
er kennt zum dritten nicht die Oröfee der fertigen Vorräte, die zur Zeit 
in den verschiedenen Magazinen der Fabriken und der Eaufleute sowie in 
den einzelnen Haushaltungen lagern — , und angesichts der Unkenntnis 
dieser Verhältnisse soll er seine Produktion dem Bedarfe anpassen. 
Der einzige Anhaltspunkt für ihn ist somit der jeweilige Stand des 
Preises seines Artikels. Steigt dieser, so ist dies ein Beweis, dals Nach- 
frage nach demselben herrscht, und nun mulis der Produzent bestrebt 
sein, so rasch als möglich die günstige Konjunktur auszunutzen und 
seine Produktion nach Kräften auszudehnen, damit ihm die anderen 
Konkurrenten nicht zuvorkommen. Und weil dies jeder der betreffenden 
Produzenten thut, kann es nicht ausbleiben, dals der Markt in verhält- 
nismäfsig kürzester Zeit überführt ist. 'Nun stockt der Absatz, die Preise 
fallen, die Produktion mufs eingeschränkt werden, die Löhne werden 
reduziert und die Arbeiter entlassen, [bis nach einiger Zeit die wilde 
Jagd von neuem beginnt. Dafe die Arbeiter von solchen Perioden rück- 
läufiger Bewegung aufserordentlich hart betroffen werden, weil sie viel- 
fach dem Elend und Hunger preisgegeben werden, bedarf keines weiteren 
Beweises. Es ist daher sehr begreiflich, dafs sie derartige Krisen hint- 
anzuhalten suchen, und sie thun dies (wie Brentano ausftlhrt), indem 
sie sich in den Zeiten eines sogen, „volkswirtschaftlichen Aufschwunges^ 
nach Kräften gegen eine zu grofse Ausdehnung der Produktion (Aus- 
dehnung der Arbeitszeit) sträuben, um die Produktion möglichst gleich- 
mäfsig über den ganzen Zeitraum zu verteilen^ d. h. sie möglichst ruhig 
und gleichmäfsig zu gestalten. 

Der übermäfeigen Konkurrenz der Arbeiter — die, wie erwähnt, 
die Ursache der niedrigen Löhne und der langen Arbeitszeit ist — 
trachten die Gewerkvereine auf mehrfache Weise zu steuern. Zunächst 
durch Verminderung des Arbeitsangebotes, indem sie die überschüssigen 
Arbeitskräfte aus denjenigen Orten, in denen sich keine oder keine 
angemessene Verwendung für dieselben findet, zu entfernen und dorthin 
zu dirigieren suchen, wo Nachfrage nach denselben herrscht. Im äufser- 
flten Falle haben die englischen Gewerkvereine sogar die gänzliche 
Auswanderung von Arbeitern (nach Amerika und Australien) befördert. 
Weiter sind die Gewerkvereine bestrebt, das künftige Arbeitsangebot 
zu beschränken, indem sie sich der sogen. Lehrlingszüchterei im Ge- 
werbe widersetzen. Ebenso widerstreben sie der Verwendung ungelernter 
Arbeiter, d. i. der Verwendung von Personen (ländlichen Arbeitskräften 
u. dergl.), die dem betreffenden Gewerbe fernstehen. Werden Arbeiter 
ohne ihr Verschulden aus der Arbeit entlassen, so werden sie aus der 
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Gewerkverelüfikasse tmterBtLtzt (eventuell zur Übersiedelung an einen 
anderen Ort, wo sich Verwendung für dies findet, yeranlaftt), um zu 
verhindern, dals durch das Arbeitsangebot dieser wider Willen Feiernden 
die Löhne gedrückt werden. Dafe die Oewerkvereine einer ungerecht- 
fertigten Herabsetzung der Löhne, sowie einer eben solchen Ver- 
längerung der Arbeitsstunden widerstreben, ist selbstverständlich. Er- 
achten die Gewerkvereine den Zeitpunkt f&r eine Erhöhung der Löhne 
oder eine Verkürzung der Arbeitszeil gekommen, so trachten sie, die- 
selbe flir die Arbeiter ihrer Branche zu erwirken. Der Weg, den sie 
zur Erreichung ihrer Wünsche gegenüber den Arbeitgebern einzuschlagen 
pflegen, ist zunächst die gütliche Unterhandlung und sodann — wenn 
dieselbe erfolglos bleibt — der Streik. Die Erfahrung hat gelehrt, dafo 
Gewerkvereine, die anf&nglich vorwiegend als Streikvereine gegründet 
wurden, um so mehr die Streiks zu vermeiden bestrebt sind, je geftlllter 
ihre Kasse ist, weil sie sich scheuen, ihr mühsam angesammeltes Geld 
in leichtsinniger Weise zu verpuffen. 

Indem die Gewerkvereine bestrebt sind, die Lage der Arbeiter in 
der angedeuteten Weise zu verbessern, sind sie — wie Brentano sagt — 
bestrebt, den Verkäufer von Arbeit dem Verkäufer von anderen Waren 
so viel als möglich gleich zu stellen (vgl. oben S. 166). Dadurch, dais 
sie allerorts Daten über die Lage des Arbeitsmarktes sammeln und es 
den Arbeitern ermöglichen, von solchen Orten, wo die Löhne niedrig 
stehen, an solche Orte zu übersiedeln, wo Mangel an Arbeitskräften 
herrscht, setzen sie dieselben in die Lage, — ebenso wie die Verkäufer 
anderer Waren — den günstigsten Markt für ihren „Artikel* (Arbeit) 
au&usuchen. Dadurch, dafs sie die wider Willen feiernden Arbeiter 
unterstützen, entheben sie dieselben der traurigen Notwendigkeit, ihre 
Ware im ungünstigsten Zeitpunkte um jeden Preis loszuschlagen. Da- 
durch endlich, dafs sie die Arbeiter zu einem möglichst solidarischen 
Vorgehen gegenüber den Arbeitgebern zusammenfassen und veranlassen, 
ermöglichen sie es den geschlossenen Arbeitermassen, den Arbeitgebern 
(bis zu einem gewissen Grade) als eine ebenbürtige Macht gegenüber- 
zutreten, und mildern auf diese Weise das Verhältnis der persönlichen 
Abhängigkeit, in welches sich der Arbeitende jedesmal dem Arbeitgeber 
gegenüber begiebt. 

h. Die Arbeiterversicherung. Die Versicherung der Arbeiter 
gegen die (wirtschaftlichen) Folgen von Krankheiten und Betriebsunfilllen 
ist uralt, sie reicht, speciell bei den Bergwerksarbeitem, bis tief in das 
Mittelalter zurück. Im Laufe der Zeit gewann die (freiwillige) Ver- 
sicherung der Arbeiter immer mehr an Ausdehnung, so dafs es sohliels- 
lich in den vorgeschritteneren Ländern fast kein gröfseres und besser 
situiertes Unternehmen gab, bei dem nicht irgend eine Kranken-, Sterbe- 
oder sonstige Hilfskasse für die Arbeiter existiert hätte. Und da be- 
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kanatlich aiieh sonst das Yersloherangsweseii im wirtschaftlichen Leben 
von grofser Bedeutung ist und allerorts zahlreiche Yersicherungsunter- 
nehmungen und -Anstalten bestehen, deren Thätigkeit und rechtliche 
Stellung durch staatliche Vorschriften geregelt werden muTste, so giebt 
es heute keinen civilisierten Staat, in welchem das Versicherungswesen 
flberhaupt und speciell auch die Arbeiterversioherung nicht seit geraumer 
Zeit gesetzlich geregelt wäre. 

Erst in der allerletzten Zeit wurde jedoch — und zwar zunächst 
in Deutschland — der Versuch unternommen, die Frage der Arbeiter- 
Versicherung im sozialpolitischen Sinne einer Lösung entgegenzuflihren. 
Durch das deutsche Reiohsgesetz über die Krankenversicherung vom 
15. Juni 1883, über die Unfallversicherung vom 6. Juli 1884 und über 
die Alters- und Invaliditätsversicherung vom 22. Juni 1889 wurde die 
Versicherung der Arbeiter nach den angedeuteten drei Richtungen hin 
obligatorisch erklärt. Oesterreich hat sich dem Vorgange Deutschlands 
angeschlossen und die Unfallversicherung (Gesetz vom 28. Dezember 

1887) sowie die Krankenversicherung der Arbeiter (Gesetz vom 30. März 

1888) im allgemeinen in der nämlichen Weise geregelt, wie dies in 
Deutschland der Fall ist; die Alters- und Invaliditätsversicherung wurde 
in Oesterreich bisher noch nicht eingeftlhrt. Was uns hier interessiert, 
ist nicht so sehr der Stand der Gesetzgebung in den verschiedenen 
Staaten oder das Detail derselben, sondern der Grundgedanke der 
citierten deutschen und österreichischen Gesetze und die volkswirtschaft- 
liche Bedeutung der Arbeiterversicherung im allgemeinen, und in dieser 
Beziehung wäre Nachstehendes zu bemerken. 

Durch die neue deutsche (und österreichische) Gesetzgebung über 
die Arbeiterversicherung wurden formell zwei neue Gedanken in der 
Arbeiterversicherung zur Geltung gebracht Es wurde einmal die Ver- 
sicherung der Arbeiter obligatorisch gemacht und zweitens wurden zur 
Beitragsleistung — neben den Arbeitern, die selbstverständlich ihre Ver- 
sicherungsbeiträge zu zahlen haben — noch andere Personen, nämlich 
die Arbeitgeber, herangezogen. Zur Alters- und Invaliditätsversichernng 
in Deutschland steuert bekanntlich überdies das Reich bei. Streng ge- 
nommen sind beide Gedanken nicht ganz neu, und eigentlich hat der 
Gesetzgeber nur eine ziemlich allgemeine Übung sanktioniert und zur 
allgemeinen Pflicht gemacht. Wie erwähnt, bestanden schon vor der 
Erlassung der gedachten Gesetze bei ziemlich allen grölseren und besser 
situierten Unternehmungen eigene Versicherungs- oder Hilfskassen, denen 
die Arbeiter des fraglichen Werkes zufolge besonderer statutarischer 
Bestimmung beitreten mufsten; und überdies pflegten die meisten grö- 
fseren Unternehmer ihrer Fabrikkrankenkasse jährlich freiwillig gröfsere 
Beiträge zuzuwenden. 

Betrachtet man diese inoderne Gesetzgebung über die Arbeiterver- 
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Sicherung so, wie sie sich dem Auge darstellt, so kann nicht in Abrede 
gestellt werden, daJB durch sie die Lage der Arbeiter wesentlich ver- 
bessert wird; speciell die Verpflichtung der Arbeitgeber (beziehentlieh 
des Beiches) zur Beitragsleistung stellt sich in nuce als eine (wenn auch 
bescheidene) Erhöhung des Arbeitslohnes dar. Betrachtet man jedoch 
die in Bede stehenden Gesetze vom höheren Standpunkte der Volks- 
wirtschaft, so gestaltet sich meines Erachtens das Bild zum guten Teile 
anders. Auf mich wenigstens hat die moderne Arbeiterrersicherungs- 
gesetzgebung von Anbeginn an stets den Eindruck gemacht, als hätte 
man den Stier (i. e. die Arbeiterfrage) beim Schweif gefafst, weil man 
sich nicht dazu entschlielsen konnte, ihn bei den Hörnern zu packen. 
Freilich darf man anderseits nicht übersehen, dab die heutige Wirt- 
Schafts- und Gesellschaftsordnung kaum einen anderen Weg zu be- 
treten gestattet. 

Ah die Arbeiter sich gegen die Erwerbslosigkeit im Falle einer 
Erkrankung oder infolge eines Unfalles sicherstellen wollten, stand ihnen 
kein anderes Auskunftemittel zu Gebote, als aus eigener Kraft fbr dieses 
Bedürfnis vorzusorgen, so gut oder schlecht es eben ging. Sie begannen 
daher, entweder selbst eigene Hil&kassen zu diesem Zwecke zu be- 
gründen oder sich bei bestehenden Versicherungsanstalten zu versichern. 
Der Staat bekümmerte sich nicht weiter darum, weil bekanntlich noch 
heute im allgemeinen der Grundsatz gilt, dals es^ Sache jedes Einzelnen 
sei, für seine Existenz und flir sein Fortkommen selbst zu sorgen. All- 
gemach begann und beginnt aber eine andere Anschauung sich Bahn 
zu brechen. 

Der Gedanke, dalB die Gresamtheit sich um die wirtschaftlichen 
Folgen einer vorübergehenden oder dauernden Erwerbsunfähigkeit des 
Einzelnen (infolge einer Erkrankung, eines Unfalles oder des Alters) 
nicht viel zu bekümmern brauche, hatte seine Berechtigung, so lange 
im allgemeinen die Existenz jedes Einzelnen auf den Besitz eines 
gröberen oder geringeren Vermögens gegründet war. Derartige Verhält- 
nisse herrschten vor seit dem Beginn des Mittelalters bis zum Auf- 
konmien und der Ausbreitung der Grofsindustrie gegen das Ende des 
vorigen Jahrhunderts. Das Gros der Landbevölkerung bestand aus 
gröfseren und kleineren Grundbesitzern (ob dieselben freie „Eigentümer** 
im heutigen Sinne des Wortes waren oder nur erbberechtigte Nutz- 
nielser, ist ftlr den vorliegenden Zweck gleichgiltig), das Gros der Stadt- 
bevölkerung aus Handwerkern und Kaufleuten. Und speciell bei den 
Handwerkern und Kaufleuten war durch die damaligen Einrichtungen 
(Zunftverfassung) sowie durch die kleinen wirtschaftlichen Verhältnisse 
der damaligen Zeit daftlr gesorgt, dals fast jeder Knabe (mochte er 
von Hause aus noch so unbemittelt sein), der bei einem Meister oder 
Kaufmann in die Lehre trat, die nahezu unbedingte Gewifsheit hatte. 
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er werde im Laufe der Zeit zu einer, wenn auch bescheidenen, aber 
doch aukömmlichen und gesicherten Stellung emporsteigen. Die Für- 
sorge för den verhältnism&fsig geringen Bruchteil der Bevölkerung, der 
keiner dieser Klassen angehörte und thatsächlich besitzlos und arm war, 
oder fär die wenigen Angehörigen der besitzenden Klassen, die durch 
Krankheit oder UnglücksfSEllle gänzlich verarmten, konnte man getrost 
der Mildthätigkelt der Kirche, der zahlreichen Stiftungen, der Körper- 
schaften (Zünfte, Innungen u. dergl.) sowie der Gemeinden und eventuell 
der Privaten überlassen. 

Zuerst wurde diese Anschauung oder dieser Grundsatz in gröfserem 
Mafsstabe durchbrochen bei den fest Angestellten (der höheren Klassen), 
also bei den Beamten und Offizieren. Es liegt ja im Wesen der festen 
Anstellung, dafs der Mann, wenn er vorübergehend erkrankt, seinen 
Gehalt ruhig weiter bezieht, und ebenso selbstverständlich ist es, daüs 
die Gesamtheit (sei es der Staat, eine Gemeinde oder eine sonstige Kör- 
perschaft), die die Arbeitskraft eines Menschen voll und ausschliefslich 
in Anspruch nimmt, die also einen Menschen fest anstellt und ihm doch 
gleichzeitig nur so viel zahlt, dalis er eben standesgemäfs leben kann 
(ohne jedoch wesentliche Ersparnisse machen zu können), den Mann 
am Abende seines Lebens, wenn er arbeitsunfähig geworden, nicht aufs 
Pflaster wirft, sondern ihm bis zu seinem Lebensende einen Ruhegehalt 
bewilligt. So brach sich allgemach der Gedanke Bahn, dafs bei dem fest 
Angestellten der Gehalt ohne Rücksicht auf eine vorübergehende Er- 
krankung oder einen Unfall ruhig weiter zu laufen habe, dafs der fest 
Angestellte einen Anspruch auf ein steigendes Einkommen habe (Vor- 
rücken in höhere Dienstposten oder Anspruch auf Dienstaltersznlagen), 
dafs ihm im Falle der Invalidität sowie nach Ablauf seiner Dienstzeit 
ein Ruhegehalt und nach seinem Tode seiner Witwe sowie den hinter- 
bliebenen Waisen ein Witwengehalt bezw. die Waisenunterstützung 
gebühre. Diese Anschauung ist heute so allgemein verbreitet und uns 
allen so in Fleisch und Blut übergegangen, dafs heute in den meisten 
Staaten die Offiziere und die öffentlichen Beamten, d. i. die Staats-, 
Provinzial-, Kreis-, Bezirks- und Koramunalbeamten sowie die Beamten 
der Stiftungen und Fonds- in der angedeuteten Weise angestellt sind. 
Und diese Sitte greift noch weiter, denn die Beamten der grofsen Aktien- 
gesellschaften sind zumeist nach den gleichen Grundsätzen angestellt. 

Um die übrigen Personen, die ausschliefslich von dem Ertrage ihrer 
Arbeit leben, bekümmerte sich bisher niemand. Es sind dies einmal 
die Angehörigen der liberalen Berufe, wie Rechtsanwälte, Ärzte, Künstler, 
Privatlehrer, Schriftsteller u. dergl. Diese Personen bedürfen — bisher 
wenigstens — keiner öffentlichen Fürsorge, weil sie in der Regel mate- 
riell derart gestellt sind, dafs sie nicht von der Hand in den Mund 
leben, d. h. dafs sie nicht sofort hungern müssen, wenn sie etwa 
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einmal durch ein Unwohlsein acht Tage lang an das Zimmer ge- 
fesselt sind. Überdies ist das Einkommen dieser Personen vielfach der- 
artig, dais sie bei einiger Sparsamkeit leicht ein Vermögen ansammeln, 
oder sich doch bei einer der zahlreichen Yersicherongsanstalten gegen 
die widerwärtigen Zufälle des Lebens versichern können. Die zweite 
Kategorie der hierher gehörigen Personen besteht ans den zahlreichen 
höheren oder niedrigeren Bediensteten von Privatpersonen, wie etwa 
Handlangskommis und -Kontoristen, Fabrikbeamte, Wirtschaftsbeamte, 
die eigentlichen Dienstboten u. dergl. Wenn sich bisher niemand um 
die Sicherung der Existenz dieser Personen bekümmerte, so waren hier- 
f&r mehrfache Gründe maisgebend. Zum Teile sind diese Personen 
derart gestellt, dalis sie (durch Sparsamkeit oder Versicherung bei Ver- 
sicherungsanstalten) fbr sich selbst sorgen können. Zum Teile bildet ihr 
Eintritt in einen Dienst nur das Übergangsstadium für ihre künftige 
selbständige Lebensstellung, wie bei den jüngeren Handlungs- und 
Fabrikangestellten, den Dienstmädchen (die zumeist heiraten) u. dergl. 
Ganz besonders aber stand dem Gedanken, die Existenz dieser Personen 
zu sichern, die Unmöglichkeit entgegen, irgend welche (Garantien von 
Seite des Dienstherrn zu erlangen. Denn welche Sicherstellung kann 
z. B. ein Kaufmann, der selbst vor dem Bankrott nicht sicher ist, daflir 
bieten, dafs er seinen langjährigen Buchhalter lebenslänglich im Dienste 
behalten und ihm überdies nach vollendeter Dienstzeit oder im Falle 
der Invalidität einen Ruhegehalt (nebst etwaiger Witwenpension und 
Waisenunterstützung) gewähren werde. Die dritte Kategorie der hierher 
gehörigen Personen endlich besteht aus den eigentlichen Arbeitern. 
Nach dem bekannten Grundsatze „minima non curat praetor^ gab sich 
niemand die Mühe, an diese Personen überhaupt auch nur zu denken; 
sie waren ja viel zu unbedeutend, und überdies waren sie ja nach dem 
famosen BiCABDOschen „Lohngesetze^ an ihrer elenden Lage selbst 
schuld. Wären sie nur im Punkte der Eheschliefsung und der Familien- 
begründung ein wenig vorsichtiger gewesen, so könnte ja jeder Fabrik- 
arbeiter mindestens ein Millionär sein! 

Allgemach aber begann das öffentliche Gewissen sich zu regen, 
man begann endlich einzusehen, dals der Mann, der sein lebelang an 
der Maschine steht und Güter produziert, die von der Gesamtheit des 
Publikums gebraucht und konsumiert werden, der also (wenn er auch 
formell im Solde des einzelnen Fabrikanten steht) im Dienste der Ge- 
samtheit thätig ist, nicht minder ein öffentlicher Funktionär ist, als etwa 
der Kichter oder der Verwaltungsbeamte. Besteht somit fllr die Gesamt- 
heit eine Rechtspflicht, dem Beamten oder dem Offizier, der der All- 
gemeinheit seine Dienste widmet, eine gesicherte und auskömmliche 
Existenz zu bieten, so gilt ein Gleiches auch fttr den bescheidenen 
Fabrikarbeiter, der bekanntlich noch viel weniger als der Offizier oder 
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der Beamte im stände ist^ sich ein ^Yermögen^ zu ersparen, von dessen 
Erträgnis er im Alter leben könnte. In Deutschland nnd in Oesterreich 
erinnerte sieh endlich die Staatsgewalt dieser ihrer Pflicht gegen den 
Arbeiter, nnd sie glaubte ihre Aufgabe gelöst zu haben, wenn sie den 
Arbeiter — in echt manchesterlich-liberaler Weise — dem Versicherungs- 
zwange unterwarf, indem sie ihm die Bechtspflicht auferlegte, sich gegen 
die wirtschaftlichen Folgen einer Erkrankung oder eines Betriebsunfalles 
zu versichern, und gleichzeitig den Unternehmer zur Beitragsleistung 
mit heranzog. 

Der Gedanke, dafs der Arbeiter sich gegen die widrigen Zufälle 
im Leben versichern solle, ist ja an sich gewils recht schön, und die 
bisherigen Erfolge der Kranken- und Unfallversicherung beweisen, dafs 
die Sache bis zu einem gewissen Grade auch praktisch durchführbar 
ist, aber trotz alledem bleibt die Versicherung (in ihrer bekannten privat- 
wirtschafilichen Gestalt als „Versicherung gegen Prämienzahlung") eine 
mehr als fragwürdige Sache. Wer sich nämlich versichert, der ver- 
pflichtet sich zu einer laufenden Prämienzahlung, und jede derartige 
Verpflichtung setzt voraus, dalB der Betreffende sich in einer materiellen 
Lage befindet, welche ihm gestattet, die versprochene, regelmäfsig wieder- 
kehrende Zahlung auch effektiv zu leisten. Das heilst also mit anderen 
Worten, der Versicherte darf nur dann mit einiger Wahrscheinlichkeit 
hoffen, dals er die versprochenen Prämien thatsächlich werde bezahlen 
können, wenn die Prämien einen relativ nur kleinen Bruchteil seiner 
laufenden Einnahmen repräsentieren. Wie soll aber der Arbeiter im 
Stande sein, sich zu regelmäfsig wiederkehrenden Zahlungen (mögen sie 
auch noch so gering sein) zu verpflichten und dieselben auch effektiv 
zu leisten, wenn er selbst heute nicht weilB, ob er nicht morgen schon 
aus der Fabrik entlassen sein wird. 

Wer der landläufigen Meinung huldigt, wird vielleicht geneigt sein, 
zu sagen, dals der Arbeiter sich auch gegen diese Eventualität ver- 
sichern möge. Dem wäre jedoch entgegen zu halten, dals die Fähig- 
keit des Arbeiters, sich zu versiehern, denn doch auch ihre Grenzen 
hat. Wie an früherer Stelle (S. 185) bemerkt wurde, hat Brentano 
die Frage der Arbeiter eingehend erörtert. Er gelangt bekanntlich zu 
dem Kesultate, dafs der Arbeiter sich gegen sechs Eventualitäten ver- 
sichern sollte: 

1. er soll sich gegen die Folgen einer Erkrankung oder eines Be- 
triebsunfalles versichern, 

2. er soll sich gegen die Folgen einer unverschuldeten Entlassung 
aus der Arbeit versichern, 

3. er soll sich eine Alterspension sichern, 

4. er soll sich für den Fall der Invalidität versichern, 

5. er soll sein Begräbnisgeld versichern, und er soll 
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6. ftr den Fall seines Ablebens die Erziehungskosten seiner Kin- 
der versichern. 

Wird diese Forderung lediglich als Wnnsch hingestellt, d. h. als 
Wunsch, der Lohn möge so hoch sein, dafs es dem Arbeiter ermöglicht 
werde, sich gegen diese — und eventuell noch gegen einige andere — 
Eventualitäten zu versichern, so wird gewilB jeder bereitwilligst diesem 
Wunsche zustimmen. Wird aber diese Forderung in dem Sinne hin- 
gestellt, dafs dem Arbeiter die Verpflichtung auferlegt werden möge, 
sich nach diesen sechs Richtungen hin zu versichern, so darf man ihr 
wohl die bescheidene Frage entgegenhalten, woher denn der Arbeiter 
das viele Geld nehmen solle, um die gedachten sechs Versicherungs- 
prämien auch effektiv zu bezahlen, da die Gefahr nahe liegt, dafs 
dieselben nicht nur seinen ganzen Lohn, sondern noch etwas darüber 
hinaus verschlingen. 

Gelangt man aber auf diesem Wege notwendig zu einem Punkte, 
wo die gesamte privatwirtschaftliche Versicherung des Arbeiters an der 
Unmöglichkeit scheitert, aus dem knapp zugemessenen Lohne die Prä- 
mien zu bezahlen, so darf man sich billigerweise wohl die Frage vor- 
legen, ob der Weg der privatwirtschaftlichen Versicherung überhaupt 
der richtige war, um die Lage des Arbeiters dauernd und in merk- 
licher Weise zu verbessern. Ich flir meine Person kann mich — wie 
schon erwähnt — zu diesem Glauben nicht emporschwingen, und zwar 
aus folgenden Gründen. 

Die heutige prekäre Lage des Arbeiters ist namentlich auf zwei 
Ursachen zurückznftlhren, einmal darauf, dafs der Lohn auf ein Mini- 
mum herunter gedrückt ist, und zweitens daraus, dafs der Mann von 
der Hand in den Mund lebt, weil er nie weis, ob er am nächstfolgenden 
Tage Arbeit finden wird. Man pflegt hierfür den ungezügelten Egois- 
mus der Unternehmer verantwortlich zu machen, die in der rücksichts- 
losesten Weise bestrebt sind, einmal ihre Produktionskosten auf ein 
Minimum zu reduzieren und zweitens das Risiko der Produktion auf 
die Schultern ihrer Arbeiter thunlichst abzuwälzen. Beides ist unstreitig 
richtig; man vergifst hierbei nur den Umstand, dafs die Unternehmer 
sich ungefähr in der nämlichen Lage befinden, wie die Puffer der 
Eisenbahnwagen. Die Vertreter des wirtschaftlichen Liberalismus 
priesen nämlich „die Entfesselung aller produktiver Kräfte*' so lange 
als Quintessenz aller nationalökonomischen Weisheit, bis schliefslich die 
schrankenlose Konkurrenz thatsächlich zum obersten Prinzip der Volks- 
wirtschafispolitik der meisten Staaten erhoben wurde. Der Effekt dieses 
Systems der schrankenlosen Konkurrenz für die Unternehmer war, dafs 
sie gewissermafeen wie wilde Tiere oder wie Geächtete aufserhalb der 
Gesetze gestellt waren. Je excessiver die Konkurrenz unter ihnen 
wütete, desto mehr freuten sich die Regierung wie das Publikum — , 
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die Regierung, weil sie in der Überzeugung lebte, dafs sie das oberste 
Prinzip der Wissenschaft verwirklieht hatte, das Publikum, weil es sich 
dem Glauben hingab, dafs durch die Konkurrenz die Preise der be- 
treffenden Artikel möglichst herabgedröckt würden. Die Unternehmer 
ihrerseits, die zwischen dem Konsumenten und den Arbeitern stehen, 
thaten nur das, was sie nach den Grundgesetzen der Physik notwendig 
thun mufsten, d. h. sie pflanzten wie die Puffer den Stofs, den sie von 
der einen Seite (von Publikum) erhielten, mit naturgesetzlicher Notwen- 
digkeit nach der anderen Richtung (gegen ihre Arbeiter) weiter fort. 

Auf der einen Seite wird der Unternehmer von der Gesamtheit 
bedrängt, welche die uneingeschränkte Konkurrenz verlangt und aus- 
schliefslich denjenigen begünstigt, der fttr seine Artikel den niedrigsten 
Preis fordert, auf der anderen Seite mufs der Unternehmer kontinuier- 
lich förchten, dafs er durch die Konkurrenz seiner Berufsgenossen in der 
rücksichtslosesten Weise erdrückt werde. Und von diesem Manne, der so- 
zusagen nur von heute auf morgen existiert, verlangt man, dafs er seine Ar- 
beiter auskömmlich lohnen und dauernd anstellen und vei*sorgen solll Die 
Unternehmer sind von Hause aus Menschen ebenso gut wie die Arbeiter 
und wie diese mit Tugenden und Schwächen behaftet, aber man zwingt 
sie durch eine verkehrte Gesetzgebung, den Kampf ums eigene Dasein 
in der verzweifeltsten und rücksichtslosesten Weise zu führen, und jam- 
mert dann darüber, dafs sie ihren Arbeitern und ihren Konkurrenten 
gegenüber dasjenige thun, was sie thun müssen, wenn sie selbst nicht 
elend zu Grunde gehen sollen. Will man also den Arbeiter besser 
stellen, so setze man den Hebel dort an, wo er wirksam eingreifen 
kann, d. h. man gebe den Unternehmern eine gesicherte und gefestigte 
Stellung, und wenn man das gethan hat, dann verlange man von ihnen 
auch unnachsichtlich, dafs sie auch ihrerseits ihren Arbeitern eine ge- 
sicherte und menschenwürdige Existenz gewähren. Die Ansätze hierzu 
sind ja allerorts vorhanden und liegen sozusagen in der Luft, dafs man 
nur zuzugreifen braucht« Allerorts zeigt sich das Bedürfnis nach einer 
neuen berufsgenossenschaftlichen Gliederung der Gesellschaft, und in 
allen Ländern und in allen Industriezweigen machen sich die Bestre- 
bungen nach Kartellierung bemerkbar, einerseits um die Produktion 
dem Bedarfe anzupassen und anderseits um die gegenwärtige excessive 
und ruinöse Konkurrenz in Schranken zu halten. Man greife doch 
nur zu und regele die Kartelle und Trusts, indem man einerseits die 
Unternehmer vor der zu weit gehenden Konkurrenz und anderseits die 
Konsumenten vor einer monopolistischen Ausbeutung durch die kar- 
tellierten oder vertrusteten Unternehmer schützt. Hat man dies gethan, 
so kann man von den gefestigt dastehenden Unternehmern auch ver- 
langen, dafs sie ihren Arbeitern eine Stellung ähnlich der der Staats- 
beamten gewähren, d. h. dafs sie ihre Arbeiter lebenslänglich mit dem 
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Ansprache auf Beförderung in höhere Dienstposten oder höhere Gehalts- 
stufen, auf Altersversorgung, auf Witwenpension und Waisenversorgung 
anstellen. 

Die heutige ganz privatwirtschaftlich organisierte Arbeiterversiche- 
rung kann im günstigsten Falle als ein provisorischer Notbehelf oder 
als ein Übergangsstadium angesehen werden. Die Verbesserung der 
Lage des Arbeiters durch dieselbe ist geradezu minimal, weil die 
laufenden Einnahmen des Arbeiters durch sie nicht gesteigert werden, 
und weil der Arbeiter durch die Versicherung nicht von dem auf ihm 
lastenden Alp der Arbeitslosigkeit befreit wird. Durch die moderne 
Arbeiterversicherungsgesetzgebung wird der Arbeitgeber gehalten, einen 
Teil der Versicherungsprämien für seine Arbeiter aus seiner eigenen 
Tasche zu bezahlen, und der eigentliche Kern dieser ganzen Gesetz- 
gebung und des riesigen durch sie geschaffenen und in Bewegung ge- 
setzten Apparates besteht einzig und allein in der Hoffnung, dals der 
Blick des Unternehmers durch diesen grofsen Apparat geblendet und 
getrübt wird, so dafs es ihm nicht gelingen wird, seine Zuschüsse zu 
den Versicherungsprämien auf den Arbeitslohn abzuwälzen und diesen 
entsprechend zu kürzen. Ganz im stillen mag sich der Gesetzgeber 
auch noch der weiteren Hoffnung hingegeben haben, dafs es dem Ar- 
beiter — dem gegenwärtig allgemein und ausnahmslos die Verpflichtung 
auferlegt ist, die entfallenden Versicherungsprämien zu bezahlen — viel- 
leicht (!) gelingen wird, seinen Lohn entsprechend zu steigern und so 
die ganze Last der Prämienzahlung umgekehrt auf den Arbeitgeber ab- 
zuwälzen. Dafs diese Hoffnung sich nur dann erfüllen kann, wenn der 
Arbeitgeber durch einen entsprechenden „sozialen Schutzzoll^ in die 
Lage versetzt wird, die ilim aufgebürdeten finanziellen Opfer und Kosten 
zu seinen Produktionskosten bezw. zum Preise seines Artikels hinzu- 
zuschlagen und somit dem Konsumenten zu zuschieben, bedarf keiner 
weiteren Auseinandersetzung. Wenn diese Hoffnung sich aber nicht 
erfüllt, wenn es dem Arbeiter nicht gelingt, seinen Anteil an der Prä- 
mienzahlung dem Unternehmer aufzubürden, sondern wenn es umgekehrt 
diesem gelingt, den Arbeitslohn um den Betrag der Versicherungsprämien 
zu kürzen, dann war all der Liebe Müh' umsonst, dann ist der Arbeiter 
nicht besser gestellt, als früher, und der Effekt der ganzen Kranken* 
und Unfallversicherung besteht darin, dafs man den Arbeiter gewisser- 
mafsen gezwungen hat, von seinem knappen Lohne täglich ein paar 
Pfennige beiseite zu legen und zur Sparkasse zu tragen, damit er sie 
im Falle einer Erkrankung oder eines Betriebsunfalles (aber wohlgemerkt 
in keinem anderen Falle!) wieder herausnehmen kann. 

i. Die Lohnfondstheorie. Wohl wenige nationalökonomische 
Theorien haben zu so vielen Mifeverständnissen Anlafs gegeben, wie 
die von der englischen Schule (vgl. insbesondere v. John St. Mill, der 



Digitized by 



Google 



2. Kapitel. Der Arbeitslohn. 219 

diese Theorie in den ersten sechs Auflagen seiner ^Principles^ ver- 
fochten, aber später aufgegeben hat) aufgestellte Theorie vom sogen. 
,,Lohnfonds^. Nach der Anschauung dieser Nationalökonomen, die unter 
„Kapital" eine „zu Erwerbszwecken verfügbare Summe von Werten* 
verstehen, gehört derjenige Beti*ag, der vom Unternehmer zur Lölmung 
seiner Arbeiter vorausgabt wird, zum (umlaufenden) Kapitale des Unter- 
nehmers, oder mit anderen Worten: der Arbeitslohn wird aus dem Ka- 
pitale des Unternehmers gezahlt. Da nun jeder mit seinem Kapitale 
(Vermögen) haushalten muJGg», so mufs jeder Unternehmer sein Kapital 
sorgsam einteilen, er mufs berechnen, welchen Teil seines Kapitales er 
als „stehendes" oder „fixes" Kapital (zur Anschaffung der Werkgebäude, 
Maschinen u. s. w.), welchen Teil er als „umlaufendes" Kapital in- 
vestieren darf bezw. muls. Er mufs weiter berechnen und bestimmen, 
welchen Teil seines umlaufenden Kapitales er zur Anschaffung von 
Roh- und Hilfsstoffen, welchen Teil er zur Bezahlung seiner Ar- 
beiter verwenden darf bezw. mufs. Dieser letztere Teil bildet den 
sogen. „Lohnfonds", den Fonds, aus dem er die Arbeitslöhne bezahlt. 
Summiert man nun diese „Lohnfonds" der einzelnen Unternehmer im 
ganzen Lande (eine effektive und ziffernmäfsige Addition ist allerdings 
undurchführbar, weil die Gröfae aller dieser einzelnen „Lohnfonds" nie- 
mandem bekannt ist), so erhält man den „Gesamt-Lohnfonds" des ganzen 
Landes. Da nun der weitaus gröfste Teil der Produktion sich in den 
verschiedenen (grofsen und kleinen) Unternehmungen im Lande vollzieht, 
so kann man — ohne einen gar zu gro&en Fehler zu begehen — sagen, 
dafs dieser „Gesamt-Lohnfonds" denjenigen Teil des Nationalkapitales 
repräsentiert, der jährlich in dem betreffenden Lande zur Löhnung von 
Arbeitern verwendet werden kann. 

Hieraus werden sodann weitgehende Schlulsfolgerungen bezüglich 
der Höhe des Arbeitslohnes in dem betreffenden Lande gezogen (vgl. 
MiLL a. a. 0.). Ist nämlich jener „Lohnfonds" in der That die einzige 
Quelle, ans der der Lohn für die sämtlichen Arbeiter des ganzen Landes 
geschöpft werden kann, so erhält man den Durchschnittslohn, den der 
einzelne Arbeiter erhalten kann, wenn man den sogen. „Lohnfonds" 
(also die gewissermafsen im Lohnfonds erliegende Geldsumme) durch die 
Gesamtzahl der Arbeiter im Lande dividiert. Und hieraus folgt dann 
weiter mit mathematischer Notwendigkeit, dafs der Arbeitslohn nur 
dann steigen kann, wenn entweder das Nationalkapital (bezw. der den 
„Lohnfonds" bildende Teil des umlaufenden nationalen Kapitales) wächst, 
oder wenn die Zahl der Arbeiter im Lande sich vermindert. — Also 
abermals eine vermeintliche Bestätigung des famosen RiCARDOschen 
Lohngesetzes, nach welchem der Lohn nicht steigen kann, weil diese 
unglückseligen Arbeiter im Punkte der Eheschliefsnng und Familien- 
gründung so furchtbar leichtsinnig sind. 
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Gegen diese sogen. Lohnfondstheorie kehrten sieh dann andere 
Schriftsteller, so insbesondere Kodbebtus, der (in seiner nach seinem 
Tode veröffentlichten Schrift: „Das KapitaL Vierter sozialer Brief an 
V. Kirchmann**, Berlin 1884) hervorhebt, es sei ein Widersinn, zu 
behaupten, der Arbeiter werde ans dem National-„Eapitale^ erhalten. 
Nicht ans dem „Kapitale* der Nation werden die Arbeiter während der 
Produktion erhalten, sondern aus der letzten vorhergegangenen Ernte, 
oder allgemein ausgedrückt: aus den Ergebnissen der regelmäfsig fort- 
laufenden Produktion. Diese Ergebnisse der regelmäfsig fortlaufenden 
Produktion bilden aber das National-^Einkommen** und nicht das Na- 
tional-„Kapital*, denn letzteres „besteht ... in nichts anderem, als in 
den vorhandenen Werkzeugen und Materialien der Nation*'. (Rodbebtüs 
a. a. 0. S. 256.) 

Wieder andere Schriftsteller (wie beispielsweise Mithopf, Schön- 
berg u. a.) wenden sich lediglich gegen die Aufflassung, als ob der 
(Gesamt-)Lohnfond eines Volkes eine von vornherein bestimmte Grofee 
wäre. „An letzter Stelle geht ... die Nachfrage nach Arbeit von den 
Konsumenten aus, und deshalb hängt von ihrer Zahlungsfähigkeit der 
Gesamtbetrag des Kapitales ab, der auf den Ankauf von Arbeit ver- 
wendet werden kann. Das Kapital des Unternehmers ist nach Boschers 
treffendem Ausdruck nur das Zwischenreservoir, aus welchem der Lohn 
so lange ausgelegt wird, bis die Käufer der Waren den Vorschufs zurück- 
erstatten. Da nun aber die Zahlungsfähigkeit der Konsumenten durch 
ihr Einkommen bestimmt wird, so beruht schliefslich , da jeder Kon- 
sument Käufer von Arbeit ist, die Zahlungsfähigkeit der Käufer von 
Arbeit auf der Gröfse des Vx)lkseinkommens. Der Teil desselben, wel- 
cher auf den Ankauf von Arbeit verwandt wird, ist die Quelle des 
Arbeitslohnes. Diese Kapitalmenge ist keine feste Gröfse, die in be- 
stimmtem Betrage beim Beginn der Produktionsperiode für die Dauer 
derselben festgestellt wird, so dafs die Gesamtsumme der zu zahlenden 
Löhne dieselbe nicht überschreiten kann. Wohl ist dieser sogen. Lohn- 
fonds in jedem einzelnen Moment eine bestimmte, aber keine vorher 
bestimmte Gröfse, und für diesen Moment ist der durchschnittliche Ar- 
beitslohn gleich dem Quotienten aus der Teilung des Lohnfonds durch 
die Zahl der Lohn empfangenden Arbeiter. Da aber der Betrag dieses 
auf den Ankauf von Arbeit verwandten Kapitales unbekannt ist, so 
ist, auch bei Kenntnis der Zahl der Arbeiter, aus solcher Teilung der 
Durchschnittssatz des Arbeitslohnes für einen bestimmten Moment nicht 
abzuleiten. Der Lohnfond ist nur durch die Summierung aller in einem 
bestimmten Zeitpunkte thatsächlich gezahlten Löhne zu bestimmen. Die 
Gröljse desselben kann aber in jedem Augenblicke mit der Änderung 
der Lohnsätze wechseln.*' (Mithoff im ScHÖNBERGschen „Handbuch**, 
3. Aufl., 1. Bd., S. 630). Ferner (ebendas. S. 632 unten in der „An- 
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merkung"): „Wird die Lehre vom Lohnfonds von dem Irrtume gereinigt, 
daTs der Lohnfonds eine beim Beginn der Prodaktionsperiode vorher be- 
stimmte feste Gröfse ist, so bleibt sie richtig, verliert dann aber ihre 
Mhere Bedeutung*'. 

In der vorstehend dargelegten Lohnfondstheorie sind zwei Eörncheu 
Wahrheit in einem derartigen Wust von Unrichtigkeiten und Milsver- 
st&ndnissen eingesponnen, dafs man kaum weiss, an welchem Ende man 
die Sache anfassen soll, um den Faden zu entwirren« 

Zunächst muls man wohl Rodbebtus unbedingt beistimmen, wenn 
er nachdrttcklichst hervorhebt, dafs es ein Widersinn sei, zu behaupten, 
der Arbeitslohn werde aus dem National-„Eapitale" gezahlt. Der einzelne 
Unternehmer darf allerdings vom Standpunkte seiner privaten Wirt- 
schaft sagen, dafs die Summen, die er an seine Arbeiter als Lohn hin- 
auszahlt, für ihn „Kapital" seien, denn für ihn ist es in der That (nach 
dieser Sichtung hin) gleichgiltig, ob er sein Geld zur Anschaffung von 
Maschinen, von Roh- und Hilfsstoffen oder zur Löhnung seiner Arbeiter 
verausgabt. Er verausgabt eben diese Summen und hofft, dalB sie ihm 
im Preise seines Artikels mit Gewinn wieder zurückerstattet werden; 
und weil und insofern dies der Fall ist, d. h. weil er mit diesen Geldern 
neues Geld erwirbt, nennt er sie „Kapital" (Erwerbsmittel). Allein, 
was vom Standpunkte des einzelnen Wirtschafters richtig ist, ist darum 
nicht immer für die Gesamtheit richtig. Vom geschäftlichen Stand- 
punkte ist es dem Unternehmer (bis zu einem gewissen Grade, ziem- 
lich gleichgiltig, ob er die betreffende Summe für die Erhaltung 
eines Nutztieres oder eines Arbeiters verausgabt, denn beide — 
Nutztier wie Arbeiter — sind für ihn in geschäftlicher Beziehung nur 
Mittel, um Geld zu erwerben. Die Summen hingegen, die der Unter- 
nehmer zur Bestreitung seines privaten Haushaltes verausgabt, wird er 
nicht leicht als einen Teil seines Geschäfts-„Kapitales" bezeichnen, weil 
er seine eigene Person, und zwar mit vollem Rechte, nicht als ein 
„Erwerbsmittel" betrachtet, denn er lebt nicht, um zu erwerben, son- 
dern erwirbt, um leben zu können. Und was hier von der Person des 
Unternehmers gilt, das gilt von der Gesamtheit. Die allgemeine oder 
„Volks"-Wirtschaft kennt keine „Arbeiter" in diesem Sinne, d. h. sie 
kennt keine Personen, die lediglich als Arbeitsinstrumente oder als Er- 
werbsmittel ftlr andere Personen in Betracht zu ziehen wären, sondern 
sie kennt lediglich „Menschen", die arbeiten, um zu leben. Und was 
diese Menschen täglich oder jährlich verzehren, um ihr Leben zu er- 
halten, das ist für die allgemeine oder Volkswirtschaft nicht „Kapital", 
sondern einfach Konsumtionsmittel, welches den laufenden Einnahmen 
(d. i. dem regelmäfsigen jährlichen Produktenquantum) entnommen wird. 
Lides ist dieser Einwand gegen die sog. „Lohnfondstheorie" nur neben- 
sächlich, weil es sich hier doch nur um einen Streit um Worte handelt 
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und es Bohliefslioh ziemlich gleiehgiltig ist, ob man dies oder jenes 
,,Eapital^ oder eventnell aach anders nennt. 

Viel schwerwiegender ist der Umstand, dafs die Verfechter der 
Lohnfondstheorie die wirtschaftlichen Vorgänge ganz laienhaft be- 
trachten, d. h. dafs sie in den wirtschaftlichen Vorgängen nichts anderes 
erblicken, als die Übertragung von Greldsummen aus einer Hand in die 
andere. Was sieh hinter dem „Geldvorhange" in Wirklichkeit im wirt- 
schaftlichen Leben abspielt, das bleibt ihrem Auge verborgen. Sie be- 
obachten den Mann, der eine Unternehmung ins Leben rufen will 
und zu diesem Behufe eine Summe von so und so viel Zehntausenden 
in der Hand hält. Und da dieser Mann als gewiegter und gewissen- 
hafter Geschäftsmann diese Summe in drei Teile teilt und sich sagt: 
„So und so viel Geld brauche ich, um mein Fabrikgebäude herzustellen 
und die Maschinen zu erwerben, so und so viel Geld brauche ich, um 
die erforderlichen Roh- und Hilfsstoflfe anzuschaffen; und so und so viel 
Geld mufs ich bei Seite legen, um in der ersten G^chäftsperiode meine 
Arbeiter bezahlen zu können*' — , so kommen nun die Verfechter der 
Lohnfondstheorie und sagen: „Hier sehen wir's ja mit handgreiflicher 
Klarheit. Der Mann legt eine gewisse Summe Geldes bei Seite, die 
den Fonds bilden soll, aus dem er seine Arbeiter bezahlt. Die Gröfse 
dieses „Lohnfonds*^ ist durch die Natur des Betriebes und den Umfang 
des Geschäftes festbestimmt; mehr kann daher der Mann zur Löhnung 
von Arbeitern nicht ausgeben. Summieren wir nun die auf diese Weise 
ermittelten Lohnfonds aller Unternehmer im ganzen Lande, so erhalten 
wir den Gesammt-Lohnfonds der betreffenden Volkswirtschaft. Dieser 
Gesammtlohnfonds repräsentiert den Geldbetrag, der in diesem Jahre 
in dem betreffenden Lande zur Löhnung von Arbeitern verwendet 
werden kann; darüber hinaus steht nicht ein einziger Pfennig zu Lohn- 
zwecken zur Verfögung.*' 

Gegen diese Art der Auffassung ist zweierlei zu erinnern. Zu- 
nächst übersehen die Verfechter der Lohnfondstheorie, dafs in letzter 
Reihe alle Zahlungen sich in Bezahlungen von Dienst- oder Arbeits- 
leistungen auflösen. Der Unternehmer A, den wir in dem vorstehenden 
Beispiele ins Auge gefafst haben, teilt allerdings sein Geld (sein sog. 
Geschäftskapital) in drei Teile und sagt sich, dab er nur den einen 
Teil zur Löhnung seiner Arbeiter verwenden darf, weil er das übrige 
Geld zur Anschaffung der Roh- und Hilfsstoffe, sowie zur Erwerbung 
des Fabrikgebäudes samt den erforderlichen Maschinen benötigt Allein 
auch die Summe, die der Mann beispielsweise dem Bauunternehmer für 
die Herstellung des Fabrikgebäudes bezahlt, löst sich in dessen Händen 
wieder in Lohnzahlungen auf, weil die Maurer, die Arbeiter in den 
Ziegeleien, in den Stein- und Kalkbrüchen sowie in den Lehm- und Sand 
gruben u. s. w. bezahlt werden müssen. Und selbst was in diesen 
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yergchiedenen Zahlungen unter dem Titel der Grundrente oder der 
Eapitalzinsen gezahlt wird, verwandelt sich in den Händen des Grund- 
beBitzers und des Kapitalisten wieder in Bezahlung von Arbeitsleistungen, 
denn die Betreffenden wollen essen und sich kleiden und bezahlen daher 
in dem Preise der Lebensmittel und der Kleider die Arbeitsleistungen 
aller derjenigen Personen, die an der Herstellung der Nahrungsmittel 
und der Kleider, der Möbel u. s. w. mitgewirkt haben. Und sehlieislioh 
verschlucken bekanntlich die Arbeiter nicht die Geldstücke, die sie als 
Lohn erhalten, sondern geben sie wieder weiter und bezahlen damit 
wieder andere Arbeiter, und so fort im unendlichen Kreislauf. Über- 
dies werden bekanntlich unzählige Arbeiten ohne Yermittelung eines 
Unternehmers in der Weise ausgeführt, dafo der Privatmann, der die 
Arbeit benotigt, sich direkt an den Arbeiter wendet und diesen flir seine 
Leistung direkt bezahlt. 

Die Lohnfondstheorie operiert also mit dem Lohnfonds als mit einer 
gegebenen Gröise und vergüst, dafs diese Grölse ziffernmäfsig nie er- 
mittelt werden kann. Allein selbst wenn es je gelingen würde, bei 
Heller und Pfennig zu berechnen, welche Summe die Arbeiter eines 
Landes in einem gegebenen Jahre als Lohn erhalten können oder wirk- 
lich erhalten, so wäre damit nicht allzuviel gewonnen, da es bei 
weitem weniger auf die Zahl der Mark- und Pfennigstücke ankommt, 
die ein Arbeiter erhält, als auf die Menge Fleisch, Brot, Kleider u. s. w., 
die der Mann für sein Geld kaufen kann. 

Zweitens schwebte den Vertretern der Lohnfondstheorie wohl ein 
gesunder Gedanke vor — und das ist das eine Körnchen Wahrheit, das 
sich in der Lohnfondstheorie vorfindet — ; sie vermochten jedoch diesen 
Gedanken nicht mit voller Klarheit zu erkennen, weil ihr Blick immer 
nur an den silbernen Thalerstücken haftete, die in die Hand des Unter- 
nehmers gelangen und von diesem unter dem Titel des Lohnes an seine 
Arbeiter weitergegeben werden. Es ist dies die Frage, welcher Teil 
von dem Nationalprodukte eines bestimmten Volkes, also welcher Teil 
von dem jährlich hergestellten Brote, von den Kleidern, Möbeln u. s.w. 
auf die Arbeiter dieses Volkes entfallen kann, beziehentlich wirklich 
entfällt. Hier hätte die eben erwähnte Division des Nationalproduktes 
durch die Zahl der Arbeiter oder richtiger durch die Zahl der Ange- 
hörigen dieses Volkes ihre Berechtigung gehabt, und hier kann man 
mit viel gröberem Rechte als von jenem nebelhaften und verschwom- 
menen „Lohnfonds^ sagen, dafs die Quote des Nationalproduktes, die 
auf den einzelnen Volksangehörigen entfällt, um so kleiner sein mufs, 
je grö&er die Bevölkerungsziffer wird. 

Mit einer einfachen Division des Nationalproduktes (selbst wenn 
es je möglich wäre, seine Gröfse ziffernmäfsig zu ermitteln) durch die 
Zahl der Arbeiter oder richtiger durch die Bevölkerungsziffer wäre 
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jedoch nichts gewonnen, weil daa Nationalprodukt nicht aosschlielslich 
aas Genulsgütern besteht. In jedem Volke mtlssen Stralsen gebaut und 
repariert werden, mttssen Maschinen, Werkzeuge und Gterätsohaften an- 
gefertigt und immerwährend ausgebessert werden, und alle diese Dinge 
können nicht unter die Arbeiter als Lohn vertheilt, sondern müssen 
beisammen gehalten werden, weil sie das sog. Nationalkapital bilden. 
Selbst in einem kommunistisch organisierten Gemeinwesen, beispiels- 
weise in Utopien, wo doch alle Bürger Arbeiter sind, würde es nicht 
angehen, einem Arbeiter etwa ein Stück Strafse als Lohn für seine 
Jahresleistung zuzuweisen; der Mann wird selbstverständlich Brot, 
Fleisch, Kleider u. s. w., kurz solche Dinge verlangen, die er zum 
Leben braucht. Mit andern Worten, das ganze Nationalprodukt kann 
nicht als „Lohnfonds^ (wenn man schon an diesem nicht besonders glück- 
lichen Begriffe festhalten will) in Betracht gezogen werden, sondern 
nur derjenige Teil desselben, der aus Genufegütern besteht. Allein die 
Verteilung auch dieses Teiles des Nationalproduktes unter die eigent- 
lichen Arbeiter wickelt sich in der heutigen Volkswirtschaft nicht so 
einfach und glatt ab, wie die Division zweier Zahlen. 

In der heutigen Volkswirtschaft sind nämlich die Besitzenden die 
Eigentümer der Produktionsmittel (der Produktionswerkzeuge sowie der 
Arbeits- und Hilfsstoffe) und werden demgemäüs nach der bestehenden 
Bechtsordnung ipso jure auch Eigentümer der mit Hilfe dieser Pro- 
duktionsmittel hergestellten Güter. Mit diesen Produkten dingen sie 
die Arbeiter und können selbstverständlich die letzteren beschäftigen, 
wie sie wollen. Nun lassen die Besitzenden von diesen gedungenen 
Arbeitern allerdings Güter herstellen, wie Fleisch, Brot, Kleider, Möbel 
u. dergl., kurz Güter, für welche sie im nächsten Zeitabschnitte wieder 
Arbeitsleistungen kaufen können, allein in erster Reihe denken sie — 
die Besitzenden — - an sich selbst und wollen luxuriös leben. Zu diesem 
Behufe verwenden sie eine ganze Reihe von Naturgütern für ihren 
persönlichen Genufs. Grundstücke, die zur Produktion von Getreide 
u. dergl. oder als Erholungsplätze f^r die Allgemeinheit dienen könnten, 
werden dieser Verwendung entzogen und als Luxusgärten, Wildparks 
der Reichen, oder als Wein-, Gemüse-, Obstgärten verwendet, in denen 
seltener Wein, seltenes Gemüse oder Obst flir die Reichen gezogen wird. 
Bausteine, Ziegel, Kalk, Balken, Bretter u. s. w., die zur Errichtung 
zahlreicher kleiner Wohnhäuser dienen konnten, werden verwendet, um 
Paläste für einzelne reiche Familien zu bauen, während die Armen in 
elenden Hütten zusammengepfercht wohnen. Ferner lassen die Be- 
sitzenden von den gedungenen Arbeitskräften Luxusgüter für sich her- 
stellen und entziehen damit die Arbeitskräfte einer nützlicheren Ver- 
wendung. Arbeiter müssen nach Gold und Silber graben, Perlen fischen, 
Edelsteine suchen und daraus kostbares Geschmeide anfertigen; andere 



Digitized by 



Google 



2. Kapitel. Der Arbeitslohn. 225 

Arbeiter müssen kostbare Spitzen, kunstvolle Teppiche oder sonstige 
Luxnsgewebe herstellen; wieder andere Arbeiter müssen seltene Vasen, 
Fächer, Nippsachen u. s.w. anfertigen. Endlich sind die Besitzenden 
darauf bedacht, ihre und ihrer Familien Zukunft sicher zu stellen, und 
demgemäfa bestrebt, ein werbendes Vermögen — ein „Kapital^ — 
anzusammeln. Da jedoch diese Vermögensmassen nur dann einen Er- 
trag abzuwerfen vermögen, wenn sie zur Produktion neuer Güter ver- 
wendet werden, so lassen die Besitzenden von den gedungenen Arbeitern 
Maschinen anfei-tigen und Fabrikgebäude errichten. Und da dies alles 
in ganz planloser Weise geschieht und jeder nur nach Ma&gabe seines 
beschränkten Gesichtskreises handelt, so kann es nicht ausbleiben, dalB 
unzählige ganz überflüssige Etablissements hergestellt und Güter produ- 
ziert werden, für die sich hinterher keine Verwendung findet. Alle 
diese Arbeitsleistungen waren verschwendet, und es wäre für die Ge- 
sammtheit viel erspriefslicher gewesen, wenn man die betreflfenden Ar- 
beitskräfte zur Herstellung von Lebensmitteln, Kleidern, Möbeln u. s. w. 
für die Massen verwendet hätte. 

Erst dasjenige, was die Besitzenden auf diese Weise für die Be- 
sitzlosen so zu sagen übrig lassen oder ihnen zukommen zu lassen für 
gut befinden, bildet in der heutigen Volkswirtschaft den sogen. „Lohn- 
fonds^. Es ist jedoch verfehlt, zu glauben, dafs dieser sogen. Lohnfonds 
eine feste und unveränderliche Grö&e sei, da man ja die Arbeitskräfte, 
die heute von den Besitzenden in ganz unproduktiver Weise verschwen- 
det werden, in jedem beliebigen Augenblick in nützlicherer Weise zur 
Erzeugung von Genufsgütern für die Massen verwenden kann. Und 
wenn dies geschieht, dann ist eben der „Lohnfonds^, d. i. die Menge der 
Genufsgüter, die zur Verteilung unter die Masse der Menschen zur Ver- 
fügung steht, viel gröfser geworden. 

Das zweite Körnchen Wahrheit, das in der Lohnfondstheorie steckt, 
ist das folgende. Die Lohnfondstheorie lehrt, wie gesagt, dafs der 
Lohn der Arbeiter aus dem (umlaufenden) „Kapitale*' des Unternehmers 
gezahlt wird und daher um so höher sein könne, je gröüser das 
„Kapital des Unternehmers und je geringer die Zahl der Arbeiter 
ist. Zunächst mufs man sich hier über den Ausdruck „Kapital" ver- 
ständigen. Der Sprachgebrauch des täglichen Lebens und ein guter 
Teil der Nationalökonomen versteht unter „Kapital** nichts anderes, als 
eine Summe von Werten, die zu Erwerbzwecken zur Verfügung steht, 
oder doch möglicher Weise zur Verfügung stehen könnte, d. i. also 
eigentlich Geld, das man besitzt oder doch besitzen könnte, wenn man 
die betreflFenden Güter (den wertvollen Schmuck, das wertvolle Woh- 
nungsmobiliar u. dergl.) verkaufen — „zu Geld machen** — würde. 
Aber nicht jedes Zweimarkstück ist an sich schon „Kapital** in diesem 
Sinne. Wer nur ein einziges Zweimarkstück in der Tasche hat, mit 

ELRnrwACHTEB, Das Einkommen. 15 
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dem er Beine nächste Mahlzeit bezahlen mnfs, oder wer, allgemeiner 
gesprochen, monatlich oder jährlich nur so viele Markstücke in die 
Hand bekommt, als er zur Bestreitung seines Lebensunterhaltes not- 
wendig braucht, der hat nach dieser Anschauung kein „Kapital^, son- 
dern lediglich „Geld** (Tausch Werkzeug) in der Hand. Allein auch ein 
einzelnes — wenn auch überschüfsiges — Zweimarkstück ist noch kein 
richtiges „Kapital^ in diesem Sinne, weil man mit einem einzigen 
Zweimarkstück nicht viel anfangen kann; man kaun mit demselben 
besten Falles nur die eintägige Arbeitsleistung eines Menschen kaufen. 
Erst eine gröfsere Anzahl überschüssiger Zweimarkstücke ist ein „Ka- 
pital" in diesem Sinne, weil der Besitzer dieser Zweimarkstücke erst 
jetzt in der Lage ist, die Arbeitsleistung einer gröfseren Anzahl von 
Menschen samt den erforderlichen StoflFen und Werkzeugen zu kaufen, 
d. i. also ein Unternehmen ins Leben zu rufen. 

Erst auf diese Weise wird es klar, warum in einem sogen, armen 
Lande beständig über «Kapitalmangel" geklagt wird. „Arm" in diesem 
Sinne nennt man ein Land, wenn in denselben keine reichen Leute 
leben, d. h. also, wenn jeder, der in diesem Lande lebt, nur so viel 
^hat", nur so viele Mark- oder Guldenstücke einnimmt, als er ungefilhr 
zum Leben braucht. Damit ist gar nicht gesagt, daJB die betreffenden 
Personen Hunger leiden, es ist im Gegenteile sehr wohl denkbar, dalB 
jede derselben eine auskömmliche Existenz fahrt, aber dennoch nennt 
man das betreffende Land „arm" in diesem Sinne, weil kein Beicher 
daselbst vorhanden ist, d. h. niemand, der eine gröfsere Menge frei ver- 
fügbarer Mark- oder Guldenstücke — ein sogen. „Kapital" — in der 
Hand hat. Und weil kein Kapital in diesem Sinne — kein „Fonds" — 
vorhanden ist, aus dem der Lohn für eine gröfsere Zahl von Arbeitern 
geschöpft werden könnte, so kann auch in dem betreffenden Lande 
nicht leicht ein gröfseres Unternehmen ins Leben gerufen werden. Will 
man diese zur Löhnung gröfeerer Mengen von Arbeitern erforderlichen 
Geldsummen „Lohnfonds" nennen, so ist dagegen selbstredend nichts 
einzuwenden, nur mufs man sich gegenwärtig halten, dafs die Grölse 
dieses sogen. Lohnfonds nicht — wie die gangbare Lohnfondstheorie 
lehrt — (oder wenigstens nicht direkt) für die Höhe der Arbeitslöhne 
im Lande, sondern nur für die Frage mafsgebend ist, ob es dort über- 
haupt möglich ist, eine gröfsere Zahl von Arbeitern in der Hand eines 
Unternehmers zusammen zu fassen. 

k. J. H. V. ThOnens naturgemäfser Arbeitslohn. Die Frage 
nach der Höhe der einzelnen Einkommenszweige ist ebenso alt, als die 
Unterscheidung der verschiedenen Einkommenszweige. Wie bereits an 
früherer Stelle erwähnt wurde, hatte man sich in England, wo es seit 
undenklicher Zeit üblich war, die Landgüter zu verpachten, daran ge- 
wöhnt, das Einkommen aus Grund und Boden in drei Teile zu teilen^ 
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in die Pacht- oder Grundrente, den Arbeitslohn und den Gewinn des 
des Pächters. Thatsächlich bleibt dem Geschäftsmann, der mit fremden 
Produktionsmitteln oder mit fremden Arbeitskräften wirtschaftet und 
die betreffenden Personen hierftlr durch bestimmte Geldzahlungen ent- 
schädigen mub, auch gar kein anderer Ausweg übrig, als alle seine 
Einnahmen und Ausgaben genau zu buchen und dieselben überdies nach 
gewissen Kubriken oder Gesichtspunkten zu sondern und zu gruppieren, 
wenn er ein klares Bild von seiner Wirtschaft gewinnen will. Dieser 
Geschäftsmann war im vorliegenden Falle selbstredend der Pächter, 
der die fremden (gepachteten) Grundstücke mit gedungenen Arbeits- 
kräften bestellte. Fand sich dann ein anderer Landwirt, der neben den 
gepachteten fremden Grundstücken auch ein paar (oder der durch- 
gehends) eigene Grundstücke bewirtschaftete, oder der gelegentlich 
selbst solche Arbeiten verrichtete, die auf einem anderen Pachthofe 
durch einen bezahlten Arbeiter verrichtet wurden, so mufste der Mann 
— um ein klares Bild seiner Pachtwirtschaft zu gewinnen — sich selbst 
als Verpächter seiner eigenen Grundstücke, beziehungsweise sich selbst 
als Arbeiter betrachten und in seinen Büchern den Pachtschilling, be- 
ziehungsweise den Arbeitslohn, den er auf diese Weise an sich selbst 
zu zahlen hat, in Ausgabe stellen. Schwierigkeiten verursacht dies nicht; 
der Mann stellt eben jenen Betrag in seine Rechnung ein, den er erhalten 
würde, wenn er seine Grundstücke an einen Zweiten verpachtet, oder 
wenn er seine Arbeitskraft einem Zweiten zur Verfügung gestellt hätte. 
Auf diese Weise gewöhnte sich der praktische Geschäftsmann, der 
Gutspäohter daran, den Ertrag seiner Landwirtschaft in die gedachten 
Teile — Grundrente, Arbeitslohn und Gewinn des Pächters oder Kapital- 
zins — zu zerlegen. Als dann die Wissenschaft der Nationalökonomie 
zu keimen begann, glaubten die Theoretiker diesen Vorgang der 
Praktiker in ihr wissenschaftliches'Inventar mit auftiehmen zu müssen, 
und so entstand die Lehre von den „Einkommenszweigen". Damit aber 
war die Frage nach der Höhe dieser Einkommenszweige von selbst ge- 
geben, wenn auch die Beantwortung dieser Frage anfiüiglich keine 
Schwierigkeit zu bereiten schien. Die damals noch junge Theorie war 
eben noch harmlos genug, zu glauben, der Pachtschilling repräsentiere 
die Grundrente, der Zins das Erträgnis des Kapitales, der gezahlte 
Arbeitslohn den Arbeitserti-ag; ein etwaiger Überschufs der Produktion 
über diese drei Posten wurde in eine vierte Rubrik, den „Unternehmer- 
gewinn" (das „Mädchen für AUes^) untergebracht. Allgemach begannen 
allerdings die Zweifel an der Richtigkeit dieser Lehre sich zu regen, 
und zwar kehrten sich dieselben zunächst gegen die Höhe des Arbeits- 
lohnes. Die Begründer unserer Wissenschaft, die Vertreter der sogen, 
orthodoxen Nationalökonomie, hatten ganz ahnungslos an die Spitze 
ihres Lehrgebäudes einen Satz gestellt, der später für ihre ganze Theorie 

15* 
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verbäQgnisYoll werden sollte, den Satz nämlich, dab die Arbeit allein 
Wei-te schaffe. Aceeptiert man diesen Satz, und er erscheint ja so 
natürlich und selbstverständlich, so ist die Eonsequenz naheliegend, 
daTs strenggenommen und eigentlich der gesamte Ertrag der Produktion 
dem Arbeiter gebührt, und dafs daher derjenige Teil des Produktes, 
den der Grundbesitzer und der Kapitalist unter dem Titel der Grund- 
rente beziehentlich des Eapitalzinses an sich zieht, dem Arbeiter wider- 
rechtlich entzogen wird. Thatsächlich wurde diese Eonsequenz von den 
Vertretern der Arbeiter auch gezogen, und damit war die Frage nach 
dem „naturgemäfsen Arbeitslöhne^ aufgeworfen. 

Die Vertreter der Arbeiterinteressen — die Sozialisten — bezeich- 
neten den Lohn, wie er sich im sogen, freien Verkehr unter der Herr- 
schaft von Angebot und Nachfrage herausbildet, als ungerecht und 
forderten den „vollen Arbeitsertrag^ als Lohn für den Arbeiter. Die 
Vertreter der sogen, orthodoxen Richtung wieder beriefen sich auf die 
„natürlichen Gesetze** des Wirtschaftslebens und traten für die Inter- 
essen des Eapital- und Grundbesitzes in die Schranken, indem sie unter 
Berufung auf das BiCARDOsche sogen. Lohngesetz die Anschauung ver- 
fochten, der „naturgemäfse** Arbeitslohn sei derjenige, der sich im 
„freien Verkehr** von selbst herausbildet, d. i. das Existenzminimum. 
Immerhin aber hatte dieser Streit und ganz besonders die Aufdeckung 
des Arbeiterelendes die Wirkung, dafs auch die Vertreter der orthodoxen 
Nationalökonomie an der Gerechtigkeit des wirklich gezahlten Arbeits- 
lohnes zu zweifeln begannen. In der Praxis führte dies zu den ver- 
schiedenen Versuchen, durch Gründung von Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaften, durch Gewährung von (Fleifs- oder Ersparnis-)Prämien, 
durch Gewinnbeteiligung, Anteilsentlohnung u. dergl. die Lage des Ar- 
beiters günstiger zu gestalten. In der Wissenschaft war es namentlich 
der bekannte Schriftsteller Jon. HEiNR. v. Thünen, der im 2. Bande 
seines Werkes „Der isolierte Staat in Beziehung auf Landwirtschaft und 
Nationalökonomie** (1. Abteilung: „Der naturgemäfse Arbeitslohn und 
dessen Verhältnis zum Zinsfufs und zur Landrente**, Rostock, 1850) den 
„naturgemäfsen**, d. h. denjenigen Arbeitslohn, der dem Arbeiter von 
Natur und von Rechts wegen gebührt, mit mathematischer Genauigkeit zu 
ermitteln bestrebt ist und den genauen Ausdruck hierftlr in der mathe- 
matischen Formel yäp gefunden zu haben glaubt. 

„Die Ableitung des mathematischen Ausdruckes y&p wird von 
Thünen >) auf doppelte Weise versucht, indem ihr abwechselnd zweierlei 
Vorstellungen zu Grunde gelegt werden, die dem Anscheine nach von 

1) Ich folge hier der Darstellung Dr. Joh. v. Eomobzynskis in semem Aufsätze 
„Thünbns naturgemärser Arbeitslohn** in der Osten*. ^Zeitschrift für Volkswirtschaft, 
Sozialpolitik und Verwaltung** (Wien, Prag, Leipzig), 3. Bd. (1894), S. 27 ff., ins- 
besondere S. 32 (daselbst ausführliche Litteraturnachweise). 
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einander völlig verschieden sind. Lost man aber von jener Ableitungs- 
weise, welche Thünen in den Vordergrund der Darstellung schiebt, 
alles tiberflüssige Beiwerk los, so ergiebt sich, dafs jene beiden von 
einander scheinbar so verschiedenen Vorstellungen, auf welche die Ab- 
leitung des mathematischen Ausdruckes ]/äp abwechselnd zurückgeführt 
wird, doch im Grunde mit einander übereinstimmen. Jene wechselnde 
Begründung der Lohnformel yap hat aber manches Mifsverständnis der 
Kritik verschuldet, indem dieselbe auf jenes den eigentlichen Grund- 
gedanken Thünens verhüllende Beiwerk in seiner Darlegung vielfach 
allzusehr Bedacht nahm^. 

„Jene Ableitung des mathematischen Ausdruckes yäp, welche bei 
Thünen im Vordergrunde der Darstellung steht, nimmt zum Ausgangs- 
punkte die Fiktion des „isolierten Staates*', eines ebenen Landgebietes 
von gleich mäfsiger natürlicher Fruchtbarkeit in allen seinen Teilen, 
in dessen Mitte sich die einzige Stadt befindet, woselbst alle Boden- 
frucht zu Markte gebracht wird. Nimmt man zudem an, dafs die Ver- 
kehrsverbindung aller Teile dieses Landes mit dem Centralraarkte 
gleichartig sei, indem sich nirgends schiffbare Wasserstrafsen oder 
sonstige billigere Verkehrswege vorfinden, so wird in diesem Land- 
gebiete mit wachsender Entfernung vom Centralmarkte sich die Boden- 
rente infolge der zunehmenden Transportkosten für die zu Markte ge- 
brachten Produkte stetig verringern und endlich in einer bestimmten 
Entfernung vom Mittelpunkte gänzlich verschwinden. Der isolierte Staat 
wird eine Kreisfläche darstellen, über deren Peripherie hinaus der Anbau 
des Landes aufhört, weil Überall in weiterer Entfernung vom Mittel- 
punkte sich der Landbau wegen der allzu grofsen Kosten des Trans- 
portes der Ernte zur Stadt nicht mehr lohnen würde. Am Rande des 
isolierten Staates findet sich also überall kultui-fähiger, aber herrenloser 
Boden vor. Hier, unmittelbar an der Grenze des isolierten Staates, 
entsteht keine Grundrente mehr, sondern wird der Gutsertrag ausschliefs- 
lich zwischen der Arbeiterschaft und dem Eigner des im Gute investierten 
Kapitales geteilt. ,An der Grenze der kultivierten Ebene', sagt Thünen, 
,ist es in die Wahl des Arbeiters gestellt, ob er ferner für Lohn ar- 
beiten oder mit Hilfe der angesammelten Ersparnisse ein Stück Land 
urbar machen, Gebäude errichten und sich ein Eigentum erwerben will, 
auf welchem er künftig ftlr eigene Rechnung arbeitet'. ,Sollen die Ar- 
beiter in dieser Gegend von der Anlegung von Kolonistenstellen oder 
Gütchen abgehalten und bewogen werden, noch fernerhin bei ihren bis- 
herigen Herren für Lohn zu arbeiten, so mufs dieser Lohn nebst den 
Zinsen, die sie durch Ausleihen für ein zur Anlegung der Kolonisten- 
stelle erforderliches Kapital beziehen, gleich sein dem Arbeitsprodukte, 
das sie auf der Kolonistenstelle hervorbringen können*. (Thünen a. a. 0. 
S. 137 u. 138.) Thünen versucht es nun, auf den Vorgang bei An- 
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legUDg eines solchen neuen Gutes näher einzugehen und zu entwiekeln, 
welcher Anteil am Gutsertrage für den einzelnen Arbeiter sich ergeben 
würde. ,Wir denken uns, dafs sich eine Anzahl von Arbeitern zu einer 
Gesellschaft verbindet, um an der Grenze der kultivierten Ebene des 
isolierten Staates ein neues Gut anzulegend ,Die zu diesem Zwecke 
verbundenen Arbeiter teilen sich in zwei Abteilungen, wovon die eine 
sich mit der Urbarmachung des Feldes, der Errichtung der Gebäude, 
der Verfertigung von Gerätschaften u. s. w. beschäftigt, die andere aber 
einstweilen bei der Arbeit för Lohn verbleibt und durch ihren Über- 
sehufs die Subsistenzmittel liefert, welche die mit der Anlegung des 
Gutes beschäftigten Arbeiter konsumieren'. ,Diese Gesellschaft von 
kapitalerzeugenden Arbeitern bedarf nach vollendeter Anlegung des 
Gutes einer Zahl von Lohnarbeitern, die das neue Gut bestellen und 
bewirtschaften. Der Lohn dieser Arbeiter kann aber nicht willkürlich 
und auch nicht nach dem in den älteren Gütern üblichen Lohne be- 
stimmt werden. Dieser Lohn mufs vielmehr so hoch sein, dalB der 
Überechufs des Arbeiters, auf Zinsen gelegt, gleich der Rente des ka- 
pitalerzeugenden Arbeiters wird: denn wäre dies nicht der Fall, so würden 
die Lohnarbeiter augenblicklich zur Kapitalerzeugung übergehen' (d. h. 
herrenloses Land occupieren und urbar machen). ,Die Bestimmung des 
Arbeitslohnes ist hier in die Hände der Arbeiter selbst gelegt, und der 
aus der Bestimmung der Arbeiter hervorgehende Lohn ist normierend 
für den ganzen isolierten Staat. Die Willkür der Arbeiter findet bei 
dieser Feststellung ihres Lohnes keine andere Grenze, als die des eigenen 
Interesses. Bei der Kapitalerzeugung kann aber der Arbeiter kein an- 
deres Ziel haben, als das, für seine Arbeit die höchst mögliche Rente 
zu erlangen. Derjenige Arbeitslohn, welcher das Maximum der Rente 
bringt, mufs also Ziel des Strebens sein, und da diesem Streben nichts 
hemmend entgegentritt, so wird dieser Arbeitslohn auch der wirkliche 
werden'. (Thünen a. a. 0., S. 147 u. 148.)" 

Thünen bezeichnet nun mit q die Anzahl von Arbeitern, deren 
einjährige Arbeit erforderlich ist, um ein Landstück urbar zu machen 
und mit Baulichkeiten und Gerätschaften auszurüsten, welches weiterhin 
von je einem Arbeiter bewirtschaftet werden kann. Diese eine Gruppe 
von q Arbeitern mufs während des einjährigen Zeitraumes, der zur 
Fertigstellung des Landgütchens erforderlich war, mit dem Notbedarfe 
(dem Existenzminimum) = a versehen werden, und zwar mufs dieser 
Notbedarf a von der anderen Gruppe von Arbeitern (die, wie erwähnt, 
in ihrem früheren Dienstverhältnisse verblieb und dort ruhig weiter- 
arbeitete) aus ihren Lohnüberschüssen = y aufgebracht werden. Werden 
nun diese einzelnen kleinen Landgütchen hergestellt, und wird jedes 
derselben mit je einem Manne aus der Gruppe, welche die Gütchen 
herstellte, besetzt, so sind nun beide Gruppen (die Gruppe von Arbeitern, 
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Vielehe Lohnarbeiter waren nnd Lohnarbeiter geblieben sind, und die- 
jenige Gruppe, welche die GUtohen hergestellt hat) gemeinsame Eigen- 
tümer der betreffenden Landgütchen, und der Reinertrag dieser letzteren 
mufs unter die sämtlichen Angehörigen beider Gruppen gleichmälsig 
verteilt werden. Es wird also der einzelne Arbeiter erhalten einmal 
seinen Lebensunterhalt (das Existenzminimum) = a und aufserdem ein y, 
nämlich die auf ihn entfallende Quote von dem Beinertrage der ver- 
schiedenen Landgütchen. Es wird also jeder Angehörige einer jeden 
dieser beiden Arbeitergmppen jährlich erhalten a + y. Bezeichnet 
man nun den Wert der Jahresproduktion eines solchen Landgütchens 
(abzüglich der Eapitalerstattung) mit p, so wird jeder auf einem der- 
artigen Landgütchen sitzende und dasselbe bewirtschaftende Arbeiter 
von seinem p (von dem Jahresprodukte seines Landgütchens) sein a + y 
in Abzug bringen und den Best, d. i. p — (a + y) an die Mitglieder 
derjenigen Gruppe, die Lohnarbeiter geblieben sind, abführen. Auf 
Grund einer ziemlich komplizierten Bechnung ermittelt sodann Thünen, 
dafs das Einkommen jedes dieser Arbeiter (der „naturgemäUse Arbeits- 
lohn^) a -h y = yip sein wird. Thünen war von der Bichtigkeit und 
der grofsen Tragweite seines Gedankenganges und seiner Berechnung 
so sehr überzeugt und erfüllt, dafs er sich die Formel yä^ als Grabschrift 
auf seinen Grabstein setzen liefo. 

Betrachtet man die vorliegende Frage mit vorurteilslosen Blicken, 
so mulB man sich sagen, dafs alle Versuche und Bestrebungen, den 
„naturgemäfsen" oder absolut gerechten Arbeitslohn mathematisch haar- 
scharf zu berechnen, prinzipiell verfehlt und überdies absolut übei-flüssig 
sind. Der einzig richtige Standpunkt, den aber Bodbebtus (wie an 
früherer Stelle erwähnt) nicht gelten lassen will, ist in der vorliegenden 
Frage der naturwissenschaftliche, d. h. man kann angesichts eines be- 
stimmten Produktes oder Produktenquantums (wie schon an früherer 
Stelle bemerkt wurde) nur sagen: „Wir danken dieses Produkt oder 
dieses Produktenquantum dem Zusammenwirken der bekannten drei 
sogen. Produktionsfaktoren, d. i. der Natur, die den Bohstoff geliefert 
hat, der menschlichen Arbeit, die den Bohstoff transportiert und geformt 
hat, und den Werkzeugen, welche die menschliehe Hand bei diesen 
verschiedenen Arbeiten unterstützt haben (d. i. dem sogen. Kapital in 
diesem Sinne). Es entfällt somit auf jeden dieser drei sogen. Produktions- 
faktoren ein ideeller Anteil des fragliehen Produktes oder Produkten- 
quantums^. So lange nun unsere heutige Wirtschafte- und Gesellschafts- 
ordnung zu Becht besteht, d. h. so lange hinter jedem dieser drei 
Produktionsfaktoren ein Mensch als Eigentümer steht, wird man über 
die Thatsache nicht hinwegkommen, dafa diese drei Personen (der Eigen- 
tümer des Grundstückes, der Eigentümer der Werkzeuge und derjenige, 
der seine Arbeitskraft hergegeben hat) Miteigentümer des fertigen Pro- 
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daktes oder Produktenqnantnms werden, und dafs jede dieser drei Per- 
sonen berechtigt ist, ihren ideellen Anteil am Prodnkte zu beanspruchen. 
Ebenso sieher aber ist es, dafs eine ziffernmäfsige Berechnung der Gröfse 
dieser drei ideellen Anteile nie und nimmer gelingen kann, weil die 
Gleichung 

P = x + y H-z 
(d. h. Produkt gleich Grundrente plus Kapitalrente plus Arbeitsertrag), 
wie jeder Schüler des Obergymnasiums weifs, nicht aufgelöst werden 
kann. Alle Versuche, den Anteil der Arbeit an dem fertigen Produkte, 
d. i. alle Versuche, den eigentlich gerechten Arbeitslohn ziffernmäfsig 
zu berechnen, sind also a priori verfehlt und müfsig. Wem dieser Ge- 
dankengang und die vorstehende Gleichung nicht gefÄUt, der möge auf 
anderen Gebieten den Versuch machen und dort, wo mehrere Personen 
gemeinschaftlich einen Erfolg errangen, berechnen, welcher Teil von dem 
gemeinsamen Erfolge — sagen wir beispielsweise von den letzten grofsen 
Siegen Deutschlands über Frankreich — auf jede einzelne der dabei 
mitwirkenden Personen entfällt. 

Die ziflFernmäfsige Berechnung des absolut gerechten oder „natur- 
gemäfsen" Arbeitslohnes — selbst wenn sie möglich wäre — ist aber 
ferner ganz überflüssig, weil im praktischen Leben kein vernünftiger 
Mensch eine derartig haarscharfe, bis auf die Bruchteile eines Pfennigs 
herabgehende Bezahlung aller seiner Arbeits- und Dienstleistungen be- 
ansprucht. Das ganze Suchen nach dem „naturgemäfsen*' Arbeitslohn 
entspringt in letzter Reihe jener echt manchesterlichen Lebensauffassung, 
nach der die ganze Welt nichts anderes ist, als ein einziger grofeer 
Börsensaal, in dem nur Käufer und Verkäufer von Waren und Arbeits- 
leistungen sich bewegen. Unser ganzes Leben ist doch weiter nichts 
als eine ununterbrochene Kette von gegenseitigen Dienstleistungen, und 
nun stelle man sich einmal vor, dals der „naturgemäfse Arbeitslohn** 
auf alle diese unzähligen täglichen gröfseren und kleineren Dienst- 
leistungen angewendet werden müfste, und dafs jeder, ehe er einem 
Zweiten ein Glas Wasser reicht, oder ehe er auf eine an ihn gerichtete 
Frage Antwort giebt, gesetzlich gehalten wäre, den „naturgemäfsen*' 
Arbeitslohn zu berechnen und dem Betreffenden zu sagen: „Kostet so 
und so viel.*' Ich glaube, selbst die enragiertesten Börsianer, die an 
der Börse in Kursdifferenzen von Viertel- und Achtelprozenten geradezu 
schwelgen, würden verzweifelt zur Pistole greifen, wenn das ganze Leben 
auf einem derartig börsenmäfsigen Geschäftsfufs eingerichtet wäre. Was 
der Mensch nach dieser Richtung hin anstrebt und vernünftigerweise 
einzig und allein anstreben kann, ist eine menschenwürdige Existenz, 
d. i., wie der Engländer ganz richtig sagt, „a fair days wage for a fair 
days work**, zu deutsch : eine angemessene (nicht übermäfsige und auf- 
reibende) tägliche Arbeit und dafür einen auskömmlichen Lohn. Und 
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ebeoBO wie jeder gut situierte Arzt unbemittelte Patienten gern unent- 
geltlich behandelt und nicht darnach fragt, ob ihm jede Visite oder jeder 
ärztliche Rat auf Heller und Pfennig genau bezahlt wird, ebenso wenig 
würde es auch dem einfachen Arbeiter — wenn er eine nach seinen 
Begriffen auskömmliche und sorgenfreie Existenz führen konnte — bei- 
fallen, zu verlangen, dafe ihm im Lohne jede einzelne Hand- oder Korper- 
bewegung bezahlt werde. 

Eine gewisse, so zu sagen historische Berechtigung kann aber darum 
dem Suchen nach dem absolut gerechten Arbeitslohne doch nicht abge- 
sprochen werden. Wir Menschen sind nun einmal bis zu einem gewissen 
Grade trag, und es kostet immer einen gewissen Kraftaufwand, wenn 
wir uns von althergebrachten Vorstellungen losreifsen sollen. Dies gilt 
denn auch vom Arbeitslohne. Man war von alterher gewohnt, den Lohn, 
wie er sich im sogen, freien Verkehr auf Grund des Verhältnisses von 
Angebot und Nachfrage herausgestellt hat, für den „natürlichen*' und 
gerechten zu halten, und diese Vorstellung war so festgewurzelt, dafs 
alle Beteuerungen der Arbeiterfreunde, der Lohn sei zu niedrig, der 
Arbeiter könne von demselben nicht leben u. dergl. m., nichts gefruchtet 
hätten. Erst als die Sache in ein sogen, wissenschaftliches Gewand 
gekleidet wurde und die Vertreter der Arbeiterinteressen mit einem 
grofsen gelehrten Apparat angerückt kamen und es unternahmen, zu be- 
weisen, dafs der wirkliche Arbeitslohn weit hinter dem wirklich gerechten 
oder „naturgemäfsen*' Arbeitslohne zurückblieb, da erst — denn nichts 
imponiert dem Durchschnittsmenschen so sehr, wie ein Wust wirklicher 
oder vermeintlicher, aber (und das ist die Hauptsache) unverstandener 
Gelehrsamkeit — begann in weiteren Kreisen der Zweifel an der 
Gerechtigkeit des bisherigen Arbeitslohnes aufzudämmeni, und von da 
ab beginnen die Bestrebungen, die Lage der Arbeiter durch Gesetze und 
sonstige staatliche Mafsregeln günstiger zu gestalten. 

Speciell was v. Thünen mit einem grofsen Aufwände von Scharf- 
sinn und höherer Mathematik als den „naturgemäfsen" Arbeitslohn 
herausrechnet, hat praktische Bedeutung zunächst mir für einen Ar- 
beitgeber in einem Koloniallande, also beispielsweise in Australien 
und teilweise noch in Amerika, wo jeder im Wege der Occupation oder 
gegen Bezahlung von ein paar Groschen unbebautes Land beliebig er- 
werben kann. Dort liegt es auf der platten Hand, dafs der Arbeiter 
einen gewissen höheren Lohn erhalten mufs, weil er im entgegengesetzten 
Falle hinauswandert in die Prärie oder in den Urwald und sich dort 
als Ansiedler niederläfet. Ist es in einem solchen Lande möglich, bei 
Heller und Pfennig zu berechnen, was einerseits die Urbarmachung des 
Landes, die Herstellung der Wohn- und Wirtschaftsgebäude u. s. w. kostet, 
und was anderseits ein derartiges Gütchen seinem Besitzer trägt, so ist 
damit der TflüNENSche „naturgemäfse" Arbeitslohn bis auf Bruchteile 



Digitized by 



Google 



234 Zweiter Teil. 

eines Pfennigs hinunter haarscharf gegeben. Beiläufig bemerkt spielt 
auch hier wieder eine ganze Reihe von Imponderabilien mit, die sich 
nie und nimmer in Ziffern fassen lassen, wie etwa einerseits das an- 
genehme Gef&hl, keinen Herrn über sich zu haben n. dergl., oder ander- 
seits die Scheu vor den Gefahren eines einsamen Lebens in der Wild- 
nis u. s. f., so dafs auch hier die THüNENSche Rechnung sehr bald in die 
Brüche gehen muls, wenn man versucht, an Stelle der geduldigen und 
dehnbaren a, y, p, q u. s. w. effektive Ziffern einzustellen. 

Sodann beweist die ganze komplizierte Rechnung v. Thünens weiter 
nichts als eine platte selbstverständliche Wahrheit. Der ganze, furcht- 
bar umständliche und schwerfällige Gedankengang v. ThCnens will 
nämlich weiter nichts besagen, als: An der Grenze der Kultur muls der 
Arbeiter wenigstens so und so viel Lohn erhalten, weil er es sonst vor- 
zieht, hinauszuziehen in die Wildnis und sich dort als unabhängiger 
Landbebauer niederzulassen Das heilst also allgemein ausgedrtickt: 
Wenn meinem Arbeiter die Möglichkeit geboten ist, irgendwo anders 
eine günstigere Position zu erlangen, so mufs ich, wenn ich will, dafs 
er in meiner Fabrik bleibt, ihm mindestens ebenso viel bieten. Ob es 
notwendig ist, die Wahrheit dieses Satzes erst mit Zuhilfenahme der 
hölieren Mathematik zu beweisen, mag dahingestellt bleiben. 

Endlicli tibersieht v. Thünen, der in seinem menschenfreundlichen 
Streben bemüht war nachzuweisen, dafs dem Arbeiter von Rechts wegen 
ein höherer Lohn gebühre, vollständig, dafs seine Theorie vom „natur- 
gemäfsen^ Arbeitslohne unter umständen ebenso gut dazu benutzt werden 
kann, um die Notwendigkeit einer Reform der Löhnung in entgegen- 
gesetzter Richtung, d. i. nach abwärts zu beweisen. Ist nämlich die 
Lage einer Produktion derartig, dafs sie im Hinblick auf den niedrigen 
Stand der Preise ihres Artikels unbedingt zu Grunde gehen muls, wenn 
es ihr nicht gelingt, die Produktionskosten entsprechend zu reduzieren, 
und bilden gleichzeitig die Arbeitslöhne die einzige Rubrik der Pro- 
duktionskosten, bei der eine Reduktion möglich ist, so liegt eben der „natur- 
gemäfee ** Arbeitslohn hier tiefer als der wirkliche. Der Gang der Arbeiter- 
bewegung, speciell in England, hat dies zu wiederholten Malen dargethan. 

1. Die (angebliche) Ausgleichung des Lohnes für die 
verschiedenen Arten der Arbeit. Die in Rede stehenden Un- 
gleichheiten der Löhne für die verschiedenen Arten von Arbeiten (die 
sogen, „höheren'' Arbeiten oder Leistungen mit inbegriffen) haben be- 
greiflicher Weise schon früh die Aufmerksamkeit der Nationalökonomen 
auf sich gezogen. Schon Ad. Smith hat sich im 10. Kapitel des 1. Buches 
seines bekannten Werkes mit dieser Frage beschäftigt; er gelangt zu 
dem Ergebnisse, dafs dort, wo die Festsetzung des Lohnes dem freien 
Verkehr überlassen bleibt, insbesondere fünferlei Momente die Höhe des 
Lohnes beeinflussen, und zwar: 



Digitized by 



Google 



2. Kapitel. Der Arbeitalohn. 235 

!• die Annehmlichkeit oder Unannehmlichkeit der Beschäftigung, 

2. die Leichtigkeit und Wohlfeilheit einerseits, die Schwierigkeit 
und Kostspieligkeit der Erlernung der betreflfenden Arbeit anderseits, 

3. die Beständigkeit oder Unbeständigkeit der Beschäftigung (dafs 
also beispielsweise ein Maurer, der nur in der guten Jahreszeit arbeiten 
kann, während dieser Zeit so viel verdienen mufs, daiis er auch im 
Winter davon leben kann), 

4. das gro&ere oder geringere Vertrauen, das der Mann bean- 
sprucht, und 

5. die Wahrscheinlichkeit oder Unwahrscheinlichkeit eines guten 
Erfolges der Arbeit, d. i. also das Risiko der Arbeit. 

In ganz ähnlicher Weise wie Ad. Smith behandelt John St. Mill 
(im 14. Kapitel des 1. Buches seiner „Grundsätze der politischen Öko- 
nomie*') die in Rede stehende Frage. Auch Röscher erörtert in den 
§§ 167—170 seiner bekannten „Grundlagen der Nationalökonomie*' die 
Frage der Ungleichheit der Löhne ftlr die verschiedenen Arten der 
Arbeit und erblickt die Ursache derselben: 

1. in den mehr oder weniger seltenen Erfordernissen der betreflFen- 
den Arbeit, d. i. also in der mehr oder weniger besonderen Qualifikation 
der fraglichen Arbeit, 

2. in dem größeren oder geringeren Risiko der Arbeit, worunter 
er auch die gezwungenen Unterbrechungen der Arbeit (wie z. B. beim 
Maurer) subsumiert, und 

3. in der gröfseren oder geringeren Unannehmlichkeit der Arbeit. 
' Das Resultat dieser Betrachtung bei den älteren Vertretern unserer 

Wissenschaft war jedoch, dafs — von einigen wenigen Ausnahmen ab- 
gesehen — die in Rede stehenden Ungleichheiten der Löhne in den 
verschiedenen Berufszweigen mehr scheinbar als wirklich seien, weil 
der höhere Lohn in diesem oder jenem Berufe ausgeglichen werde durch 
die grö&ere Unannehmlichkeit der fraglichen Beschäftigung, durch das 
mit ihr verbundene Risiko, durch die gröfsere Schwierigkeit oder Kost- 
spieligkeit der Erwerbung der erforderlichen Vorkenntnisse u. dergl. m. 
Dafs eine gewisse Tendenz zur Ausgleichung der Löhne in den 
verschiedenen Beschäftigungen oder Berufszweigen vorhanden ist, kann 
vielleicht bis zu einem gewissen Grade zugegeben werden, aber jeden- 
falls stellen sich der Verwirklichung dieser Tendenz so bedeutende 
Schwierigkeiten in den Weg, dafs von einer thatsäohlichen Ausgleichung 
der Löhne so gut wie keine Rede ist. Die älteren Vertreter der National- 
ökonomie, die — wie schon öfter erwähnt wurde — die wirtschaft- 
lichen Vorgänge so zu betrachten pflegten, als ob sich das ganze mensch- 
liche Leben an der Börse abspielen würde, liefsen sich bei der Er- 
örterung der vorliegenden Frage eine ganze Reihe von Irrtümern zu 
Schulden kommen. 
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Erstens tibersahen sie, was Röscher als erste Ursache der Un- 
gleichheit hervorhebt, dafs zahlreiche arbeitende Personen sich in einer 
Art monopolisierter Stellung befinden und dadurch in die Lage versetzt 
sind, eine höhere Bezahlung ihrer Leistungen zu fordern. Derjenige, 
dem die Natur eine besondere Begabung för seinen nachmaligen Beruf 
als Patengeschenk schon in die Wiege gelegt hat — sei dies nun ein 
Sänger, der eine besondere Stimme, ein Operateur, der eine besonders 
geschickte und glückliche Hand besitzt, oder ein Fabrikarbeiter, der 
besonders geschickt, anstellig und tüchtig ist — wird jedesmal in der 
Lage sein, einen höheren Lohn zu erlangen, als seine minder begün- 
stigten Berufsgenossen. Im allgemeinen befinden sich die bemittelteren 
Bevölkerungsklassen in einer analogen Monopolstellung gegenüber den 
unbemittelten. Der Sohn bemittelter Eltern kann sich eine Bildung 
aneignen, die dem Sohne des Armen verwehrt bleibt, weil dieser die 
grofsen Kosten des gelehrten Studiums nicht zu erschwingen vermag. 
Lifolgedessen ist die Zahl der „Studierten*' oder der Höhergebildeten 
relativ gering, und demgemäfe müssen die Leistungen derselben höher 
gelohnt werden. Beiläufig bemerkt, genügt übrigens diese unge- 
zwungene Erklärung der in Rede stehenden Thatsache den Vertretern 
der älteren Schule nicht, sondern es mufs noch überdies das angebliche 
Gesetz von dem notwendigen Ersatz der Produktionskosten im Preise 
des betreflFenden Artikels mit zu Hilfe gerufen werden. Die höheren 
Kosten des betreffenden Studiums müssen — so wird gelehrt — im 
Lohne für die fraglichen Leistungen ersetzt werden, weil sonst niemand 
das Opfer bringen und die Kosten für die höhere Ausbildung seiner 
Kinder aufwenden würde. Das heifst mit anderen Worten, die Sache 
wird so dargestellt, als ob es sich hierbei um ein spekulatives Unter- 
nehmen handeln würde. Irgend ein Grofsunternehmer läfst in seiner 
Fabrik Menschen drechseln und liefert je nach Bedarf Mehr- oder Minder- 
gebildete, wie in einer anderen Fabrik etwa rote und grüne Tücher 
erzeugt werden. Stellt sichs nun heraus, dafs die roten Tücher, d. h. 
die Höhergebildeten nicht entsprechend bezahlt werden, nun gut, so 
wird die Fabrikation derselben eingestellt, und es werden nur grüne 
Tücher, d. h. minder gebildete Arbeiter, angefertigt. 

Zum zweiten gehen die Vertreter der älteren Nationalökonomie von 
der Voraussetzung aus, als sei die sogen. „Wahl** des Berufes thatsäch- 
lich das Ergebnis einer freien Wahl, und als handele es sich bei der 
Berufswahl um ein einfaches Rechenexempel, etwa sagen wir wie beim 
Ankauf von Wertpapieren. Wer sein Vermögen in Wertpapieren an- 
legen will, der wird als guter Hausvater allerdings zunächst das Kurs- 
blatt zur Hand nehmen oder den Rat eines erfahrenen Bankiers ein- 
holen und nun mit dem Bleistifte in der Hand die Rechnung anstellen, 
wie viel Prozent Erträgnis die verschiedenen Wertpapiere (Staatspapiere, 
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Pfandbriefe, Prioritätsobligationen, die verschiedenen Aktien u. s. w.) ab- 
werfen, und schliefslich auf Grund dieser Berechnung die Auswahl der an- 
zukaufenden Papiere treffen. Derart aber liegen die Dinge doch nicht 
bei der sogen. „Wahl^ des Berufes. Zunächst liegt hier kein Kursblatt 
Yor, aus dem man die Rentabilität der verschiedenen Berufsbesohäfti- 
gungen entnehmen könnte. Und wenn ich mich heute entscheiden soll, 
ob ich Theolog, Jurist, Mediziner, Techniker u. s. w. werden will, so 
ist für mich nicht nur der Umstand mafsgebend, ob ich in dieser oder 
jener Carriere mutmafslich mehr verdienen werde, sondern es spielen 
sehr wesentlich noch andere Momente mit, die sich nicht in Ziffern 
fassen und ausdrücken lassen, d. i. die persönliche (wirkliche oder ver- 
meintliche) Vorliebe für dieses und die Abneigung gegen jenes Fach. 
Weiter ist das Urteil tfber die künftige Rentabilität dieses oder jenes 
Berufes absolut unsicher. Ich mufs mich heute entscheiden, ob ich 
diesen oder jenen Beruf ergreifen will, ich mufs also heute darüber 
aburteilen, welcher Beruf mir die günstigsten Aussichten eröffnet, und 
kann selbstverständlich dieses Urteil nur auf Grundlage der heutigen 
Verhältnisse fällen, die aber ebenso selbstverständlich keine Garantie 
für die künftige Gestaltung der Dinge bieten. Auch darf man nicht 
vergessen, dafs in allen Fällen, in denen der junge Mensch selbst seinen 
künftigen Beruf wählt, eben ein junger, noch ganz unerfahrener Mensch 
die Entscheidung trifft, der am allerwenigsten in der Lage ist, die Dinge 
richtig zu beurteilen. Endlich ist in der weitaus gröfeeren Mehrzahl 
der Fälle die sogen. „Wahl*' des Berufes gar nicht das Ergebnis einer 
wirklich „freien'' Wahl, sondern das der bestimmenden äufseren Um- 
stände. Ganz besonders schwer fallen hier die Konnexionen des Vaters 
oder Vormundes des jungen Menschen ins Gewicht, und zwar gleich- 
giltig, ob dieser Vater oder Vormund Geheimrat oder einfacher Fabrik- 
arbeiter ist. Wer die Aufgabe hat, einen jungen Menschen in irgend 
einem Berufe unterzubringen, der mnk sich doch an andere Personen 
wenden, die den Knaben oder jungen Mann aufnehmen sollen, und es 
ist daher ganz natürlich, dafs er sich zunäclist an solche Personen wen- 
det, auf die er einigen Einflufs ausüben kann, d. i. also an seine Freunde 
oder Bekannten. 

Dafs eine gewisse Tendenz zur Ausgleichung vorhanden ist, kann 
ja nicht in Abrede gestellt und muls speciell von den Universitätslehrern 
bestätigt werden, da es ja erfahrungsmäfsig feststeht, dafs der Andrang 
zu den verschiedenen Fakultäten periodischen Schwankungen unter- 
worfen ist, je nachdem die einzelnen Berufszweige überfüllt sind oder 
wegen Not an Mann günstige Aussichten eröffnen. Aber gerade diese 
periodischen Schwankungen zeigen, dafs von einer sofortigen oder effek- 
tiven Ausgleichung der Löhne (im weitesten Sinne des Wortes) so gut 
wie keine Rede ist, denn die Überflillung des betreffenden Berufs- 
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Zweiges mufs schon ziemlich hochgradig geworden sein, ehe sie der 
grofsen Menge zum Bewnfstsein gelangt und abschreckend auf die- 
selbe wirkt oder umgekehrt. Die ältere Schule der Nationalökonomie 
hat — wie schon wiederholt bemerkt wurde — eben den grofsen Fehler 
begangen, dafs sie sich die Menschen vorgestellt hat wie die Wasser- 
tropfen, die (wenn ihnen kein Hindernis im Wege steht) sofort dem 
Gesetze der Schwere folgen und nach der tiefsten Stelle abrinnen, oder 
wie die Börsenbesucher, die selbstverständlich das betreflfende Wert- 
papier nicht von A kaufen, wenn sie wissen, dafs B dasselbe Papier 
um ein Achtel Prozent billiger hergiebt. Sollte eine thatsächliche Aus- 
gleichung der Löhne in den verschiedenen Berufszweigen stattfinden, 
so müfste einmal die Verschiedenheit der Löhne allen arbeitenden In- 
dividuen tagtäglich bekannt werden, was selbstredend nicht der Fall 
ist, und zweitens müfsten die einzelnen arbeitenden Menschen auch im 
Stande sein, augenblicklich ihren Beruf zu wechseln und jedesmal die 
minder gut gelohnte Beschäftigung aufzugeben, um die lohnendere zu er- 
greifen. Gerade letzteres ist aber in den meisten Fällen ganz unmög- 
lich, und ebenso wenig als etwa der Rechtsanwalt sofort Arzt oder 
Architekt werden kann, kann auch der Spinner sofort Maschinenschlosser 
oder ländlicher Arbeiter werden. 

Aber auch sonst hat die ältere Schule der Nationalökonomie die 
Lehre von den Arbeitslöhnen, ihren Ungleichheiten und der Tendenz 
der Ausgleichung dieser Ungleichheiten in viel zu theoretischer und 
abstrakter Weise erörtert. Dies gilt namentlich auch von der Behaup- 
tung, dafs unangenehme oder i*iskante Beschäftigungen oder Leistungen 
höher gelohnt werden mttssen, als angenehme oder ungefährliche. Li 
der Theorie ist dies ja selbstverständlich unbedingt richtig, aber was 
in der Theorie richtig ist, mufs darum in der Praxis nicht immer zu- 
treflFen. Die älteren Theoretiker stellen sich gewissermafsen bei der 
Erklärung der in Rede stehenden Erscheinungen immer auf den Stand- 
punkt des bittenden Arbeitgebers (bezw. des gebetenen Arbeiters) und 
übersehen total, dafs die Dinge ganz anders aussehen, wenn man sich 
auf den Standpunkt des gebetenen Arbeitgebers (bezw. des bittenden 
Arbeiters) stellt. Der kolossale Unterschied zwischen diesen beiden 
Standpunkten tritt ganz besonders deutlich auf dem Gebiete des Kredit- 
wesens hervor, und auf diesem Unterschiede beruht das ganze Geheimnis 
der (ScHULTZE-DELiTzscben) Kreditgenossenschaften oder Volksbanken. 
Wenn der einzelne kleine Handwerker ein Darlehen benötigt, so mufs 
er bei den sogen. Kapitalisten herumgehen und um ein Darlehen bitten, 
er befindet sich also in der Lage des Bittenden und mufs es sich selbst- 
verständlich (bis zu einem gewissen Grade) gefallen lassen, dafs der 
andere Teil — der Geldbesitzer, der Gebetene — ihm die Bedingungen 
diktiert. Thun sich hingegen die einzelnen kleinen Handwerker zu- 
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sammen und cmchten eine kleine Bank, so ändert sieb die Sachlage 
sofort zu Gunsten der vereinigten Handwerker, weil sie nun nicht 
mehr die Bittenden, sondern umgekehi-t die Gebetenen sind. Die Bank 
erklärt, dafs sie Geldeinlagen annehmen und verzinsen wolle, und öffnet 
ihre Schalter. Und weil nun das Publikum freiwillig kommt und bittet, 
dafs die Geldeinlagen von der Bank angenommen und verzinst werden 
mögen, ist die Bank (d. h. sind die vereinigten kleinen Handwerker) 
der gebetene, der stärkere Teil, der die Bedingungen des Geschäftes 
(bis zu einem gewissen Grade) diktiert. 

Das Gleiche gilt selbstredend vom Arbeitsvertrage. Bin ich als 
Arbeitgeber der Bittende oder Suchende, d. h. suche ich den Arbeiter 
auf und fordere ihn auf, die gewünschte Leistung zu vollftihren, so 
bin ich der schwächere Teil und mufs mir von ihm (bis zu einem ge- 
wissen Grade) die Bedingungen diktieren lassen. Tritt ein solcher Fall 
ein, und dies geschieht im täglichen Leben unzälige Male, und sind 
vielleicht die Leistungen, die ich verlange, verschieden geartet (teils 
angenehmer, teils unangenehmer, teils geföhrlicher, teils ungefährlicher 
Natur), so wird der Arbeiter (im weitesten Sinne des Wortes, also mit 
Einschlufs der sogen. Kopfarbeiter) zweifellos einen Unterschied machen 
und für die unangenehmen oder riskanteren Leistungen eine höhere 
Entlohnung fordern, als fllr die angenehmeren oder ungefährlichen, und 
ich werde ihm — wie die älteren Theoretiker lehren — diesen höheren 
Lohn bewilligen mtlssen. Bin ich hingegen als Arbeitgeber der Ge- 
betene oder Gesuchte, d. h. kommt der Arbeiter zu mir und bietet 
mir seine Dienste an, so kann umgekehii; ich (bis zu einem gewissen 
Grade) bestimmen, unter welchen Bedingungen ich von seinem Anerbieten 
Gebrauch machen will. Gerade diesen Fall haben die älteren Theoretiker 
aufser Acht gelassen. Und da in der heutigen Volkswirtschaft die 
Zahl der Arbeit suchenden Personen stets gröfser ist, als die der zu 
besetzenden Arbeitsstellen, und demgemäfs stets eine namhafte Anzahl 
unbeschäftigter Arbeiter (die MARXsche sogen. Reservearmee) im Lande 
vorhanden ist, so erklärt es sich, dafs gerade die ärmsten unter den 
Arbeitern auch zu den unangenehmsten und gefährlichsten Beschäftigun- 
gen sich herandrängen, ohne dafs es ihnen gelingen würde, darum einen 
höheren Lohn zu erringen. 

Beiläufig bemerkt mufs man übrigens bei den sogen, gefährlichen 
oder riskanten Beschäftigungen unterscheiden zwischen eigentlich ge- 
fährlichen und gesundheitsschädlichen Berufen. Die gesundheitsschäd- 
lichen Beschäftigungen (wie z. B. das Hantieren mit Phosphor, Queck- 
silber, Arsen u. dergl.) können scheinbar ganz harmlos und ungefährlich 
aussehen, sie untergraben jedoch im Laufe der Zeit die Gesundheit 
des Arbeiters. Ist nun das allgemeine Bildungsniveau im Lande noch 
so niedrig, dafs den Arbeitern die Gesundheitsschädlichkeit der be- 
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treffenden Beschäftigungen unbekannt geblieben ist, so werden sie auch 
nicht einmal theoretisch an die Forderung eines höheren Lohnes denken. 
Was sodann die eigentlich gefährlichen Beschäftigungen (die aber darum 
noch lange nicht gesundheitsschädlich zu sein brauchen) anbelangt, so 
zerfallen diese auch wieder in zwei Kategorien. Es giebt nämlich — 
wenn man so sagen darf — einfach gefährliche Berufe, wie etwa den 
des Bergmannes, des Dachdeckers, den des Arbeiters in einer Dynamit- 
oder Pulverfabrik u. dergl., und anderseits gefährliche Berufe, wie etwa 
den des Seefahrers, des Seiltänzers, des Cirkuskünstlers oder dergl., bei 
denen die Gefahr mehr den Charakter des Abenteuers an sich trägt 
und daher auf waghalsiger angelegte Naturen einen gewissen Beiz ausübt. 
Wo letzteres der Fall ist, ist auch wieder — weil die Gefahr durch den 
Reiz aufgewogen wird — von der Forderung eines höheren Lohnes nicht 
leicht die Rede. 

In einem ganz anderen Sinne, als jene älteren Lehrer der National- 
ökonomie wähnten, ist allerdings die Gegenwart der Forderung wenig- 
stens teilweise gerecht geworden, dafs gefährliche oder gesundheits- 
schädliche Beschäftigungen höher gelohnt werden sollen. Durch die 
moderne Arbeiterschutzgesetzgebung ist nämlich dem Arbeitgeber die 
Verpflichtung auferlegt worden, durch entsprechende Vorkehrungen (Ven- 
tilation der Arbeitsräume, Einfriedigung der Maschinen, Anordnung von 
Schutzbrillen, Respiratoren fttr die Arbeiter u. s. w.) die mit der Arbeit 
verbundene Gefahr oder die gesundheitsschädlichen Einflüsse der Arbeit 
nach Kräften auf ein Minimum zu reduzieren. Ferner wurden durch 
die moderne Arbeiterversicherungsgesetzgebung Kassen geschaffen, aus 
denen der Arbeiter im Falle einer Erkrankung, eines Unfalles oder 
einer Invalidität unterstützt wird, und wurde bekanntlich den Arbeit- 
gebern die Verpflichtung auferlegt, je nach der Gefahrenklasse zu diesen 
Kassen beizusteuern. Desgleichen wurde die Beschäftigung von Kin- 
dern, jugendlichen Arbeitern und von weiblichen Personen teils ver- 
boten, teils beschränkt. Mit einem Worte, durch die moderne Arbeiter- 
oder Fabrikgesetzgebung wurden dem Arbeitgeber gewisse finanzielle 
Opfer auferlegt, welche den Schutz der von ihm beschäftigten Arbeiter 
bezwecken, und selbstverständlich sind diese finanziellen Opfer um so 
gröfser, je gefährlicher oder gesundheitsschädlicher die fraglichen In- 
dustrien sind. Will man diese dem Unternehmer auferlegten Lasten, 
durch welche selbstredend seine Produktionskosten gesteigert werden, 
als eine Erhöhung der Löhne, speciell für die gefährlichen oder gesund- 
heitsschädlichen Arbeiten, bezeichnen, so ist das zwar eine ziemlich 
gezwungene Terminologie, aber schliefslich ist dagegen — da es sich 
ja eben nur um eine Ausdrucksweise handelt — nicht allzuviel ein- 
zuwenden. Insofern also hat die Gegenwart zwar in anderer Weise, aber 
doch dasjenige verwirklicht, was den älteren Vertretern der National- 
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Ökonomie vorsehwebte, nur darf man dabei aber nicht vergessen, dafs 
die Adam Smith, Ricardo und wie sie alle heiben von der modernen 
Arbeiterschntzgesetzgebung noch nicht die leiseste Ahnung hatten. 

Überhaupt dürfen wir heute mit viel grö&erem Rechte von einem 
Streben nach einer Ausgleichung der Löhne sprechen, als jene älteren 
volkswirtschaftlichen Schriftsteller, und zwar von einer Ausgleichung 
der Löhne in einem doppelten Sinne , nämlich einmal in dem Sinne, 
dafs die Löhne je nach der Art (je nach der Beschwerlichkeit, der Ge- 
fährlichkeit oder Unannehmlichkeit) der Arbeit gerechter abgestuft wer- 
den, und zweitens in dem Sinne, dafs die Löhne von Ort zu Ort keine 
gar zu bedeutenden Ungleichheiten aufweisen. Aber diese heutige Ten- 
denz ist nicht — wie jene älteren Nationalökonomen wähnten — das 
Resultat irgend eines geheimnisvollen „freien Spieles der wirtschaft- 
lichen Kräfte**, sondern das Ergebnis einer wohl tiberlegten Handlungs- 
weise der vereinigten Arbeiter. Indem nämlich die Gewerkvereine der 
Arbeiter der periodischen Überarbeit und der ebenso periodischen Ein- 
schränkung der Produktion durch die Entlassung von Arbeitern wider- 
streben, indem sie sich der Verwendung ungelernter Arbeiter wider- 
setzen und eine Beschränkung der Lehrlingszahl in den Fabriken 
anstreben, indem sie eine nach der Anstrengung abgestufte Verktlrzung 
der Arbeitszeit ^in den verschiedenen Industrien anstreben, indem sie 
eine genaue Statistik tlber die Lohn- und Arbeitsverhältnisse an den ver- 
schiedenen Orten fahren und dahin wirken, dafs tlberschüssige Arbeits- 
kräfte an solche Orte dirigiert werden, wo Mangel an denselben herrscht 
u. s. w., bewirken sie thatsäohlich eine gewisse Ausgleichung der Löhne 
nach Zeit, Art und Ort der Arbeit. Gleichzeitig aber beweisen diese 
kolossalen Anstrengungen der Gewerkvereine, dafs es eine ungeheure Täu- 
schung war, wenn die älteren Vertreter der Nationalökonomie wähnten, 
dafs eine Ausgleichung der Löhne sich so von selbst ergebe, und dafs 
man auf volkswirtschaftlichem Gebiete es nicht nötig habe, vernünftig 
zu handeln, um ein vernünftiges Ziel zu erreichen. 

Die ganze ältere Theorie von der Bildung und Ausgleichung der 
Preise (und damit selbstverständlich auch der Arbeitslöhne) wird über- 
haupt erst verständlich, wenn man sich gegenwärtig hält, dafs die 
damalige Anschauung beherrscht war von dem RiCABDOschen sogen. 
Kostengesetz. Der Preis jedes Artikels (von den vermeintlich wenigen 
Monopolartikeln abgesehen) wird bestimmt durch die Produktionskosten, 
die man sich mehr oder weniger als einheitlich im ganzen Lande dachte — 
das war die damalige Vorstellung. Hiemach hat also jeder Artikel 
eigentlich von Hause aus seinen festbestimmten Preis, der im ganzen 
Lande mehr oder weniger der nämliche ist, und die zeitweise da oder 
dort vorkommenden Abweichungen von diesem „natürlichen** Preise sind 
zufällige Erscheinungen, die nur durch ein vorübergehendes Anschwelleu 
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oder Zurückgehen der Nachfrage oder des Angebotes hervorgerufen wer- 
den. Ist dies richtig, ^gravitiert*' der sogen, „wirkliche" Preis um den 
sogen* „natürlichen" — wie Ricabdo lehrt — , so mufe selbstverständ- 
lich allerorts „ganz von selbst" eine Tendenz zur Ausgleichung der 
Preise und damit auch der Arbeitslöhne vorhanden sein. Nach dieser 
Vorstellungsweise ist also der einheitliche Preis das Prius, die Abwei- 
chung von diesem einheitlichen Preise das Posterius. In Wirklichkeit 
liegen die Dinge gerade umgekehrt. Die Produktionskosten auch des 
nämlichen Artikels sind fllr jeden Produzenten verschieden, die Kauf- 
geschäfte werden ganz unabhängig von einander zwischen je zwei Per- 
sonen geschlossen, und die Preise werden (wenigstens dort, wo an den 
Konsumenten verkauft wird) von Fall zu Fall, je nach den Forderungen 
des Verkäufers und der Zahlungsfähigkeit des Käufers und den son- 
stigen Momenten, die beim Kaufabschlüsse mitspielen, verschieden fest- 
gesetzt. Erst hinterher kommt irgend einer, der diese Preise zusammen- 
fafst und hieraus einen Durchschnittspreis berechnet. 

3. Kapitel. Der Zins. 

§ 1. Der Begriff des Zinses. Wiederholt schon wurde im Vor- 
stehenden hervorgehoben, dafs wir jedes materielle Produkt — sagen 
wir beispielsweise 100 Hektoliter Weizen — dem Zusammenwirken der 
drei sogen. Produktionsfaktoren, der Natur, der menschlichen Arbeit und 
dem sogen. Kapital (den Werkzeugen, Gerätschaften und sonstigen Hilfs- 
stoffen), welches die menschliche Hand bei der Arbeit unterstützt hat, 
verdanken. Wir müssen uns also sagen, dals ein Teil dieses Produktes, 
d.i. also X Hektoliter Weizen, der Mitwirkung des Bodens, ein zweiter Teil, 
d.i. y Hektoliter Weizen, der Mitwirkung der menschlichen Arbeit und 
ein dritter Teil, d. i. z Hektoliter Weizen, der Mitwirkung des Kapitals 
zuzuschreiben sind. Es sind also aufzufassen von diesen 100 Hekto- 
liter Weizen: 

X Hektoliter als sogen. Grundrente, 
y Hektoliter als Ertrag der Arbeit und 
z Hektoliter als Kapitalrente. 

So richtig diese theoretitche Unterscheidung ist, so kann doch — 
wie im Vorstehenden wiederholt bemerkt wurde — die Grö&e dieser 
ideellen Anteile nie und nimmer ermittelt werden, weil die Gleichung: 

x + y4-z = 100 Hektoliter Weizen 
nach den Regeln der Mathematik nicht aufgelöst werden kann, oder 
mit anderen Worten, weil man keine Probe machen kann, denn je zwei 
dieser Produktionsfaktoren für sich allein genommen ergeben eben keinen 
Weizen. 

Unter Kapitalrente versteht man somit denjenigen ideellen Anteil 
am Produkt, welcher auf Rechnung des bei der Produktion mitwirken- 
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den Kapitals zu setzen ist, aber wohlgemerkt: einen ideellen Anteil, 
dessen Gröfse ziffernmftfsig nie ermittelt werden kann. 

In der heutigen, auf der Grundlage des Privateigentums und der 
Individualwirtschaft aufgebauten Volkswirtschaft steht in der Regel 
hinter jedem dieser drei sogen. Produktionsfaktoren ein Mensch als 
Eigentümer. Wenn nun diese drei Personen sich in der Weise zur 
gemeinschaftlichen Produktion von Gütern vereinigen, dafs der Grund- 
besitzer sein Grundstück und der Kapitalist seine Werkzeuge und Ge- 
rätschaften der Produktion widmet, während der Dritte die Arbeits- 
leistung beizustellen übernimmt, so werden die Drei nach unserem gelten- 
den Rechte Miteigentümer des hergestellten Produktes, und es darf jeder 
seinen Anteil, also: 

der Grundbesitzer die sogen. Grundrente, 
der Kapitalist die sogen. Kapitalrente und 
der Arbeitende den Arbeitsertrag 
beanspruchen. (Dafs die Gröfse dieser drei Anteile sich ziffemmäfsig 
nicht ermitteln läfst, ist für die Praxis im vorliegenden Falle bedeutungs- 
los, weil die gedachten drei Personen, als sie ihren Gesellschaftsvertrag 
schlössen, sich als vernünftige Leute unter einander über einen billigen 
Verteilungsmodus der Produkte, beziehentlich des hierftlr erzielten Geld- 
erlöses geeinigt haben werden.) Mit kurzen Worten: in unserer heutigen 
Volkswirtschaft gebührt nach dem geltenden Rechte dem sogen. Kapi- 
talisten die sogen. Kapitalrente. 

Wenn nun unser Kapitalist sein Kapital (seine Werkzeuge und 
Gerätschaften) einem Zweiten leihweise überlä&t, so wird dieser nach 
dem geltenden Rechte Eigentümer der Kapitalnutzungen (der Kapital- 
rente) ; es ist daher selbstverständlich, dafs der Kapitalist (in der Regel) 
von diesem Zweiten — dem Entlehner — ein Entgelt ftlr die leihweise 
Überlassung seines Kapitals beanspruchen wird. Man nennt dieses 
Entgelt die ausbedungene Kapitalrente oder den (Kapital-) Zins. Der 
Zins ist demnach der Preis för die Überlassung der Nutzung eines Kapitals. 

Es wurde zu wiederholten Malen hervorgehoben, dafs die Gröfse der 
Kapitalrente ziffemmäfsig nicht ermittelt werden kann. Aber trotzdem 
rnuft daran festgehalten werden, dafs im Prinzip oder in der Theorie 
der Kapitalszins mit der Kapitalrente nicht verwechselt werden darf, 
weil der erstere prinzipiell kleiner sein mufs, als die letztere. Der Ent- 
lehner will doch aus dem entliehenen Kapitale dnen Nutzen ziehen; ist 
er aber gehalten, diesen ganzen Nutzen dem Kapitaleigentümer hinaus- 
zuzahlen, so bleibt ihm nichts zurück, er hätte also keinen Vorteil aus 
dem Leihgeschäft und würde dasselbe begreiflicherweise unterlassen. 

Existiert die Institution des Privateigentums, so ist — wie gesagt — 
der Eigentümer einer Sache ipso jure auch Eigentümer ihrer Nutzungen, 
und zwar auch dann, wenn die betreffende Sache (bezw. ihre Nutzung) 

16* 
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nteht der Produktion, sondern dem persönlichen Genüsse dient. Bin 
ich also beispielsweise Eigentümer meiner Kleider oder meiner Möbel, 
t90 habe ich auch das ausschliefsliche Recht, meine Kleider zu tragen 
oder meine Möbel zu benutzen. Und soll ich nun die Nutzung meiner 
Kleider oder meiner Möbel einem Zweiten überlassen, so werde ich (in 
der Regel) von diesem ein Entgelt hierfür verlangen, einmal weil ich 
auf diese Nutzung verzichte, also einen Nachteil erleide, und zweitens 
weil der Andere aus dieser Überlassung einen Vorteil zieht. Auf diese 
Weise wird der Begriff des Zinses (bezw. des Kapitals) auch auf solche 
Güter ausgedehnt, die (oder deren Nutzungen) nicht der Produktion neuer 
Güter, sondern dem persönlichen Genüsse dienen. 

DasGreschäft nimmt einen verschiedenen Charakter an, je nachdem 
individuell bestimmte (sogen, unvertretbare) oder fungible (vertretbare) 
Güter bezw. deren Nutzungen einem Zweiten überlassen werden. Wird 
eine individuell bestimmte Sache einem Zweiten überlassen, so wird 
dieser Eigentümer der Nutzungen und übernimmt dagegen die Verpflich- 
tung, die geliehene Sache selbst zurückzustellen und den verabredeten 
Zins zu entrichten. Man nennt dieses Geschäft bekanntlich „Pacht ^ oder 
„Miete**, den Zins „Pacht**- oder „Mietzins**. (Die Bezeichnung ist 
nicht feststehend. Der Unterschied zwischen Pacht und Miete wird 
häufig in dem Umstände gesucht, ob zur Erzielung der Nutzungen Arbeit 
aufgewendet werden mufs oder nicht. Man „pachtet** ein Landgut, einen 
Obst- oder Gemüsegarten, eine Fabrik, ein Hotelgeschäft, eine Spiel- 
bank, das Tabaks- oder Zündhölzchenmonopol u. s. w., weil alle diese 
Unternehmungen nur dann einen Ertrag abwerfen, wenn menscbUohe 
Arbeit oder Thätigkeit hinzutritt. Man „mietet** hingegen eine Woh- 
nung, eine Villa samt Garten, Möbel u. dergl., weil diese Güter keine 
weitere Arbeit erfordern, sondern lediglich benutzt werden. Soweit triflft 
also die angebliche Regel zu. Allein man „mietet** auch eine Maschine, 
ein Arbeitspferd, eine Milchkuh, Geschäftslokalitäten u. s. w., und hier 
trifft jene angebliche Regel nicht mehr zu.) 

Anders gestaltet sich die Sache, wenn fungible (und eventuell gleich- 
zeitig auch verbrauchbare) Güter bezw. deren Nutzungen überlassen 
werden. Werden derartige Güter (Geld, Getreide u. dergl.) einem Zweiten 
zur Nutzung (zum „Ver**brauche) überlassen, so gehen sie in das unbe- 
schränkte Eigentum des Zweiten über, und dieser verpflichtet sich zur 
Rückstellung einer gleichen Quantität und Qualität der fraglichen Gegen- 
stände. Da aber der Darlehensgeber in der Zwischenzeit auf die 
Nutzungen der hingegebenen Güter verzichtet und somit einen Nachteil 
erleidet (er hätte sein Geld zur Bestreitung seines Lebensunterhaltes 
oder zu seinem Vergnügen verausgaben, oder zur Durchführung eines 
Geschäftes verwenden können ; er hätte sein Getreide als Lebensmittel 
oder zur Aussaat verwenden können), und weil dem anderen, dem Dar- 
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lehensnehmer, ein Vorteil erwächst (denn er kann nunmehr die frag- 
lichen Gttter in der angedeuteten Weise verwenden), so verlangt der 
Darlehensgeber neben der Rückstellung der gleichen Quantität und 
Qualität noch eine besondere Vergütung für das von ihm gebrachte Opfer, 
d. i. den Zins. Dieses Geschäft heifst bekanntlich „Darlehen**, der 
Zins „Darlehenszins **. Die häufigste Form dieses Geschäftes ist das 
Gelddarlehen. 

Der Zins, sowie er bisher geschildert wurde, nämlich als einfaches 
Entgelt für die Überlassung der Nutzungen der fraglichen Güter (und 
zwar sowohl im Falle der Pacht oder Miete als im Falle des Darlehens) 
ist der sogen, „reine** Zins. Der „wirkliche**, d. h. der thatsächlich 
geforderte und gezahlte Zins (der „rohe** oder Bruttozins) enthält jedoch 
in der Regel mehr als diesen sogen, „reinen** Zins. Werden die 
Nutzungen einer individuell bestimmten Sache überlassen, so ist (wenn 
man allenfalls vom Grund und Boden absieht) mit der Benutzung in 
der Regel auch eine Abnutzung und schliefsliche Wertzerstörung der 
betreflFenden Sache verbunden. Der Eigentümer dieser Sache mufs also 
— wenn er keinen Schaden erleiden will — neben dem eigentlichen 
oder sogen, „reinen** Zinse auch eine gewisse Quote für die Abnutzung 
und schliefsliche Vernutzung seiner Sache verlangen und diese Quote 
zum „reinen** Zinse hinzuschlagen. (Allerdings kann man sich auch 
auf einen anderen Standpunkt stellen und sagen: Diese Sache enthält 
einen gewissen Vorrat von Nutzungen, 1, 2, 3, 10, 100, 1000, 10000 u. s.w. 
Nutzungen, ergo verkaufe ich die einzelne Nutzung um diesen oder 
jenen Betrag. Rechnet man in dieser Weise, dann ist allerdings von 
einer Abnutzungsquote im Zinse keine Rede.) Femer kann eine gewisse 
Risiko- oder Assekuranzprämie ftlr die Gefahr hinzukommen, welche die 
Sache in der Hand des Mieters oder Pächters (kurz, während der Zeit 
der Benutzung) leidet. (Wer z. B. in unsicheren Zeiten oder Gegenden 
einen Wagen mietet, so dals der Vermieter fürchtet, es könne ihm der 
Wagen samt den Pferden von Räubern oder von irgend welchen feind- 
lichen Invasionstruppen weggenommen werden, wird — wenn er nicht 
etwa die Haftung für den Schaden ausdrücklich übernimmt — jedenfalls 
eine höhere Miete zahlen müssen, als wenn er den Wagen zu einer 
harmlosen Spazierfahrt mietet.) 

Beim Darlehen ist selbstredend von einer Abnutzung der geliehenen 
Güter (der geliehenen Geldsumme, der geliehenen Getreidequantität 
u.dergl.) keine Rede, dagegen tritt hier mehr das Risiko, d.i. die Sicherheit 
oder Unsicherheit in den Vordergrund, ob der Schuldner seine Schuld 
pünktlich begleichen wird. Für dieses Risiko verlangt der Gläubiger eine 
Assekuranzprämie, die zum Zinse hinzugeschlagen wird. Die Gröfse 
dieser Gefahr hängt zunächst von der Person des Schuldners, d. h. von 
dem Umstände ab, ob der Schuldner auch den guten Willen hat, seine 
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Sehuld zu bezahlen, und ob er in der Lage ist, die fibernommene Ver- 
pflichtung pünktlich zu erfüllen. Diese Gefahr ist selbstTerständlich 
geringer, wenn der Schuldner seinem Gläubiger eine gewisse Sicher- 
stellung gewährt, d. i. wenn er eine Bürgschaft oder ein Pfand bestellt 
Femer hängt die Gröfee dieser (Jefahr zum Teile von der Verwendung 
der geliehenen Güter ab. Wenn der Schuldner die geliehenen Güter 
in seiner Erwerbswirtschaft (zur Ausdehnung oder zum ungestörten Fort- 
betriebe seines Geschäftes) verwendet, so ist die Gefahr geringer; sie 
ist in der Regel gröfeer, wenn der Schuldner die geliehenen Güter in 
seiner Eonsumtionswirtschaft (zur Bestreitung seines Lebensunterhaltes, 
oder gar zur Befriedigung irgend welcher verschwenderischer Passionen) 
verwendet. Endlich hängt die Gröfse dieser (Jefahr ab von der allgemein 
herrschenden Rechtssicherheit (strenge oder laxe Schuldgesetzgebung — 
unparteiische und schleunige Rechtspflege — Sicherheit oder Unsicher- 
heit des gesamten Staatswesens, dessen Fortbestand durch Kriege oder 
innere Umwälzungen bedroht werden kann u. s. f.). 

§ 2. Die Berechtigung des Zinses. Von der Berechtigung der 
Kapitalrente beziehungsweise des Zinses war bereits oben (L Teil, 
5. Kap. Die Berechtigung des Einkommens, S. 90 flf.) kurz die Rede ; hier 
ist noch folgendes zu bemerken. Die Frage nach der Berechtigung 
des Zinses — allerdings in einer ganz einseitigen Weise formuliert, 
nämlich als Frage nach der Berechtigung des Zinses von Gelddarlehen — 
hat seit mehr als zwei Jahrtausenden die Geister fast ununterbrochen 
beschäftigt, und man darf so ziemlich sagen, dass speciell an dieser 
Frage sich zuerst das nationalökonomische Denken emporgerankt hat, 
dass also gerade diese Frage den ersten Anstoss zur Entstehung unserer 
Wissenschaft gegeben hat. In den letzten Jahren hat die Frage nach 
der Berechtigung des Zinses eine umfassende Bearbeitung erfahren durch 
V. Böhm-Bawerk in seiner Schrift: „Kapital und Kapitalzins** (2 Bände, 
Innsbruck, 1884 u. 1889, — der erste Band auch unter dem Titel: 
„Geschichte und Kritik der Kapitalzins-Theorien** ; der zweite Band auch 
unter dem Titel: „Positive Theorie des Kapitales**). In dem ersten 
Bande dieses Werkes untersucht v. Böhm-Bawerk die einzelnen Zins- 
theorien, die im Laufe der Zeit aufgetaucht sind, und unterscheidet fol- 
gende Perioden beziehungsweise Gruppen. 

1. „Die antik-philosophische und kanonistische Gegner- 
schaft des Leihzinses** (v. Böhm-Bawerk a. a. 0. S. 12 ff.). In 
der ältesten Zeit war das Zinsennehmen bekanntlich verboten. Die 
mosaische Gesetzgebung verbot den Juden das Zinsennehmen bei Dar- 
lehen an Juden, nicht aber bei Darlehen an Fremde. In Rom wurde, 
nachdem die XII Tafeln ein unciarium foenus erlaubt hatten, durch die 
lex Genucia (322 v. Chr.) das Zinsnehmen zwischen römischen Bürgern 
gänzlich verboten und dieses Verbot später durch die lex Sempronia 
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und die lex Gabinia auch anf die soeii und auf die Geschäfte mit Pro- 
vinzialen ausgedehnt. Auf die Dauer allerdings waren diese Zins- 
verbote nicht aufrecht zu erhalten; sie gerieten in dem Mafse in Ver- 
gessenheit, in dem im römischen Reiche die wirtschaftlichen Verhältnisse 
sieh entwickelten, bis schlieslich durch die gesetzlichen Zinstaxen das 
Zinsennehmen ausdrücklich gestattet wurde. War aber das Zinsen- 
nehmen durch die Gesetzgebung gestattet, so waren theoretische Unter- 
suchungen über die Berechtigung oder Nichtberechtigung der Zinsen — 
wenigstens unter den damaligen Verhältnissen — von sehr geringer 
praktischer Bedeutung, und hieraus mag es (wie v. Böhm-Bawebk zu- 
treflfend bemerkt) zu erklären sein, dass die hervorragenden Schrift- 
steller des Altertums sieh mit der Frage nach der inneren Berechtigung 
der Darlehenszinsen so wenig beschäftigen. Eine einzige Stelle aus 
der antiken Litteratur hat (wie v. Böhm-Bawerk a. a. 0. 1. S. 16 be- 
merkt) einen direkten dogmengeschichtlichen Wert, indem sie eine be- 
stimmte Ansicht ihres Verfassers über das Wesen des Eapitalzinses 
abzuleiten gestattet, das ist die vielcitierte Stelle im ersten Buche von 
Abistoteles „Politik*'. Aristoteles sagt da (III, 23): „Da dieselbe 
(die Thätigkeit des Vermögenserwerbes), wie gesagt, eine doppelte ist, 
die eine zum Handel, die andere zum Hauswesen gehörig, und diese 
für notwendig und f&r löblich gehalten, die auf den Umsatz bezügliche 
aber von Rechts wegen getadelt wird (denn sie ist nicht naturgemäss, 
sondern auf gegenseitige Übervorteilung gegründet), so ist mit vollstem 
Rechte das Wucherhandwerk verhafst, weil von dem Gelde selbst der 
Erwerb gezogen und es nicht dazu gebraucht wird, wozu es erfunden 
worden ist. Denn es ward des Warenumsatzes wegen erfunden, der 
Zins aber vergröbert es, woher denn auch dieser den Namen (röxog) 
erhalten hat; denn die Geborenen sind den Erzeugern ähnlich. Der 
Zins aber ist Geld vom Gelde, sodafs von allen Erwerbszweigen dieser 
der naturwidrigste ist.** — „Der dogmatische Kern dieses Urteils** (fügt 
V. Böhm-Bawbbk, S. 17 hinzu) läfst sich kurz in die Worte fassen: 
das Geld ist seiner Natur nach nicht f&hig, Früchte zu tragen. Der 
Gewinn, den der Gläubiger aus seiner Verleihung zieht, kann daher 
nicht aus der eigenen wirtschaftlichen Kraft des Geldes, sondern nur 
aus einer Übervorteilung des Schuldners kommen („^/r' dXi^Xiov iorlv"')^ 
und der Zins ist also ein mifebräuchlicher und unrechtmäfsiger Über- 
vorteilungsgewinn. ** 

Der Kampf gegen das Zinsennehmen wurde im Mittelalter von der 
Kirche wieder aufgenommen, welche sich hierbei auf das göttliche Ge- 
bot (speciell auf die bekannte Stelle im Evangelium des Lucas: „mu- 
tuum date, nihil inde sperantes**) berief. „Erst wurde das Zinsennehmen 
blols kirchlicherseits und blofs den Klerikern verboten, dann auch allen 
Laien, aber noch immer nur von Seiten der Kirche ; endlich gab auch 
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die weltliche Gesetzgebung dem Eioflusse der Kirche nach, und stimmte 
unter Zurfickdrängnng des römischen Rechtes in ihre strenge Satzung 
ein." (v. Böhm-Bawerk a. a. 0. S. 18.) In dem Charakter der ein- 
schlägigen Literatur — sagt v. Böhm-Bawebk a. a. 0. S. 19 u. 20 — 
^bildet etwa das 12. Jahrhundert unserer Zeitrechnung einen bemerkens- 
werten Wendepunkt. Vor diesem Jahrhundert liegt die Sache vornehm- 
lich in der Hand der Theologen, und auch die Art, in der sie gefllhrt 
wird, ist wesentlich theologisch ; zum Beweise der Ungerechtigkeit des 
Leihzinses beruft man sich auf Gott uhd seine Offenbarung, aufstellen 
der heiligen Schrift, auf das Gebot der Nächstenliebe, der Gerechtig- 
keit u. dergl. ; nur selten, und dann in den allgemeinsten Ausdrücken, 
auf juristische und wirtschaftliche Erwägungen . . . Seit dem 12. Jahr- 
hunderte dagegen wird die Erörterung auf immer breiterer wissenschaft- 
licher Basis gefllhrt; zu dem Autoritätenbeweise aus der Offenbarung 
gesellen sich Berufungen auf die Autorität angesehener Kirchenväter, 
Kanonisten und Philosophen — auch heidnischer — , alter und neuer 
Gesetze, sowie Deduktionen aus dem , jus divinum^ ,jus humanum^ und 
— för uns besonders wichtig, weil auch die wiilschäftliohe Seite be- 
rührend — aus dem ,jus naturale'. Dem entsprechend greifen neben 
den Theologen immer mehr die Juristen, erst die Kanonisten, dann die 
Legist en, in die Bewegung ein. — Diese so viel sorgfaltigere und um- 
fassendere litterarische Pflege des Zinsthemas hat ihren Hauptgrund 
wohl darin, dafs das Zinsen verbot je später, desto härter drückte und 
gegen den Gegendruck des bedrängten Verkehres einer kräftigeren 
Verteidigung bedurfte.*' 

Die Gründe, welche in dieser zweiten Periode (seit dem 12. Jahr- 
hunderte) gegen das Zinsennehmen geltend gemacht werden, sind (nach 
V. Böhm-Bawerk S. 22 ff.) insbesondere die nachstehenden : 

1 . Das schon von Aristoteles hervorgehobene Argument, dafs das Geld 
eine tote Sache ist, welche weder Junge gebfiren, noch Früchte tragen kann; 

2. das insbesondere von Thomas von Aqüin verfochtene Argument, 
dafs das Geld eine „verbrauchbare^ Sache sei, an der daher kein „Ge- 
brauch^ möglich ist. Der Gläubiger verlangt einmal die Zurückzahlung 
der geliehenen Summe und überdies den Zins als Entgelt för etwas 
ganz Unmögliches, nämlich ftlr den angeblichen „Gebrauch*' der ge- 
liehenen Summe (des geliehenen Getreides, Weines u. s. w.), was wider- 
sinnig und daher unerlaubt ist; 

3. dafs beim Darlehen die geliehene Sache in das Eigentum des 
Schuldners übergeht, und dafs somit der Gläubiger in dem Zinse ein 
Entgelt verlangt für den Gebrauch einer Sache, die gar nicht mehr 
ihm gehört, die also für ihn eine fremde Sache ist. Das Zinsennehmen 
ist also ein Nehmen von einer fremden Sache und demgemälB streng- 
genommen ein Diebstahl; 
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4. dafs der Zins ein Kaufpreis für die Zeit sei. Die Wucherer 
pflegen nämlieh den Darlehenszins damit zu rechtfertigen, dafs das Dar- 
lehen auf eine bestimmte (iSmgeve) Zeit gegeben wurde; sie lassen sich 
somit etwas für die Zeit bezahlen, was jedoch ein Unrecht ist, denn 
die Zeit ist ein Gemeingut, das niemand sich ausschliefslich an- 
eignen kann. 

Nicht als verpönt galt nach der damaligen Anschauung der Zins 
für das Verleihen (Vermieten) eines dauerbaren Gutes (eines Hauses, 
der Möbel u. dergl.), ferner der in der eigenen Wirtschaft erzielte Zins 
des eigenen Kapitales (des eigenen Kapitales, das der Landwirt in 
seiner Wirtschaft verwendet) ; endlich der Kapitalgewinn aus einer nur 
in Geld bestehenden Societätseinlage (weil in diesem Falle der Gesell- 
schafter Eigentümer seines eingeschossenen Kapitales bleibt). 

2. Die Verteidiger des Leihzinses vom 16. bis ins 
18. Jahrhundert (v. Böhm-Baweek a. a. 0. S. 27 IT.). Auf die Dauer 
waren die gesetzlichen Zinsverbote begreiflicher Weise nicht haltbar, 
und man war in der Praxis auf alle Weise -— so gut oder schlecht es 
eben ging — bemüht, um dieselben herumzukommen. Direkte Aus- 
nahmen waren die den Montes pietatis eingeräumten Privilegien, die 
Duldung der GreschäftsfÜhrung sonstiger Banken und die weitgehende 
Nachsicht, die gegenüber der Wucherpraxis der Juden geübt wurde. 
Indirekte Ausnahmen waren das Institut des Rentenkaufes und der 
Satzung, der Wechsel und das Societätsverhältnis, endlich die Möglich- 
keit, sich vom Schuldner das „interesse" an der verspäteten Zahlung 
(das damnum emergens und das lucrum cessans) vergüten zu lassen. 
Das „Interesse*' an der verspäteten Zahlung bot nämlich die Handhabe 
zu der juristischen Fiktion, dafs der Schuldner sich in mora befinde 
und daher zur Zahlung eines unter dem Titel „Interesse** verkappten 
Zinses angehalten werden könne. 

Allmählich begann auch die Theorie gegen die Zinsverbote aufzu- 
treten. Die ersten Vorkämpfer der neuen Richtung waren der Refor- 
mator Calvin und der französische Jurist Dumoulin (Carolüs Moli- 
NAEUS). Calvin kehrt sich gegen das ARiSTOTELische Argument von 
der Unfruchtbarkeit des Geldes. Müfsig liegendes Geld — lehrt er — 
sei allerdings unfruchtbar, aber der Darlehnsnehmer läfst eben das Geld 
nicht müfsig liegen, sondern verwendet es zum Erwerbe, und eben des- 
halb wird der Schuldner nicht übeiTorteilt, wenn er Zinsen zahlen mufs, 
denn er zahlt dieselben aus dem Erwerbe, den er mit dem geliehenen 
Gelde macht. Molinaeüs beruft sich wie Calvin auf die Fruchtbar- 
keit des Geldes und hebt femer hervor, dafs die — eben erwähnte — 
Lehre vom „interesse" voll berechtigt sei, weil der Darlehensgeber that- 
sächlich jedesmal einen effektiven Verlust oder einen Gewinnentgang 
erleide. Ebenso bekämpft er die Lehre des Thomas von Aquin, dafs 
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nämlioh am Gelde kein selbständiger ^ Gebrauch^ möglieb sei; freilieh 
sei am Gelde kein Gebrauch möglich, wohl aber an den mit dem ge- 
liehenen Gelde gekauften Saohen, und wenn hierfllr ein Zins gefordert 
und gezahlt werde, so sei dies nicht ungerechtfertigt. Die späteren 
Schriftsteller aus dem sechzehnten Jahrhundert (Gamebabius, Bornitz, 
Besold und Bacon) verteidigen ebenso den Darlehenszins, bringen aber 
keine neuen Argumente für denselben vor. 

Mit gröfserem Erfolge trat der Niederländer Claudius Salmasiüs 
in seinen verschiedenen um 1640 erschienenen Schriften ftlr die Berech- 
tigung des Zinses ein. Er sagt, der Darlehensvertrag gehöre zu jener 
Klasse von Rechtsgeschäften, bei denen der Eigentümer einer Sache 
den Gebrauch derselben einem Anderen überläJjst. Ist die Sache 
unverbrauchbar, so entsteht entweder der Leihvertrag (das Commo- 
datum) oder der Miet-(Pacht-)Vertrag (die Locatio conductio), je nach- 
dem der Gebrauch der fraglichen Sache unentgeltlich oder gegen Ent- 
gelt dem Zweiten überlassen wird. Ist die Sache verbrauchbar oder 
vertretbar, so entsteht analog entweder das Mutuum, das unverzins- 
liche Darlehen, oder das Foenus, das verzinsliche Darlehen. Wenn nun 
kein Mensch gegen die Zahlung des Miet- oder Pachtzinses etwas ein- 
zuwenden hat, so müsse dies in noch höherem Mafse von dem Dar- 
lehenszinse gelten, denn der Vermieter oder Verpächter befinde sich in 
einer viel günstigeren Position als der Darlehensgeber, weil er jedes- 
mal die vermietete oder verpachtete Sache zurückziehen kann, während 
beim Darlehen die geliehene Sache in das Eigentum des Schuldners 
übergeht und von diesem verbraucht wird, also verschwindet. Von da 
ab werden die Verteidiger des Darlehenszinses immer zahlreicher. 

3. TuRGOTs Fruktifikationstheorie (v. Böhm-Bawerk a. a. 0. 
S. 70 ff.). Der Grundgedanke seiner Lehre ist der folgende: Der Besitz 
von Grundstücken gewährt in der Grundrente ein arbeitsloses Einkom- 
men. Da nun Grundstücke (je nach Mafsgabe ihres Ertrages) um Geld 
oder sonstige bewegliche Sachen gekauft und verkauft werden, so ist 
jede Geldsumme oder überhaupt jedes Kapital als Repräsentant eines 
Gi-undstückes aufzufassen und mufs jedes Kapital einen entsprechenden 
Zins abwerfen, weil sonst der Eigentümer des Kapitales das letztere 
zur Erwerbung eines rentetragenden Grundstückes verwenden würde. 
TuRGOT stützt sich (wie v. Böhm bemerkt) nur auf einen Gedanken, 
der bereits zu wiederholten Malen von den früheren Verteidigern des 
Zinses ausgesprochen worden war; der Fortschritt besteht jedoch darin, 
daXs er diesen Gedanken in das Centrum seiner Argumention stellt und 
ihn zum Angelpunkte der ganzen Lehre vom Zinse macht, während die 
Vorgänger Türgots den in Rede stehenden Gedanken nur so nebenbei 
und gelegentlich hinwarfen. 

4. Das Zinsproblem bei Adam Smith (v. Böhm-Bawerk a. a. 0. 
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S. soff.}* Ad. Smith giebt keine systematische und abgerundete Theorie 
des Eapitalzinses, sondern wirft nur gelegentlich einzelne — mitunter 
sich auch widersprechende — Andeutungen zur Erklärung des Eapital- 
zinses hin. Sein Gedankengang ist ungefähr: Ein Eapitalgewinn mufs 
existieren, weil sonst der Eapitalist kein Interesse daran hätte, sein 
Eapital zur produktiven Beschäftigung von Arbeitern zu verwenden. 
Woher aber dieser Eapitalgewinn stammt, das ist — wie auch schon 
hier an früherer Stelle hervorgehoben wurde — bei Ad. Smith nicht 
recht klar. Einzelne seiner Andeutungen lauten dahin, dafs der Eapital- 
gewinn des Unternehmers aus einem Zuschlage zu den Produktions- 
kosten (Preis der Rohstoffe und Arbeitslöhne) fliefse; andere Stellen 
wieder besagen, dafs der Eapitalgewinn aus einem Abzüge an den 
Arbeitslöhnen stamme. Endlich stellt Smith die Aussicht auf den „künf- 
tigen Gewinn*' aus dem Eapitale dem „gegenwärtigen Genufis*' der 
unmittelbaren Güterverzehrung gegenüber und legt damit den Eeim zu 
der nachmaligen (weiter unten zu erwähnenden) Enthaltsamkeits- oder 
Abstinenztheorie. 

5. Die weitere Entwickelung der Zinstheorien nach 
Adam Smtth (v. Böhm-Bavtebk a.a.O. S. 85ff.). Während die älteren 
Schriftsteller vor Türgot die Frage nach der Berechtigung des Zinses 
ganz einseitig formulieren und lediglich die Berechtigung des Darlehens- 
zinses erörtern, nimmt die Untersuchung teilweise seliou bei Türgot 
und Ad. Smith, noch mehr aber bei den Späteren eine andere Gestalt 
an ; es wird nicht so sehr mehr nach der Berechtigung des Darlehens- 
zinses als vielmehr nach der volkswirtschaftlichen Berechtigung des 
Eapitalzinses (oder vielleicht präciser: der Eapital - „Rente*') im all- 
gemeinen gefragt. Die Frage lautet nicht mehr: „Ist der Schuldner 
verpflichtet, einen Darlehenszins zu zahlen, bezw. der Gläubiger berecli- 
tigt, einen solchen zu fordern?**, sondern: „Woher stammt der Gewinn, 
den der Unternehmer aus dem in seiner Unternehmung verwendeten 
Eapitale zieht?** Die Antworten lauten verschieden, v. Böhm-Baa\'erk 
bringt diese späteren Zinstheorien in folgende Gruppen: 

a.Die farblosen Theorien (a.a.O. S. 89, dann S. 92— 125). Als 
Begründer dieser sogen, „farblosen** Theorien sind Türgot und Adam 
Smith zu betrachten ; Türgot, der da sagt, dafs das Eapital einen Ge- 
winn in der Unternehmung abwerfen müsse, weil die Eapitalisten ihr 
Eapital zu Grundkäufen verwenden würden, und Ad. Smith, weil er 
(das eine Mal) damit ziemlich übereinstimmend lehrt, das Eapital müsse 
einen Gewinn abwerfen, weil der Eapitalist sonst kein Interesse daran 
hätte, sein Eapital produktiv zu verwenden. Als zu dieser Gruppe ge- 
hörig zählt V. Böhm-Bawerk eine Reihe von Schriftstellern auf (Sar- 
toriüs, Lüeder, Eraüs, Hüpeland, Pölitz, Mürhard, Schmalz, Graf 
Cancrin, Graf Soden, Lotz, Jakob, Fulda, Eiselen, Raü, Ricardo, 
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Torrens, Mc Cülloch, Mac Leod, Germain, Garnier, Canard, 
Droz u. A.), welche entweder sieh Türgot und Ad. Smith ansehliefeen 
oder den Kapitalgewinn gar nicht rechtfertigen, sondern als etwas Selbst- 
verständliches hinnehmen, oder aber sich bei ihrem Versuche, den Ka- 
pitalgewinn zu rechtfertigen, in Widersprüche verwickeln und daher zu 
keinem klaren Resultate gelangen. 

b. Die Produktivitätstheorien. Als solche bezeichnet 
V. Böhm-Bawerk (a. a. 0. S. 89, dann S. 126flf.) diejenigen Theorien, 
welche von der Anschauung ausgehen, dafs dem Kapitale von Hause 
aus eine gewisse (physische) Produktionskraft innewohne. Der Be- 
gründer dieser Theorien ist J. B. Say, der zuerst von der dem Kapitale 
innewohnenden Produktivkraft (facult6 productive, pouvoir productif), 
sowie von den vom Kapitale geleisteten „produktiven Diensten** (Ser- 
vices productifs) spricht, v. Böhm-Bawerk teilt die Gruppe der 
Produktivitätstheorien, denen (mit gröfseren oder geringeren Modifi- 
kationen) die meisten Nationalökonomen huldigen, in folgende zwei 
Unterabteilungen : 

a. Die naiven Produktivitätstheorien (v. Böhm-Bawerk 
a. a.O. S. 135, dann S. 136—165). Dieselben kennzeichnen sich dadurch, 
dafs ihre Vertreter eine dem Kapitale innewohnende physische Produktiv^ 
kraft annehmen und eventuell auch nachzuweisen bestrebt sind, dafs sie 
aber auf den zweiten Teil der Frage, ob und warum die vom Kapitale 
produzierten Güter überhaupt einen Wert haben, ferner ob und warum die 
vom Kapitale hervorgebrachten Güter einen höheren Wert haben, als das zu 
ihrer Erzeugung verbrauchte Kapital, entweder gar nicht oder doch nur 
in mehr oder weniger oberflächlicher oder unklarer Weise eingehen. 
Als die hauptsächlichsten Vertreter dieser Theorien nennt v. Böhm- 
Bawerk neben J. B. Say (als Begründer derselben) in Deutschland: 
Schön, Riedel, Röscher und den Schreiber dieser Zeilen; in Prank- 
reich: Rossi, MoLiNARi, Joseph Garnier, Cauwes und Leroy-Bbau- 
liew; in Italien Scialoja. 

ß. Die motivierten Produktivitätstheorien (v. Böhm- 
Bawerk a.a. 0. S. 135, dann S. 165— 225). v. Böhm-Bawerk charakterisiert 
dieselben (S.165) mit folgenden Worten: „Die motivierten Produktivitäts- 
theorien kommen mit den naiven darin überein, dafs auch sie den letzten 
Grund des Kapitalzinses in einer produktiven Kraft des Kapitalzinses er- 
blicken. In der Vorarbeitung dieses Grundgedankens weisen sie aber 
einen doppelten Fortschritt auf. Erstlich halten sie sich vom Mysticismus 
der ,wertschaffenden' Kräfte (i. e. des Kapitales) frei und verstehen, auf 
dem Boden der Thatsachen bleibend, die Produktivität des Kapitales 
stets nur als physische Produktivität. Und zweitens sehen sie es nicht 
mehr für selbstverständlich an, dafs die physische Ergiebigkeit von 
einem Überschufs an Wert begleitet sein mufs. Sie fügen daher in 
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ihre AnsfÜhrungen ein charakteristisches Mittelstttck ein, dessen speoielle 
Aufgabe es ist, zu motivieren, warum die gesteigerte Menge der Pro- 
dukte auch zu einem Überschufs an Wert führen muls.*' Bezüglich der 
Frage, woher dieser Wertüberschufe stamme, oder wie er zu erklären 
sei, gehen allerdings die Meinungen auseinander und sind häufig 
widerspruchsvoll und unklar. Die wesentlichsten Vertreter dieser sogen, 
„motivierten** Produktivitätstheorien sind nach v. Böhm-Baweek: 
Lauderdale, Malthus, Carey, Peshine Smith, Thünen, Glaser, 
BoESLER und Strassburger. 

c. Die Nutzungstheorien (a. a. 0. S. 85 u. 90, dann S. 136 und 
226—314). Dieselben beruhen nach v. Böhm-Bawerk (S. 227) auf fol- 
genden Grundgedanken: „Neben der Substanz des Kapitales ist auch 
der Gebrauch desselben oder seine Nutzung ein Gegenstand von selb- 
ständiger Wesenheit und selbständigem Wert. Um einen Kapitalertrag 
zu erlangen, genügt es nicht, blofs ein Opfer an der Substanz des Kapi- 
tals zu bringen, sondern man mwü auch die Nutzung des angewendeten 
Kapitals fllr die Dauer der Produktion aufopfern. Da nun principiell 
der Wert des Produktes gleich ist der Summe des Wertes der zu seiner 
Erzeugung aufgewendeten Produktivmittel, und da in Gemäfsheit dieses 
Satzes die Kapitalsubstanz und die Kapitalnutznng erst zusammenge- 
nommen dem Werte des Kapitalproduktes äquiparieren, so mufs dieser 
natürlich grofser sein, als der Wert der Kapitalsubstanz allein. Auf 
diese Weise erklärt sich die Erscheinung des Mehrwertes, der nichts 
anderes ist, als der Wertanteil des Teilopfers, Kapitalnutzung.** Die 
sogen. Nutzungstheorien, auf dem Gedanken der „Nutzungen** des Kapi- 
tals aufgebaut, sind selbstverständlich in letzter Beihe auf J. B. Say 
zurückzufahren, der — wie vorhin erwähnt — der erste war, der von 
den „Services productifs** des Kapitals gesprochen hat. Als die haupt- 
sächlichsten Vertreter dieser Theorien nennt v. Böhm-Bawerk: (neben 
J. B. Say) Storch, Nebeniüs, Marlo, Hermann, Bernhardi, v. Man- 

GOLDT, MiTHOPP, SCHÄPPLE, KnIES UUd MeNGER. 

d. Die Abstinenztheorie (a. a. 0. S. 90, dann S. 316—341). 
Dieselbe beruht (nach v. Böhm-Bawerk S. 90) auf dem Grundgedanken: 
„Der Mehrwert ist das Äquivalent eines in den Preis eingehenden Kosten- 
bestandteiles ;Enthaltsamkeit*. Denn indem der Kapitalist sein Kapital 
zur Produktion widmet, mufs er auf den gegenwärtigen Genufs des- 
selben verzichten. Dieser Genufeaufschub, diese , Abstinenz* ist ein 
Opfer, und als solches ein Vergütung heischender Bestandteil der 
Produktionskosten.** Begründer dieser sogen. Abstinenz- oder Enthalt- 
samkeitstheorie ist N. W. Senior (obwohl sich die Keime derselben 
schon in dem von Ad. Smith und Ricardo ausgesprochenen Ge- 
danken finden, dafs der Kapitalist einen Zins erhalten müsse, „weil 
er sonst kein Motiv zur Bildung und Bewahrung des Kapitales 
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hätte*'). Nach Senior hat sodann ganz besondere Bastiat dieser Theorie 
gehuldigt. 

e. Die Arbeitstheorien (a. a. 0. S. 90, dann S. 342 flf.), Unter 
diesem Namen fa&t v. Böhm-Bawerk eine Reihe von Theorien zusammen, 
die darin übereinkommen, daß sie den Eapitalzins als den Lohn fllr 
eine vom Kapitalisten dargebrachte Arbeit erklären. Über die Natur 
der „Arbeit", welche den Entlohnungsanspruch des Kapitalisten be- 
gründen soll, gehen jedoch die Ansichten ziemlich erheblich auseinander. 
V. Böhm-Bawerk unterscheidet folgende Gruppen: 

er. Die englische Gruppe (a. a. 0. S. 342—345). Dieselbe wird 
hauptsächlich repräsentiert durch James Hill und Mc. Culloch. Nach 
James Mill ist nämlich der Kapitalgewinn als Lohn fllr die Arbeit 
aufzufassen, durch welche das Kapital (z. B. eine Maschine, ein Werk- 
zeug u. dergl.) hergestellt wurde. Mc. Culloch hat sich in der ersten 
Auflage seiner „Principles of Political Economy*' dieser Anschauung 
angeschlossen, dieselbe aber später wieder verlassen (weshalb er von 
V. Böhm-Bawerk auch unter den Vertretern der sogen, „farblosen** 
Theorien genannt wird). 

ß. Die französische Gruppe (a. a. 0. S. 345—351). Die Ver- 
treter dieser Theorie definieren den Kapitalgewinn als Lohn derjenigen 
Arbeit, die im Aufsparen des Kapitales — „travail d'öpargne*' — liegt 
Der hauptsächlichste Vertreter dieser Theorie ist Courcelle-Seneüil, 
der insbesondere auf den bedeutenden Aufwand an Willenskraft hin- 
weist, welchen die Sparthätigkeit voraussetzt. Teilweise Anklänge an 
diese Theorie finden sich auch bei (den bereits früher genannten) 
Caüwäs und Joseph Garnier, dann bei Cherbülter u. A. 

y. Die deutsche Gruppe (a. a. 0. S. 352—360). Dieselbe wird 
repräsentiert durch die Schule der sogen. „Kathedersozialisten*'. Die 
Vertreter dieser Theorie knüpfen an den von Rodbertüs ausgesprochenen 
Gedanken an, dafs das Grund- und Kapitaleigentum eigentlich als 
ein Amt aufzufassen ist, und definieren die „Rente^ (und zwar die 
Grund- und Kapitalrente) als eine Art Gehalt, welches die betreffenden 
Personen in ihrer Eigenschaft als Leiter von landwirtschaftlichen oder 
industriellen Grofsunternehmungen beziehen. (Im Kommunisten- Staate 
müfsten besondere Beamte mit dieser Aufgabe betraut und entsprechend 
honoriert werden.) Vertreter dieser Gruppe sind insbesondere Schäpfle 
(in der 3. Aufl. seines „Gesellschaftlichen Systems** und in seinen spä- 
teren Schriften), Adolf Wagner u. A. 

f. Die Ausbeutungstheorie (a. a. 0. S. 90, dann S. 361—447), 
Es ist dies die bekannte von Rodbertüs und Marx begründete, von 
den Anhängern der heutigen Sozialdemokratie verfochtene Theorie, wo- 
nach der Gewinn des Kapitalisten (und ebenso der des Grundbesitzers 
sowie desUnternehmers)lediglichauf der Ausbeutung des Arbeiters beruht. 
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g. Die Eklektiker (a. a. 0. S. 448-468). Zu diesen rechnet 
V. Böhm-Bawerk alle diejenigen Schriftsteller, welche sich aus einzel- 
nen Gedankensplittern der vorerwähnten Theorien ihre eigene Zins- 
theorie konstruieren. Als zu dieser Gruppe gehörig nennt v. Böhm- 
Bawerk: Eossi, Molin ABI, in gewisser Beziehung Leeoy-Beaülieü und 
ßoscHER, dann Schüz, Max Wibth, Cossa, Jevons, Read, Gestnee, 
(die bereits früher genannten) Caüwäs und Joseph Gaenieb, ferner 
J. G. Hoppmann, J. St. Mill, teilweise auch Schäfple u. A. Unter 
der Überschrift 

h. „Neueste Versuche*' (a. a. 0. S. 469—495) bespricht v. Böhm- 
Bawebk die Besti-ebungen von Henby Geobge und Schellwien, das 
Wesen des Kapitalgewinnes zu erklären. Geobge erblickt den eigent- 
lichen und letzten Grund des Kapitalgewinnes in der Produktivkraft 
der Natur, welche in manchen Kapitalien wirkt, und in der Zeit, die 
zur Entfaltung dieser Kräfte notwendig ist. Bei denjenigen Kapitalien 
(z. B. Geld), in denen keine derartigen Kräfte wirken, wird der Kapital- 
gewinn hervorgebracht durch das „Gesetz der Gewinnausgleichung", 
denn „Niemand würde Kapital in einer Form behalten wollen, wenn es 
flir eine vorteilhaftere Form vertauscht werden könnte.'' — Nach der 
etwas unklaren Theorie Schellwiens wird der Wert aller Güter erst 
durch ihre Konsumtion verwirklicht, und es findet eine Entwertung statt, 
wenn die Güter nicht der Konsumtion zugeflihi-t werden, fllr die sie 
bestimmt sind. Ausgenommen hiervon sind nur zwei Gruppen von 
Fällen. Einmal nämlich giebt es eine Reihe von Gütern (wie z. B. die 
reifenden Früchte, der lagernde Wein u. dergl.), die nicht sofort, sondern 
erst nach Ablauf einer gewissen Zeit konsumiert werden können; bei 
diesen bedeutet die „notwendige Nicht -Konsumtionszeit*' eine Ver- 
längerung der gesellschaftlich notwendigen Produktionszeit" und damit 
also eine Erhöhung des Wertes. Die zweite Gruppe umfafst jene Fälle, 
in denen die Herstellung eines Produktes erfordet, dafs andere Pro- 
dukte nicht konsumiert werden, und dies trifft überall zu, wo ein Kapital 
die Voraussetzung einer Produktion bildet. Da somit das Kapital im 
Dienste der Produktion nicht konsumiert wird (denn das Kapital als 
Ganzes muls in seinem Bestände erhalten werden, wenn die Produktion 
ihren ungestörten Fortgang nehmen soll), so mufs das Produkt auch 
Ersatz ftir diese Nichtkonsumtion gewähren, und dies bedingt eine ent- 
sprechende Erhöhung des Wertes des Produktes. 

i. Die Zinstheorie v. Böhm-Baweeks. Im zweiten Bande 
seines Werkes entwickelt v. Böhm-Baweek seine eigene Theorie vom 
Kapitalzins. Nach derselben erklärt sich aller Kapitalzins aus der That- 
sache, dafs gegenwärtige Güter einen höheren Wert haben als künftige; 
der Kapitalzins entsteht nur in der Weise, dafs der Kapitalist mit einer 
verhältnismäfsig geringeren Menge gegenwärtiger und daher höher- 
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wertiger Güter eine yerhältnismälisig gröbere Menge künftiger und daher 
minderwertiger Güter erwirbt, welche im Laufe der Zeit allmfthlioh in 
den vollen Gegenwartswert sozusagen hineinreifen; oder mit anderen 
Worten, welche in dem Mause als sie im Laufe der Zeit zu Gegenwarts- 
gütern werden, ihren vollen Wert erlangen. „Alle Arten und Weisen, 
Eapitalzins zu erwerben, weisen auf einen gleichartigen Ursprung zu- 
rück: auf das Wertwachstum der Zukunftsgüter, die zu Gegenwarts- 
gütern ausreifen. So beim Eapitalgewinn der Unternehmer, die die 
angekaufte Zukunftsware ,Arbeit^ in genufsreife Produkte umwandeln, 
so bei den Grundherren und Hauseigentümern und sonstigen Besitzern 
andauernder Güter, die die späteren Nutzleistungsringe ihrer Güter all- 
mählich heranreifen lassen und ausgereift vollwertig pflücken; so end- 
lich auch beim Darlehen. Auch hier liegt die Bereicherung nicht — 
wie man auf den ersten Blick leicht meinen könnte — schon darin, 
dafe der Gläubiger mehr Stücke zurückerhält, als er hingiebt — denn zu- 
nächst sind ja die eingehandelten Stücke minderwertig — , sondern darin, 
dais das anfangs minderwertige Schuldobjekt allmählich im Werte 
schwillt und im Augenblicke der Fälligkeit endlich in den vollen höheren 
Gegenwartswert eingerückt ist** (v. Böhm-Bawerk a. a. 0. IL S. 383). 

§ 3. Die Bestimmungsgründe des Zinses. (Ausgleichungstendem. 
Mittlerer Zinsfufs.) Die Frage nach den Bestimmungsgründen des 
Zinses wird von der gangbaren Lehre ungefähr in folgender Weise be- 
antwortet: 

Der Zins ist der Preis, der für die Kapitalnutzungen gezahlt wird; 
er hängt daher ab von den nämlichen Umständen, die ftlr den Preis im 
allgemeinen malsgebend sind, und dies sind zunächst Angebot und 
Nachfrage. Hieraus wird sodann der Schlufs gezogen, dais dort, 
wo das Angebot von Kapitalien (Kapitalnutzungen) noch gering ist, 
d. i. also in einem sogen, jungen und aufstrebenden Lande, der Zins 
hochstehen, und dais er in dem Mafse sinken müsse, als der Kapital- 
reichtum des Landes (das Angebot an Kapitalien und ihrer Nutzungen) 
sich vermehrt. Und zum Beweise der Richtigkeit dieser Behauptung 
wird jedesmal auf die Thatsaohe verwiesen, dafs in ärmeren und wenig 
vorgeschrittenen Ländern der Zinsfufs hoch, in alten und „kapitalreichen^ 
Ländern dagegen niedrig sei. 

Weiter wird in der Regel untersucht, welche Umstände einerseits 
auf das Angebot und anderseits auf die Nachfrage nach Kapitalien ein- 
wirken. Da nun Kapitalien bekanntlich (wenigstens nach der gangbaren 
Lehre) durch „Sparsamkeit'' gebildet werden, so hängt das Angebot von 
Kapitalien vorwiegend von der Sparsamkeit der Bevölkerung ab. Ist 
der Sparsinn hoch entwickelt, so wird das Volk selbst bei einem Zins- 
fufs von 1 oder 2 Proz. noch weiter sparen und neue Kapitalien bilden, 
im entgegengesetzten Falle wird die Kapitalbildung aufhören. Damit 
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ist gleichzeitig die Untergrenze f&r den Zins gefnnden. Ist nämlioh der 
Zins 80 tief gesunken, dafs das betreffende Volk das Sparen nioht mehr 
lohnend findet und es vorzieht, das aufgesparte Kapital (I) znr ^nufs- 
konsnmtion zu verwenden, so hört eben die Kapitalbildung auf, und der 
Zins kann nicht tiefer sinken. — Anderseits die Nachfrage nach Kapi- 
talien. Die Nachfrage nach Kapitalien hängt selbstverständlich von der 
Möglichkeit ab, das geliehene Kapital zu verwenden, und diese ist eine 
doppelte; man kann das geliehene Kapital entweder znr Produktion 
(zum Erwerbe) oder zur Genufskonsumtion verwenden. Im ersteren 
Falle hängt die Nachfrage nach Kapital, d. i. die Geneigtheit, den Zins 
f&r das geliehene Kapital zu zahlen, dort auf, wo der Zins so hoch ist, 
dafs für den Leihenden kein Gewinn mehr übrig bleibt. (Kann ich mit 
dem geliehenen Kapitale nicht mehr als 10 Proz. verdienen, so kann 
ich selbstverständlich keine 10 Proz. Zins zahlen, weil mir sonst nichts 
übrig bleibt.) Bei Kapitalien (!), die zu Genulszwecken ausgeliehen 
werden, giebt es keine derartig ziffernmäfsige Obergrenze des Zinses; 
der leichtsinnige Verschwender wird eventuell 1000 Proz. Zins — ver- 
sprechen, ob er sie auch effektiv zahlen kann, ist allerdings eine andere 
Frage. Hier also bildet nur die Zahlungsfähigkeit des Schuldners bezw. 
sein wirtschaftlicher Zusammenbruch die Obergrenze des Zinsfußes. Da 
aber die Konsumtionsdarlehen wenigstens heutzutage im allgemeinen 
die Minderzahl bilden, so kommen sie für die Bestimmung der Ober- 
grenze des Zinses nicht wesentlich in Betracht, und man kann annehmen, 
dafs die Obergrenze des Zinses durch die Möglichkeit bestimmt wird, 
das geliehene Kapital zum Erwerbe zu verwenden. Zwischen diesen 
beiden Punkten, der Unter- und der Obergrenze, bewegt sich der effek- 
tive Zins und gestaltet sich je nach dem Verhältnis von Angebot und 
Nachfrage. 

Ungleichheiten des Zinses bei den einzelnen Kapitalien können vor- 
kommen und kommen auch thatsächlich vor, indes wirkt ihnen eine 
kontinuierliche Tendenz zur Ausgleichung entgegen, denn es ist selbst- 
verständlich, dafs der Besitzer eines minder rentablen Kapitals bestrebt 
ist, dasselbe aus seiner dermaligen Anlage „herauszuziehen^ und dort 
zu placieren, wo er einen höheren Zins erlangen kann. Auf diese Weise 
werden die minder rentablen Kapitalien fortwährend vermindert, die 
höher rentablen fortwährend vermehrt, so dab man mit voller Beruhi- 
gung sagen darf, es strebe der Zins der im Lande befindlichen Kapi- 
talien einem gewissen Mittelsatze zu, und dieser letztere werde ungefähr 
durch den landesüblichen (Geld-) Zinsfufs repräsentiert. 

Das ungefähr ist in Kürze die landläufige Lehre von den „Be- 
stimmungsgründen des Zinses^, und so glatt und einleuchtend diese 
Darstellung auf den ersten Blick zu sein scheint, so repräsentiert 
sie doch einen derartigen Rattenkönig von Irrtümern und Wider- 
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Sprüchen, dals man beinahe sagen darf: so viel Worte, so viel Un- 
richtigkeiten. 

Eine scheinbar sehr wesentliche Untersttttznng fand diese gangbare 
Lehre in zwei Umständen. Erstens in der fast allen Leuten im Blute 
steckenden Vorstellung, dafs das Geld „das*^ Kapital par excellence sei. 
Es wurde bereits an früherer Stelle hervorgehoben, dals die Verfasser 
der älteren Lehrbücher der Nationalökonomie an die Spitze des Kapitels, 
welches die Lehre vom Kapital enthält, jedesmal den Satz stellen, man 
möge bei dem Worte „Kapital*' ja nicht ausschlie&lich an das Geld 
denken, denn unter „Kapital*' sei das der Produktion (im Sinne dieser 
älteren Lehrbücher richtiger gesagt: dem „Erwerbe**) dienende Ver- 
mögen, also die Werkzeuge, Maschinen, Kohstoffe, das Warenlager des 
Kaufmannes u. s. w. zu verstehen. Hinterher aber pflegen die Be- 
treffenden ihre gute Lehre im Handumdrehen zu vergessen und sprechen 
vom „Kapital** in einer Art und Weise, dafs man beim besten Willen 
unter diesem Worte nichts anderes verstehen kann, als die verzinsliche 
Geldforderung. Stellt man sich aber auf diesen Standpunkt, dann er- 
scheint es — wenigstens bei oberflächlicher Betrachtung — sehr wahr- 
scheinlich und begreiflich, dafs das Geld (namentlich wenn man hierbei 
gleichzeitig an den landesüblichen Zinsfuls denkt) zur Zeit im Lande 
bei gleicher Sicherheit der Anlage immer den gleichen Zins bringt 
Und wird thatsächlich einmal in diesem oder jenem Falle ein höherer 
Zins stipuliert, so ist dies (nach der gewöhnlichen Darstellung) keine 
wirkliche, sondern nur eine scheinbare Ausnahme, denn da lag ganz 
unzweifelhaft eine minder sichere Kapitalanlage vor, und es mulste dem- 
gemäfs zum „reinen** Zins eine höhere Assekuranzprämie hinzutreten, 
durch welche der Zins scheinbar über das Durohschnittsniveau hinauf- 
geschraubt wurde. 

Hierzu kam als fernerer Umstand die kaufmännische Buchftlhrung. 
Der Unternehmer muis, wenn er einen Überblick über sein Geschäft 
gewinnen und erfahren will, ob und wie viel er gewonnen oder ver- 
loren hat, Geschäftsbücher führen, in welche er seine Einnahmen und 
Ausgaben nach gewissen Kubriken systematisch geordnet eintragen 
mufs. Hat er fremde Grundstücke gepachtet, so mufs er den jährlichen 
Pachtschilling regelmä&ig in Ausgabe stellen ; verwendet er ein fremde» 
„Kapital** (etwa eine gepachtete Fabrikrealität oder geliehenes Geld) 
in seinem Unternehmen, so mufs er den „Zins** in die betreffende Aus- 
gaberubrik eintragen, und beschäftigt er gedungene Arbeiter, so mufs 
er seine Zahlungen an dieselben unter der Ausgaberubrik „Arbeits- 
löhne** buchen. Soll er nun sein Geschäft mit Erfolg geführt haben, so 
mufs das Erträgnis desselben am Jahresschlüsse nicht nur die „Pacht- 
rente**, den „Kapitalzins** und die „Arbeitslöhne** decken, sondern über- 
dies noch einen dem Unternehmer verbleibenden reinen Uberschufs, den 
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^Geschäfts*'- oder „Unternehmergewinn*', ergeben. Auf diese Weise ge- 
wöhnte man sich nicht nur daran, den Pachtschilling (für die Grund- 
stücke) mit der Grundrente, d. i. mit dem Ertrage der Grundstücke, den 
Eapitalzins mit der Kapitalrente, d. i. mit dem Kapitalertrage, und den 
Arbeitslohn mit dem Arbeitsertrage zu identifizieren, sondern man hatte 
noch überdies in dem „Unternehmergewinn^ ein überaus angenehmes 
„Mädchen für alles** gefunden, dem in der bequemsten Weise alles zu- 
geschoben werden konnte, was sich nicht wohl in einer anderen Rubrik 
unterbringen liefs. Lag also irgendwo ein Unternehmen vor, welches 
seinem Besitzer einen über den landesüblichen Zinsfnfs hinausgehenden 
Gewinn abwarf, so war es ja sonnenklar, dafs „das Kapital^ nur den 
landesüblichen Zins ergeben konnte, denn der Überschufs war eben 
„Unternehmergewinn" und konnte also kein Zins sein. — Quod erat 
demonstrandum ! 

Versucht man es nun, Ordnung in das Chaos zu bringen und sich 
darüber klar zu werden, welche Umstände auf die Höhe des Kapital- 
ertrages bestimmend einwirken, so mufs man sich zunächst vor Augen 
halten, was hier schon unzählige Male nachdrücklich hervorgehoben 
wurde, dafis nämlich die Höhe des Kapitalertrages ziffermäftig nie 
ermittelt werden kann. Dies gilt sowohl von dem Naturalertrage des 
Kapitals, d. i. von demjenigen Anteil am Produkt, der auf Rechnung 
des bei der Produktion mitwirkenden Produktionswerkzeuges zu setzen 
ist, als von dem Geldertrage des werbenden Vermögenskomplexes in 
der heutigen Volkswirtschaft. Der Ertrag (und zwar gleichgiltig, ob 
Natural- oder Geldertrag) ist eben das Gesamtergebnis der Produktions- 
(bezw. Erwerbs-) Thätigkeit, bei welcher die drei „Faktoren*' Natur, 
Werkzeug und Mensch zusammenwirken, und jeder Versuch, zu ermitteln, 
wie viel von diesem Ertrage auf jeden der zusammenwirkenden Faktoren 
entftllt, ist müfsig, weil (wie auch schon unzählige Male hervorge- 
hoben wurde) eine Gleichung mit drei Unbekannten, für die man nur 
einen einzigen Ansatz hat (also sagen wir beispielsweise x+y -f z« 100), 
nicht aufgelöst werden kann. Kann aber die Gröfse des Kapitalertrages 
nicht ziffernmäüsig ermittelt und festgestellt werden, dann ist es eine 
ziemlich miÜBliche Sache, nach den Umständen zu fragen, welche auf 
diese unbekannte Grölse bald fordernd, bald hemmend einwirken, denn 
man kann unter solchen Verältnissen über gewisse, mehr oder weniger 
allgemeine und verschwommene Redensarten und Betrachtungen auch 
beim besten Willen nicht hinauskommen. Nur unter diesem ausdrück- 
lichen Vorbehalte also soll hier auf die Frage nach den „Bestimmungs- 
gründen des Kapitalertrages^ näher eingegangen werden. Zunächst 
also der Naturalertrag des Kapitals. 

Stellt man sich auf den Standpunkt der Volks- oder allgemeinen 
Wirtschaft, d. h. denkt man sich in einen „ganz^- oder „halb^kommu- 
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nistischen Staat versetzt und betraohtet die Saohe natnrwiBsensohaft- 
lioh (and dies ist — Rodbebtus mag sich dagegen sträuben, so viel er 
will — der einzig richtige Standpunkt), so wird man zugeben mtissen : 

erstens daüs anter „Kapital'^ in diesem Sinne nichts anderes ver- 
standen werden kann, als das „Produktionswerkzeag^ (also nicht die 
be- oder verarbeiteten Stoffe), weil nur dieses bei der Produktion aktiv 
mitwirkt, während die be- oder verarbeiteten Stoffe sich lediglich passiv 
verhalten; und 

zweitens daä in jedem Produktionswerkzeuge gewisse Naturkräfte, 
und zwar im allgemeinen die nämlichen Naturkräfte thätig sind, die in 
der ganzen ttbrigen Natur und speciell auch im Grund und Boden und 
im menschlichen (oder tierischen) Organismus thätig sind. Nennen wir 
also unsere eigene Arbeit oder den Grund und Boden „produktiv^, 
so müssen wir in gleicherweise auch dem Werkzeuge „Produktivität** 
zuerkennen, denn dasjenige, was wir Oberhaupt als „Produktivkraft** 
oder „Produktivität** bezeichnen, ist ja nichts anderes als die Äuiserung 
dieser Naturkräfte. 

Ist dies richtig, dann wird man wohl zugeben mtlssen, daTs 
die dem Werkzeuge innewohnende Produktivkraft verschieden sein 
kann. Beiläufig bemerkt, eine Thatsache, von der man sich sehr leicht 
fiberzeugen kann, wenn man zu der nämlichen Arbeit abwechselnd ein 
besseres und ein schlechteres Werkzeug verwendet. Übrigens f&hrt schon 
die einfache theoretische Betrachtung zu dem nämlichen Resultate, denn 
wenn (die Wirksamkeit des Faktors „Boden** oder „Natur** als gleich- 
bleibend vorausgesetzt) die Menge des fertigen Produktes die gleiche 
bleibt oder gar steigt, ungeachtet die menschliche Arbeit geringer ge- 
worden ist, so mufs eben die Leistung (die „Produktivität**) des an- 
dern Faktors, d. i. des Werkzeuges, notwendig gröJber geworden sein. 
Da es nun der Zweck und die Aufgabe des Werkzeuges ist, die mensch- 
liche Arbeit zu unterstfitzen bezw. zu ersetzen, so kann man — auch 
wenn es absolut unmöglich ist, zu bestimmen, welcher ideelle Teil des 
fertigen Produktes auf Rechnung des mitwirkenden Werkzeuges zu 
setzen ist — sagen, daJjs der Anteil am Produkt, der dem Werk- 
zeuge zuzuschreiben ist (daÜB die „Produktivität** des Werkzeuges) um 
so grötser ist, je vollkommener dasselbe funktioniert, oder je mehr Arbeit 
es dem Menschen erspart. 

So richtig jedoch dieser Satz auch vom Standpunkte der Technik 
ist, so fraglich ist derselbe vom Standpunkte der Wirtschaft. Die Her- 
stellung eines Produktionswerkzeuges (wir haben uns, wie vorhin be- 
merkt wurde, in einen Eommunistenstaat versetzt zu denken, in wel- 
chem die Regierung die zur Herstellung von Gütern erforderlichen Stoffe 
nicht zu „kaufen** braucht, sondern lediglich durch ihre arbeitenden 
Btlrger dem Schofse der Natur entnehmen läfst) kostet nämlich Arbeit, 
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und da es das oberste Prinzip der Wirtschaftlichkeit ist, das gewünschte 
Besnltat mit dem relativ geringsten Opfer zn erkaufen, so erscheint die 
Herstellung eines Produktionswerkzeuges nur dann wirtschaftlich gerecht- 
fertigt, wenn es mehr Arbeit erspart, als seine Herstellung, seine In- 
standhaltung und seine Handhabung kostet. Der dürstende Wanderer — 
um ein recht drastisches Beispiel zu gebrauchen — , der in einiger Ent- 
fernung vom Wege eine Quelle aus dem Felsen hervorsprudeln sieht, 
wird einfach die Strecke vom Wege bis zur Quelle zurücklegen und 
dort trinken; es wird ihm aber nicht entfernt der Gedanke kommen, 
einen Graben von der Quelle bis zur Strafse zu ziehen, damit er hier 
mühelos seinen Durst stillen kann. Allgemein ausgedrückt will dies 
besagen, dafs unter Umständen die gänzliche Unterlassung der Her- 
stellung oder die Herstellung eines minder vollkommenen (minder „pro- 
duktiven**) Produktionswerkzeuges wirtschaftlicher („rentabler") sein 
kann, als die Herstellung eines technisch vollkommenen, und dieser 
überaus häufig vorkommende Fall liegt jedesmal dann vor, wenn die 
zwar leichte Handhabung, aber schwierige Herstellung und Instand- 
haltung des vollkommeneren Werkzeuges in Summa mehr Arbeit kostet, 
als die leichte Herstellung, aber mühevollere Instandhaltung und Hand- 
habung des minder vollkommenen Werkzeuges. Beiläufig bemerkt, würde 
diese Frage in einem kommunistisch organisierten Gemeinwesen sehr 
häufig, und zwar ganz besonders dann an die Regierung herantreten, 
wenn es sich darum handelt, irgend welche vorhandenen Werkzeuge 
durch neu erfundene, bessere zu ersetzen. Wenn beispielsweise im Kom- 
munistenstaate eine neue, vervollkommnete Spinnmaschine erfunden 
würde, während die sämtlichen Spinnereietablissements noch mit guten 
Maschinen älterer Konstruktion vollständig ausgerüstet sind, müfste die 
ßegierung sehr sorgfältig erwägen, was einen geringeren Arbeitsauf- 
wand repräsentiert: ob das mühevollere Weiterarbeiten mit den vor- 
handenen, minder vollkommenen Maschinen oder die Kassierung der- 
selben (die Annullierung des gesamten in ihnen steckenden Arbeits- 
quantums) und die Herstellung der neueren, aber allerdings mehr Arbeit 
sparenden Maschinen. In der heutigen individualistisch organisierten 
Volkswirtschaft kann es eventuell ftlr den einzelnen Unternehmer — 
und zwar namentlich dann, wenn er hoflfen darf, auf diese Weise einige 
Konkurrenten siegreich aus dem Felde zu schlagen — vorteilhaft er- 
scheinen, seine bisherigen, noch ganz guten älteren Maschinen um jeden 
Preis loszuschlagen und die neueren, mehr Arbeit sparenden anzuschaflfen, 
auch wenn dies vom höheren Standpunkte der Volks- oder allgemeinen 
Wirtschaft als eine absolute Verschwendung der nationalen Arbeitskraft 
sich darstellt. 

Übrigens ist die Frage nach dem vollkommensten („produktivsten'') 
Werkzeuge bis zu einem gewissen Grade müfsig, weil der Ent- 
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wickelungsgang des Werkzeuges beweist, was flbrigens sehr naheliegend 
ist, daijs die verschiedenen Werkzeuge sich so zusagen organisch eins 
aus dem andern entwickeln, und dalB jedesmal die Herstellung eines 
technisch vollkommeneren Werkzeuges den Besitz gewisser, zwar minder 
vollkommenen, aber immerhin solcher Werkzeuge voraussetzt, die schon 
einen gewissen Grad von Vollendung repräsentieren. So konnte bei- 
spielsweise das Menschengeschlecht zur Herstellung eherner oder eiserner 
Werkzeuge ei*st emporsteigen, als es steinerne oder sonstige Werkzeuge 
besafs, welche ihm die — wenn auch noch so rohe — Bearbeitung der 
Metalle überhaupt ermöglichten. Und ebenso konnte die erste Eisen- 
Hobel- oder -Bohrmaschine erst dann angefertigt werden, als man die 
zu ihrer (notdtlrftigen) Herstellung erforderlichen Werkzeuge besaüs. 

Allgemein also kann man vom wirtschaftlichen Standpunkte nicht 
mehr sagen, als dafs dasjenige Werkzeug das profitabelste („produktivste^) 
ist, dessen Herstellung, Instandhaltung und Handhabung den geringsten 
Arbeitsaufwand verursacht, d. h. man mufs einerseits berechnen, wie 
viel Arbeit durch die Verwendung dieses Werkzeuges zur Produktion 
erspart werden wird, und anderseits, wie viel Arbeit seine Herstellung 
und Instandhaltung kosten wird. In welchem Falle aber das Resultat 
dieser Rechnung sich am günstigsten gestalten wird, das lälst sich all- 
gemeingiltig nicht bestimmen, sondern hängt von den jeweilig gegebenen 
Verhältnissen ab. Es kann vorteilhaft erscheinen, mit einem riesigen 
Arbeitsaufwande ein Produktiouswerkzeug herzustellen, dessen Erhaltung 
gleichfalls einen ungeheuren Arbeitsaufwand erfordert (wie beispiels- 
weise die Eisenbahnen), wenn durch dieses Produktionsinstrument später 
noch gröfsere Arbeitsmengen erspart werden sollen. Es kann unter 
Umständen angemessen erscheinen, mit einem möglichst geringen Ar- 
beitsaufwande ein nur notdürftig funktionierendes Produktionswerkzeug 
herzustellen, wenn die Arbeit, die durch seine Verwendung erspart wer- 
den soll und kann, nur gering ist (etwa eine provisorische Not- 
brücke, die gelegentlich eines einmaligen Hochwassers aufgestellt wird). 
Es kann endlich am zweokmäfsigsten sein, gar kein neues Werkzeug 
herzustellen, sondern die Arbeit, so gut oder schlecht es geht, mit den 
bisherigen Instrumenten oder ohne solche zu verrichten, wenn der Ar- 
beitsaufwand, den die Herstellung des neuen Produktionswerkzeuges 
kostet, ebenso grofs oder gröfser ist, als die Arbeit, die durch seine 
Verwendung erspart werden soll. 

Ebenso unbestimmt und verschwommen lautet die Antwort auf die 
Frage, welche Umstände einen bestimmenden Einflufs auf die Höhe des 
Geldertrages des Kapitals (Erwerbsvermögens) ausüben, und zwar aus 
dem einfachen Grunde, weil — wie schon erwähnt — das Einkommen, 
welches jemand aus der Bewirtschaftung eines (eigenen oder fremden) 
Vermögens zieht, ein ungeteiltes Ganzes ist und es absolut unmöglich ist. 
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zu bestimmen, welcher Teil hiervon dem Vermögen, welcher der Person 
zuzuschreiben ist. Da jedoch das Gelderträgnis des Kapitals auf die 
Preise zurückzufahren ist, die f&r die mit Hilfe des Kapitals erzeugten 
Produkte oder für die Nutzungen des Erwerbsvermogens gezahlt werden, 
und da ferner die Höhe des Preises wesentlich von dem Zusammen- 
wirken von Angebot und Nachfrage abhängt, so kann man mit Be- 
stimmtheit annehmen, dafs das Angebot von werbendem Vermögen und 
die Nachfrage nach demselben die Höhe seines Geldertrages wesentlich 
beeinflufst. Die Vertreter der gangbaren Lehre haben dies ganz richtig 
herausgeftthlt, allein sie haben diesen Satz viel zu allgemein formuliert 
und hingestellt, wenn sie lehren: „Das Erträgnis ,des Kapitals' ist 
hoch in einem jungen und aufstrebenden Lande, es sinkt in dem Mafse, 
als der Wohlstand steigt, und steht niedrig in einem alten und reichen, 
mit ,Kapital' gesättigten Lande". Begreiflich ist es, dafs in einem 
Lande, in welchem bisher nur wenige sogen. Kapitalien, nur wenige 
werbende Vermögenskomplexe (wie Fabriken und sonstige Werkan- 
lagen) vorhanden sind, der Absatz der betreflfenden Produkte gttnstig, 
d. h. also, dafs das Erträgnis dieser werbenden Vermögenskomplexe 
wahrscheinlich relativ hoch sein wird. Steigt dann der Wohlstand 
dieses Landes und wird die Menge dieser werbenden Vermögenskom- 
plexe vermehrt, so muis man allerdings annehmen, dafs infolge der 
vermehrten Konkurrenz (des vermehrten Angebotes) die Rentabilität 
dieser werbenden Vermögenskomplexe zurückgehen wird, aber dieses 
Sinken des Gelderträgnisses ist darum nicht notwendig allgemein, 
wie die gangbare Lehre pauschaliter annimmt. Begreiflich ist es, dafs 
z. B. das Erträgnis der Mühlen oder das der Zuckerfabriken gedrückt 
werden dürfte, wenn neue Mühlen bezw. Zuckerfabriken im Lande er- 
richtet werden, weil die gleichen Etablissements sich gegenseitig Kon- 
kurrenz machen. Aber wenn die betreflfenden Werkanlagen sich gegen- 
seitig in die Hände arbeiten, dann ist absolut nicht abzusehen, auf 
welche Weise sie ihr Erträgnis gegenseitig drücken sollen, da vielmehr 
nach allen Kegeln des gesunden Mensohenvei-standes gerade umgekehrt 
angenommen werden mufs, dafs sie ihr Erträgnis gegenseitig steigern 
werden. Schon wenn eine zweite Eisenbahn im Lande gebaut wird, 
ist es sehr wohl denkbar, dafis das Erträgnis der ersten Bahn durch 
die zweite — und zwar namentlich dann, wenn diese zweite Bahn eine 
Zufuhrlinie repräsentiert — wesentlich erhöht wird; man denke doch 
nur daran, wie die Haupt- und die Lokalbahnen sich gegenseitig gün- 
stig beeinflussen. Und ebenso günstig ist die Wechselwirkung zwischen 
den Fabriken und den Eisenbahnen ; je mehr Eisenbahnen, um so gün- 
stiger die Lage aller Industrieunternehmungen, weil die Bahnen die 
Zufuhr der Eohstoflfe und die Abfuhr der fertigen Erzeugnisse erleichtern ; 
und umgekehrt, je mehr Fabriken, um so günstiger die Lage der Eisen- 
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bahnen, weil nm so gröÜBere Gütermengen zu verfrachten sind. In einem 
Ähnlichen Yerh&ltnisse stehen die Maschinenfabriken zn denjenigen Fa^ 
briken, die Maschinen brauchen, die Ziegeleien zn den Bannntemeh- 
mnngen n. s. w. 

Sodann haben die Vertreter der gangbaren Lehre noch einen zweiten 
Umstand fibersehen, nnd zwar den, dafs eine ganze Reihe von werben- 
den Vermögenskomplexen ttber den einen oder anderen singulären Vor- 
teil yerfllgt, der anf das Erträgnis gttnstig zurückwirkt. Die eine Fabrik 
z. B. ist nahe dem Absatzorte ihrer Erzeugnisse oder nahe bei einer 
Bahn oder einer Wasserstrafse gelegen, die andere nahe an dem Bezugs- 
orte ihrer Rohstoffe; die eine Fabrik hat ein Kohlenlager in ihrer un- 
mittelbaren Nachbarschaft, die andere verfligt über eine billige Wasser- 
kraft u. dergl. m. Umgekehrt leiden andere Werkanlagen unter einem 
singulären Nachteile, wie etwa der ungünstigen Lage, der verfehlten 
Anlage u. s. w. Hätten die Vertreter der gangbaren Lehre, deren ge- 
samte Nationalökonomie, streng genommen, nichts anderes ist, als die 
„Nationalökonomie der Börse*', das Leben der Börse oder wenigstens 
die Kursblätter der Börsen ein klein wenig aufmerksamer studiert, so 
hätte es ihnen auftallen müssen, dals die Aktien der verschiedenen 
Industrieunternehmungen sehr ungleiche Kurse aufzuweisen haben, dafs 
manche Aktien dauernd tief unter, andere dauernd hoch über dem Pari- 
kurse stehen. Sie hätten hieraus den Schlufs ziehen können, dafs — 
im direkten Widerspruche zu ihrer Lehre von dem gleichen Kapital- 
zins — manche Unternehmungen dauernd ein sehr geringes, manche 
ein sehr hohes Erträgnis abwerfen. Aber freilich, wenn man jedesmal 
den Überschufs des Erträgnisses oder den Ausfall an demselben als be- 
sonderen „Unternehmergewinn** oder „Unternehmerverlust^ bucht, oder 
wenn man sich an die Thatsaohe hält, dafs eine Aktie, die jährlich 15 
trägt, einen Kurs von 300, dagegen eine Aktie, die jährlich 1 trägt, 
einen Kurs von 20 aufweist, dann ist allerdings mit einem Schlage das 
Kunststück zuwege gebracht, dafs das Erträgnis „des Kapitals^ im 
ganzen Lande allerorts nur 5 Prozent betragt. Eine Hexerei ist dies 
zwar nicht, aber wahr ist es auch nicht. 

Nicht viel besser verhält es sich mit der von der gangbaren Lehre 
behaupteten Ausgleichungstendenz. Dafs eine derartige Ausgleichungs- 
tendenz (aber wohlgemerkt eben nur die „Tendenz*') thatsächlich vor- 
handen ist, mufs jedenfalls bis zu einem gewissen Grade zugegeben 
werden. Wenn beispielsweise in einem Lande der Zucker dauernd im 
Preise steigt, hingegen das Papier dauernd im Preise sinkt, so wird 
man wohl annehmen dürfen, dafs die bestehenden Zuckerfabriken ver- 
gröfsert und dafs neue errichtet werden, so lange bis durch das ver- 
gröfeerte Angebot der Zuckerpreis wieder ungefÄhr auf sein filiheres 
Niveau herabgedrückt sein wird. Umgekehrt werden die Papierfabri- 
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kanten teils freiwillig, teils (durch den Bankrott) gezwungen, die Papier- 
produktion einschränken, und diese Verringerung der Produktion wird 
ein Steigen der Papierpreise sehliefslich zur Folge haben müssen. Wenn 
man aber hieraus den Schluis ziehen wollte, dals die Zuckerfabriken 
und die Papierfabriken immer das gleiche Erträgnis abwerfen mtlssen, 
so wäre dies ein fibereiltes Beginnen, denn so gar im Handumdrehen, 
wie man nach der gangbaren Darstellung anzunehmen geneigt wäre, 
vollzieht sich diese „Ausgleichung*' denn doch nicht. Die Steigerung 
des Preises eines Artikels muiis eine ganz geraume Weile angedauert 
haben, ehe ein vernünftiger Mensch daran denken wird, sein Etablisse- 
ment zu vergröfsern oder eine neue Fabrik zu errichten. Ebenso schwierig 
oder vielleicht noch schwieriger, namentlich in der heutigen Zeit, ist 
die Einschränkung der Produktion im Falle sinkender Preise, weil der 
Unternehmer immer geneigt sein wird, zu glauben, dafs der Preisrück- 
gang nur vorübergehend ist, und daher alles aufbieten wird, was 
in seiner Macht steht, um — im Hinblick auf die gehoflfte Wiederkehr 
besserer Zeiten — sein Geschäft in ungestörtem Fortgange zu erhalten. 
Hierzu kommt noch ein fernerer Umstand. Der einzelne private Unter- 
nehmer kann möglicherweise unter der Ungunst der Verhältnisse zu- 
sammenbrechen, und sein Fabriketablissement wird unter den Hammer 
gebracht werden, aber dann kauft es eventuell ein Zweiter zu einem 
so geringen Preise, dafs er beim ruhigen Fortbetriebe desselben ganz 
gut bestehen kann. Endlich darf man heutzutage die Aktiengesell- 
schaften nicht vergessen. Der private Unternehmer, dem seine Fabrik 
infolge der ungünstigen Preise nichts trägt, wird wahrscheinlich nach 
einigen Jahren zu Grunde gehen, nicht so aber die Aktiengesellschaft. 
Die Aktien werden zwar Jahre hindurch nichts tragen, ihr Kurs wird 
auf nahezu Null herabsinken, aber wenn das Geschäft nicht geradezu 
verlustbringend wird, so wird es ruhig weitergefahrt werden können, 
und sehliefslich dürften — wenn auch nach Jahren — ftlr die Aktionäre 
denn doch wieder bessere Zeiten kommen. 

Am wenigsten Glauben verdient die von der landläufigen Lehre 
vorgetragene Erwartung, dafs die schlecht rentierenden Kapitalien „her- 
ausgezogen" und in besser rentierende Anlagen „placiert** werden. Man 
kann allenfalls aus einer Baumwollspinnerei eine Flachsgamspinnerei 
machen, eine Waflfenfabrik wird vielleicht im Notfalle Nähmaschinen 
oder Fahrräder statt der Schiefegewehre erzeugen, aber man versuche 
es doch, etwa aus einer Maschinen- oder aus einer Waggonfabrik eine 
Stearinkerzen- oder eine Sodafabrik zu machen. Und nun gar ein schlecht 
rentierendes Bergwerk! Ein Bergwerk ist — wie Brentano auf der 
Generalversammlung des Vereins fllr Sozialpolitik im September 1894 
in Wien sehr zutreffend bemerkte — ein Loch. Was will man denn 
also ans diesem Loche machen, wenn es statt des gehofften Erträgnisses 



Digitized by 



Google 



266 Zweiter TeU. 

von 5 oder mehr Prozent nur etwa 1 oder 2 abwirft? Wenn man den 
Betrieb nicht geradezu einstellen will, dann bleibt kein anderes Mittel 
übrig, als die entsprechende ^Eapitalabschreibong'^ und der ruhige 
Weiterbetrieb. Die Vertreter der Älteren Lehre hatten hier viel zu ein- 
seitig die Verhältnisse des Kaufmannes vor Augen. Der Mann, der 
heute in Eisen oder in Petroleum spekuliert, wird allerdings, wenn er 
findet, dafs dieser Artikel nicht lohnend genug ist, seine diesbezüg- 
lichen Engagements verhältnismäfsig leicht abwickeln können und viel- 
leicht schon morgen in der Lage sein, in Baumwolle oder in Thee zu 
spekulieren, aber in der eigentlichen Industrie ist ein derartiges Um- 
satteln aus den angedeuteten Gründen nicht so ohne weiteres durchführbar. 
Mit ebenso grofser Vorsicht ist dasjenige aufzunehmen, was die 
landläufige Lehre über den landesüblichen Zinsfnfs sagt. Schon der 
Begriflf „landesüblicher Zinsfufs" ist ein solcher, der sich nicht genau 
umschreiben oder ziflfermäfsig fassen läfst. Selbst der Begriff des 
„Börsenkurses** einer Ware oder eines Wertpapieres ist fiktiv, denn 
die Waren oder Wertpapiere werden an der Börse (und zwar auch 
an dem nämlichen Vor- oder Nachmittage) zu sehr verschiedenen 
Preisen gekauft und verkauft, und der „Börsenkurs'' ist lediglich der 
aus diesen effektiv gemachten Kauf- und Verkaufsabschlüssen berech- 
nete Durchschnittspreis. Immerhin ist aber der Börsenkurs eine relativ 
greifbare Gröfse, denn die effektiven Schlüsse werden an der Börse 
kontrolliert, und man kann aus diesen gegebenen Zahlen die Durch- 
schnittszahl nach irgend einem Modus (so gar einfach und zweifellos 
ist die Frage auch da nicht) berechnen. Was aber ist der „landes- 
übliche Zinsfufs**? Weifs man etwa, welche Darlehen im Laufe der 
letzten Jahre in einem Lande gegeben wurden, weifs man vielleicht 
auch ganz genau, welcher Zinsfufs in jedem einzelnen Falle verabredet 
wurde, und ist man im stände, aus diesen unbekannten Gröfsen den 
Durchschnitt zu berechnen? Will man also korrekt vorgehen, so kann 
man den landesüblichen Zinsfufs nur definieren als den approximativen 
Durchschnitt der in der letzten Zeit verabredeten Zinsfllfse, soweit die 
letzteren in den Kreisen der betreffenden Geschäftswelt (Kaufleute, In- 
dustrielle, Juristen, Grundbesitzer u. dergl.) mehr oder weniger allgemein 
bekannt geworden sind, und da in der heutigen Welt in den Augen 
der grofsen Menge in der Regel derjenige Recht behält, der am meisten 
von sich reden macht, so sind auch flir die Ermittelung des landes- 
üblichen Zinsfufses diejenigen Darlehen mafsgebend, die in der letzten 
Zeit von den am meisten bekannten Personen aufgenommen oder be- 
willigt wurden, d. i. also in erster Reihe der Staat, etwa die Provinzen, 
einzelne Grofskommunen, sodann die kaufmännischen Banken, die Hy- 
pothekar-Kreditinstitute u. dergl. Der sogen, landesübliche Zinsfufs 
will also nicht viel mehr besagen, als dafs „man" zur Zeit ungef&hr 
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um diesen bestimmten Zinssatz herum Gelddarlehen bekommen kann. 
Wer aber etwa meinen würde, dals nunmehr thatsächlich alle Darlehen 
zu diesem Zinssatze gegeben werden, wtlrde sich einer argen T&usohung 
hingeben; ein Blick in die Hypothekenbtloher seines Ortes oder eine 
kurze Rflcksprache mit dem ersten besten Notar, Rechtsanwalt oder 
Kaufmann wird ihn sofort eines anderen belehren. Überdies ist in der 
Regel der sogen, „landesflbliche ZinsfuiB^ auch kein einheitlicher, son- 
dern ein anderer fllr kaufmännische Kredite (Wechselkredite), ein an- 
derer ffir Hypothekarkredite und wieder ein anderer för Staats- oder 
Kommunalanlehen. 

Die Vertreter der Älteren Lehre haben in allen diesen Fragen einen 
verfehlten Standpunkt eingenommen. Überall, wo sie von den Preisen 
handeln — und zwar gleichgiltig, ob sie von den Preisen der Waren, 
oder von den Preisen für die Nutzung der Grundstücke (von der sogen. 
Grundrente), oder von den Preisen der Kapitalnutzungen (vom sogen. 
Kapitalzins), oder von den Preisen der Arbeitsleistungen (von den Ar- 
beitslöhnen) handeln — , sind sie immer von der Anschauung ausgegan- 
gen, dafs der sogen, „natürliche*' Preis das Eigentliche, das Prius sei, 
und dals der sogen, „wirkliche^ Preis nur etwas Späteres, eine zufällige 
Abweichung von jenem „natürlichen*' (aus den Produktionskosten sich 
ergebenden) Preise repräsentiere. So wie ein durch einen äulseren 
Anstofs in Bewegung gesetztes Pendel um seinen Schwerpunkt (um 
seine „natürliche" Lage) herum oscilliere und kontinuierlich dieser seiner 
„natürlichen** Lage zustrebe, so bewege sich der durch das jeweilige 
Verhältnis von Angebot und Nachfrage hervorgerufene „wirkliche** Preis 
um seine „natürliche** Lage oder um seinen „Schwerpunkt**, d. i. um 
die Produktionskosten, herum und strebe kontinuierlich diesen zu. Nach 
dieser älteren Auffassung erscheint der sogen, „natürliche** Preis ge- 
wisseimalsen als der Preis, der „eigentlich** oder sozusagen „von Rechts 
wegen** gelten sollte, der aber zufällig nicht gilt, weil irgend welche 
äulseren umstände vorhanden sind, welche verhindera, dafs er zur Gel- 
tung gelange. Sieht man jedoch nur ein klein wenig genauer zu, so 
zeigt sich, dafs diese vielberufenen Produktionskosten gar keine fest- 
stehende, allgemein giltige Gröfse sind, weil jeder Produzent andere 
Kosten hat, und weil selbst bei einem und demselben Produzenten die 
Produktionskosten sich von heute auf morgen ändern. Ist dies aber 
richtig, dann ist der ganzen Lehre vom sogen, „natürlichen** Preise, 
dem der sogen, „wirkliche** Preis wie seinem natürlichen Schwerpunkte 
zustreben soll, der Boden unter den Fü&en weggezogen. Thatsächlich 
giebt es auch keinen „natürlichen** Preis, sondern nur „wirkliche** Preise, 
d. h. der eine Produzent verkauft — wie man sich tagtäglich mit seinen 
eigenen Augen und Ohren überzeugen kann — den betreflfenden Artikel 
um diesen, der andere um jenen Preis. Und nicht genug daran, auch 
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der nämlicbe Produzent verkauft den n&mlichen Artikel bald teurer, 
bald billiger, je nachdem er diesen oder jenen Käufer vor sich hat 
Wenn dann hinterher ein Beobachter kommt, der diese yerschiedenen 
Preise registriert hat, und auf Grund seiner Beobachtungen sagt: „Dieser 
Artikel wurde hier im Orte oder in diesem Lande in den letzten Jahren, 
Monaten, Wochen oder Tagen von (sagen wir) 5 bis 10 Mark, Franks, 
Kronen u. s. w. gehandelt, somit ist der ,orts^- oder ,landesübliche^ Preis 
(sagen wir) 7 oder 7 Vi oder 8 Mark, Franks, Kronen u. s. w.**, so hat 
der Mann weiter nichts gethan, als gewisse Zahlen registriert und da- 
raus (etwa mit Rücksicht auf das häufigere oder seltenere Vorkommen 
dieser oder jener Zahl) den Durchschnitt berechnet. Diese Durchschnitts- 
ziffer ist aber nicht das Prius, sondern das Posterius, und nicht ein 
Preis, „der eigentlich -sein sollte'', sondern ein Preissatz, der sich just 
so ergeben hat, weil zufällig die thatsächlichen Preisschlflsse so und 
so gelautet haben, und der sich anders ergeben haben würde, wenn 
zufällig die thatsächlichen Preisschlüsse anders gelautet hätten. (Bei- 
läufig bemerkt, genau in der nämlichen Weise, wie der amtliche Kurs- 
zettel der Börse heute so und morgen anders lautet.) 

Genau in der nämlichen Weise verhält es sich mit dem sog. „landes- 
üblichen Zinsfufs.'' Wer Geld zu verleihen hat, sucht begreiflicher Weise 
den höchst möglichen Zins hierfür zu erlangen. Findet er nun jemanden, 
der ihm (bei ihm genügend scheinender Sicherheit) 10 Proz. zu zahlen 
verspricht, und scheinen ihm die 10 Proz. genügend, so wird er ihm das 
Darlehen geben, und der Zins von 10 Proz. wird stipuliert. Ein Anderer 
im selben Orte und zur selben Zeit findet — so weit sein Gesichtskreis 
reicht — niemanden, der ihm (bei der ihm wünschenswert scheinenden 
Sicherheit) mehr als 4 Proz. verspricht ; er willigt also ein, und der Zins 
von 4 Proz. wird stipuliert. Diese Daten werden — so weit sie über- 
haupt bekannt werden — in den betreffenden Kreisen registriert oder 
doch aufgefangen, und dann heilst es eben : „In der letzten Zeit wurden 
hier im Orte oder hier zu Lande bei Darlehen Zinsen von so und so 
viel bis so und so viel Prozent verabredet, ergo beti-ägt hier der ,landes- 
übliche Zinsfufs' so und so viel Prozent*'. Die älteren Vertreter unserer 
Wissenschaft haben die Lehre vom Preise immer so dargestellt, als wenn 
die Menschen allwissend wären, und als ob sie sich lediglich vom Geld- 
interesse leiten liefsen. Wenn jeder Kauflustige wüfste, welche Preise 
jeder Verkäufer auf der ganzen Welt fordert, und wenn er sich aus- 
schliefslich vom Geldinteresse leiten liefse, dann würden allerdings alle 
Käufer dem billigsten Verkäufer zuströmen, und dann würde in der That 
auch — wie die Vertreter der älteren Lehre annehmen — auf der 
ganzen Welt jeder Artikel nur einen einzigen Preis haben. Bekannt- 
lich ist dem aber nicht so. Jeder Mensch hat nur einen ziemlich be- 
schränkten Gesichtskreis, er kennt im besten Falle ein paar Verkäufer 
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des betreflfenden Artikels und ungefllhr die Preise, die von diesen ge- 
fordert werden, und zahlt denjenigen Preis, der ihm nach seinem 
Dafürhalten und mit Rücksicht auf seine Tasche aDgemessen zu sein 
scheint. Auf diese Weise kommen, wie leicht begreiflich, die ver- 
schiedensten Preise zu stände, aus denen hinterher ein Durchschnitt be- 
rechnet wird. — Die Lehre von dem eigentlichen und einheitlichen 
„natürlichen*' Preise gehört in den Bereich der Fabel. 

Einen wesentlichen Anstols erfährt die Bildung des sog. „landes- 
üblichen Zinsfufses** von den Geldinstituten, die für ihre Person aller- 
dings nach dem Verhältnisse von Angebot und Nachfrage vorgehen. 
Fliefsen den Geldinstituten (Banken, Sparkassen) namhafte Geldeinlagen 
zu und ist gleichzeitig die Nachfrage nach Gelddarlehen bei ihnen 
gering, so müssen diese Institute den Zinsfufs (und zwar sowohl f&r 
die Einlagen als für die Darlehen) herabsetzen, im entgegenge- 
setzten Falle erhöhen. Dies wirkt begreiflicherweise allmählich auf 
die von den Privaten gegebenen Darlehen zurück, und man kann 
daher mit Beruhigung sagen, dafs der Anstofs zur Ermäfsigung oder 
Erhöhung des sog. „landesüblichen Zinsfafses** zunächst von den Geld- 
instituten ausgeht. 

Die weitere Frage ist dann die: „Welche Umstände bewirken es, 
dafs den Geldinstituten die Einlagen bald reichlich, bald spärlich zu- 
fliefsen?** Im Jargon der Börsenberichterstatter der Tagesblätter (euphe- 
mistisch „Mitarbeiter am volkswirtschaftlichen Theile des Blattes*' ge- 
nannt) wird diese Frage damit beantwortet, dafs das Geld bald „abun- 
dant**, bald „rar** ist. Und dies ruft wieder die andere Frage hervor, 
warum denn der Geldstand bald „abundant**, bald „rar** ist. Die Ant- 
wort ist ziemlich ungezwungen. Die Geldeinlagen flieÜBen den Geld- 
instituten reichlich zu, wenn die Menschen mehr Geld haben, als sie 
brauchen. Die Ursache dieses „Mehrhabens** kann eine doppelte sein. 
Die Menschen können — und dies ist der häufigere Fall — mehr Geld 
haben, als sie brauchen, weil sie wenig brauchen, und dieser Fall liegt 
dann vor, wenn niemand Lust hat, Geschäfte zu machen. Die Ursache 
dieser Unlust kann ihrerseits auch wieder eine doppelte sein. Die Un- 
lust, Geschäfte zu machen, kann darin ihren Grund haben, dafs zur 
Zeit die Geschäfte nicht gehen, weil (wie man zu sagen pflegt) niemand 
etwas kaufen will. Es giebt aber auch Zeiten, in denen das Publikum 
kaufen würde, in denen aber trotzdem nichts unternommen wird, weil 
die Furcht (etwa vor einem Kriege oder einer sonstigen politischen, oder 
auch vor einer wirtschaftlichen Komplikation) allen Unternehmungsgeist 
lähmt. In derartigen Zeiten liest man sehr häufig die Klage in den 
Tagesblättern, dafs die Geldeinlagen bei den Kreditinstituten massen- 
haft anwachsen, und dals gar keine Nachfrage nach Darlehen sich ein- 
stellen will, weil alle Unternehmungslust — sei es aus dieser, sei es 
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aus jener Ursache — fehlt. Die Menschen können aber auch — und 
das ist der seltenere Ausnahmefall — mehr Geld haben, als sie brauchen, 
weil der Geldbestand über den bisherigen Bedarf hinausgewachsen ist, 
d. h. weil die Menge des umlaufenden Geldes im Lande (sei es infolge 
einer Uberemission von Papiergeld, sei es infolge eines plötzlichen Zu- 
strömens von Gold oder Silber von auisen) grölser geworden ist, als der 
bisherige Bedarf an ümlaufsmitteln. Allerdings wird in einem der- 
artigen Falle der Körper in den zu grolsen Rock bald hineinwachsen, 
d. h. es werden (wenn die Menge des umlaufenden Geldes so grofs bleibt 
und nicht ans irgend einem Grunde wieder geringer wird) die Preise 
bald steigen, so dafs der gröberen Geldmenge ein entsprechend ge- 
stiegener Geldbedarf gegenübersteht. Allein ehe dieser Prozefe sich voll- 
zogen hat, bleibt der Geldbestand in dem angedeuteten Sinne „abundant^. 
Die entgegengesetzten Verhältnisse bewirken, dafa das Geld „rar*' 
ist. In Zeiten lebhaften Geschäftsganges und gesteigerter Unterneh- 
mungslust steigt begreiflicherweise die Nachfrage nach Gelddarlehen 
bei den Kreditinstituten, und gleichzeitig ist in der Regel der Ein- 
lagenstand bei ihnen knapp, weil jeder Geschäftsmann mehr als ge- 
nügende Verwendung fllr sein Geld im eigenen G^chäfte hat und dem- 
gemäfs keinen Groschen zur Bank oder zur Sparkasse trägt. Das Geld 
kann aber auch „rar*' werden, und zwar im buchstäblichsten Sinne des 
Wortes, wenn die Menge des umlaufenden Geldes im Lande geringer 
wird. Dieser allerdings nur selten vorkommende Fall tritt namentlich 
dann ein, wenn ein Land mit ausschlielslicher Papierwährung seine 
Valuta in der Weise herzustellen bestrebt ist, dafs die staatliche Finanz- 
verwaltung jährlich Überschüsse erzielt und die auf diese Weise in ihre 
Hände gelangenden Noten der Vernichtung zuftihrt. Oesterreich hat 
diesen Prozefs in der Zeit von 1859 bis Anfang 1866 durchgemacht. 
Um nämlich die Kosten des Krieges mit Italien und Frankreich im 
Jahre 1859 bestreiten zu können, sah sich die Regierung gezwungen, 
bei der damaligen „Nationalbank*' (jetzt „Oesterr.-ungar. Bank*') ein 
Darlehen im Betrage von 133 Millionen Gulden in Noten aufzunehmen 
und die Bank — die kurz vorher ihre Barzahlungen, wenn auch in 
bescheidenem umfange, wieder aufgenommen hatte — von der Ver- 
pflichtung, ihre Noten gegen Silber einzuwechseln, zu dispensieren. Als 
dann im Jahre 1860 in Oesterreich der Übergang von der absoluten 
zur konstitutionellen Monarchie sich vollzogen hatte, war es eine der 
ersten Thaten des damaligen Finanzministers v. Plekeb sen., ein Ab- 
kommen mit der Bank dahin gehend zu treffen, dab der vom Staate 
entliehene Betrag in der Zeit his Ende 1865 seitens des Staates in 
Raten an die Bank in Noten zurückgezahlt und die auf diese Weise 
an die Bank zurückgelangenden Noten von der letzteren aus dem Ver- 
kehre gezogen und vernichtet werden sollten. 
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Das Übereinkommen wurde getreulich eingehalten, aber die Rück- 
wirkung desselben auf die österreichische Volkswirtschaft war ge- 
radezu verheerend. Die Folge hiervon war nämlich eine drückende, 
von Jahr zu Jahr sich steigernde Geldknappheit, welche (speciell in 
den Jahren 1864 und 1865, weil es den Geschäftsleuten beim besten 
Willen nicht möglich war, die zur Erflillung ihrer Zahlungsverbindlich- 
keiten erforderlichen Summen aufzubringen), zahllose Bankrotte in der 
Geschäftswelt nach sich zog und den Zinsfufs auf eine ganz unerträg- 
liche Höhe hinauftrieb. Als dann im Frühjahre 1866 der Krieg zwischen 
Ocsterreich und Preufeen ausbrach, blieb der Regierung kein anderer 
Ausweg übrig, als abermals zur Notenpresse ihre Zuflucht zu nehmen 
und Staatsnoten auszugeben, und die Folge dieser plötzlichen Ver- 
mehrung des umlaufenden Geldes war, dafs so zu sagen nach dem 
letzten Kanonenschüsse in Oesterreich thatsächlich eine Periode bei- 
spiellosen wirtschaftlichen Aufschwunges begann. Dais dieser wirt- 
schaftliche Aufschwung später arg ausartete und mit dem bekannten 
„greisen Krach** vom Mai 1873 seinen Abschlufs fand, gehört auf ein 
anderes Blatt. 

4. Kapitel. Der IJnternehmergewinii. 

§ 1. Begriff des TJnternehmergewinnes, Der Ausdruck „Unter- 
nehmer*' wird in der Sprache der heutigen Nationalökonomie in einem 
doppelten Sinne gebraucht. Der ältere und ursprüngliche Gebrauch 
des Ausdruckes „Unternehmer*' knüpft unzweifelhaft an den gewöhn- 
lichen Sprachgebrauch an, demzufolge der Ausdruck „unternehmen*' 
(„Es ist dies ein kühnes Unternehmen*', „Ich will es unternehmen", 
i. e. dies oder jenes zu thun) auf irgend ein Wagnis oder auf die Über- 
nahme einer Gefahr hindeutet. In der Sprache der Nationalökonomie 
versteht man unter „Unternehmer*' in diesem (älteren) Sinne des Wortes 
einen Menschen, der Güter produziert (bezw. ein Geschäft betreibt) und 
dabei eine gewisse (gröfsere oder doch nenneswerte) Gefahr auf sich 
nimmt. Irgend ein Bisiko, nämlich das Bisiko des technischen Mis- 
lingens, ist selbstredend mit jeder Produktion verbunden, und auch der- 
jenige, der es unternimmt sich seinen Bleistift zu spitzen, riskiert bei 
unvorsichtiger Handhabung des Messers die Spitze des Bleistiftes abzu- 
brechen. Da wir Menschen jedoch in keinem Augenblicke unseres Lebens 
vor Gefahren geschützt sind, haben wir uns daran gewöhnt, diese tagtäg- 
lichen Gefahren aufser Acht zu lassen, und sprechen von „Gefahr" (im 
eigentlichen Sinne des Wortes) erst dort, wo uns eine aulsergewöhn- 
liche Gefahr droht. Demgemäls vernachlässigen wir im gewöhnlichen 
Leben die mit jeder Produktion verbundene Gefahr des technischen 
Miislingens und bezeichnen denjenigen nicht als (wirtschaftlichen) „Unter- 
nehmer*', der Güter fllr den eigenen Bedarf herstellt. Die Hausfrau, 
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die für sich und die Ihrigen die Speisen zubereitet oder Wäsche an- 
fertigt, oder denjenigen, der ftlr sich nnd seinen Hausbedarf im Haus- 
gftrtchen Obst oder Gemüse züchtet u. s. w. nennen wir nicht „Unter- 
nehmer^. Desgleichen nennen wir nicht „Unternehmer*' denjenigen, 
der auf Rechnung und Gefahr seines Dienstherm Güter produziert. 
Die Köchin, der Gärtner, die sämtlichen Bediensteten einer Fabrik 
u. dergl. sind keine „Unternehmer^, weil diese Personen kein Risiko 
auf sich nehmen , weil sie nur im Auftrage ihres Dienstherren th&tig 
sind, und weil nur dieser die Gefahr des Mislingens der Produktion trägt 

Von einem (wirtschaftlichen) „Unternehmen*' sprechen wir erst dort, 
wo der Produzent nicht nur die Gefahr des technischen Mislingens der 
Produktion, sondern ein grö&eres, d. i. gleichzeitig auch das Risiko 
des wirtschaftlichen Mifslingens der Produktion auf sich nimmt. Die 
Hausfrau also, die die Speisen f&r sich und die Ihrigen zubereitet, bezw. 
die bedienstete Köchin, die im Auftrage der Hausfrau die Speisen zu- 
bereitet, ist kein „Unternehmer*' ; wenn aber diese nämliche Frau oder 
diese nämliche Köchin „es unternimmt*', auf eigene Rechnung und Ge- 
fahr Lebensmittel anzukaufen und Speisen zuzubereiten, um dieselben 
an fremde Personen zu verkaufen, dann nennen wir sie einen „Unter- 
nehmer*', weil sie neben der Gefahr des technischen Mislingens auch 
noch die Gefahr des wirtschaftlichen Mifslingens ihrer Produktion, näm- 
lich das Risiko auf sich nimmt , dafs ihre eventuell sehr schmackhaft 
zubereiteten Speisen keinen Abnehmer finden und möglicherweise nutz- 
los verderben. 

In diesem älteren und ursprünglichen Sinne nennt man also in der 
Sprache der Nationalökonomie „Unternehmer*' einen Menschen (ob einen 
einzelnen Menschen oder eine Gesellschaft oder eine juristische Person, 
ist gleichgiltig), der auf eigene Rechnung und Gefahr Güter flir fremden 
Bedarf d. i. in der Absicht produziert, diese Güter an fremde Personen 
zu verkaufen. Oder mit anderen Worten: „Unternehmer" (in diesem 
älteren Sinne des Wortes) ist derjenige Produzent, der nicht nur die 
Gefahr des technischen, sondern gleichzeitig auch die Gefahr des wirt- 
schaftlichen Mifslingens der Produktion auf sich nimmt. Da jedoch das 
wirkliche Leben keine scharf gesonderten, einander gegenüberstehenden 
„Arten*' kennt, sondern nur Individuen, welche die verschiedensten Ge- 
staltungen aufweisen und.demgemäfe „Übergänge*' nach allen erdenk- 
lichen Richtungen hin repräsentieren, so tritt auch unser Unternehmer 
bezw. die „Unternehmung*' (in diesem Sinne) in den verschiedensten 
Formen auf. Man unterscheidet demgemäfs bekanntlich „vollkommene 
Unternehmungen*', welche auf eigene Rechnung und Gefahr die be- 
treflfenden Güter für den Verkauf fix und fertig herstellen, und sogen, 
„unvollkommene Unternehmungen**, in welchen der Unternehmer (nach 
dem Vorgange des älteren Handwerkers) die fraglichen Artikel nicht 
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auf eigene Reobnnng nnd Gefahr fertig hergestellt, sondern lediglioh 
die Arbeitskräfte und die Werkzeuge (und eventuell auch die Arbeits- 
stoffe) bereit hält und auf die Bestellung des Kunden wartet. Selbst- 
verständlich finden sich auch hier wieder zwischen der „vollkommenen^ 
und der „unvollkommenen*' Unternehmung einerseits und zwischen dem 
„unvollkommenen*' Unternehmer und dem einfachen Lohnarbeiter ander- 
seits so zahlreiche „Übergänge** oder Zwischenfoimen, dafs es im ein- 
zelnen Falle oft kaum möglich ist, zu bestimmen, wo der eine aufhört 
und der andere anfängt. Indes gehört dies nicht mehr hierher, sondern 
in die Lehre von den Unternehmungsformen. 

Es bedarf wohl keines weiteren Beweises, dafs auch dieser „Unter- 
nehmer** (im älteren Sinne des Wortes) eine wirtschaftliche Erscheinung 
relativ sehr jungen Datums ist. Das Ursprüngliche ist selbstredend 
die Produktion (und zwar auch da wieder der Horde oder des Stammes) 
unmittelbar fbr den eigenen Bedarf, und Jahrtausende muisten ver- 
streichen, ehe die Arbeitsteilung und die Sonder ung der Berufe so weit 
vorgeschritten war, dals der Unternehmer (in diesem älteren Sinne des 
Wortes) auf dem Plan erscheinen konnte. Als ständige Figur im Wirt- 
schaftsleben tritt dieser Unternehmer erat seit der zweiten Hälfte des 
Mittelalters auf, und zwar ist dies der städtische Handwerker. Vorher 
lag die gewerbliche Produktion an den Höfen der Grofsen teils in den 
Händen der Frauen, ganz besonders aber in den Händen der Dienst- 
hörigen, die eben, weil sie Unfreie und Bedienstete waren, keine „Unter- 
nehmer** waren. 

Der Ausdruck „Unternehmer** wird aber in der Sprache der National- 
ökonomie noch in einem zweiten (und zwar jüngeren) Sinne gebraucht. 
Es wurde bereits an früherer Stelle (S. 80 ff.) darauf hingewiesen, dafs 
in unserer heutigen, auf der Grundlage des Privateigentums und der 
Individualwirtschaft aufgebauten Volkswirtschaft die drei zu jeder ma- 
teriellen Produktion erforderlichen Produktionsfaktoren, nämlich der 
Grund und Boden, die Werkzeuge sowie die menschliche Arbeitskraft 
sich häufig im Besitze oder in der Verfügungsgewalt verschiedener Per- 
sonen getrennt vorfinden, sodafs zunächst die Produktion von Gütern 
ganz unmöglich ist. Soll in einem solchen Falle die Erzeugung von 
Gütern möglich gemacht werden, so müssen diese drei Produktions- 
faktoren in irgend einer Weise zusammengebracht, d. h. in einer Hand 
vereinigt werden. Denjenigen nun, der diese Vereinigung zustande 
bringt und sodann mit Hilfe dieser vereinigten „Faktoren** (in der 
Begel) Güter auf eigene Rechnung und Gefahr für fremden Bedarf er- 
zeugt (oder erzeugen läfst), nennt man gleichfalls „Unternehmer** (jedoch 
in dem angedeuteten zweiten Sinne des Wortes). 

Beide Arten von Unternehmern sind scharf auseinander zu halten 
und haben „an sich** oder principiell gar nichts miteinander gemein. 

ElkimwÄchteb, Das Einkommeii. 18 
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Die Tbätigkeit des Unternehmers in jenem ersten und älteren Sinne 
des Wortes beschränkt sich darauf, auf eigene Rechnung und Gefahr 
Güter ftir fremden Bedarf zu erzeugen. Es ist aber durchaus nicht 
notwendig, dafe er vorher bestrebt sein mulste, die in den Händen von 
verschiedenen Personen befindlichen „Produktionsfaktoren" im Wege 
der Miete oder Pacht in seiner Hand zu vereinigen, und zwar aus dem 
sehr einfachen Grunde, weil er möglicherweise sich von Hause aus im 
Besitze dieser drei Produktionsfaktoren befindet, sie also gar nicht erst 
zusammenzusuchen braucht. Der Bauer z. B., der seinen Hof und sein 
Wirtschaftsinventar schuldenfrei besitzt und seine Felder ohne gedungenes 
Gesinde mit seinen Familienangehörigen selbst bestellt und die ge- 
wonnenen Produkte regelmäfsig zum Verkauf bringt; der kleine Hand- 
werker, der (schuldenfrei) sein Gewerbe ohne fremde Hilfsarbeiter ganz 
allein oder nur mit Hilfe seiner Familienangehörigen betreibt; der 
Maler, der ganz allein in seinem Atelier sitzt und von dem Erlöse seiner 
Bilder lebt; der reiche Sklavenbesitzer, der (schuldenfrei) seine Plan- 
tagen oder sein industrielles Unternehmen ausschliefelich von seinen 
Sklaven (etwa unter Aufsicht seiner Söhne) bewirtschaften bezw. be- 
treiben lä&t; eine Vereinigung von mehreren Personen (Erwerbsgesell- 
schaft), die ausschlielslich mit ihrem eigenen eingeschossenen Vermögen 
und ohne fremde Arbeitskräfte ihr Geschäft betreiben — , sie alle sind 
„Unternehmer*' in jenem älteren Sinne des Wortes, sie sind aber keine 
Unternehmer im zweiten und jüngeren Sinne, weil sie es nicht notwendig 
hatten, die getrennt im Besitze von fremden Pereonen befindlichen 
„Produktionsfaktoren*' auf künstliche Weise in einer Hand zu vereinigen. 
Umgekehrt ist es nicht nur recht wohl denkbar, sondern kommt 
häufig vor, dafs Personen fremde Produktionsfaktoren in ihrer Hand 
vereinigen, dafs sie also Unternehmer im zweiten Sinne des Wortes 
sind, ohne Unternehmer im ersten Sinne des Wortes zu sein, weil sie 
zwar das Risiko des technischen, nicht aber das Risiko des wirtschaft- 
lichen Mifslingens der Produktion auf sich nehmen. Dies gilt nament- 
lich von den sogen. Subunternehmern (den sogen. „Stückmeistern"), 
welche die Ausführung gewisser Leistungen oder die Herstellung eines 
(Teil-) Produktes im Accord übernehmen und zu diesem Behufe Arbeiter 
engagieren, vielleicht auch (mit geliehenem Gelde) die Rohstoffe oder 
die Werkzeuge beistellen. Der gleiche Fall liegt vor, wenn etwa (was, 
beiläufig bemerkt, in der Praxis häufig vorkommt) die Verwaltung eines 
Badeortes irgend einen Musiker gegen Zahlung einer grölseren Aversional- 
summe zum Städtischen Kapellmeister ernennt und ihm die Verpflichtung 
auferlegt, die Mitglieder der Kapelle selbst zu engagieren und mit 
der so gebildeten Kurkapelle die öffentlichen Konzerte beim Brunnen 
und auf der Promenade zu veranstalten. Nach unten hin ist der Mann 
ganz unzweifelhaft „Unternehmer" in jenem zweiten Sinne des Wortes, 
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weil er fremde Arbeitskräfte engagiert und in seiner Hand vereinigt 
hat, nach oben hin ist er einfacher Bediensteter seines Herrn, in dessen 
Auftrage er eine gewisse Gtiterproduktion ausftlhrt, ohne das geringste 
wirtschaftliche Bisiko (das Bisiko des technischen Mifslingens seiner 
Produktion trägt er allerdings) auf sich zu nehmen, weil er des Ab- 
satzes seines Produktes sicher ist. Bei dem gedachten Kapellmeister 
der städtischen Badekapelle ist überdies von einem „Absätze*' der Pro- 
dukte gar keine Bede, weil er — wie angenommen wurde — nur die 
Verpflichtung übernommen hat, an oflfentlichen Orten mit seiner Kapelle 
unentgeltlich zu konzertieren« 

In der Praxis allerdings wird sich in der gro&en Mehrzahl der 
Fälle die Punktion dieser beiden Arten von Unternehmern decken. Der 
„Unternehmer im älteren Sinne des Wortes**, der auf eigene Bechnung 
und Grefahr Güter in der Absicht produziert, sie an fremde Personen 
zu verkaufen, ist zumeist genötigt (um sein Gewerbe in gröfserem Um- 
fange betreiben zu können), Produktionsfaktoren, die sich in fremdem 
Besitze befinden, in seiner Hand zu vereinigen. Umgekehrt vereinigt 
der „Unternehmer im zweiten, jüngeren Sinne des Wortes** die getrennt 
im Besitze von verschiedenen Personen vorkommenden Produktions- 
faktoren zumeist nur aus dem Grunde in seiner Hand, weil er die Ab- 
sicht hat, Güter auf eigene Bechnung und Gefahr zu produzieren, um 
sie sodann an fremde Personen zu verkaufen. Und diesem äufseren Zu- 
stande ist es wohl zuzuschreiben, dafs es bisher noch niemandem (mir 
selbst bisher auch nicht) eingefallen ist, diese beiden Arten von Unter- 
nehmern — die prinzipiell, wie gesagt, absolut nichts miteinander ge- 
mein haben — auseinander zu halten, dafs man sie beide immer in 
einen Topf zusammengeworfen und von „dem Unternehmer** gesprochen 
hat, als ob es zwischen Unternehmer und Unternehmer gar keinen Un- 
terschied gäbe. 

Zur Erkenntnis dieser zweiten Funktion des Unternehmers (der 
Vereinigung der getrennt vorkonmienden Produktionsfaktoren in einer 
Hand) ist man jedoch nicht auf dem Wege der Beobachtung der That- 
sachen und des konsequenten Studiums derselben gelangt. Der An- 
stofs hierzu kam von aufsen, und zwar von der Buchffthrung der Ge- 
schäftswelt. Wie schon an früherer Stelle ausgeftlhrt wurde (übrigens 
auch in der Natur der Dinge gelegen ist), mufs der Geschäftsmann, 
wenn er wissen will, ob er mit Gewinn oder Verlust gearbeitet hat, und 
wenn er einen genauen Überblick über sein Geschäft gewinnen will, 
über alle seine geschäftlichen Einnahmen und Ausgaben genau Buch 
ftihren, und zwar genügt es selbstverständlich nicht, dafs er seine Ein- 
nahmen und Ausgaben einfach chronologisch in sein Buch einträgt, son- 
dern er mufs sie nach irgend einem System in verschiedene Bubriken ein- 
tragen und gruppieren. Wenn nun ein Geschäftsmann fremde Grund- 
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sttteke oder Gebäude gepachtet bezw. gemietet hatte, so mufste er 
selbstyerständlich in eine besondere Rubrik (etwa unter der Überschrift 
^Immobilienkonto^ oder sonst) die jährliche Zahlung an Pacht- oder 
Mietzins in sein Buch eintragen. Betrieb er sein Geschäft (wie man 
zu sagen pflegt) „mit fremdem Kapital*^, so mufste er in einer beson- 
deren Rubrik (etwa unter der Überschrift „Eapitalkonto^ u. dergl.) die 
jährlich gezahlten Darlehenszinsen buchen, und beschäftigte er fremde 
Personen als Hilfsarbeiter in seinem Geschäfte, so mulste er auch wie- 
der in eine besondere Rubrik (etwa „Lohnkonto^ genannt) die jährlich 
gezahlten Arbeitslöhne eintragen. Verwendete der Mann seine eigenen 
Grundstücke und Gebäude in seinem Geschäfte, betrieb er sein (xeschäft 
(wie man zu sagen pflegt) mit eigenem „Kapital^, und war er selbst 
in seinem Geschäfte thätig, so mufste er der Eonsequenz wegen die 
entfallenden Beträge formell in Ausgabe stellen, bezw. anderseits diesen 
seinen Produktionsfaktoren den Ertrag wieder gut bringen. Er mufste 
also formell in der Rubrik „Tmmobilienkonto*' den Pacht- bezw. Miet- 
zins f&r seine eigenen Grundstücke und Gebäude in Ausgabe stellen. 
Welchen Betrag sollte er ansetzen? Nun das Auskunftsmittel lag nahe; 
er stellte einfach denjenigen Betrag in Rechnung, um den er seine 
Grundstücke oder Gebäude hätte verpachten bezw. vermieten können, 
oder umgekehrt den Betrag, um welchen er Grundstücke und Gebäude 
von der nämlichen Gröfee und Beschaffenheit im Orte hätte pachten 
oder mieten können. In ähnlicher Weise ging der Mann bei der Rubrik 
„Kapitalkonto*^ vor, d. h. er stellte denjenigen Darlehenszins in Aus- 
gabe, den er hätte bezahlen müssen, wenn er das „Kapital^ entliehen 
hätte (bezw. den er erhalten hätte, wenn er sein sogen. „Kapital^ einem 
Zweiten geliehen hätte), d. i. den landes- oder den ortsüblichen Zins. 
Und in der nämlichen Weise stellte er in der Rubrik „Lohnkonto" für 
seine eigene Arbeitsleistung denjenigen Betrag in Ausgabe, den er 
hätte zahlen müssen, wenn er einen fremden Bediensteten an seiner 
Statt engagiert hätte (oder den er erzielt hätte, wenn er seine Arbeit 
einem fremden Herrn geleistet hätte) , d. i. den ortsüblichen Lohn für 
die betreffende Leistung. 

Wollte der Mann nun am Jahresschlüsse sich überzeugen, ob er 
mit Gewinn oder Verlust gearbeitet hatte, so mufste er seine Geschäfts- 
bücher abschliefsen. Ergab sich nun, dafs die Geschäftseinnahmen 
gröfser waren, als die Summen dieser drei Ausgabenkonti (mit Ein- 
schlufs der Ausgaben für die Anschaffung von Roh- und Hilfiwtoffen, 
Ersatz an Gebäuden und Maschinen, Steuern, Assekuranz u. s. w.), und 
ergab sich demgemäls ein überschulB der Geschäftseinnahmen über die 
Gteschäftsausgaben, so mulste dieser Überschuls in einer besonderen 
Rubrik untergebracht werden. Es wurde daher eine eigene Rubrik 
„Gewinn- und Verlustkonto** eröffnet, in welcher dieser Geschäftsüber- 
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schüfe als ^Gewiun^, d. i. als Einnalimeposten eingetragen wurde. Ergab 
sieh am Jahresschlüsse, dafs die Gesehäfiseinnahmen kleiner waren, als 
die Gesohäftsausgaben, so hatte der Mann mit Verlust gearbeitet, und 
es galt nun, die Gröfse dieses Verlustes ziflfernmäfsig festzustellen. Und 
da ein gutgeleitetes und gutgehendes Geschäft seine sämtlichen Aus- 
gaben decken mufs, so wurde fingiert, dafs auch das fragliche Geschäft 
seine sämtlichen Regiekosten (insbesondere also die vorhin erwähnten 
drei Konti) in dem abgelaufenen Jahre gedeckt habe ; dagegen mulste 
(um mit den Thatsachen in Übereinstimmung zu kommen) in der Rubrik 
„Gewinn- und Verlustkonto" ein um so gröfserer Betrag als „Verlust** 
in Ausgabe gestellt werden. 

Auf die Nationalökonomie wirkte diese Form der BuchfUhrung in 
dreifacher und zwar sehr einschneidender Weise zurück. 

Erstens ergab sich aus der regelmäfsigen Eintragung der Zahlungen 
an Pacht- oder Mietzins, an Darlehenszinsen und an Arbeitslöhnen in 
die öfter genannten drei Rubriken die Thatsache, dafs der Grundbe- 
sitzer, der sogen. Kapitalist und die Arbeiter mit ihren Ansprüchen 
befriedigt seien. Und dadurch wurde (wie auch schon an früherer Stelle 
hervorgehoben wurde) die falsche Vorstellung erweckt, als sei der Pacht- 
schilling mit dem Ertrage der Grundstücke (mit der Grandrente), der 
Darlehenszins mit dem Erti-age des sogen. Kapitals (mit der Kapital- 
rente) und der Arbeitslohn mit dem Arbeitsertrage identisch. 

Zweitens. Stand diese Überzeugung einmal fest, so war es eo ipso 
klar, dafs der Unternehmer als vierte Person (neben dem Grundbesitzer, 
dem sogen. Kapitalisten und dem Arbeiter) an der Produktion beteiligt 
sei, und da entstand dann sofort die weitere Frage, worin wohl diese 
Beteiligung (diese Funktion) des Unternehmers an der Produktion be- 
stehe, und die Antwort war bald gefunden; sie lautete: Die Funktion 
des Unternehmers besteht darin, die zerstreuten in der Gewalt verschie- 
dener Personen befindlichen Produktionsfaktoren in seiner Hand zu ver- 
einigen und zur Güterproduktion zu verwenden. Allerdings hielt man 
dabei an der hergebrachten Definition des Unternehmers (als eines 
Mannes, der auf eigene Rechnung und Gefahr Güter ftlr den Bedarf 
fremder Personen erzeugt) fest und erkannte nicht, dafs jener Unter- 
nehmer im älteren Sinne des Wortes mit diesem Unternehmer im neue- 
ren Sinne des Wortes an sich und prinzipiell gar nichts zu schaffen 
habe, und daÜB man zwei ganz heterogene Funktionen auf einen und 
denselben Namen aulpfropfte. 

Drittens. Ergab sich endlich aus der Buchführung, dafs aus dem Ge- 
schäfte für den Unternehmer nach Bezahlung des Grundbesitzes, des 
sogen. Kapitalisten und des Arbeiters ein besonderer Gewinn, der sogen. 
„Unternehmergewinn*' (unter Umständen freilich auch ein „Unterneh- 
merverlust*'), resultierte, so mufste sich dem Nationalökonomen von selbst 
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die Frage aufdrängen, woher denn dieser besondere ,,üntemehmerge- 
'winn*' stamme. So entstand die ,,Lehre von dem üntemehmergewinne*', 
die bekanntlich seit jeher den Nationalökonomen unendliche Kopf- 
schmerzen verursacht hat, weil man vor einem scheinbar ganz unauf- 
löslichen Rätsel stand« Denn wenn es richtig ist (wie die ältere Theorie 
annahm), dals sich die Anteile der drei sogen. „Produktionsfaktoren^ 
(des Bodens, des Kapitals und der Arbeit) am fertigen Produkt Ziffern- 
mäisig feststellen lassen, wenn es ferner richtig ist, dafs der Pacht- 
schilling die Grundrente, der Darlehenszins den Kapitalertrag und der 
Arbeitslohn den Arbeitsertrag repräsentiert, und wenn es schliefelich 
richtig ist, dafe der Preis des Produktes sich ausschliefslich in Grund- 
rente, Kapitalrente und Arbeitsertrag auflöst, dann ist selbstredend für 
einen vierten Posten, fllr einen eigenen „ünternehmergewinn", absolut 
kein Raum mehr vorhanden. Und trotz alledem stand jener unglück- 
selige Unternehmergewinn in den Geschäftsbüchern ausgewiesen und 
mulste das Unmögliche möglich gemacht und eine Erklärung oder 
Rechtfertigung desselben gefunden werden, — Eine verzweifelt schwie- 
rige Aufgabe! 

DaiJ9 die Beantwortung der Frage nach dem Ursprünge und der 
Natur des Unternehmergewinnes sehr verschieden ausfiel, ist begreif- 
lich. Die verachiedenen Schriftsteller klammerten sich zunächst an das- 
jenige, an das man sich klammern konnte, weil es am nächsten lag, 
und dies war einerseits das Kapital und anderseits die Person (die Ar- 
beitsleistung) des Unternehmers. Demgemäfs zerfallen die verschiedenen 
Theorien über den Unternehmergevnnn in drei bezw. vier Gruppen 
(vergl. hierüber Gustav Gross: „Die Lehre vom Untemehmergewinn*', 
Leipzig 1884, und Victor Mata ja: „Der Unternehmergewinn*',Wien 1884). 

1. Eine Gruppe von Schriftstellern (Ad. Smith, Ricardo, Malthus, 
ToRREKS, Mc. CuLLOCH, James MilL; Rossi, Kraus, Schlözer, Her- 
mann, ScHÄFFLE u. a) betrachtet den Untemehmergewinn als aus dem 
Kapitale flie&end. Teilweise haben diese Schriftsteller eine dunkle 
Vorstellung davon, dafs der Kapitalzins denn doch nicht identisch mit 
der Kapitalrente, dafs er vielmehr kleiner als die letztere sei, und daä 
somit der Unternehmer die Möglichkeit habe, aus dem geliehenen Ka- 
pitale mehr herauszuschlagen als den Zins, den er dem Kapitalisten zu 
zahlen hat, und dafs diese Differenz seinen Unternehmergewinn bilde. 

2. Eine zweite Gruppe von Schriftstellern (Samuel Read, J. B. Say, 
Garnier, Courcelle-Seneüil, Eiselen, Rau u. a.) erklärt den Unter- 
nehmergewinn als eine Abart des Arbeitslohnes. Sie denken hierbei in 
erster Reihe an den Unternehmer, der sein Geschäft selbst leitet, also 
in demselben thätig ist ; teilweise schwebt ihnen die mehr oder weniger 
dunkele Vorstellung vor, dafs der Unternehmer, der sein Geschäft selbst 
leitet, hierbei eine viel gröfsere Sorgfalt aufwendet als ein bezahlter 
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Direktor, und dafs daher der ünternehmergewinn als eine Vergütung 
ftlr diese Extraleistung des Unternehmers aufzufassen sei, 

3. Eine dritte Gruppe von Schriftstellern (Hufeland, Schön, Riedel, 
V. TflüNEN, V. Mangoldt, Mithofp u. a.) vertritt die Anschauung, dafs 
der Unternehmergewinn ein selbständiger Einkommenszweig sei. Der 
Ünternehmergewinn selbst wird von diesen Schriftstellern in verschiedener 
Weise erklärt. Bald wird derselbe als eine aus den besonderen Talenten 
und Geisteseigenschaften des Unternehmers fliefsende Beute erklärt, bald 
als eine Rente aus einem dem betreffenden Unternehmer zustehenden 
natürlichen oder rechtlichen Monopol (Beliebtheit der betreffenden Unter- 
nehmung beim kaufenden Publikum — irgend ein Geschäftsgeheimnis 
— ein Erfindungspatent u, dergh); bald wird gesagt, dafs der Unter- 
nehmergewinn aus dem geringen Angebot von Unternehmerleistungen 
in diesem oder jenem Produktionszweige fliefse (und zwar soll dieses 
gröfsere oder geringere Angebot von Unternehmerleistungen in dem ein- 
zelnen Produktionszweige von der geringeren oder gröfsercn Gefahr ab- 
hängen, die der Unternehmer da oder dort zu tragen hat) ; bald soll der 
Unternehmergewinn aus einem Aufschlage auf die Produktionskosten 
(nicht etwa aus einem Abzüge an der Gnmdrente, an der Kapitalrente 
oder am Arbeitslöhne!) resultieren. Das Grofsartigste an Unterscheidung 
leistet wohl H. v. Mangoldt, der überhaupt in seltenem Grade die Kunst 
verstand, zehnfach gespaltene Haare noch weitere zehnmal zu spalten. 
Nach ihm setzt sich der Unternehmergewinn aus nicht weniger denn 
vier Bestandteilen zusammen: aus einer Gefahrprämie, aus dem Unter- 
nehmerlohn, dem Unternehmerzins und der Unternehmerrente. Die 
Gefahrprämie ergiebt sich aus der Ausgleichung der Gesamtgewinne und 
-Verluste der sämtlichen Unternehmer, so dafs, was die einen verlieren, 
den anderen (den gewinnenden Unternehmern) zuwächst. Der Unter- 
nehmerlohn ist die Vergütung für jene eigens gearteten Leistungen des 
Unternehmers im eigenen Geschäfte, die keine oder doch keine voll- 
ständige Verwertung im Dienste anderer zulassen. Der Unternehmer- 
zins ist der Zins, den der Unternehmer aus solchen Kapitalien zieht, 
welche ihrer Natur nach nicht vermietet werden können, oder das Plus 
des Erträgnisses, welches die Kapitalien bei eigener Verwendung (gegen- 
über der leihweisen Überlassung) abwerfen. Die Unternehmerrente end- 
lich ist eine Seltenheitsprämie, die daraus hervorgelit, dafs in manchen 
Zweigen die Zahl der Unternehmer aus gesetzlichen oder natürlichen 
Gründen (beschränkende gesetzliche Vorschriften — Geschäftsvorteile 
irgend welcher Art — zufälliger Mangel an geeigneten Unternehmer- 
persönlichkeiten) beschränkt ist. Die Unternehmerrente zerf&Ut aber 
wieder in drei Unterarten, nämlich in die Unternehmerlohnrente (aus 
besonderen persönliclien Fähigkeiten des Unternehmers), in die Unter- 
nehmerzinsrente (aus besonders qualifizierten Kapitalien, die der Unter- 
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nefamer verwendet) und die Gro&anternebmerreQtc (aus der besonderen 
Gröfse des Unternehmens fliefsend). Anfserdem unterscheidet v. Mah- 
GOLDT noch eine ^üntemehmerrente im engeren Sinne*', welche sich 
darauf gründet, dafs die zu einer Unternehmung erforderliche Ver- 
einigung von persönlichen Fähigkeiten und Kapitalien sich nur in be- 
schranktem Mafse vorfindet. (Gross, a. a. 0. S. 83 flf.) — Schade, dafs 
V. Mangoldt dieser Frage nicht noch grölsere Sorgfalt zugewendet hat, 
vielleicht wäre es ihm bei längerem Nachdenken gelungen, noch ein 
weiteres Dutzend von Unterscheidungen herauszufinden! 

4. Eine eigentümliche Stellung nehmen endlich die Vertreter des 
sogen, wissenschaftlichen Sozialismus (Rodbertus, Marx, Lassalle und 
ihre Anhänger) in dieser Frage ein, indem sie bekanntlich lehren, dafs 
der Untemehmergewinn (und ebenso die Grundrente und der Gewinn 
aus dem Kapitale) aus der Ausbeutung des Arbeiters durch den Unter- 
nehmer (Grundbesitzer, Kapitalisten) hervorgehe. 

Betrachtet man die Lehre vom Untemehmergewinn mit vorurteils- 
freiem Blicke, so wird man notgedrungen zu der Überzeugung gedrängt, 
dals dieselbe (wie hier schon zu wiederholten Malen hervorgehoben 
wurde) einzig und allein auf die Identifizierung des Kapitals mit dem 
Gelde zurüekzuflihren ist. Sobald man — wenn auch unbewu&t — von 
der Vorstellung ausgeht, dafs unter „Kapital^ eigentlich nur die zinsen- 
tragende Geldsumme zu verstehen ist, so erscheint es bei oberflächlicher 
Betrachtung (namentlich dann, wenn man hierbei den Begriff des sogen, 
landesüblichen Zinsfufses vor Augen hat) als etwas ganz Selbstverständ- 
liches, daüs das Kapital immer die gleichen Zinsen trägt. Ob ich mir 
für meine hundert Gulden, Mark, Franken u. s. w. die Staatsschuldver- 
schreibung No. X oder No. y kaufe, ist selbstredend gleichgiltig; ich er- 
halte in allen Fällen die nämlichen 3V'2, 4 oder 4 Vi Gulden, Mark oder 
Franken als jährliche Rente — , ergo ist mit handgreiflicher Deutlichkeit 
der Beweis erbracht, dafs der eigentliche Kapitalzins (von der etwa 
noch hinzutretenden Assekuranzprämie abgesehen) in allen Fällen der 
gleiche ist. Ftlr die Börse ist dieser Satz unbedingt richtig. 

Sobald man aber aus dem Börsensaale hinaustrat ins vielgestaltige 
Leben, mulste man auf ungleiche Erträgnisse stofsen, und dies sprang 
namentlich bei der Landwirtschaft als nicht wegzuleugnende Thatsache 
mit besonderer Deutlichkeit in die Augen. Man sah, dafs zwei gleiche 
Grundstücke je nach ihrer natürlichen Fruchtbarkeit oder ihrer Lage 
einen ungleichen Ertrag abwerfen, und mulste diese Erscheinung national- 
ökonomisch erklären ; und die Erklärung war bald gefunden. Die Grund- 
stücke sind eben kein „Kapital** ; ihr Ei-trag wurde „Grundrente*' getauft, 
und nun klappte alles auf das wunderbarste, denn die „Grundrente** 
unterlag anderen „Gesetzen** ; sie gestaltete sich bald hoch, bald niedrig, 
je nach der natürlichen Beschaffenheit oder der Lage des betreflfenden 
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Grundstückes. Das ^Kapital*' hingegen wirft in allen Fällen den gleichen 
Zins ab. Als man dann später etwas genauer zusah, muiste man leider 
die Beobachtung machen, dalB die gewerbliche Produktion (zwei gleiche 
Handwerksbetriebe, zwei gleiche Kaufläden oder zwei gleiche Fabriken) 
die nämlichen Ungleichheiten des Ertrages aufwies, wie die landwirt- 
schaftliche Produktion. Und da mufste denn eine andere Erklärung 
gesucht werden. Die Werkstätte des Handwerkers, der Laden und das 
Magazin des Kaufinanns, die Fabrik sind unstreitig „Kapital^, und das 
„Kapital^ — das galt als Axiom — wirft in allen Fällen den gleichen 
„Zins** ab, ergo mufs die Ursache des ungleichen Erträgnisses nach 
einer anderen Richtung hin gesucht werden. Das erlösende Wort war 
auch hier bald gefunden, es lautete: „Unternehmergewinn*', und nun 
war auch hier die Wirklichkeit mit der Theorie (nicht die Theorie mit 
Wirklichkeit!) in Einklang gebracht. Das „Kapital ** warf in der ge- 
werblichen Produktion allerorts nur den einen und gleichen „Zins** ab, 
und wenn dennoch aller Theorie zum Trotz die eine Produktion mehr, 
die andere weniger abwarf, so war die Ursache hiervon in dem beson- 
deren „Unternehmergewinne** (bezw. dem „Unternehmerverluste*') zu 
suchen. — Die Theorie war gerettet! 

Wer der in allen nationalökonomischen Lehrbücheni vorkommenden 
Versicherung ehrlich Glauben schenkte, dafe unter „Kapital" nicht das 
Geld zu verstehen sei, sondern die betreffenden Produktionsmittel selbst, 
der mufste allerdings von Hause aus zu einem anderen Resultate ge- 
langen. Denn ebenso wie die natürliche Fruchtbarkeit der Grundstücke, 
ist selbstredend auch die natürliche Kraft, Ausdauer und Schnelligkeit 
der Pferde, der Milchertrag der Kühe, der Wollertrag der Schafe (durch- 
gehends sogen. „Kapitatalien") verschieden und ebenso die Produk- 
tivität der einzelnen Äxte, Hobel, Sägen, Pflüge, der verschiedenen Ma- 
schinen und damit der verschiedenen Fabriken u. s. w. Kurz, wer der 
Lehre fast aller Nationalökonomen Glauben schenkt, dafs unter „Kapital'' 
nicht das Geld zu verstehen sei, sondern die betreffenden Produktions- 
mittel selbst, der mufste es schon von Hause ganz natürlich und selbst- 
verständlich finden, dafs die einzelnen Produktionsmittel (auch die der 
nämlichen Gattung) von Natur aus verschieden seien, dals daher 
ihr Ertrag «auch ungleich sein müsse, und dab ein Gleiches selbst- 
redend von der Arbeitskraft oder Leistungsfähigkeit der verschiedenen 
Personen gelte. Ist dem aber so, dann ist die Annahme eines beson- 
deren „Unternehmergewinnes" zur Erklärung des ungleichen Ertrages 
zweier (gleicher) gewerblicher Unternehmungen ganz überflüssig. Es 
liegen eben einfach verschieden geartete (bessere und schlechtere) Pro- 
duktionswerkzeuge und ungleich geartete Arbeitskräfte vor, und da 
mufste ja ein geradezu unbegreifliches Wunder vorliegen, wenn der Er- 
trag in allen Fällen der gleiche sein sollte. 
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Soll dennoch an dem Begriffe des Unternehmergewinnes in dem 
Sinne festgehalten werden, um damit einen vierten sogen. ^Einkommens- 
zweig^ (neben dem Einkommen des Grundbesitzers, des sogen. Kapi- 
talisten und des Arbeiters) zu bezeiehnen, so mnüs man — wenn man 
den ünternehmergewinn erklären will — zwischen dem privatwirtsohaft- 
lichen und dem volkswirtschaftlichen Gesichtspunkte nnterscheiden. 

1. Der ünternehmergewinn vom Gesichtspunkte der 
Privatwirtschaft betrachtet. Der Gedankengang der Vertreter der 
Älteren (orthodoxen) Nationalökonomie war: Wir verdanken jeden Artikel 
dem Zusammenwirken der drei Produktionsfaktoren, der Natur, des 
Werkzeuges und der menschlichen Arbeit, — ergo müssen die Besitzer 
dieser drei Prodnktionsfaktoren (der Grundbesitzer, der sogen. Kapitalist 
und der Arbeiter, die übrigens eventuell auch eine und dieselbe Person 
sein können) im Preise des fertigen Artikels fttr ihre Beteiligung an der 
Produktion entschädigt werden, — ergo löst sich der Preis eines jeden 
Artikels auf in Grundrente, Kapitalzins und Arbeitslohn. Dem gegen- 
über wäre zunächst zu bemerken, dafs die Beweiskraft dieses Gedanken- 
ganges nicht entfernt zwingend genannt werden kann. Denn wenn 
auch bereitwilligst zugestanden werden soll, dafs der Grundbesitzer, der 
sogen. Kapitalist und der Arbeiter ftlr die Überlassung des in seinen 
Händen befindlichen Produktionsfaktors entschädigt werden mulis, und 
dafs diese Entschädigung nur dem Preise des fertigen Artikels entnommen 
werden kann, so folgt daraus noch lange nicht, dafs umgekehrt der 
Preis des fertigen Artikels weiter nichts enthalte als nur Gruqdrente, 
Kapitalzins und Arbeitslohn. Wer die Vorgänge im wirtschaftlichen 
Ijeben nicht durch die Brille der manchesterlich-orthodoxen Lehre, son- 
dern offenen Auges betrachtet und weifs, wie Kaufgeschäfte geschlossen 
werden, wie der nämliche Artikel nicht nur in den verschiedenen Läden 
der nämlichen Stadt, sondern häufig sogar auch in demselben Laden an 
verschiedene Personen zu sehr verschiedenen Preisen verkauft wird, der 
kann doch unmöglich an das alte orthodox-nationalökonomische Ammen- 
märchen glauben, dafs der nämliche Artikel in einem Orte zur näm- 
lichen Zeit nur einen Preis haben kann, und dafs dieser Preis weiter 
nichts enthalten soll, als nur Grundrente, Kapitalzins und Arbeitslohn. 
Wer soll denn den Verkäufer hindern, einen bald höheren, bald niedrigeren 
Betrag diesem sogen, „natürlichen" Preise zuzuschlagen? Der ewige 
Hinweis auf die Konkurrenz verfängt nicht mehr, denn erstens kann 
kein Mensch ziffernmäfsig angeben, wie hoch denn die Grundrente, der 
Kapitalzins und der Arbeitslohn eigentlich sein soll, denn Pachtschilling, 
Leihzins und Arbeitslohn werden bekanntlich durch gegenseitige Ver- 
abredung der beiden vertragschliefsenden Teile festgesetzt, und jede Ver- 
abredung ist immer etwas mehr oder weniger Willkürliches. Zum zweiten 
ist zwischen der gesetzlich gewährten Möglichkeit der freien Konkurrenz 
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und der wirklich vorhandenen Konkurrenz noch ein gewaltiger Unter- 
schied. Das Gresetz kann der freien Konkurrenz den weitgehendsten 
Spielraum schaffen, aber damit ist noch immer keine Garantie dafür 
gegeben, dafs im einzelnen Falle sich die Konkurrenz auch thatsftchlich 
einstellen werde. Kann aber keine Garantie daftlr geboten werden, dafs 
der Preis eines Artikels sich lediglich aus Grundrente, Kapitalzins und 
Arbeitslohn zusammensetze, d. h. umgekehrt: liegt die Möglichkeit vor, 
dafs zu diesem sagenhaften „natürlichen^ Preise ein bald höherer, bald 
niedrigerer Betrag hinzugeschlagen werde, dann verursacht die (privat- 
wirtschaftliche) Erklärung des Unternehmergewinnes nicht die geringste 
Schwierigkeit, dann wird eben der Unternehmergewinn einfach durch 
einen Zuschlag zu jenem vermeintlichen „natürlichen*' Preise herein- 
gebracht. 

Allein, selbst wenn man an dem Märchen festhält, dafs der Preis 
eines jeden Artikels weiter nichts enthalte, als Grundrente, Kapitalzins 
und Arbeitslohn, verursacht die (privatwirtschaftliche) Erklärung des 
Unternehmergewinnes keine Schwierigkeiten. Die Funktion des Unter- 
nehmers (in dem oben gedachten zweiten Sinne des Wortes) besteht 
doch nur darin, dafs er vom Grundbesitzer das Grundstück pachtet, 
vom sogen. Kapitalisten das „Kapital^ (die Produktionswerkzeuge) ent- 
lehnt und Arbeiter dingt, und dafs er nun diese verschiedenen Pro- 
duktionsfaktoren vereinigt und Güter produzieren läfst. Nun liegt es 
aber doch in der Natur der Dinge, dafs derjenige, der irgend einen 
Produktionsfaktor gegen Zahlung mietet, nie und nimmer den ganzen 
Vorteil, den er von diesem Faktor erzielen kann, als Miet- oder Pacht- 
schilling hinauszahlen kann, weil ihm sonst nichts übrig bleibt. Man 
frage doch den ersten besten bescheidenen Handwerksmeister, der in 
seinem Leben den Namen „Marx^ nie gehört hat, wie so es komme, 
dafc er seinen Gesellen einen Lohn zahle, oder warum er seinen Hilfs- 
arbeitern keinen höheren Lohn zahlen wolle, und die Antwort wird 
lauten, dafs er nur darum einen Gehilfen beschäftige und diesem einen 
Lohn zahle, weil er an dem Gehilfen profitieren wolle, bezw. dafs er 
seinem Gehilfen keinen höheren Lohn als so und so viel zahlen könne, weil 
er sonst an dem Gehilfen keinen Nutzen, sondern so gar einen effektiven 
Verlust hätte. Und was hier vom Arbeitgeber gegenüber dem Arbeiter 
gilt, das gilt in gleicher Weise vom Pächter der Grundstücke gegen- 
über dem Eigentümer derselben, und vom Entlehner der Produktions- 
werkzeuge gegenüber dem sog. Kapitalisten. 

Dabei ist es gar nicht notwendig, sofort an eine „Ausbeutung*' im 
sohlechten Sinne des Wortes zu denken, wie dies Rodbertus, Marx, 
Lässalle und ihre Anhänger thun, und zwar auch beim Arbeiter nicht. 
Es giebt speciell in kaufmännischen und industriellen Kreisen eine 
groise Zahl kaufinännisch oder technisch gebildeter Männer mit einem 
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Vermögen, das sie in den Stand setzen wflrde, ein eigenes kaufmännisebes 
oder industrielles Unternehmen zu begründen, die es aber vorziehen^ 
dies nicht zu thun, sondern ihr Vermögen sicher anzulegen und per- 
sönlich in den Dienst einer Aktiengesellschaft (einer Bank oder einer 
Fabrik oder dergl.) zu treten. Und das Motiv, das den Mann veran- 
lafst, so zu handeln ? — Der Betreffende kalkuliert eben in der Weise, 
dafs ihm das zwar etwas geringere, aber bestimmte und regelmäfsig 
und sicherer einfliefeende Zins- bezw. Lohneinkoramen lieber ist, als 
das gröfsere, aber unbestimmte und unregelmftlsig und weniger sicher 
einfliefsende Einkommen des Unternehmers. Und in derselben Weise 
kalkuliert der Gutsbesitzer. Er zieht die regelmä&ig und sicher ein- 
fliefsende geringere Pachtrente vor und verpachtet demgem&fs sein Land- 
gut mit Freuden um eine geringere Jahresrente als diejenige, die er 
selbst aus seinem Gute herauswirtschaften könnte. Dafs dabei unter 
Umständen auch eine effektive „Ausbeutung*' des Grundbesitzers, des 
sogen. Kapitalisten, oder des Arbeiters durch den Unternehmer nicht 
ausgeschlossen ist, ist selbstverständlich. 

Der ganze grofse Streit um die Erklärung des Unternchmergewinnes 
hätte — selbst wenn man von der ganz unbewiesenen und willkür- 
lichen Annahme ausgeht, dafs der Preis des fertigen Artikels keinen 
Pfennig mehr enthält, als Grundrente, Kapitalgewinn und Arbeitslohn 
— nie entstehen können, wenn die Nationalökonomen der älteren Schule 
nicht von der ganz absurden Voraussetzung ausgegangen wären, dafs 
der Pachtschilling die Grundrente, der Darlehenszins der Kapitalertrag 
und der Arbeitslohn der Arbeitsertrag ist, während es gerade umgekehrt 
in der Natur der Dinge liegt, dafs (von Ausnahmefällen abgesehen) 
der Pachtschilling prinzipiell kleiner als die Grundrente, der Darlehens- 
oder Leihzins prinzipiell kleiner als der Kapitalertrag und der Arbeits- 
lohn prinzipiell kleiner als der Arbeitsertrag sein mufs. Die jedesmalige 
Differenz zwischen beiden ist die Quelle, aus der der Gewinn des Un- 
ternehmers fliefst. 

Mit kurzen Worten: Die Lehre von dem sogen, „natürlichen*' Preise 
der Güter, der weiter nichts enthalten soll, als Grundrente, Kapitalge- 
winn und Arbeitsertrag, ist eine ganz unbewiesene und unhaltbare 
Fabel, und der Unternehmergewinn kann (wenn man schon um jeden. 
Preis von einer mittleren Gröfse, von einem ideellen „justum pretium" 
ausgehen will, das der Unternehmer streng genommen dem Grundbe- 
sitzer, dem Kapitalisten und dem Arbeiter zahlen sollte) ebensogut in 
einem Aufschlage wie in einem Abschlage bestehen, d. h. der Unteraehmer 
kann sich vom Käufer seines Artikels mehr bezahlen lassen, als er selbst 
dem Grundbesitzer, dem sogen. Kapitalisten und dem Arbeiter gezahlt hat, 
oder er kann umgekehrt dem Grundbesitzer, dem Kapitalisten und dem Ar- 
beiter weniger zahlen, als er vom Käufer seines Artikels im Preise erhält. 
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Durch die gangbare ältere Lehre vom Preise und vom ünterneh- 
mergewinne werden aber überdies die wirklichen Vorgänge geradezu 
auf den Kopf gestellt, und es gehört eben die ganze Verbohrtheit und 
Blindheit deduktiv konstruierender und spintisierender Stubengelehrter 
dazu, um nicht zu bemerken, dafs die Dinge im wirklichen Leben sich 
gerade umgekehrt verhalten. Die Vertreter der älteren sogen, ortho- 
doxen Nationalökonomie dachten bei ihrer Lehre vom Preise zunächst 
immer an den Kunden, der etwa in den Laden des Schneiders tritt, 
um sich daselbst einen Rock zu bestellen, und dem nun der Handwerker 
mit Bücksicht auf seine Produktionskosten (Ladenmiete, Preis der Boh- 
stoffe , Gesellenlöhne u. s. w.) den Preis des fertigen Artikels angiebt 
und eventuell vorrechnet. Und demgemäft lehrten sie, dafs die Pro- 
duktionskosten das Prius seien und der Preis das Posterius, dafs daher 
im Preise die Produktionskosten ersetzt werden müssen, und weiter, 
dafs unter der Herrschaft der freien Konkurrenz der Preis auch nichts 
weiter als den Ersatz dieser Produktionskosten (Grundrente, Kapital- 
gewinn und Arbeitslohn) enthalten könne. Da war es allerdings eine 
grofse Kunst, den Unternehmergewinn, für den in diesem Schema ab- 
solut kein Platz war, doch noch in eine dieser Bubriken hineinzu- 
schmuggeln. Die gedachten älteren Vertreter unserer Wissenschaft ver- 
gafsen aber total, dafs diese Darstellung auf den modernen Unternehmer, 
der ohne vorhergegangene Bestellung produziert und mit seinen fertigen 
Artikeln den Markt aufsucht, gar nicht pafst. Hier liegen die Dinge 
vielmehr gerade umgekehrt ; nicht die Produktionskosten sind das Prius 
und der Preis das Posterius, sondern umgekehrt, der Preis ist das Prius 
und die Produktionskosten sind das Posterius. Der angehende Unter- 
nehmer, der sich mit dem Gedanken trägt, den betreffenden Artikel 
zu produzieren, mufs sich zunächst die Frage vorlegen, wie der Preis 
dieses Artikels steht, bezw. — wenn es sich um die Erzeugung eines 
neuen, bisher unbekannten Artikels handelt — um welchen Preis er 
diesen Artikel (und in welchem Umfange) aller Wahrscheinlichkeit nach 
wird verkaufen können. Denn jeder Produzent ist bemüht und mufs 
bemüht sein, für seinen Artikel den möglichst hohen Preis (ohne Bück- 
sicht auf seine Produktionskosten) zu erzielen. Ist er hierüber ins Beine 
gekommen, so mufs er sich die weitere Frage vorlegen, wie viel ihn 
selbst die Herstellung des Artikels kosten wird. Gelangt er bei dieser 
Berechnung zu dem Besultate, dafs seine Produktionskosten entsprechend 
niedriger sein werden, als der zu erzielende Preis, so ruft er seine Un- 
ternehmung ins Leben und beginnt zu produzieren, im entgegengesetzten 
Falle unterläfst er die Sache. Die Differenz zwischen Produktionskosten 
und Preis bildet seinen Unternehmergewinn ; und wenn er — wie dies 
bei den verschiedenen Zahnpasten und sonstigen kosmetischen Mitteln be- 
kanntlich thatsächlich der Fall war oder ist — seinen Artikel um 
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10 Ff. herstellen und um 2 M. verkaufen kann, so wird er ohne alle 
nationalökonomische Gewissensbisse und ohne alle Rücksicht auf die 
SMiTH-BiCARDOsohe Theorie die jedesmaligen 2 M. schmunzelnd ein- 
streichen und sich herzlich darüber freuen, dals es ihm gelungen ist, 
ein so brillantes Geschäft ins Leben zu rufen. 

Über den „Unternehmergewinn*' des findigen Trödlers, der ein 
irgendwo in einer Ecke des Dachbodens stehendes, verstaubtes altes 
Gemälde um wenige Mark erwirbt und es hinterher um ebensoviele 
Tausende oder Zehntausende verkauft, hat meines Wissens noch kein 
Nationalökonom gestaunt oder ein dickes Buch geschrieben. Aber wenn 
es einem Unternehmer gelingt, mit gepachteten Grundstücken, gemie- 
teten Produktionsvverkzeugen und gedungenen Arbeitskräften einen Ar- 
tikel um 99 Pf. herzustellen, den er nachmals um 1 M. verkauft, so 
ist dieser 1 Pf. „Unternehmergewinn*' so merkwürdig und unerklärlich, 
dafs nicht nur dicke Bücher, sondern ganze Bibliotheken darüber ge- 
schrieben wurden. Und all das Staunen rührt nur daher, weil man 
sich vorher mit einem kolossalen Kraftaufwand und einer staunens- 
werten Ausdauer in die Wahnvorstellung hineingearbeitet hatte, daüs 
der Preis nichts weiter enthalte als die Grundrente, den Kapitalgewinn 
und den Arbeitslohn, sodafs für den Unternehmergewinn scheinbar ab- 
solut kein Baum mehr übrig blieb. 

Dafs schliefslich der Unternehmer, der in seinem Geschäfte selbst 
mit thätig ist (auch dann, wenn sieh seine Thätigkeit auf die blolse 
Beaufsichtigung und Oberleitung beschränkt), oder der in seinem Unter- 
nehmen sein eigenes Vermögen (Grundstücke oder sogen. Kapital) mit 
verwendet, seinen sogen. Untemehmergewinn nicht rein, sondern ver- 
mengt mit Arbeitslohn, Grundrente und Kapitalgewinn bezieht, ist selbst- 
verständlich und bedarf keiner weiteren Auseinandersetzung. 

2. DerUnternehmergewinn vomStandpunkte der Volks- 
wirtschaft betrachtet, erscheint — wie bereits oben (S. 109) aus- 
einandergesetzt wurde — als Belohnung dafür, dafs der Unternehmer 
die überaus wichtige Aufgabe löst, die Besitzer der einzelnen Produk- 
tionsfaktoren (speciell die Arbeiter, und zwar die Hand- wie die Kopf- 
arbeiter) zum harmonischen Zusammenwirken und zur Unterwerftmg 
unter einen leitenden Willen zu veranlassen. Will man, so kann man 
den Unternehmergewinn auch als ein Analogen des Finderlohnes be- 
trachten. Der Unternehmer ist nämlich bemüht, billige Grundstücke 
zu pachten, billige Produktionswerkzeuge zu mieten und billige Arbeits- 
kräfte zu dingen, d. h. er sucht nach Produktionsfaktoren, die bisher 
nicht die richtige und im Interesse der Gesamtheit wünschenswerte Ver- 
wendung gefunden haben; er kombiniert sie, läfst sie höherwertige 
Güter produzieren, und sein Unternehmergewinn bildet den Lohn dafür, 
dafs er diese (gewissermafsen abseits liegenden und bisher vernach- 
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lässiglen) Produktionsfaktoren der volkswirtsohaftlich richtigen Verwen- 
dung zugeftahrt hat. Der sein Unternehmen selbst leitende Unternehmer 
erseheint — volkswirtschaftlich betrachtet — als ein technischer Beamter 
der Gesamtheit, der sein Gehalt in der Form des Untemehmergewinnes 
bezieht. 

§ 2. Bestimmungsgründe des Unternehmergewinnes. Die Frage 
nach den „Bestimmungsgründen des Untemehmergewinnes" gehört ebenso 
wie die Frage nach den Bestimmungsgründen des Arbeitslohnes und 
des Zinses mit zum eisernen Inventar der gangbaren „Lehre vom Ein- 
kommen und seiner Verteilung", indes kommt man hier wie dort über 
gewisse allgemeine Redensarten, wie etwa „Angebot und Nachfrage", 
„Einflufs der Konkurrenz" u. dergl. nicht recht hinaus. Der Unter- 
nehmergewinn ist nämlich noch weniger falsbar, als der Lohn oder der 
Zins, weil er nicht durch Verabredung festgesetzt werden kann. Der 
Unternehmer unterhandelt mit dem Grundbesitzer, dem sogen. Kapita- 
listen und dem Arbeiter, und durch gegenseitige Verabredung wird fest- 
gesetzt, wieviel er jeder dieser drei Personen für die Überlassung der 
Nutzung des betreffenden Produktionsfaktors als Entschädigung zu zah- 
len hat. Wie viel ihm selbst übrig bleiben soll, entzieht sich selbst- 
redend jeder Festsetzung, das hängt eben davon ab, ob das Geschäft 
gut oder schlecht gehen wird« 

Immerhin wird man mit ziemlicher Zuversicht annehmen dürfen, 
dafs auch die Höhe des Unternehmergewinnes durch die Konkurrenz, 
d. i. durch das Verhältnis von Angebot und Nachfrage, wesentlich 
beeinflufst wird. Ist die Zahl der Unternehmungen in einem Lande 
noch klein, die Nachfrage nach den Produkten derselben verhält- 
nismäßig grölser, so wird höchstwahrscheinlich der Gewinn der be- 
treffenden Unternehmer gröfser sein und umgekehrt. Der weitere Um- 
stand, ob nämlich die Zahl der Unternehmer im Lande gröfser oder 
geringer — ob das „Angebot an tüchtigen Unternehmer -Persönlich- 
keiten" grofs oder klein — ist, hängt wieder von den gegebenen Ver- 
hältnissen ab. Der Unternehmer mufs — wie oben ausgeführt wurde 
— immer bis zu einem gewissen Grade wagen, denn er trägt eine 
Gefahr, die Gefahr des (technischen und) wirtschaftlichen Mifslingens 
seiner Produktion. Der Begriff der „Gefahr" aber ist relativ oder sub- 
jektiv. Auf einem in einiger Höhe gespannten Seile zu gehen, ist 
selbstredend für den gewöhnlichen Sterblichen ein furchtbares Wagnis, 
weil mit nahezu unbedingter GewiJfeheit anzunehmen ist, dafs er ab- 
stürzen und sein Leben einbülsen wird; f)ir den geübten Equilibristen 
hingegen ist das Gehen auf dem gespannten Seile kein besonderes 
Wagnis, weil er eben die Kunst versteht, das Gleichgewicht zu erhalten, 
und demgemäfs der Gefahr des Abstürzens glücklich zu entgehen weüs. 
Ähnlich verhält es sich mit dem Unternehmer. Der technisch und kauf- 
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männiseh entspreohend geschulte Geschäftsmann besitzt die Kunst, das 
Gleichgewicht zu erhalten und versteht es, der Gefahr (des technischen 
und wirtschaftlichen Milslingens seiner Produktion) gltleklich zu ent- 
gehen ; ihm erscheint es daher als kein besonderes Wagnis, ein Unter- 
nehmen zu begründen und zu leiten; der Ungeübte und nicht entsprechend 
Vorgebildete schreckt davor zurück. Ob also eine genügende Zahl von 
zu Unternehmern geeigneten Personen im Lande vorhanden ist, hängt 
im allgemeinen von dem Kulturzustande und dem Nationalcharakter 
des betreflFenden Volkes ab. 

In einer Beziehung allerdings befindet sich der Unternehmer in 
einer günstigeren Lage, als der Grundbesitzer, der sogen. Kapitalist 
und der Arbeiter. Alle vier wollen selbstverständlich möglichst viel 
Geld verdienen, allein während die drei letztgenannten (der Grund- 
besitzer, der Kapitalist und der Arbeiter) nur dann viel Geld verdienen 
können, wenn die sogen. Grundrente, der sogen. Kapitalzins und der 
Arbeitslohn im eigentlichen Sinne des Woi-tes „hoch^ ist, kann dem 
Unternehmer die „Höhe*' des Unternehmergewinnes bis zu einem ge- 
wissen Grade gleichgiltig sein. Er braucht nämlich nur sein Unter- 
nehmen entsprechend grofs zu gestalten und kann dann selbst bei sogen, 
„niedrigem*' Unternehmergewinne eine ganz erkleckliche Summe als 
jährlichen Unternehmergewinn einstreichen, weil er eben als „Unter- 
nehmer" kein Vermögen, sondern nur seine „Unternehmerleistung" in 
das Geschäft einwirft. 

Ein beliebtes Thema der gangbaren Lehre ist die Frage nach der 
„Ausgleichung der verschiedenen Unternehmergewinne". Gestützt auf 
das sogen. RiCABDOsche Preisgesetz, dafs der Preis derjenigen Artikel, 
deren Angebot „beliebig" vermehrt werden kann, sich auf die Dauer 
von den Produktionskosten nicht weit entfernen kann, wurde von den 
Vertretern der älteren Lehre das weitere „Gesetz" von der Ausgleichung 
der Preise dahin formuliert, dafs diejenigen Artikel, deren Produktions- 
kosten gleich sind, auch gleiche Preise haben müssen. Dieses „Gesetz" 
wurde dann auch auf den Unternehmergewinn ausgedehnt und die 
Frage der „Ausgleichung der Unternehmergewinne in den verschiedenen 
Branchen" demgemäfs immer erörtert. Nun kann man ohne weiteres 
zugeben, dafs l)eispielsweise ein hoher durchschnittlicher Gewinn der 
Unternehmer in der Zuokerbranche in irgend einem Lande die Leute 
zur Nachahmung anspornen und veranlassen wird, neue Zucker- 
fabriken zu gründen, und dafs durch die Vermehrung der Zucker- 
fabriken und bezw. durch die Vergröfserung des Zuckerangebotes der 
Preis des Zuckers und damit der Unternehmergewinn der Zucker- 
fabrikanten gedrückt werden wird. Und ebenso darf man umgekehrt 
zugeben, dafs durch eine ÜberftlUung beispielsweise in der Baumwoll- 
spinnerei einige Unternehmer freiwillig oder gezwungen ihren Geschäfts- 
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betrieb einstellen werden, und dafs dadurch der Preis der Baumwoll- 
garne und damit der Unternehmergewinn der Spinnereibesitzer eine 
gewisse Erhöhung erfahren wird. Ob aber dieser beiderseitige Ent- 
wickelungsgang zu dem Resultate flihren wird, dafs schliefslich der 
Unternehmergewinn der Besitzer der Zuckerfabriken genau so hoch 
sein wird, wie der der Besitzer der Baumwollspinnereien, das mögen 
diejenigen zu berechnen versuchen, welche die Frage aufgeworfen haben. 
Und da dieselben dieses Eunststtlck nie zuwege bringen werden, 
weil es ihnen nie gelingen wird, die zur Durchf&hrung der Rechnung 
erforderlichen Daten herbeizuschaffen, so ist die Frage nach der Aus- 
gleichung der verschiedenen Untemehmergewinne wohl ziemlich mttJDsig. 
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Dritter Teü- 

Das Verhältnis der verschiedenen Einkommens- 
zweige zu einander. 



1. Kapitel. Die relatire H9he der einzelnen Einkommenszweige» 

Teilt man die an der Güterproduktion beteiligten Personen in 
Grundbesitzer, sog. Kapitalisten, Arbeiter und Unternehmer, so vollzieht 
ftioh die Verteilung des sog. Volkseinkommens (wie schon wiederholt 
angedeutet wurde) in folgender Weise. Das sog. Nationalprodukt (die 
Gesamtheit der im Laufe einer Wirtschaftsperiode von dem ganzen 
Volke produzierten Güter) gelangt unter der Herrschaft der heutigen 
Wirtschaftsordnung zunächst in die Hftnde (wird Eigentum) der Unter- 
nehmer. Der Unternehmer zahlt aus dem Erlöse seiner Produkte an 
den Grundbesitzer die Grundrente (richtiger den Pachtschilling), an 
den sog. Kapitalisten den Zins, an den Arbeiter den Lohn (eventuell 
zahlt er diese Beträge auch an sich selbst), und der Rest, der ihm 
übrig bleibt, bildet seinen Unternehmergewinn. Damit ist die Frage 
nach der relativen Höhe dieser vier Einkommenszweige, d. i. die Frage, 
ob der Grundbesitzer, der Kapitalist, der Arbeiter oder der Unternehmer 
„viel*' (bezw. „mehr**) oder wenig (bezw. „weniger") bekommt, von 
selbst gegeben. 

Diese Frage haben sich denn auch die älteren Vertreter unserer 
Wissenschaft vorgelegt. Aber da sie allerorts der Lehre von dem 
„natürlichen*' Preise, d. h. der Anschauung huldigten, dafs der Preis, 
der für die Nutzung der Grundstücke, der Kapitalien und der Arbeit 
gezahlt wird, durch das sog. „freie Spiel der wirtschaftlichen Kräfte** 
mit so zu sagen naturgesetzlicher Notwendigkeit festgesetzt werde, so 
erschien jeder Versuch, den einen Einkommenszweig auf Kosten des 
andern durch staatliche oder sonstige Malsregeln zu vergrö&em, von 
vornherein als verfehlt. Wohl aber erschien eine andere Frage zulässig. 
Die vermeintliche Grundrente (richtiger der Pachtschilling fllr Grund- 
stücke), der Zins sowie der Lohn ist der Preis, der ftlr die Überlassung: 
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der Nutzungen dieser betreffenden Produktionsfaktoren gezahlt wird. Und 
da der sog. „natürliche^ Preis durch das Verhältnis von Angebot und 
Nachfrage und durch die Produktionskosten wesentlich beeinfluTst wird, 
so war es naheliegend, sich die Frage vorzulegen, wie sich denn di^ 
Höhe der vermeintlichen Grundrente, des Zinses und des Lohnes, d. i. 
wie sich das „Einkommen^ der Grundbesitzer, der Kapitalisten und der 
Arbeiter (als Klasse) gestalten wird, wenn sieh das Verhältnis von An- 
gebot und Nachfrage bei diesen Produktionsfaktoren, bezw. wenn sich 
die Produktionskosten durch etwaige Verbesserungen des Produktions- 
prozesses ändern. 

Schon Ricardo hatte diese Frage zu beantworten gesucht, noch 
eingehender that dies J. St. Mill. Und da die gedachten Verände- 
rungen in der Regel, d. i. bei wirtschaftlich vorwärts schreitenden Völ- 
kern sich als Zunahme der Bevölkerung, als Vermehrung des Kapitals 
und als Verbesserungen des Produktionsverfahrens darstellen, so legt 
er sich die Frage vor, wie diese Veränderungen auf das „Einkommen** 
der gedachten drei Bevölkerungsklassen zurückwirken. Das Ergebnis 
seiner Erörterungen ist das folgende: 

1 . Die Vermehrung der Bevölkerung bei gleichbleibender Kapital- 
menge und Produktionsweise bewirkt einerseits ein vermehrtes Angebot 
von „Händen**, d. i. ein Sinken des Arbeitslohnes und damit in Verbin- 
dung ein Steigen des Kapitalgewinnes, anderseits eine gesteigerte 
Nachfrage nach Lebensmitteln (Bodenprodukten), d. i. also eine Steige- 
rung der Bodenrente. Kurz, das Einkommen der Arbeiter (und zwar 
ganz besonders des einzelnen Arbeiters) vermindert sich, das der Ka- 
pitalisten und der Grundbesitzer steigt. 

2. Die Vermehrung des Kapitals bei gleichbleibender Bevölkerung 
und Produktionsweise repräsentiert — weil das neugebildete Kapital 
Verwendung suchen mufs — eine gesteigerte Nachfrage nach Arbeits- 
kräften, d. i. eine Erhöhung des Arbeitslohnes und damit anderseits eine 
Verringerung des Kapitalgewinnes. ' Und da die nunmehr besser situierten 
Arbeiter auch besser leben wollen, so steigt damit (allerdings auf Kosten 
des Arbeitslohnes) die Nachfrage nach Lebensmitteln (Bodenprodukten), 
d. i. die Grundrente. Kurz, das Einkommen der Kapitalisten vermindert 
sich, das der Arbeiter und der Grundbesitzer steigt. 

3. Die Vervollkommnung der Produktionsweise bei gleichbleibender 
Kapitalmenge und Bevölkerung bewirkt eine Vergröfserung des Ange- 
botes der Produkte und damit ein Sinken ihres Preises. Indes mufs 
man hier unterscheiden: 

a. Betrifft die Vervollkommnung der Produktionsweise lediglich die 
gewerbliche Produktion, so bleibt das Geldeinkommen der Arbeiter 
und der Kapitalisten zwar dasselbe, aber das Realeinkommen dieser 
beiden Klassen steigt, weil sie fttr ihr Geld nunmehr eine gröfsere Menge 
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der im Preise gesunkenen Industrieprodukte kaufen, also angenehmer 
leben können als früher. Die Grundbesitzer hingegen gewinnen zweimal. 
Einmal steigt nämlich ihr Realeinkommen (ebenso wie das der Arbeiter 
und der Kapitalisten), weil sie f)ir ihr Geld mehr Industrieprodukte 
kaufen können als früher. Zweitens aber steigt gleichzeitig auch ihr 
Geldeinkommen, weil die Verbilligung der Industrieprodukte eine Steige- 
rung der gewerblichen Produktion und damit eine gesteigerte Nachfrage 
nach RohstoflFen (Bodenprodukten), d. i. also eine Steigerung der Grund- 
rente hervorruft. Kurz, die Arbeiter und die Kapitalisten gewinnen 
einmal, weil ihr Realeinkommen steigt, dagegen gewinnen die Grund- 
besitzer doppelt, weil sowohl ihr Real- als ihr Geldeinkommen steigt. 

b. BetriflFt die Vervollkommnung der Produktionsweise lediglieh 
die landwirtschaftliche Produktion, so bewirkt die Steigerung des An- 
gebotes der Bodenprodukte ein Sinken ihres Preises und damit ein 
Sinken der Grundrente. Dagegen gewinnen die Arbeiter und die Ka- 
pitalisten — deren Geldeinkommen allerdings nicht steigt — , weil die 
Lebensmittel billiger geworden sind; an diesem Vorteile participieren 
allerdings auch die Grundbesitzer als Konsumenten. Kurz, die Arbeiter 
und die Kapitalisten gewinnen, weil ihr Realeinkommen steigt, die 
Grundbesitzer hingegen verlieren, weil die Grundrente sinkt (allerdings 
wird dieser Verlust teilweise wieder wett gemacht). 

4. Bewegen sich alle diese Veränderungen in gleicher Richtung 
und in gleichem Grade, d. h. vermehrt sich die Bevölkerung, werden 
gleichzeitig und in gleichem Mabe die Kapitalien vermehrt, und wird 
(sowohl auf gewerblichen als auf landwirtschaftlichem Gebiete) die Pro- 
duktionsweise entsprechend verbessert, so kompensieren sich diese Ver- 
änderungen gegenseitig und erzeugen lediglich die Wirkung, dafs nun- 
mehr auf derselben Bodenfläche eine gröfsere Menschenmenge leben 
kann als früher, aber freilich auch nicht besser als früher, denn das 
gegenseitige Verhältnis von Grundrente, Kapitalzins und Arbeitslohn 
bleibt unverändert. 

Schon aus dieser Darstellung Mills, die nicht entfernt tendenziös 
arbeiterfreundlich gefärbt ist, geht hervor, dafs nach seiner Meinung die 
Lage der Arbeiter keine verzweifelte ist. Ein eflFektiver Verlust droht 
ihnen nämlich nur in einem Falle (Fall 1: Bevölkerungszunahme); im 
Falle 4 bleibt ihre Lage unverändert, dagegen bringt ihnen Fall 2 
(Vermehrung des Kapitals) und Fall 3 (Verbesserung der Produktions- 
weise) positiven Gewinn. (Allerdings gilt nach Mill das Gleiche von 
den Grundbesitzern und den Kapitalisten, denn beide können nur in 
einem Falle verlieren ; in einem Falle verlieren und gewinnen sie nichts, 
dagegen profitieren auch sie in zwei Fällen.) 

Viel günstiger gestaltet sich die Lage der Arbeiter nach der An- 
schauung Carets und Bastiats (welch letzterer sich dem erstgenannten 
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ansohliefBt). Nach Caret liegt bekanntlich der Wert aller Güter in den 
Produktions- bezw. Beproduktionskosten derselben, und dies gilt ganz 
besonders auch von den Produktionswerkzeugen (d.i. von den Kapitalien). 
Die Herstellung des ersten Werkzeuges — so unvollkommen es war — 
kostete den Urmenschen weit mehr Anstrengung, als die Anfertigung 
des zweiten, weil er nun schon ein Werkzeug in der Hand hatte, 
welches seine Arbeit wesentlich erleichterte. Dies gilt selbsti-edend 
und in steigendem Mafse von jedem folgenden Werkzeuge. Je voll- 
kommenere Produktions Werkzeuge der Mensch schon in der Hand hat, 
um so leichter wird es ihm, noch bessere und vollkommenere Werk- 
zeuge herzustellen, und um so geringere Mühe verursacht ihm die An- 
fertigung (d. h. um so tiefer sinkt der Wert) der zum Leben notwendigen 
Genufegtlter. Demgemäfs unterliegt denn der (prozentuale) Kapital- 
ertrag nach Carey einem steten Sinken. Analog verhält es sich nach 
Carey mit der Grundrente, da nach seiner Darstellung der Mensch 
anfänglich den minder ergiebigen Boden der Höhenzüge bestellt und 
erst allmählich, und zwar in dem Mafse, als er bessere Ackergeräte in 
die Hand bekommt, die fruchtbareren*, aber schwerer zu bearbeitenden 
Böden der Flufsniederungen in Kultur nimmt. Da auf diese Weise die 
Bodenproduktion immer ergiebiger wird (denn auch die Ackergeräte 
werden von Jahr zu Jahr vervollkommnet), d. h. da auf diese Weise 
das Angebot von Bodenprodukten von Jahr zu Jahr gröfser wird, so 
mufs auch die Bodenrente — ebenso wie der Kapitalertrag — einem 
steten Sinken unterliegen. 

Nach Carey gestaltet sich somit die Sache wie folgt. Das National- 
produkt (die Menge der jährlich hergestellten Boden- und Industrie- 
produkte) steigt kontinuierlich, und demgemäfe entfällt auch auf die 
Grundbesitzer und Kapitalisten ein ständig steigender Teil dieses 
Nationalproduktes, aber die auf diese beiden Klassen entfallende 
Quote desselben wird immer kleiner. Dagegen gewinnen die Arbeiter 
doppelt, es wächst nicht nur der auf sie entfallende Teil, sondern 
auch die Quote des Nationalproduktes, die sie erhalten, wird immer 
gröfser. Oder mit anderen Worten, das Einkommen der Grundbesitzer 
und Kapitalisten wächst zwar absolut, aber relativ (im Vergleiche zu 
dem, was die Arbeiter erhalten) wird es kleiner; das Einkommen der 
Arbeiter hingegen wird von Jahr zu Jahr nicht nur absolut, sondern 
auch relativ grö&er. Auch die Darstellung Careys ist noch nicht 
tendenziös gef&rbt, denn er begnügt sich, seine Überzeugung einfach 
auszusprechen. Um so mehr gilt dies von seinem Nachtreter Bastiat, 
der in seinen „Harmonies*' nicht müde wird, auf Schritt und Tritt nach- 
drücklich zu betonen, wie wunderbar alles auf dieser Welt eingerichtet 
ist, wie allerorts die Interessen der verschiedensten Bevölkerungsklassen 
in der herrlichsten Weise miteinander harmonieren, und in welch be- 
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neidenswerther Lage sich speciell die Arbeiter befinden, weil gerade 
sie den Löwenanteil an jedem Fortschritte der Menschheit davontragen. 

Das gerade Gegenteil hiervon lehren die Begründer des sogen, 
wissenschaftlichen SozialisDQUs, Rodbertüs, Marx, Lassalle und ihre 
Anhänger. Der Unternehmer (und zwar gleiohgiltig ob der „Unter- 
nehmer*' im eigentlichen Sinne des Wortes, oder der Grundbesitzer, 
oder der Kapitalist) benutzt das übergrofse Angebot der Arbeitsuchen- 
den, um die Arbeitskraft zu dem denkbar niedrigsten Preise, d. i. um 
das Existenzminimum, zu kaufen. Da jedoch der Arbeiter und speciell 
die kombinierte Kraft mehrerer Arbeiter weit mehr hervorzubringen 
vermag als die betreffenden Personen zur Fristung ihrer nackten Exi- 
stenz benötigen, und da ferner nach unserer heutigen Rechtsordnung 
nicht der Arbeiter, sondern der Unternehmer Eigentümer des von „seinen" 
Arbeitern hergestellten Produktes wird, so bleibt der ganze Überschuls 
des Produktes (über das Existenzminimum der betreffenden Arbeiter) 
in der Tasche des Unternehmers. . Nun wird aber das Nationalprodukt 
infolge der fortwahrenden Vervollkommnung des Produktionsverfahrens 
auf allen Gebieten von Jahr zu Jahr gröfser, und so geschieht es, dafs 
die Verteilung des Nationalproduktes immer ungleichmäfsiger wird. 
Die Arbeiter erhalten immer nur das Existenzminimum, und der ganze, 
von Jahr zu Jahr wachsende überschüssige Teil des Nationalproduktes 
wandert in die Taschen der besitzenden Klassen (der Unternehmer, 
Grundbesitzer und Kapitalisten). Wie eben angedeutet wurde, begnügen 
sich die Vertreter des sogen, wissenschaftlichen Sozialismus damit, die 
Frage zu erörtern, wie sich das sogen. Nationaleinkommen (das Natioual- 
produkt) zwischen den sogen, besitzenden und den nichtbesitzenden 
Klassen (den Arbeitern) verteilt. Unter dem Ausdruke „besitzende 
Klassen" werden die Grundbesitzer, die Kapitalisten und die sogen. 
Unternehmer zusammengefafst. Auf die weitere Frage, wie sich das 
Einkommen der Grundbesitzer, der Kapitalisten und der Unternehmer 
gestaltet, und ob diese oder jene Klasse mehr oder weniger erhält, gehen 
die Sozialisten nicht näher ein. 

Wenn derjenige, der fremde Ansichten über irgend eine ernste 
Frage vorträgt, auch die Verpflichtung hat, seine eigene Meinung über 
die betreffende Angelegenheit auszusprechen, so möge hier das unum- 
wundene Geständnis Platz finden, dafs ich mir über die Frage der Ge- 
staltung der relativen Höhe der einzelnen Einkommenszweige kein de- 
finitives und positives Urteil erlaube, und dafs ich keine der im Vor- 
stehenden dargelegten drei Anschauungen für richtig halte. Ein positiver 
Beweis fllr die Richtigkeit oder Unrichtigkeit der einen oder der anderen 
Meinung wäre nur durch die Mitteilung der einschlägigen Thatsachen 
zu erbringen, allein dieser Weg ist ausgeschlossen, weil der thatsäch- 
lichen Gestaltung der Einkommensverhältnisse der betreffenden Klassen 
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mit der Statistik nicht beiznkommen ist; es können soniit nur solche 
Argnmente vorgebracht werden, die auf dem Wege des deduktiven 
Denkens gewönnen wurden. 

Am allerwenigsten glaubwürdig erscheint wohl die Lehre Careys 
und Bastiats, und zwar ganz besonders aus dem Grunde, weil der 
Grundpfeiler, auf dem sie aufgebaut ist, nämlich die GABEYSche Lehre 
von der Grundrente, falsch ist. Es kann bereitwilligst zugegeben werden, 
dais Cabey den Gang der Besiedelung Amerikas ganz richtig geschildert 
hat, allein der letztere repräsentiert denn doch nur eine Episode in der 
Entwickelungsgeschichte der Grundrente. Wo sollen denn in einem 
ganz besiedelten Lande, dessen gesamter Boden schon in Kultur ge- 
nommen ist, die immer neuen, ergiebigeren Bodenflächen noch her- 
genommen werden? Und wenn diese Möglichkeit fehlt, dann müssen 
mit dem Anwachsen der Bevölkerung die Bodenprodukte stetig im 
Preise steigen, und ein immer wachsender Teil des sogen. Nationalein- 
kommens muJGs den Grundbesitzern (die ein unleugbares Monopol in den 
Händen haben) — nicht den Arbeitern 1 — zufliefsen. Überdies müfsten 

— wenn die CAREY-BASTiATsche Lehre richtig wäre — die Arbeiter 
sich in einer geradezu beneidenswerten Lage befinden, was wohl nie- 
mand im Ernste behaupten wird. 

Viel wahrscheinlicher klingt die sozialistische Lehre, obwohl ich 
sie nicht für buchstäblich wahr halten kann, und zwar aus dem Grunde 
nicht, weil auch wieder der Grundpfeiler, auf dem sie aufgebaut ist, 

— wie ich an früherer Stelle nachgewiesen zu haben glaube — sich 
bei näherer Betrachtung als ein Irrtum erweist. Die (eigentlichen) 
Arbeiter können nie und nimmer behaupten, dafs sie allein diejenigen 
sind, welche das Nationalprodukt hergestellt haben; die übrigen Be- 
völkerungsklassen, die Gelehrten, die Künstler, die Arzte, die Beamten, 
die Soldaten u. s. w. haben gleichfalls — wenn auch in indirekter 
Weise — ihr Scherflein zum Zustandekommen des Nationalproduktes 
beigesteuert. Überdies gesteht Rodbertüs selbst zu, dafe die heutige 
Menschheit den im privaten Grund- und Kapitaleigentume wirkenden 
Zwang zur Arbeit auf absehbare Zeit noch nicht entbehren kann. Es 
ist also der zwingende Beweis noch lange nicht erbracht, dafs die Ar- 
beiter — wie die Sozialisten behaupten — von Rechts wegen einen 
höheren Lohn beanspruchen dürfen, dafs ihnen Unrecht geschieht, dafs 
sie ausgebeutet werden u. s. w. Trotzdem wird selbstredend kein ver- 
nünftiger und billig denkender Mensch es leugnen können und wollen, 
dafs die Lage der Arbeiter viel, sehr viel zu wünschen übrig läfet. 

Die Darstellung Mills enthält unstreitig manchen richtigen Ge- 
danken, allein Mill untersucht die Frage rein theoretisch, d. h. er 
sucht immer nur die Frage zu beantworten: „Wie wird sich die Ver- 
teilung des sogen. Volkseinkommens gestalten, wenn dies oder jenes 
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eintritt?*' — ; er sagt aber nicht, wie sieh die Verteilung des National- 
einkommens (nach seiner Meinung) zur Zeit thatsäehlich gestaltet Über- 
dies ist es ungeheuer schwer, auf dem von Mill eingeschlagenen Wege 
einen Einblick in die thatsächliche Gestaltung des Verteilungsprozesses 
zu gewinnen, weil Mill immer nur die einzelnen Modalitäten erörtert, 
während der wirkliche Vorgang der Verteilung des sogen. Volksein- 
konunens ein unendlich komplizierter Prozels ist und man daher auf 
Schritt und Tritt gewärtigen mofs, daft die erwartete Rtlckwirkung 
des einen ümstandes durch irgend einen unbeachteten anderen Umstand 
paralysiert wird. 

Bis zu einem gewissen Grade wird man wohl zugeben müssen, 
dab das System der freien Konkurrenz, welches die schwächeren 
Elemente den stärkeren wehrlos preisgiebt, die Tendenz haben wird, 
das Einkommen der Greisen auf Kosten der Kleinen zu vergrölsem, 
d. h. die Beichen noch reicher zu machen, die Mittelstände in die Reihen 
der Besitzlosen herabzudrücken und die Besitzlosen erst recht zu prole- 
tarisieren und nach Kräften auszusaugen. 

Anderseits haben alle derartigen theoretischen Erörterungen einen 
ziemlich problematischen Wert, weil sie gewissermalsen Untersuchungen 
im luftleeren Baume sind. Die oben skizzierten Erörterungen gehen 
nämlich immer von der stillschweigenden Voraussetzung aus, dals der 
Staat sich um das wirtschaftliche Leben nicht nur nicht bekümmert, 
sondern sich um dasselbe auch in der Zukunft nicht bekümmern wird, 
und diese Voraussetzung ist falsch. Und selbst wenn der Staat sich 
um das wirtschaftliche Leben gar nicht bekümmern würde, muls der 
fortgesetzte Druck eine Beaktion auf Seite der gefährdeten Klassen 
hervorrufen und sie zu dem Versuche drängen, durch eigene Kraft ihre 
Lage zu verbessern. Ob dieses Bestreben dann schliefslich zu einer 
blutigen Eevolution (etwa wie die grofse französische Bevolution) fllhrt 
oder zu einer friedlichen Eeform (wie etwa das Beispiel der englischen 
Gewerkvereine lehrt), das hängt in letzter Reihe vom Volkscharakter 
und von den sonstigen Umständen ab. 

2. Kapitel. Die „gereehte^^ und „1)e8te^^ Verteilung des 
Volkseinkommens. 

Mit der (im vorhergehenden Kapitel erörterten) Frage nach der 
„relativen Höhe der einzelnen Einkommenszweige^ ist von selbst die 
weitere Frage berührt, ob denn die Höhe der Grundrente, des Kapital- 
zinses, des Arbeitslohnes und des Unternehmergewinnes auch den An- 
forderungen der Gerechtigkeit entspricht, und thatsäehlich hat denn 
diese Frage die Nationalökonomen auch vielfach beschäftigt. Formell 
allerdings konnte diese Frage von den Vertretern der älteren sog. 
orthodoxen Nationalökonomie nicht aufgeworfen werden, denn jene 
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Männer waren von der Überzeugung erftUt, dafs das gesammte wirt- 
schaftliche Leben von gewissen unabänderlichen „Naturgesetzen^ be- 
herrscht werde, und deshalb waren sie (wie im Eingange des vor- 
hergehenden Kapitels ' erwähnt wurde) bestrebt, allerorts nach den 
„natürlichen*' Preisen, nach der „natürlichen" Grundrente, dem „natür- 
lichen*' Eapitalzinse, dem „natürlichen" Arbeitslohne und dem „natür- 
lichen" üntemehmergewinne zu forschen. Steht man aber auf diesem 
Standpunkte, dann hat die Frage, ob etwa dieser oder jener Arbeits- 
lohn ein „gerechter" ist, genau denselben Sinn, wie etwa die Frage, 
ob es „gerecht" ist, dafs die Menschen erkranken, oder dafs so viele 
Menschen in der Jugend sterben, während andere ein hohes Alter er- 
reichen, oder ob es „gerecht" ist, da& etwa das Holz der Eiche diese, 
das Holz der Fichte jene chemischen Bestandteile enthalte u. s. w. 
Trotzdem regte sich auch in jenen älteren Vertretern unserer Wissen- 
schaft das nationalökonomische Gewissen, und wenn sie auch nicht 
direkt von der „Gerechtigkeit" speciell des Arbeitslohnes sprechen oder 
dieselbe zu verteidigen wagten, so waren sie doch immer bemüht, 
nachzuweisen, dafs der Lohn die Tendenz habe, zu steigen, dafs die 
heutigen Arbeiter viel luxuriöser leben, als selbst die Könige oder die 
Adeligen im Altertume oder im frühen Mittelalter, dafs das „Existenz- 
minimum", zu dem die Arbeiter verurteilt sein sollen, ein dehnbarer 
Begriflf ist, und dafs die Arbeiter — wenn sie nur im Punkte der Ehe- 
schliefsung etwas zurückhaltender sein wollten — das denkbar ange- 
nehmste Leben führen könnten u. s. w. 

Gerade den entgegengesetzten Standpunkt nehmen die Vertreter 
des sog. wissenschaftlichen Sozialismus ein. Sie lehren, dafs gerade um- 
gekehrt der heutige Arbeitslohn der denkbar „ungerechteste" ist, weil 
der Arbeiter nur einen schmählichen Hungerlohn, das Existenzminimum 
erhalte, während ihm von Natur und Rechts wegen der „volle Arbeits- 
ertrag" als Lohn gebühre, da das gesammte Nationalprodukt einzig und 
allein von den (eigentlichen Hand-)Arbeitern hergestellt werde. 

Beide Anschauungen sind extrem und nach meinem Dafürhalten 
unrichtig. Beide fufsen nämlich auf dem ganz falschen Gedanken, dafs 
es möglich sei, den Anteil jedes der drei sog. Produktionsfaktoren oder 
doch wenigstens den der Arbeit auszuscheiden und ziffernmä&ig zu be- 
rechnen. Die ältere sog. orthodoxe Schule, welche (wie schon früher 
hervorgehoben wurde) den Pachtschilling mit der Grundrente, den Dar- 
lehenszins mit dem Kapitalertrage und den Arbeitslohn mit dem Ar- 
beitsertrage verwechselte, weil sie an das Walten irgend welcher über- 
natürlicher „Naturgesetze" glaubte, die das wirtschaftliche Leben be- 
herrschen und dafür sorgen, dafs allerorts die „natürliche" Grundrente, 
der „natürliche" Zins und der „natürliche" Arbeitslohn „von selbst" 
zum Durchbruch gelangen — , die orthodoxe Schule glaubte, es sei durch 
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die Praxis des Wirtschaftslebens der Beweis erbracht, dafs der Anteil 
der drei Frodaktionsfaktoren am fertigen Produkte sich auf Heller und 
Pfennig berechnen lasse ; der Pachtschilling repräsentiere eben den An- 
teil des Bodens, der Darlehenszins den Anteil des Kapitals und der 
Arbeitslohn den Anteil der Arbeit. (Dafs diese ältere Schule dann auf 
den sog. ,,Unternehmergewinn^ als ein absolut unlösbares Rätsel stiefs, 
das sie nur durch allerhand Inkonsequenzen und gewundene Redens- 
arten notdürftig zu verschleiern — nicht zu „erklären*' — vermochte, 
gehört auf ein anderes Blatt.) Die Vertreter des sog. wissenschaft- 
lichen Sozialismus anderseits gingen summarischer vor. Der Anteil des 
Bodens und des Werkzeuges am fertigen Produkte liefe sie sehr gleich- 
giltig; sie reklamierten einfach das ganze Produkt für den Arbeiter 
allein, weil sie die Behauptung aufstellten, der Produktionsprozefs dürfe 
nicht „naturgeschichtlich*', sondern müsse „wirtschaftlich*' betrachtet 
werden (Rodbertüs), und „wirtschaftlich betrachtet" sei das Produkt 
lediglich das Ergebnis menschlicher (und zwar gegenwärtiger und „vor- 
gethaner") Arbeit — , ergo gehöre von Natur und von Rechts wegen 
das Produkt einzig und allein dem Arbeiter. 

Bei näherer Betrachtung zeigt es sich, dafo beide Meinungen un- 
haltbar sind. Es ist absolut unmöglicli, die Anteile der drei sog. Pro- 
duktionsfaktoren am fertigen Produkte auszuscheiden und ziffernmäisig 
zu berechnen, weil eine Gleichung mit drei Unbekannten, die nur einen 
einzigen Ansatz zuläfat (also beispielsweise x + y-hz = 100) nie aufgelöst 
werden kann. Und ebenso absolut unmöglich ist es, zu behaupten, dafs 
das fertige Produkt aussehlie&lich das Resultat der Arbeit derjenigen 
Personen sei, welche die Rohstoflfe gewonnen, die Werkzeuge ange- 
fertigt und das fragliche Produkt geformt haben, denn alle übrigen 
thätigen Mitglieder der menschlichen Gesellschaft (der Lehrer, der 
Künstler, der Arzt, der Beamte, der Soldat u. s. w.) haben indirekt ihr 
Seh erf lein zur Herstellung dieses bestimmten Artikels beigesteuert. Ist 
dies aber richtig, dann ist der Forderung des „gerechten" Arbeits- 
lohnes (bezw. der „gerechten" Grundrente, des „gerechten" Zinses und 
des „gerechten" Unternehmergewinnes) der Boden unter den Fülsen 
weggezogen. Die einzige Forderung, die also aufgestellt werden kann 
— die aber auch vollständig ausreicht — ist , dafs das sog. National- 
einkommen unter die beteiligten Klassen, die Grundbesitzer, die sog. 
Kapitalisten, die Arbeiter und die Unternehmer in einer „billigen" und 
„zufriedenstellenden" Weise verteilt werde. Dafs dies thatsächlich ge- 
nügt, geht schon aus dem einen (auch schon an früherer Stelle hervor- 
gehobenen) Umstände hervor, dafs die Welt kein Börsensaal und die 
Menschen, wenigstens im privaten Leben, keine Börsenjobber sind. 
Welcher vernünftige Mensch denkt auch nur entfernt daran, sich im 
privaten Leben jeden Schritt oder jede Handbewegung bezahlen zu 
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lassen und doch müfste man dies verlangen, wenn man am Prinoip des 
„gerechten Arbeitslohnes** festhalten soll. Das private Leben mit seinem 
fortwährenden Bestreben, sich anderen Personen gefällig zu erweisen. 
Freunde bei sieh zu sehen, sie möglichst gut zu bewirten, Geschenke 
zu machen u. dergL, ist weiter nichts als ein ununterbrochener Protest 
gegen die orthodoxe Nationalökonomie und ihre Lehre von der „ge- 
rechten Einkommensvertheilung." Und was vom privaten Leben gilt, 
gilt ja zum guten Teile auch vom Erwerbsleben. Der Mensch will — 
je nach seinen Verhältnissen — annähernd sorgenfrei existieren ; ist ihm 
aber eine derartige Existenz gewährt, so denkt er nicht entfernt daran, 
sich jede Leistung durch eine entsprechende Gegenleistung haarscharf 
vergüten zu lassen. Freilich, was unter einer „billigen*' und „zufrieden- 
stellenden** Verteilung des Volkseinkommens zu verstehen sei, das ist 
kein Kechenexempel, das ist Sache des Geftthls; das sog. allgemeine 
Geftlhl eines jeden Volkes wird aber zu jeder Zeit diese Frage mit 
genügender Zuverlässigkeit zu beantworten wissen. 

Ein Umstand mufs allerdings hervorgehoben werden. Rodbertüs 
lehrt bekanntlich, dafs jedes Produkt — „wirtschaftlich betrachtet** — 
lediglich als das Resultat von Arbeit anzusehen sei, und zwar lediglich 
derjenigen Arbeit, welche das fragliche Produkt geformt hat, ferner 
derjenigen Arbeit, welche die hierzu erforderlichen Werkzeuge herge- 
stellt hat, und derjenigen Arbeit, welche die betreffenden Rohstoffe ge- 
wonnen hat. Alle übrigen Personen, also insbesondere der Gelehrte, 
der Künstler, der Arzt, der Beamte, der Soldat u. s. w. haben zu dem 
Zustandekommen der Produkte nichts beigetragen ; sie müssen aber aus 
dem Produkte der eigentlichen Arbeiter mit ernährt werden, und hierin 
bestehe die „Ausbeutung** des Arbeiters. In dieser engen Fassung ist die 
Lehre von Rodbertüs unstreitig falsch. Zu dem Zustandekommen des 
sog. Nationalproduktes haben alle Angehörigen des betreffenden Volkes, 
wenn sie nur in irgend einer Weise nützlich thätig waren, direkt oder 
indirekt beigetragen, und selbst der letzte Seiltänzer oder Kunstreiter 
darf sich rühmen, dafs er seinen bescheidenen Anteil am Nationalpro- 
dukte habe. Denn wenn er — seine „Leistungen** mögen noch so er- 
bärmlich sein — seinen Zuschauern ein paar vergnügte Stunden bereitet 
hat, so werden diese Leute am nächsten Morgen freudiger und frischer 
an die Arbeit gehen und demgemäfs mehr leisten, als wenn sie am 
vorhergegangenen Tage keinen „Kunstgenufs** gehabt hätten. 

Dagegen ist es ebenso unstreitig richtig, dafe es eine ganze Reihe 
von Personen giebt, die nicht ein Atom zur Herstellung des National- 
produktes beigesteuert haben, und das sind einmal diejenigen Personen, 
welche aus physischen Gründen nicht arbeiten können, wie die Kinder, 
die Kranken, die Greise, Sieche, verkrüppelte Personen u. dergl. Das 
sind aber zum zweiten die nicht arbeitenden (aber wohlgemerkt nur 
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unter der Yoranssetzung, dafs sie die absolutesten Müfsiggänger sind 
und gar nichts nützliches thun) Rentner, d. i. also die sogen. KapitaUsten 
und die Grundbesitzer. Sofern diese Personen aus dem Verleihen ihres 
Vermögens oder aus der Verpachtung ihres Grundbesitzes eine Rente, 
d. i. einen gewissen Teil des Nationalproduktes aus dem Reohtstitel 
ihres Eigentumes beziehen, erscheinen sie auf den ersten Blick als 
Parasiten, und in sofera hat die Lehre von der „Ausbeutung^ der Ar- 
beiter einen Anschein von Berechtigung. Aber freilich darf man dann 
den Begriff der „ausgebeuteten Arbeiter^ nicht ausschlieMich auf die 
eigentlichen Handarbeiter beschränken, denn durch die Rentenbezüge 
der nicht arbeitenden Grundbesitzer und Kapitalisten wird das ganze 
Nationalprodukt gekürzt und das Einkommen aller arbeitenden Bürger 
— das des Handarbeiters ebenso wie das des thätigen Fabrikanten, des 
Arztes, des Beamten u. s. w. — verringert. 

Allein damit ist die Frage nach der Berechtigung des privaten 
Grund- und Kapitaleigentumes berührt. Gelangt man dann — wie dies 
übrigens Rodbebtus ausdrücklich zugesteht — zu dem Resultate, dafs 
man vorläufig und in der nächsten absehbaren Zukunft die Institution 
des privaten Grund- und Kapitaleigentumes nicht entbehren kann, weil 
es einen unersetzbaren Zwang zur Arbeit involviert und sich als der 
kräftigste Sporn zum wirtschaftlichen Fortschritt darstellt (vgl. oben 
S. 109), dann muis man auch die Rentenbezttge der nicht arbeitenden 
Grundbesitzer und Kapitalisten mit in den Kauf nehmen, geradeso wie 
wir die Ausgaben fbr die Strafanstalten und die Bediensteten derselben 
heute als notwendiges Übel mit in den Kauf nehmen müssen. Besteht 
nämlich einmal das private Grund- und Kapitaleigentum, dann liegt 
es im Wesen desselben, dafs der Besitzer sein Eigentum nach Belieben 
benutzen und jeden zweiten von der Benutzung ausschliefsen darf; und 
soll er dazu veranlaJst werden, sein Vermögen einem zweiten zu über- 
lassen, damit dieser es zur Produktion benutze, so kann dies in der 
Regel nur in der Weise geschehen, dafs dieser zweite dem Eigentümer 
eine angemessene Entschädigung — den Pacht- oder Mietzins — be- 
zahlt. (Im übrigen vgl, oben I. Teil, Kapitel 3, Einkommensverteilung 
in der Volkswirtschaft im allgemeinen S. 62 ff., insbesondere S. 78 ff.) 

3. Kapitel. Einflufs der EinkommensTerteilung auf die Produktion. 

Es ist begreiflich, dafs die Art der Einkommensverteilung eine 
wesentliche Rückwirkung auf die Produktion ausüben mufs. Wo bei- 
spielsweise die Einkommensverteilung ziemlich gleichmäfsig ist, d. h. 
,wo es keinen oder doch nur wenig Reichtum giebt, tveil die Angehörigen 
des betreffenden Volkes ziemlich gleich wohlhabend oder gleich dürftig 
sind, werden vorwiegend solche Güter produziert werden, die fast jeder 
Einzelne benötigt, oder mit anderen Worten, dort werden vorwiegend 
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Güter des sogen. Massenbedarfes produziert werden ; die sogen. Luxus- 
industrie wird nahezu vollständig fehlen. Wo hingegen eine gröfsere 
Zahl reicher Leute lebt, wird sich begreiflicher Weise die sogen. Luxus- 
industrie einstellen. Umgekehrt wird, wo kein Reichtum herrscht und 
die Verteilung des Einkommens gleichmäfsig ist, die Begründung gröfserer 
Unternehmungen möglicher Weise mit Schwierigkeiten verknüpft sein, 
weil niemand da ist, der das erforderliche gröfsere sog. „Kapital in 
den Händen hätte (vgl. oben S. 109); vielleicht fehlt es auch an den 
nötigen Arbeitskräften, weil das Gros der Bürger zu gut situiert ist 
und keine Lust verspürt, die Rolle von schlecht bezahlten Arbeitern zu 
tibernehmen. 

Steht ferner in einem Volke eine geringe Zahl Überreicher der 
grofsen Menge der Besitzlosen gegenüber, so kann leicht jener unge- 
sunde Zustand der Produktion eintreten, auf den speciell von soziali- 
stischer Seite hingewiesen wird, dafs nämlich in den Fabriken die nütz- 
lichsten Gegenstände angefertigt werden, aber unverkäuflich bleiben, 
und dalls anderseits die besitzlosen Arbeiter hungern und frieren und 
nicht in den Besitz jener schönen Sachen gelangen können, weil ihnen 
das nötige Geld fehlt, um dieselben zu kaufen. Dieser ungesunde Zu- 
stand ist — wie RoDBERTUS richtig hervorhebt — auf die ungleiche 
Einkommensverteilung und in letzter Reihe auf die bestehende Gesell- 
schaftsordnung zurückzuführen. Die Wohlhabenden sind durch die Rück- 
sicht auf die Zukunft ihrer Familien gezwungen, auf die Vergröfserung 
ihres Vermögens bedacht zu sein, d. h. sie müssen einen Teil ihrer 
Einnahmen „kapitalisieren^. Diese „Kapitalisierung^ kann aber nur 
in der Weise erfolgen, dafe die ersparten Summen zur Begründung 
neuer Unternehmungen verwendet werden (ob der Sparende selbst die 
neue Unternehmung ins Leben ruft oder die ersparte Summe einem 
zweiten leiht, ist selbstredend gleichgiltig). Auf diese Weise werden 
ohne Rücksicht auf den Bedarf kontinuierlich neue Produktionsstätten 
geschaffen. Und selbstverständlich ist diese jährliche Ersparnis und 
„Neu-Kapitalisierung" um so gröfser, je ungleichmä&iger das Vermögen 
und das Einkommen verteilt ist. Für den Milliardär ist es begreiflicher 
Weise ein leichtes, jährlich eine grofse Summe zu erübrigen und zur 
Begründung neuer Unternehmungen zu verwenden; aber ungeheuer 
schwer wird es fallen, diese Summen zusammen zu bringen, wenn kein 
Reicher da ist, und wenn etwa jeder Bürger — sagen wir — jährlich 
nur zehn Mark erübrigen kann. Anderseits ist auch der Reiche ge- 
zwungen, darauf zu sehen, daä seine Einnahmen sich möglichst günstig 
gestalten; er wird daher in seiner Eigenschaft als Unternehmer darauf 
sehen müssen, dafs er seinen Arbeitern keinen höheren Lohn zahlt, als 
er nach der Lage des Arbeitsmarktes zahlen muls, und so gelangt man 
zu dem widerlichen Schauspiele, dafe das Gros der Bevölkerung (die 
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Arbeiter) an dem Notwendigsten Mangel leidet, w&hrend die Magazine 
der Fabriken bis unter die Dachsparren hinauf mit den schönsten Waren 
gefliUt sind, für die sich keine Käufer finden. Eine gleiohmäfsigere 
Verteilung des Einkommens wäre im stände, hier sofort Wandel zu 
scha£fen. 

Allerdings ist auch hier dafbr gesorgt, dafs die Bäume nicht in 
den Himmel wachsen. Der Reichtum macht die Menschen genu&sttchtig, 
und wo gar zu grofser Reichtum sich ansammelt, da stellen sieh auch 
die parasitischen Existenzen ein, welche dem an BlutüberfbUe leidenden 
Organismus einen Teil des Überschusses — mitunter auch das Ganze — 
abzuzapfen verstehen und so von selbst dafllr sorgen, dafs das tlber- 
grofse Vermögen oder Einkommen sich wieder auf mehrere Köpfe ver- 
teilt. Etwaige Heiraten sorgen auch für die Verteilung, und nützen 
auch diese nichts, so degeneriert schliefslich der Stamm, und die be- 
treffenden Familien sterben aus. 

Eventuell kann man noch in einem zweiten Sinne von dem Ein- 
flüsse der Einkommensverteilung auf die Produktion sprechen, und zwar 
in dem Sinne, dafs der Unternehmer jedesmal mit demjenigen Pro- 
duktionsfaktor haushälterisch umgeht, der zur Zeit teuer ist, also einen 
gröfseren Teil des Nationaleinkommens ftlr sich in Anspruch nimmt. 
Dafe also beispielsweise bei hohen Bodenpreisen und hoher Grundrente 
der Boden intensiv (mit viel Aufwand an sogen. Kapital und Arbeit) 
bestellt wird, dafs der Unternehmer bei hohen Löhnen bestrebt ist, die 
menschliche Arbeitskraft thunlichst durch Maschinen zu ersetzen und 
umgekehrt. 
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